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Editorial 

Neue Prioritäten für den Staat 

Beachtlicher Konsolidierungserfolg 

Die Österreichische Budgetpolitik der letzten Jahre war geprägt 
durch das Bestreben ,  die zur Teilnahme an der Europäischen 
Währungsunion erforderlichen fiskalischen Konvergenzkriterien 
zu erfüllen. Nach anfänglichen Turbulenzen rund um das erste­
sozial unausgewogene - Sparpaket vom Herbst 1 995 und um 
die Regierungskrise vom Spätsommer 1 996 - die zu Neuwahlen 
führte - einigte sich die neugebildete Regierung unter Einbezie­
hung der Sozialpartner auf ein 1 00 Mi l l iarden Schi l l ing - Spar­
paket. Gleichzeitig erklärten sich die Länder und Gemeinden 
bereit, d ie Sparmaßnahmen auch in ihrem Bereich umzusetzen .  

E in  strikter Budgetvollzug im Jahr 1 996 ermögl ichte d ie  plan­
mäßige Umsetzung der Maßnahmen. Erstmals seit vielen Jahren 
konnte der Voranschlag wieder eingehalten werden. 1 997 ge­
lang es sogar, den Voranschlag zu unterschreiten.  Angesichts 
geringer wachsender Steuer- und Beitragseinnahmen sowie zu 
erwartender Mehrausgaben als Folge von gesetzlichen Ände­
rungen mußte der Budgetvol lzug jedoch in der ersten Jahres­
hälfte bei den Ermessensausgaben verschärft sowie Beschrän­
kungen beim Import von Zigaretten aus den Oststaaten einge­
führt werden. Deutlich niedrigere Zinsenzahlungen und Mehrein­
nahmen in anderen Bereichen (Privatisierung der Creditanstalt, 
3. Mobi ltelefonlizenz etc.)  unterstützten den Budgetvol lzug. 

Das sogenannte Maastricht-Defizit des Bundes war 1 997 nach 
derzeit vorl iegenden Schätzungen etwa gleich hoch wie das ad­
ministrative Defizit. Da die budgetäre Situation bei den Ländern 
und Gemeinden nicht zuletzt aufgrund zu pessimistischer Ein­
schätzungen besser ist als angenommen, wird Österreich mit Si­
cherheit das für die Tei lnahme an der dritten Stufe der Wäh­
rungsunion erforderliche Defizitkriterium erreichen. Mit 2 ,5% des 
B IP wird die Drei-Prozent-Grenze sogar deutlich unterschritten.  
Auch beim Schuldenstand zeichnet sich ab, daß Österreich das 
Konvergenzkriterium erfüllen wird .  Nach vorläufigen Berechnun­
gen ging die öffentliche Verschuldung von 69,5% des B IP  im 
Jahr 1 996 auf 66, 1 %  im Vorjahr zurück. 

Dieser Konsolidierungserfolg kann zweifelsohne als beachtlich 
bezeichnet werden , innerhalb von nur zwei Jahren wurde das 
gesamte öffentliche Defizit um etwa 2 � Prozentpunkte des B IP 
gesenkt. Bei der  Budgeterstel lung für das Jahr  1 998 zur Errei­
chung des Budgetziels mußten jedoch erneut konsolidierende 
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Maßnahmen getroffen werden. Das war vor allem darauf zurück­
zuführen, daß das Sparpaket neben strukturellen auch eine Rei­
he von Maßnahmen enthält, die entweder Einmaleffekte bewir­
ken oder zu Vorzieheffekten bei den Steuereinnahmen führen.  

Die Frage nach der Nachhaltigkeit der bisherigen Konsoli­
d ierungsbemühungen verdient daher besonderes Interesse. l n  
der  wirtschaftswissenschaftlichen Debatte herrscht weitgehend 
Einigkeit darüber, daß für die Beurtei lung der Nachhaltigkeit die 
Entwicklung der strukturellen Defizitquote - also der um die kon­
junkturellen Einflüsse bereinigten - der geeignetere Referenz­
wert ist. Gegen die Verwendung des strukturellen Defizits als 
Referenzwert werden jedoch die unterschiedlichen Berech­
nungs- und Schätzmethoden und die daraus resultierenden ver­
schiedenen Werte angeführt. Ein international akzeptiertes 
"common sense"-Modell wäre daher wünschenswert, da solchen 
Berechnungen in Hinkunft erhöhte Bedeutung zukommen wird . 
Nach Schätzungen der OECD hat sich das strukturelle Defizit 
zwischen 1 995 und 1 997 halbiert (von 4,6% auf 2,3%) und steigt 
danach in den Jahren 1 998 und 1 999 wieder auf 2,6% an.  

Im Stabi l itätspakt verpfl ichten sich die Teilnehmerstaaten an 
der Währungsunion programmatisch zu Haushaltsdefiziten,  die 
"close to balance" l iegen bzw sogar zu Überschüssen. Das be­
deutet aber nicht notwendigerweise, daß das gesamtstaatliche 
Finanzierungsdefizit auf Null gesenkt werden muß. Da der Maas­
tricht-Vertrag eine Defizitobergrenze von drei Prozent zuläßt, 
hängt die "erlaubte" Höhe des strukturellen Defizits von der 
Konjunkturreagibi l ität der öffentlichen Haushalte ab. Aufgrund 
der relativ kleinen Konjunkturkomponente in den öffentlichen 
Haushalten errechnete das Wirtschaftsforschungsinstitut für 
Österreich einen zusätzlichen Spielraum für ein strukturelles 
Defizit von knapp über 1 %  des B IP. Mit anderen Worten: Wird 
der in der wissenschaftl ichen Diskussion umstrittene Stabil itäts­
pakt ernst genommen und will Österreich bei Konjunkturab­
schwüngen ein Überschreiten der Drei-Prozent-Grenze und da­
mit u .U .  Sanktionszahlungen vermeiden, dann müssen weitere 
langfristig wirksame Maßnahmen auf der Ausgaben- und/oder 
Einnahmenseite gesetzt werden. Der jetzt in Gang gekommene 
Konjunkturaufschwung, der sich allen Anzeichen nach fortset­
zen wird, soll auch zur weiteren Konsolidierung der Staatsfinan­
zen genutzt werden. I nsgesamt aber stellt sich die Frage nach 
den künftigen Spielräumen der Fiskalpolitik. 

Künftige Spielräume der Fiskalpolitik 

l n  der Währungsunion werden die Spielräume der nationalen 
Makropolitik durch den Wegfall der Wechselkurs- und Geldpoli-
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tik deutl ich geringer sein .  Durch den Stabil itätspakt wird die Au­
tonomie des verbleibenden zentralen Steuerungsinstruments, 
der Budgetpolitik ,  weiter eingeschränkt. Der Stabil itätspakt baut 
in seiner vorl iegenden Form auf einer sehr engen Konzeption 
von Stabil ität auf, die fast ausschließlich als Preisstabil ität defi­
niert wird .  Damit bleiben andere Aspekte wirtschaftl icher und so­
zialer Stabil ität außer acht, etwa die Stabil ität von Wachstum, 
Beschäftigung, Einkommen oder sozialer Sicherheit. Er ist somit 
Ausdruck einer wirtschaftspolitischen Grundauffassung , die mo­
netären Positionen Priorität einräumt und den Rückzug des 
Staates aus der Wirtschaftspolitik weiter forciert. Makroökonomi­
sche Kreislaufzusammenhänge bleiben weitgehend ausgeblen­
det. Der Stabil itätspakt bringt auch ein grundsätzliches Mißtrau­
en gegenüber der Politik zum Ausdruck. Sichtbares Zeichen da­
für sind der Sanktionsmechanismus und die äußerst streng an­
gelegten Ausnahmeregeln.  Er muß freil ich auch als politischer 
Kompromiß gesehen werden, hinter dem der Konfl ikt über unter­
schiedl iche wirtschaftspolitische Paradigmen schwelt. 

Wenn wir in Hinkunft Makropolitik (verstärkt) zur Schaffung 
und Sicherung von Beschäftigung einsetzen wollen, dann wäre 
eine grundlegende Revision oder zumindest Entschärfung des 
Stabil itätspaktes mehr als wünschenswert. Eine Entschärfung 
könnte etwa dadurch erreicht werden, daß man das Verfahren 
auf die strukturel le Defizitkomponente beschränkt und die Ent­
wicklung der Arbeitslosenquote bei Verhängung eines 
"Excessive Deficit Procedure" mitberücksichtigt Eine andere 
Möglichkeit bestünde darin ,  die im Vertrag gegebenen ln­
terpretationsspielräume zu nützen. Das gilt insbesondere für die 
Prüfung durch den Rat, ob ein übermäßiges Defizit vorliegt (Art 
1 04c (6)). 

Ein positiver Aspekt des Stabil itätspakts kann darin gesehen 
werden, daß er die Politik zwingt, die Spielräume für eine Makro­
Fiskalpolitik auszuloten. Die Fiskalpolitik legte ihren Schwerpunkt 
bisher stark auf den Budgetsaldo und weniger auf die Budget­
struktur. Aufgabe der Fiskalpolitik in den nächsten Jahren muß 
es daher sein ,  das Schwergewicht auf die Einnahmen- und Aus­
gabenstrukturen zu legen. 

Die verschiedenen Einnahmen- und Ausgabenkategorien 
müssen im Hinbl ick auf ihre Beschäftigungsrelevanz überprüft 
werden. Auf der Ausgabenseite bedeutet das dreierlei :  Erstens 
müssen Entscheidungen zwischen investiven und konsumptiven 
Ausgaben getroffen werden, wobei auch die Art der Finanzie­
rung eine Rolle spielt. Zweitens stel lt sich die Frage, ob Ausga­
ben wachstums(beschäftigungs)fördernd oder wachstumshem­
mend sind und drittens, ob von den Ausgaben die richtigen An­
reizwirkungen ausgehen . Einnahmenseitig ist die Steuerstruktur 
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der wichtigste Ansatzpunkt. ln d ieser Hinsicht haben d ie 
Arbeiterkam mer und die Gewerkschaft die D iskussion darüber 
mit der Forderung nach einer Umstellung der Finanzierung des 
Famil ienlastenausgleichsfonds in zumindest einem Teilbereich 
eingeleitet. E ine diesbezügl iche Studie zeigte, daß die Umstel­
lung von der lohnbezogenen Finanzierung auf eine wert­
schöpfungsbezogene Besteuerung Anreize zu mehr Beschäfti­
gung setzt. I m  Zusammenhang mit der Umkehrung des Trends 
zu immer stärkerer Besteuerung der Arbeit relativ zu anderen 
Besteuerungsgrundlagen wird auch die Frage einer weiteren 
Ökologisierung des Steuersystems zu stellen sein .  

Der Stabi l itätspakt zwingt auch, die Konjunkturreagibi l ität der 
Einnahmen und Ausgaben näher unter die Lupe zu nehmen . Je 
höher die E lastizität der Einnahmen und Ausgaben ist, um so 
geringer ist im gegebenen Korsett des Maastrichter Vertrages mit 
seinen fixen fiskal ischen Regeln der konjunkturel le Spielraum 
und um so höher ist der Druck, einzelne Einnahmen- und Aus­
gabenkategorien anzupassen.  Damit würde kurzfristig das Wir­
ken der automatischen Stabil isatoren zur Stabilisierung der Kon­
junktur verringert, was zu Wachstumseinbußen führt. Längerfri­
stig müssen zu hohe strukturelle Defizite reduziert werden, wenn 
man den Sanktionszahlungen entgehen wil l .  

Was die i nternationale Ebene anlangt, hat der Europäische 
Rat in Luxemburg im Dezember 1 997 in einer Entschließung die 
Weichen für die wirtschaftspolitische Koordinierung in der dritten 
Stufe der Währungsunion festgelegt. Gegenstand der Koordina­
tion sind vor allem die Budget-, Struktur- und Steuerpolitik ,  wobei 
der Grundsatz der Subsidiarität zu wahren ist. Die Beobachtung 
der Wirtschaftslage und die Erörterung wirtschaftspol itischer 
Maßnahmen sol len künftig regelmäßig auf informellen Ecofin­
Tagungen behandelt werden. Kommission und Europäische 
Zentralbank werden zu diesen Tagungen eingeladen. Geht es 
um Fragen von gemeinsamem Interesse, nehmen auch die 
"outs" an den Sitzungen tei l .  Die französisch-österreichische Auf­
fassung,  wonach der Ecofin-Rat auch Gespräche mit den Sozi­
alpartnern führen sollte, findet in der Entschl ießung keinen N ie­
derschlag . Ziel d ieser Gespräche wäre es gewesen ,  der 
Fiskalpolitik ein stärkeres Gewicht bei der Konjunktursteuerung 
zu geben.  Es bleibt abzuwarten ,  ob d ieser neu geschaffene 
"Eurorat" d ie  Chance nützen wird , durch einen geeigneten 
Policy-Mix zu mehr Beschäftigung und Einkommenswachstum 
beizutragen .  

Statt Redimensionierung des Staates ... 

Im Zusammenhang mit dem Stabil itätspakt und den künftigen 
Handlungsspielräumen der Fiskalpol itik stellt sich die Frage, ob 
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die Verpfl ichtung zu einem ausgeglichenen Budget überhaupt 
dem Stand der Finanzwissenschaft entspricht? Natürlich ist ab 
einem bestimmten Schuldenstand und der damit verbundenen 
Zinsenbelastung die Konsol idierung der Budgets eine zentrale 
wirtschaftspolitische Aufgabe, die auch ohne Druck durch die fis­
kal ischen Konvergenzkriterien wahrgenommen werden muß. 
Dabei darf aber der Effekt von makroökonomischen Fehl­
steuerungen - etwa die Wachstumsdämpfung und Zinsbe­
lastung als Folge der restriktiven Geldpolitik der letzten Jahre -
nicht aus dem Auge gelassen werden. Ein ausgeglichenes Bud­
get oder Budgetüberschüsse sind bei "normaler Konjunktur" des­
halb noch n icht erforderl ich . Es kann n icht darum gehen, den 
Staat zurückzudrängen , weil der - ökonomisch schlecht begrün­
dete - Stabil itätspakt das so vorsieht. Bedeutsame Konsoli­
dierungsschritte in Richtung Budgetüberschüsse können h inge­
gen dann erforderlich werden, wenn das beispielsweise auf­
grund künftiger Finanzierungsbelastungen (Pensionen,  Pflege­
vorsorge etc . )  zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des 
Staates erforderlich wird .  

Ausgegl ichene Budgets können andererseits zu  einem Ver­
zicht auf Wachstumspotentiale führen.  Das wird etwa dann ein­
treten ,  wenn Infrastrukturinvestitionen oder immaterielle Investi­
tionen im Zuge der Budgetkonsolidierung unterbleiben müssen.  
Die neueren Entwicklungen der (endogenen) Wachstumstheorie 
gehen davon aus, daß Infrastrukturinvestitionen eine positive 
Auswirkung auf die Produktivitätsentwicklung des privaten Sek­
tors haben . Die empirischen Arbeiten der neuen Wachstums­
theorien erlauben trotz ihrer teilweisen Widersprüchl ichkeit den 
Schluß, daß Infrastrukturinvestitionen aus Gründen der langfri­
stigen wachstumsrelevanten Beschäftigungssicherung zu den 
Maßnahmen von großer wirtschaftspolitischer Bedeutung zäh­
len. Die Finanzwissenschaft anerkennt, daß Defizite in der Höhe 
der Investitionen unbedenklich sind , das bedeutet aber noch lan­
ge n icht, daß trotz der Verankerung der sogenannten "goldenen" 
Finanzierungsregel im Protokoll zu Art 1 04c ein Defizit in dieser 
Höhe im Ernstfall sanktionsfrei bleibt. 

Schon d iese Überlegungen zeigen,  daß ausgeglichene Bud­
gets auch kontraproduktiv sein können. Die Forderung nach aus­
geglichenen Budgets ist unter dem Einfluß des Neoliberal ismus 
entstanden. ln vielen westl ichen Industriestaaten ist der Staat 
zum Gegenstand der politischen Auseinandersetzung gewor­
den . H inter den Schlagworten Deregul ierung , "minimal 
government", "lean state", New Public Management oder Moder­
nisierung der Verwaltung verbirgt sich oft n ichts anderes als die 
Zurückdrängung des Staates. Freilich kann nicht geleugnet wer­
den, daß die Unzufriedenheit mit staatl ichen Leistungen aus ver-
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schiedensten Gründen gestiegen ist. Auch die Kritik am Sozial­
staat wird - insbesondere von l iberaler Seite - immer vehemen­
ter vorgetragen. Und schließlich haben sich n icht nur die wirt­
schaftlichen Rahmenbedingungen (Giobalisierung,  Oster­
weiterung usw. ) geändert, es hat in den letzten Jahren auch ein 
gesellschaftl icher und organisatorischer Wandel stattgefunden . 
Vor diesem Hintergrund wird es verständl ich, wenn n icht nur kon­
servative Beobachter auf eine Neubewertung der Rolle des 
Staates drängen. 

Die ökonomische Diskussion über die neue Rolle des Staates 
konzentriert sich überwiegend auf Fragen der allokativen Effizi­
enz. I m  Zentrum der Kritik steht dabei die Bürokratie ,  die durch 
schwerfäl l ige Abläufe geprägt ist. Da das Staatsversagen bei 
weitem das Marktversagen übersteige, müsse sich nach Ansicht 
der "minimal government-Apostel" der Staat so weit wie möglich 
aus Wirtschaft und Gesellschaft zurückziehen. ln d iesem Kontext 
wird gerne das Beispiel Neuseeland mit seinen radikalen Refor­
men im öffentlichen Sektor als Paradebeispiel herangezogen. 

Natürlich wäre es verfehlt, wollte man lneffizienzen oder die 
"bureau-patho/ogies" im öffentlichen Sektor leugnen. Im Gegen­
teil ,  es sollte alles unternommen werden, um diese Angriffspunk­
te zu beseitigen.  Aber die (Budget)Politiker sol lten dabei weder 
ahistorisch agieren noch gut funktionierende Institutionen und 
bestehende soziale Realitäten außer acht lassen . 

Eine Studie von Ökonomen des Währungsfonds zeigt, daß es 
in historischer Betrachtung nur wenige soziale Trends gibt, die so 
eindeutig sind, wie das Wachstum des Staatssektors . Es wird 
gezeigt, daß sich die Staatsquote in industrialisierten Ländern in 
den letzten hundert Jahren sehr stark erhöht hat. Sowohl der 
Anteil der öffentlich Bediensteten als auch jener der Staatsaus­
gaben stieg im Zuge der I ndustrialisierung und Modernisierung -
unabhängig davon, welche Ideologie die jeweil ige Regierungs­
partei hatte. Ausgenommen von dieser Betrachtung sind jene 
Bereiche, in denen der Staat als Wirtschaftsunternehmer agier­
te. 

Der Staat als Wirtschaftsunternehmer mag ausgedient haben, 
aber es ist nicht einzusehen, warum dieser Trend für die Bereit­
stel lung öffentl icher und meritorischer G üter, also für den Staat 
im engeren Sinn ,  in Zukunft abreißen sollte. N icht a l les eignet 
sich für Deregul ierung und Privatisierung . Für d iese These las­
sen sich drei Faktoren anführen: kulturelle Erwartungen, demo­
graphische und technologische Entwicklungen. H insichtlich des 
ersten Faktors kann davon ausgegangen werden, daß d ie Er­
wartungen der Menschen an den Sozialstaat erhalten bleiben, ja 
aufgrund der gestiegenen Risiken in bezug auf Beschäftigung 
sogar zunehmen werden. Daß die demographische Entwicklung 
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einen Einfluß auf die Größe des Staatssektors ausübt, wird we­
nig bestritten .  Eine wachsende Anzahl  von älteren Menschen 
wird neue politische Forderungen an den Staat stellen .  Zusätzli­
che budgetäre Belastungen sind auch aus der geplanten Ost­
erweiterung der EU zu erwarten. Am wenigsten offensichtlich ist 
vielleicht der Einfluß des technischen Fortschritts auf die Größe 
des Staatssektors. Die Erfindung und Anwendung bedeutender 
neuer Technologien erhöht den Bedarf nach Regul ierung und 
Kontrol le. Verbunden mit dem Entstehen neuer Technologien 
sind auch eine Reihe von neuen high-tech-Verbrechen (Com­
puterverbrechen, Software-Piraterie, Betrügereien, Beleid igun­
gen via Internet etc). Das stellt die Justiz vor neue Aufgaben . ln 
e iner zunehmend auf mehr Wissen basierenden Gesellschaft 
gewinnt auch die Ausbi ldung einen höheren Stellenwert. Was 
Arbeitnehmerinnen in Zukunft brauchen werden, ist aber n icht 
nur mehr Wissen,  es wird vermutlich auch notwendig sein ,  sich 
kontinu ierl ich neue Fähigkeiten zu erwerben.  Es ist n icht anzu­
nehmen, daß "die Wirtschaft" die dafür notwendigen Ausbil­
dungskosten allein übernehmen wird . 

... Ergebnissteuerung, Evaluierung und politische 

Prioritätensetzungen 

Damit soll nicht der Eindruck erweckt werden, daß nichts zu tun 
wäre. Im Gegentei l ,  wir wären im Lichte aller Herausforderungen 
gut beraten ,  würden wir als ersten Schritt verstärkt Performance 
Measurement als strategisches Element zur Ergebnissteuerung 
des öffentlichen Sektors einsetzen .  Es spricht vieles dafür, be­
triebswirtschaftl iche Elemente in den öffentl ichen Sektor zu inte­
grieren und ihn einer Effizienz- und Effektivitätsprüfung zu unter­
ziehen. Kostenrechnung, eine Straffung der Verwaltung , 
Controlling, Benchmarking etc. sind Elemente, die zu mehr Effi­
zienz im öffentlichen Sektor beitragen können. Die Modernisie­
rung des öffentlichen Sektors in Richtung der Private-Sector-Ef­
fizienz stößt jedoch an Grenzen, weil zwischen den beiden Sek­
toren große Struktur- und Funktionsunterschiede bestehen. I n­
strumente des New Public Management müssen daher die spe­
zifischen Konstitutionsbedingungen des öffentlichen Sektors 
berücksichtigen . Für eine Modernisierung des öffentlichen Sek­
tors ist eine Komplementarität von privatem und öffentlichem 
Sektor und nicht die Dominanz eines Regulierungsmodells zu 
Lasten des anderen entscheidend. Was wir daher brauchen, 
s ind n icht ideologische Dogmen, sondern vielmehr eine Balance 
zwischen den beiden Sektoren und damit eine optimale Ver­
knüpfung von Ergebnissteuerung und Bestandssicherung, der 
großen Stärke der klassischen Regelsteuerung . Mit Pilotprojek-
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ten , d ie auf Bundesebene weitgehend fehlen ,  könnte wie i n  an­
deren Ländern ein Veränderungsprozeß initi iert werden. 

l n  der Debatte über die neue Rolle des Staates kommt Evalua­
tionen als wichtigem Instrument zur Ergebnissteuerung eine 
Schlüsselrolle zu. Sie bi lden die G rundlage für eine Aufgaben­
kritik im Sinne von Zielerreichung.  Da sich - wie erwähnt - die 
wirtschaftlichen und gesellschaftl ichen Rahmenbedingungen 
geändert haben, sind heute möglicherweise andere Prioritäten 
zu setzen und andere I nstrumente zur Zielerreichung effektiver 
als die bestehenden . Hier ist die Politik gefordert, die die Zielset­
zungen möglichst präzise festlegen muß. Nur dann, wenn Leistun­
gen und Ziele in einem interaktiven Prozeß zwischen Verwaltung 
und Politik formul iert und weiterentwickelt werden, kann  eine 
nachhaltige Reform des öffentlichen Sektors erwartet werden, die 
sich wohltuend von einer bloßen Redimensionierung unterschei­
det. Es bedarf daher auch einer Modernisierung der Politik. 

Die Notwendigkeit für eine Prioritätensetzung läßt sich etwa 
am Beispiel des Sozialstaates zeigen. Aus gewerkschaftl icher 
Sicht besteht eine der Kernfragen darin ,  ob sich ein zugleich ef­
fizienter, effektiver und erschwingl icher Sozialstaat schaffen 
läßt? Der Sozialstaat schöpfte bisher seine Kraft aus seinem 
Grundprinzip, der Universalität der Anrechte. Dieses Grundprin­
zip wird wegen seiner Kosten - hoher Antei l  an Einkommens­
transfers - zunehmend in Frage gestellt. Es wird behauptet, daß 
universel le Ansprüche in Verbindung mit der Komplexität des 
Sozialstaates es politisch gut organisierten Gruppen leicht ma­
chen,  Begünstigungen zu erreichen,  die n icht mit spezifischen 
Problemen oder Armut zu begründen sind.  Kritisiert werden 
weiters die unklaren Vertei lungswirkungen, die dazu führen,  daß 
durch den Sozialstaat in erster Linie n icht ärmere Menschen ge­
fördert werden. Die Diskussion und d ie Reformbestrebungen 
verlagern sich daher vielfach hin zum subsidiären Sozialstaat. 
Tony Blair geht mit seinem Modell der "civil society' d iesen Weg. 
Demnach sollen universel le Anrechte durch gezielte - einkom­
mensabhängige - Sozialleistungen ersetzt werden. Er übersieht, 
daß universelle Ansprüche weitgehend effizient sind und unter­
schätzt die Vorteile der Organisation der sozialstaatl iehen Lei­
stungen im allgemeinen Verbund ("moral hazard'). Auch geht der 
solidarisierende Effekt der Sozialpolitik dabei teilweise verloren.  
Der subsidiäre Sozialstaat birgt die Gefahr in sich , daß die Bereit­
schaft breiter Schichten der Bevölkerung zur Alimentierung des 
Sozialstaates sinkt. Ein Sozialstaat für die Armen läuft immer 
Gefahr, ein armer Sozialstaat zu werden.  Ebenso wenig ziel­
führend ist es, sich an der Diskussion "Universalität versus Sub­
sidiarität" vorbeizuschwindeln, indem Transfers trotz budgetärer 
Engpässe weiterhin nach dem Gießkannenprinzip verteilt werden. 
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Wenn die l iberale Kritik am Sozialstaat ernst genommen wird ,  
dann führt kein Weg a n  einer Diskussion vorbei ,  die klar heraus­
arbeitet, was unter Gerechtigkeit verstanden und wer eigentl ich 
geschützt werden soll .  Es kann dabei n icht mehr nur um die Ge­
rechtigkeit zwischen Selbständigen und Unselbständigen ge­
hen, der Aspekt der vertikalen Umverteilung von hohen zu n ied­
rigen Einkommen wird stärker an Gewicht gewinnen. Gerade die 
Begründung , warum verschiedene Gruppen stärker als andere 
bevorzugt werden sol len, ist nicht einfach . Einfache Formeln für 
Gerechtigkeit gibt es n icht. Was irgendwann einmal als gerecht 
und mögl ich erschien, ist es unter veränderten demographi­
schen, sozialen, budgetären und wirtschaftl ichen Bedingungen 
nicht mehr. Es müssen neue Aushandlungsprozesse beginnen: 
zwischen Jungen und Alten,  Armen und Reicheren ,  zwischen 
Nutzern und Zahlern usw. Das ist ein politischer Prozeß, langwie­
rig und konfl iktreich . Und die Ergebnisse werden n icht allen ge­
fallen . Politische Parteien , die sich damit begnügen, für eine be­
stimmte traditionelle Klientel einzutreten,  werden zunehmend we­
niger mehrheitsfähig und begeben sich in eine technokratische 
Falle. Jene Parteien werden die Nase vorne haben, die die hö­
here Problemlösungskompetenz aufweisen können, die es bes­
ser verstehen, die verschiedenen Interessengruppen, Betroffe­
nen und Experten eines Problems zusammenzuführen und so 
lange zu verhandeln ,  bis Problemlösungen gefunden sind, die 
sozial verträglich sind und alle einbinden . Das allein ist aber noch 
zu wenig . H inter den Problemlösungen müssen von möglichst 
vielen geteilte Vorstel lungen stehen, wozu auch Gerechtigkeit 
oder soziale Fairneß, Solidarität und Sicherheit gehören.  

Absicherung der Konsolidierung und Steuerreform 

Das ist ein Programm, dessen Real isierung nur mittel- bis lang­
fristig erfolgen kann .  Kurzfristig geht es um zwei Dinge, eine Re­
form des Steuersystems und um die Absicherung des erreichten 
Konsolidierungserfolgs. Bei der Reform des Steuersystems gibt 
es Handlungsbedarf in mindestens dreierlei H insicht. Bereits an­
gedeutet wurde die Notwendigkeit der Entlastung des Faktors 
Arbeit. Steuern sind Kostenfaktoren ,  die sich auf den Preis eines 
Produktionsfaktors auswirken .  Dabei ist nicht nur in Österreich , 
sondern auch europaweit ein hohes N iveau der Belastung des 
Faktors Arbeit festzustel len, wobei h insichtlich des Kapitals die 
Tendenz eher in Richtung Entlastung geht. Betrachtet man daher 
die unterschiedl ichen Produktionsfaktoren, so kann n icht von ei­
nem allokationsneutralen Besteuerungssystem gesprochen wer­
den.  Da die Nachfrage nach Arbeit preiselastisch ist - wie 
ökonometrische Untersuchungen bestätigen -, kann  davon aus-
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gegangen werden, daß eine Absenkung der Kostensteuern auf 
Arbeit beschäftigungspolitisch vernünftig ist. Es sollte daher auf 
nationaler und internationaler Ebene al les unternommen wer­
den,  um eine Umbasierung von Sozialabgaben auf eine Wert­
schöpfungsabgabe zu forcieren. 

Zweitens geht es um die weitere Ökologisierung des Steuer­
systems. Sie ist vor dem Hintergrund der "Double-Dividend-Hy­
pothese" zu sehen. Umweltökonomen verbinden eine Umschich­
tung von lohnbezogenen Abgaben zu Ökosteuern damit, daß sie 
sowohl Umwelt- als auch Beschäftigungsvortei le bringt. Aus 
G ründen der Beschäftigung, aber auch , wei l  die Erg iebigkeit der 
U msatzsteuer als wichtigster Einzelsteuer mehr und mehr nach­
läßt, könnte und sollte vermehrt darüber nachgedacht werden,  
ob nicht auch die Umsatzsteuer teilweise durch Öko-Steuern er­
setzt werden könnte. Aus Gründen der Wettbewerbsfähigkeit ist 
e ine EU-weit einheitliche Vorgangsweise anzustreben, jedoch 
sol lten nationale Spielräume genutzt werden . 

Seit der letzten Steuerreform ist der Antei l  der Lohnsteuer an 
den Masseneinkommen um ca 2 Y:z%-Punkte angestiegen.  Ein 
Teil davon ist auf die Steuererhöhungen im Zusammenhang dem 
S parpaket 1 996/97 zurückzuführen .  Dennoch scheint aufgrund 
dieser Entwicklung eine Senkung der Lohnsteuer gerechtfertigt, 
um den Effekt der "kalten Progression" zu m ildern . Das ist die 
dritte Ebene, auf der Handlungsbedarf gegeben ist. 

Die beiden kurzfristigen Aufgaben der Regierung sind keines­
wegs einfach . Das gilt insbesondere dann, wenn ein Wettlauf um 
die Vertei lung von Überschüssen einsetzt. Die vor kurzem auf 
pol itischer Ebene beschlossene Neuregelung der Famil ien­
förderung und die für das Jahr 2000 geplante Steuerreform müs­
sen sich in einem verkraftbaren Rahmen halten .  Der Rahmen 
wird um so größer, je eher sich bewahrheitet, was manche 
Wirtschaftsforscher uns prognostizieren .  Die Rede ist von den 
s ieben fetten Jahren. 
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Zur Neuordnung kinderbezogener Steuer­
und lransferregelungen 

Rudolf Dujmovits, Richard Stum, 

Gerhard Wohlfahrt 

1. Einleitung und Übersicht 

Die wichtigsten Impulsgeber für die familienpolitische Diskussion waren 
in den letzten Jahren budgetäre Sparzwänge und die Judikatur des 
Verfassungsgerichtshofes (VfGH). Dies trifft zumindest auf die steuer- und 
transferpolitische Seite d ieses Bereichs zu . Regten die erwähnten Spar­
zwänge die Debatte um das Abschmelzen der Kindertransfers für besser­
verdienende Eltern an ,  so forderte der VfGH eine erhebliche Netto­
Besserstel lung just dieser Personengruppe. Das in diesem Gegensatz 
enthaltene Spannungsverhältnis ist kaum auflösbar. Schwerer wiegt in­
des, daß durch eine derartige Fixierung des Diskurses andere in d iesem 
Kontext relevante Gesichtspunkte, etwa frauenpolitische oder die Effizienz 
des Steuer- und Transfersystems betreffende, marginalisiert werden. Ge­
rade die Relativierung des lndividualprinzips, die sowohl durch die VfGH­
Argumentation als auch beim (famil ien)einkommensabhängigen Ab­
schmelzen der Transfers ( 1 ) droht, wäre ein frauenpolitischer Rückschritt. 
Gefragt wäre daher eine Besinnung auf die Grundprinzipien einer moder­
nen, aufgeklärten Steuer- und Transferpolitik einschließl ich der Berück­
sichtigung familiärer Bindungen. 

Dies soll in diesem Aufsatz geleistet werden,  wobei die Kritik an der 
VfGH-Argumentation und der sich daran knüpfenden , inhaltlich teils wenig 
ergiebigen Diskussion Ausgangspunkt und Motiv bildet. Ausgehend von 
einer Darstellung der neuen Rechtslage und deren Impl ikation (Abschnitt 
2) werden die normativen Prämissen des VfGH schrittweise entwickelt 
(Abschnitt 3) und anschließend kritisch beleuchtet. Ausführlich gehen wir 
dann im Abschnitt 4 auf zwei Aspekte der verteilungspol itischen Grund­
problematik der durch den VfGH geschaffenen Situation ein: die Übertra­
gung zivi l rechtlicher Anspruchsnormen in den Steuer-/Transferbereich 
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und das Spannungsverhältnis der VfGH-Judikatur zum famil ienpolitischen 
Common sense. Im Sinne von Anliegen wie Transparenz, gerechtere 
M ittelaufbringung sowie der Neutralität gegenüber Lebensformen stellen 
wir schließlich im Abschnitt 5 Leitmotive einer zeitgemäßen Neuordnung 
des gesamten Bereichs zur Diskussion, welche eine konsequentere 
Durchsetzung des Ind ividualprinzips und die Auflösung des Fami­
l ienlastenausgleichsfonds (FLAF) einschließen würde. Der Aufsatz 
schließt mit einer zusammenfassenden Gesamteinschätzung des Themas 
im Lichte der zuvor entwickelten Argumente. 

2. Das Erkenntnis im Überblick (2) 
Das VfGH-Erkenntnis vom 1 7. 1 0 . 1 997 zur Frage der Gleichheitskon­

formität der steuerlichen Behandlung der Aufwendungen für Kinder (3) setzt 
die Spruchpraxis des VfGH aus dem Jahre 1 991 fort (VfGH 1 991 a, b), die 
im Kern von der schichtspezifischen Unterhaltsverpfl ichtung des Bürger­
l ichen Gesetzbuches geleitet ist. Da die tatsächlichen Unterhaltsleistun­
gen für Kinder kaum ermittelbar sind, wird auf die Spruchpraxis der 
Famil ienrichter verwiesen.  Diese bestimmen die Höhe des Unterhaltsan­
spruches nach der "Wiener Methode". Der Unterhaltsanspruch wird darin 
als Prozentsatz des Nettoeinkommens definiert. Jedem Kind stehen je 
nach Alter, Geschwisterzahl  und Berufstätigkeit der Eitern bis zu 22 % des 
Nettoeinkommens zu . Um den Unterhaltsanspruch bei sehr hohen Ein­
kommen nicht in exorbitante Höhen steigen zu lassen, hat sich in der zivil­
gerichtl ichen Spruchpraxis ein Unterhaltsstopp herauskristal l isiert, der 
eine Obergrenze des Unterhaltsverpfl ichtung beim 2,5fachen Regel­
bedarfssatz vorsieht. Der altersabhängige Regelbedarf orientiert sich an 
den kinderbezogenen Ausgaben einer Durchschnittsfamil ie. Der Unter­
haltsstopp beträgt derzeit monatlich zwischen 4.925 Schil l ing für Kinder 
bis 3 Jahre und 1 3.750 Schil l ing für Kinder über 1 9  Jahre. Eine Untergren­
ze der Unterhaltsansprüche ist in der Spruchpraxis der Familiengerichte 
nicht erkennbar, weshalb auch keine finanzielle Absicherung der Kinder 
durch Unterhaltsansprüche gewährleistet ist. 

Ausgehend von diesen auf Grundlage des Bürgerlichen Gesetzbuches 
ermittelten Unterhaltsverpfl ichtungen sieht der VfGH eine Verletzung des 
Gleichheitssatzes, da Personen mit Unterhaltsverpflichtungen im Ver­
gleich zu Personen ohne Unterhaltsverpflichtungen im geltenden Einkom­
mensteuerrecht n icht h inreichend unterschiedlich behandelt werden. 
Dazu wird ausgeführt: "Da aber die Unterhaltsleistung an Kinder . . .  nicht 
bloß Sache privater Lebensgestaltung ist, geht es nicht an, jene Ein­
kommensbestandtei le, die vom Steuerpfl ichtigen an die Unterhaltsberech­
tigten weiterzugeben sind, in diesem Umfang zu besteuern ." Dies führe, 
da Unterhaltsleistungen "nur zum Tei l  als Folge privater Lebensführung" 
zu qual ifizieren sind, zu einer Verletzung des Gleichheitssatzes. Um letz­
teres zu vermeiden, müßte "zumindest die Hälfte der Einkommensteile, die 
zur Bestreitung des Unterhalts der Kinder erforderl ich sind , . . .  im Effekt 
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steuerfrei bleiben." (VfGH 1 997, 25) ln VfGH (1 991 a, 26) wird es dem Ge­
setzgeber ausdrücklich anheim gestel lt , mittels welcher steuertechnischer 
Maßnahmen (Beihilfen oder Steuerermäßigungen in Form von Absetz- oder 
Freibeträgen) die Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes behoben wird . 

2.1 Zur Berücksichtigung kinderbezogener Transferleistungen 

Zu überprüfen war konkret, ob die derzeit gewährte Familienförderung die­
sen Ansprüchen genügt. Für den Anlaßfall einer aufrechten Ehe wurde zu 
diesem Zwecke die (fiktive) Unterhaltsverpfl ichtung nach der Prozentsatz­
methode herangezogen. Diese muß im Effekt zumindest zur Hälfte steuerfrei 
bleiben. Deshalb ist deren "Steuerbelastung" (= halbe Unterhaltsverpfl ichtung 
mal Grenzsteuersatz) mit den erhaltenen (Quasi-)Transfers (Kinderabsetz­
betrag und Familienbeihilfe) zu vergleichen. Die Praxis dieser Art der Ge­
genrechnung kinderbezogener Transferleistungen mit der Steuerlast auf 
die Unterhaltsverpfl ichtungen wird in allen im Urteil angeführten Berech­
nungen angewendet. Überdies spiegelt sie sich in folgender Formulierung 
wider: Die "steuerliche Belastung der zur Unterhaltsleistung Verpfl ichteten 
wird . . .  durch die Auszahlung der nach der Kinderanzahl gestaffelten 
Kinderabsetzbeträge und Unterhaltsabsetzbeträge sowie der nach dem 
Kindesalter gestaffelten Familienbeihilfe verringert." (VfGH 1 997, 20) (4) 

Es kann daher davon ausgegangen werden, daß nicht nur die gesamte 
ökonomische Fachliteratur, sondern auch der VfGH von der Notwendigkeit 
der Gegenrechnung der Kinderabsetzbeträge und Familienbeihilfe mit der 
Steuerlast überzeugt ist. Korrekterweise sieht der VfGH das Steuer- und 
Transfersystem als Einheit, auch wenn die konkrete Ausgestaltung dieses 
Systems durch heterogene juristische Überformungen (FLAF versus Ein­
kommensteuerrecht) geprägt ist. Der Problematik wurde hier nur deshalb 
ein besonderes Augenmerk geschenkt, weil in der famil ienpolitischen Dis­
kussion immer wieder unterstellt wird , daß ein über den FLAF ausgezahl­
ter Schi l l ing systematisch anders zu gewichten sei als etwa ein Schi l l ing ,  
der  mittels eines steuerrechtliehen Kinderabsetzbetrages gewährt wird .  
Diese Gegenrechnung verwendend,  würde im Anlaßfall dem Beschwer­
deführer in der Sache selbst Recht geben und der Steuerbescheid aufge­
hoben,  weil er mit verfassungswidrigen Gesetzesstel len begründet war. 
Dies führt aber nicht zwingend zu höheren Familienleistungen für den Be­
schwerdeführer, da bei einem jährl ichen Nettoeinkommen von rund 
675.000 Schi l l ing und drei Kindern die gewährten Familienleistungen 
durchaus den nunmehrigen Vorgaben des VfGH entsprechen. Dies führt 
naturgemäß zu der Fragestel lung: 

2.2 Wer profitiert vom Erkenntnis? 

Allgemeiner formul iert: Ab welchem Einkommen wird derzeit - in Abhän­
gigkeit von der Familienkonstellation - der Gleichheitsgrundsatz in der In­
terpretation des VfGH verletzt? Dies sol l  an zwei Alleinverd ienerfamil ien, 
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einer Einkind- und einer Dreikindfamilie, erörtert werden. Das Alter der Kin­
der wurde dabei relativ hoch gewählt, da bei älteren Kindern erhöhte 
Steuerfreistel lungen geboten sind. ln den beiden Abbildungen werden in 
Abhängigkeit vom monatlichen Nettoeinkommen die (fiktiven)  Unterhalts­
verpfl ichtungen bis hin zum Unterhaltsstopp, die gemäß Erkenntnis im 
Endeffekt von der Besteuerung freizustel lende halbe U nterhaltsver­
pflichtung (= steuerlicher Mindestfreibetrag) sowie die darauf entfal lende 
Einkommensteuer (5) dargestel lt. Diese Steuerbelastung muß durch Steu­
erbegünstigungen und/oder Transfers kompensiert werden. Die derzeiti­
ge einkommensunabhängige Kompensation ergibt sich aus der Summe 
von Fami l ienbeihilfe (FBH) und Kinderabsetzbetrag (KAB) und wird durch 
die waagrechte Linie dargestellt. 

Wie aus den Abbildungen ersichtlich ist, übersteigt die laut Erkenntnis 
notwendige Steuerentlastung das derzeitige Niveau der Transferlei­
stungen nur bei hohen (ab ca . 40.000 Schi l l ing bei Einkindfamil ien) bzw. 
sehr hohen (ab ca. 60.000 Schi l l ing bei Mehrkindfamil ien) Nettoeinkom­
men . Bei Doppelverdienerfamil ien muß, um zu den Gewinnern zu zählen, 
das Haushaltseinkommen infolge des geringeren Grenzsteuersatzes 
noch höher sein .  Schätzungsweise sind weniger als 5% der Österreichi­
schen Haushalte mit Kindern zu den unmittelbaren Gewinnern des Er­
kenntnisses zu zählen. (6) Weiters ist zu beachten,  daß bei jüngeren Kin­
dern , wenn überhaupt, nur ein geringerer Handlungsbedarf gegeben ist. 

Wir fassen zusammen: Schichtspezifische Unterhaltsleistungen sind 
laut VfGH zumindest zur Hälfte im Effekt steuerfrei zu stel len. Deshalb ist 
das derzeitige Ausmaß der Familienförderung bei einigen Famil ien im 
obersten Einkommenssegment n icht ausreichend. 

3. Die normativen Grundlagen der Argumentation des VfGH 

Ausgangspunkt der VfGH-Argumentation ist der Gleichheitssatz der 
Bundesverfassung. Wie kommt der VfGH nun von diesem Gleichheitssatz 
zu den eben skizzierten lmpl ikationen , also der Forderung einer stärkeren 
steuerlichen Berücksichtigung der Kinder einkommensmäßig besserge­
stellter Familien? Um allfällige Kritik genauer verorten zu können, ist es nütz­
lich, den Argumentationsgang des VfGH in einzelne Schritte zu zerlegen:  

Erster Schritt: Der Gleichheitssatz wird mit einer bestimmten Version des 
Leistungsfähigkeitsprinzips der Besteuerung kombiniert. Gemäß dieser 
Version ist das erzielte Markteinkommen die Meßlatte für steuerliche Lei­
stungsfähigkeit. 

Zweiter Schritt: Gleichheit in der steuerlichen Behandlung wird als hori­
zontale Gleichheit aufgefaßt. Diese besagt: Gleich leistungsfähige Steu­
erpflichtige sollen i m  gleichen Ausmaß besteuert werden. 

Dritter Schritt: Das Leistungsfähigkeitskonzept wird konkretisiert und dif­
ferenziert. Und zwar tritt zum Kriterium Einkommenserzielung folgendes, 
an der Einkommensverwendung orientierte Kriterium hinzu : Einkommens­
verwendungen der Steuerpfl ichtigen, die nicht ihrem privaten ökonomi-
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sehen Kalkül oder ihrer privaten Lebensgestaltung entspringen (wir nen­
nen sie im folgenden kurz "fremd bestimmte" Verwendungen), mindern ihre 
Leistungsfähigkeit. 

Vierter Schritt: Die für die jewei l ige Einkommensschicht typischen tat­
sächlichen Aufwendungen für Kinder gehören zur im dritten Schritt spezi­
fizierten Klasse der "fremdbestimmten" E inkommensverwendungen , was 
u. a. aus deren zivi l rechtl icher Einklagbarkeit folgt. 

Fünfter Schritt: Die zivi lrechtliche Einklagbarkeit ist nicht bloß ein klarer 
Grund dafür, daß schichtspezifische Kinderlasten das Kriterium der 
"Fremdbestimmtheit" erfüllen. Vielmehr sind die Richtwerte, welche sich in 
der zivi lrechtl iehen Judikatur zur Regelung unterhaltsrechtl icher Konflikt­
fälle herausgebildet haben ( im wesentl ichen Prozentsätze des Einkom­
mens nach der "Wiener Methode") ,  auch probate Anhaltspunkte für das 
Ausmaß der steuerlichen Berücksichtigung von Kinderlasten. 

Sechster Schritt: Diese zivi lrechtliehen Richtwerte für Unterhaltszahlun­
gen sind aber bloß probate Anhaltspunkte und keine vom Steuergesetz­
geber sklavisch zu erfül lenden Vorgaben:  Es genügt, wenn im Effekt zu­
mindest die Hälfte dieser Richtwerte steuerfrei gestellt wird .  

4. Kritik 

An jedem einzelnen dieser Argumentationsschritte - mit Ausnahme von 
Schritt 2 - kann verschiedenartige Kritik geübt werden. Ein wichtiger Kritik­
punkt ist das implizite Einfließen von verteilungsethischen Werturteilen bei 
den Schritten 1 bzw. 3. Diese Schritte bedeuten nicht nur die Festlegung auf 
das Leistungsfähigkeitsprinzip ,  sondern darüber hinaus auf eine bestimmte 
Interpretation desselben (7). Diese Interpretation ist zwar nicht unter allen 
Gesichtspunkten inakzeptabel oder unplausibel, aber auch nicht zwingend. 
Schon gar nicht handelt es sich um ein bloßes Derivat des Gleichheitssatzes. 
Was das Kriterium der "Fremdbestimmtheit" von Einkommensverwendungen 
anbelangt, sind die vom VfGH verwendeten Argumente der Abgrenzung ge­
genüber "normalen" Einkommensverwendungen zu prüfen. Das Argument 
der zivilrechtliehen Einklagbarkeit ist beispielsweise gegen Analogien 
(Schuldzinsen) verwundbar (8) .  Wichtiger aber ist, daß jede Abgrenzungs­
methode wertgeladen ist. Wünschenswert wäre daher auf jeden Fall die Arti­
kulation der Wertprämissen. Ganz generell birgt die Konzentration auf hori­
zontale Gleichheit, die an sich für den VfGH von seiner Stellung im Rechts­
system her durchaus geboten ist, systematisch Probleme im Hinblick auf ihr 
Zusammenspiel mit anderen Gerechtigkeitspostulaten. Hier könnte der VfGH 
Abhilfe schaffen, indem er horizontale Gleichheit schärfer präzisiert und kon­
sistent operationali-siert (9). Die Schritte 1 bis 3 markieren jedoch insgesamt 
aus unserer Sicht mit entsprechenden, z. T. eben angedeuteten Modifikatio­
nen durchaus ei-ne mögliche Umsetzung dessen, was in Finanzwissen­
schaftslehrbüchern unter "Grundsätze der Besteuerung" abgehandelt wird. 

Dagegen sind gegen Schritt 4 (steuerl iche Berücksichtigung des stan­
desgemäßen Unterhalts als Konkretisierung des Leistungsfähigkeits-
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prinzips) ernste materielle Bedenken anzumelden, die wir schon in  frühe­
ren Papieren begründet haben ( 1 0).  Daher - aber auch zur Relativierung 
des durch die VfGH-Argumentation aufgespannten Koordinatensystems, 
das ja zur Erörterung der "wirklichen" famil ien- und sozialpolitischen Pro­
bleme mäßig geeignet ist - konzentrieren wir uns im folgenden auf den 
Kern der verteilungspolitischen Grundproblematik. Denn der Eindruck ver­
dichtet sich zunehmend, daß dieser vertei lungspolitische Kern vom VfGH 
und manchen anderen Teilnehmerinnen an einschlägigen Kontroversen 
entweder nicht erkannt oder in wenig hilfreiche Rhetorik aufgelöst wird. Die 
Schritte 5 und 6 dokumentieren dies deutlich, wie im folgenden gezeigt wird. 

Worin besteht der erwähnte vertei lungspolitische Kern? Allgemein for­
muliert, sind es die verteilungspolitische Rolle des Staates in einer moder­
nen, werteplural istischen Marktwirtschaft sowie die Leitmotive und Be­
schränkungen, denen sich die Politik in d iesem Kontext gegenübersieht 
Steuern und Transfers haben in modernen Staaten nahezu unweigerlich 
Vertei lungswirkungen. Sie sind darüber hinaus das Hauptinstrument von 
Einkommensumvertei lunQ als politisches Konzept. Umverteilung bedeu­
tet, daß die Markteinkommensstruktur durch den Staat verändert wird .  
Selbstverständlich gehören auch famil ienpolitisch motivierte Regelungen 
zum Bereich der Umvertei lung in d iesem Sinn.  Die Existenz von Kindern 
ist zweifellos eines der wichtigsten Motive für die Korrektur der Verteilung 
der Markteinkommen. Denn die Entlohnungsstrukturen in großen Markt­
gesellschaften können wohl nur schwerlich die Zuordnung von Kindern zu 
Haushalten in der "richtigen" Weise reflektieren. Daß es sich um eine 
staatl ich organisierte Umverteilung handelt, kann somit nicht ernsthaft in 
Frage gestellt werden. Manche Familienpolitikerinnen bestreiten aller­
d ings den Umverteilungscharakter von famil ienpolitisch motivierten Rege­
lungen im Steuer- und Transfersystem. Denn, so vermuten sie wohl zu­
recht, die Verbuchung irgendwelcher Zahlungsströme als Umverteilung 
macht diese zumindest im gegenwärtigen politischen Klima politisch an­
greifbar. l n  Wirkl ichkeit ist das Argument "Familienpolitik hat n ichts mit 
Umverteilung zu tun" also ein Argument im Diskurs um die politische Le­
gitimation bestimmter Regelungen im Steuer- u nd Transfersystem, n icht 
aber eine nützliche wissenschaftliche Charakterisierung derselben . Halten 
wir daher noch einmal fest: Auch bei fami l ienbezogenen Regelungen im 
Steuer- und Transfersystem geht es um politisch legitimierte und staatlich 
organisierte Korrekturen der Markteinkommensverteilung. 

4.1 Zivilrecht und Umverteilungsmuster 

Vor dem Hintergrund dieser vertei lungspolitischen Grundproblematik 
muß ein Moment in der Argumentation des VfGH besonderes Erstaunen 
auslösen.  Es ist d ies die Selbstverständlichkeit und Unbefangenheit, mit 
der bestimmte zivi l rechtliche Ansprüche - und in weiterer Folge sogar de­
ren Konkretisierung in der Judikatur mittels Daumenregeln (Wiener Metho­
de, Unterhaltsstopp) - als Richtmaße für die sekundäre Einkommensver-
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tei lung durch das staatl iche Steuer- und Transfersystem herangezogen 
werden. Nun mag es durchaus einzelne Fälle in sachl ich anders gelager­
ten Materien geben, wo es Sinn macht, das Zivi lrecht zum Angelpunkt für 
Regelungen in der staatl ich-politischen Sphäre zu machen. Aber es sind 
verschiedene Kontexte mit oft verschiedenen "Logiken", so daß eine sol­
che Übertragung stets begründungsbedürftig scheint. 

Im diskutierten Fall können erhebliche Einwände geltend gemacht wer­
den . Diese Einwände lassen sich in zwei Klassen einteilen. Die eine Klas­
se ist Thema der politischen Philosophie und läßt sich so resümieren: Ge­
richten verschiedener Ebenen wird in einer modernen demokratischen 
Marktwirtschaft sehr wohl die Rol le zukommen, Grenzen für Um­
vertei lungsprozesse (etwa gegen wil lkürl iche Enteignungen) zu setzen 
und gewisse Formen von Konsistenz einzufordern. Jedoch kommt ihnen 
- vom System her - n icht die Rol le zu, Umvertei lungsmuster (etwa den 
Progressionsgrad von Steuertarifen) inhaltlich zu bestimmen. Diese kom­
men im pol itischen Diskurs und in demokratischen Kollektiventschei­
dungsprozessen zustande. Die empirischen und normativen Gründe da­
für können wir hier n icht diskutieren.  Festzuhalten ist nur, daß der VfGH 
eine Entscheidung, die vom Typ jener über den Progressionsgrad einer 
Steuer entspricht, gleichsam an sich reißt, um sie in weiterer Folge in der 
materialen Ausgestaltung an die Familienrichter und deren Daumenregeln 
zu "delegieren" . 

Die Basis der zweiten Klasse von Einwänden wird klar, wenn man über 
die Funktion der zivi lrechtliehen Unterhaltsverpfl ichtung nachdenkt. Diese 
besteht darin ,  jene income-sharing function, welche früher im wesentli­
chen von der Familie erfül lt wurde und die heute immer noch von der Fa­
milie erfü l lt wird (wozu al lerdings heute famil ienpol itisch motivierte staatl i­
che Maßnahmen treten) ,  in Krisenfällen durchsetzbar zu machen .  Ein 
wichtiges Leitmotiv bei dieser judiziellen Durchsetzung ist die ebenfalls tra­
ditionelle Grundvorstel lung, wonach Familien jedenfalls einen einheitli­
chen Lebensstandard haben und haben sol len. Als normative Vorgabe 
macht dies auch durchaus Sinn.  Es ist zu vermuten, daß diese Norm 
durchaus beträchtliche praktisch-al ltagsmoralische Orientierungskraft hat­
te und hat ( 1 1  ) .  Vor dem Hintergrund eines solchen Motivs sind einkom­
mensabhängige Unterhaltsverpfl ichtungen durchaus folgerichtig .  Als An­
knüpfungspunkt der Kriterien für gerechte sozial- und steuerstaatl iche 
Umverteilungsmuster machen sie jedoch keinen Sinn.  Denn im Kontext 
der Begründung staatl icher Umverteilungsmuster ist es sehr schwierig, für 
etwas anderes als die Wohlfahrt bzw. die Bedürftigkeit des einzelnen In­
dividuums - im Vergleich zu anderen Individuen- als Anknüpfungspunkt 
für die Bemessung von Steuern und Transfers zu argumentieren.  Alle 
modernen Gerechtigkeitstheorien - von John Rawls bis zu verschiedenen 
Util itarismus-Versionen - orientieren sich an Vergleichen zwischen Indivi­
duen. l n  diesem Kontext mutet es als kurios an,  wenn eine vortei lhafte 
Positionierung eines Individuums im Geflecht sozialer Beziehungen (als 
Kind wohlhabender Eltern) eine im Endeffekt vortei lhaftere steuerliche 
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Behandlung nach sich zieht. 
Das bedeutet n icht, daß famil iäre Beziehungen steuer- und transfer­

politisch generell unerheblich sind. Aber sie können nur auf einer anderen 
Ebene ins Spiel kommen. Die Politik, besonders auch die Vertei lungs­
politik (also v. a. die Steuer- und Transferpolitik), sollte keine famil ien­
feindlichen Anreizstrukturen erzeugen. Dies wäre wohlfahrtsmindernd und 
mit l iberaler Neutralität des Staates gegenüber Lebensformen inkompati­
bel . Die Verwirkl ichung politisch-sozialethisch gewünschter Vertei lungs­
korrekturen bzw. deren steuer- und transferpolitische Umsetzung wird be­
kanntlich ganz allgemein durch Anreizwirkungen begrenzt. Neben den 
vieldiskutierten Arbeitsanreizen wird die Steuer- und Transferpol itik ver­
nünftigerweise durchaus auch darauf achten, daß das jeweil ige System 
keine Anreize enthält, welche die Famil ienbildung pönalisieren.  Aus die­
sem Grund wurde etwa im Schweden der dreißiger Jahre die Haushalts­
besteuerung durch die I ndividualbesteuerung ersetzt, und es wurden 
Kindertransfers eingeführt. Denn die Haushaltsbesteuerung hat nur unter 
hohen Kosten (wenn überhaupt) zu kompensierende Diskriminierungs­
tendenzen gegen Doppelverdiener-Familien . Sie treibt die Frauen tenden­
ziell mit dem Steuerknüppel aus dem Arbeitsmarkt, während sie für jene 
Frauen, welche sich nicht hinaustreiben lassen,  Anreize gegen Familien­
bildung bereitstellt. Famil ienfeindliche Tendenzen dieser Art sind aber dem 
Österreichischen Individualsteuersystem nicht vorzuwerfen und wurden 
ihm auch vom VfGH nicht vorgeworfen. 

Fazit: Die Verwendung zivi l rechtl icher Kriterien für die Normierung von 
Umvertei lungsmustern auf staatlicher Ebene muß schon auf den ersten 
Blick Zweifel wecken. Denn es findet eine mechanische Übertragung von 
Regelungen statt, die - so muß man annehmen - jeweils spezifische 
kontext- und problemgebundene Motive haben . Diese Zweifel erhärten 
sich bei einer näheren Betrachtung in vollem Umfang. 

4.2 VfGH-Erkenntnis versus familienpolitischer Common sense 

Kernpunkt des Spruches der Verfassungsrichter ist die schichtspe­
zifische steuerl iche Entlastung von Unterhaltsverpfl ichteten.  Die steuerli­
che Berücksichtigung der mit dem Einkommen steigenden,  halben zivi l­
rechtl ichen Unterhaltslasten und damit eine höhere staatl iche Förderung 
von Kindern besserverdienender Eltern erfüllt jedenfalls die Vorgaben der 
Höchstrichter. 

Um sowohl den Gestaltungsrahmen , den das Erkenntnis bietet, als auch 
seine Defizite aufzuzeigen , wird es im folgenden mit alternativen Prinzipi­
en für eine Familienbesteuerung ( 12 )  konfrontiert. Das Erkenntnis und die 
daraus abzuleitenden lmplikationen l iegen nicht nur quer zu gruppen­
spezifisch geprägten Gerechtigkeitsvorstel lungen, sondern auch zu von 
der BevölkerunrJ und den politischen Parteien umfassend geteilten Vor­
stellungen über eine "gerechte" Famil ienpolitik. Es ist in weiten Teilen mit 
dem verteilungs- und famil ienpolitischen Common sense schwer in Ein-
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klang zu bringen . Dieser Common sense hat sich während der Entstehung 
dieses Aufsatzes zu einem von der SPÖ-ÖVP-Koal ition getragenen Maß­
nahmenbündel verdichtet. ln seinen Grundzügen umfaßt d ieses Bündel 
eine Erhöhung der einkommensunabhängigen Kinderförderung um mo­
natl ich 500 Schil l ing pro Kind. Famil ienbeihi lfe bzw. Kinderabsetzbetrag 
werden bis zum Jahr 2000 in zwei Stufen erhöht. Die Alters- bzw. Mehr­
kindstaffel - mit dem Alter bzw. der Kinderzahl steigende Förderung - bleibt 
erhalten und wird künftig zur Gänze aus dem FLAF beglichen.  Als neuer 
Gestaltungsakzent ist eine einkommensabhängige Komponente der 
Mehrkindfamil ienförderung hinzugekommen. Famil ien mit einem monatli­
chen Bruttoeinkommen von unter 42.000 Schil l ing bekommen für das drit­
te und jedes weitere Kind eine zusätzliche Direktförderung von 400 Schil­
l ing pro Kind und Monat ( 1 3). 

Ahnl ieh wie das Familienpaket 1 992 ist das Maßnahmenbündel der Ko­
al ition im Hinbl ick auf seine VfGH-Konformität problematisch , da es von 
Anliegen getrieben ist, die quer zu jenen des VfGH liegen . An unserer Ar­
gumentation aus dem Jahre 1 992 ( 1 4) müßten wir nur einige Nuancen 
ändern, um der neuen Situation gerecht zu werden. I nteressanter scheint 
es al lerdings, die Genesis des Maßnahmenbündels als Kompromiß zwi­
schen ÖVP und SPÖ zu analysieren. Die Frage dabei lautet: Ist möglicher­
weise nur der größte gemeinsame Nenner zwischen den Koalitionspartei­
en VfGH-widrig? Wie sich zeigen wird ,  ist d ies nicht der Fall .  Denn auch 
die Reformvorschläge von SPÖ und ÖVP zur Erfüllung der Vorgaben der 
Höchstrichter waren nicht VfGH-konform. Es wurde und wird zwar weiter­
hin versucht, den Anschein zu erwecken,  daß das jeweilige Modell die Vor­
gaben des VfGH erfül le.  Doch das gelingt nur auf dem Weg sachl ich pro­
blematischer Behauptungen und unter lnkaufnahme inhaltlicher lnkonsi­
stenzen .  Da die Vorschläge der SPÖ bzw. ÖVP einem verteilungs- und 
familienpolitischen Common sense jedenfalls näher liegen als das Erkennt­
nis, ist die mangelnde Bereitschaft, sie mit dem Erkenntnis materiell in Ein­
klang zu bringen, letztlich auch nicht verwunderlich. 

4.2.1 "Jedes Kind ist gleich viel wert" 

Von den unterschiedlichen Meinungen zur steuerlichen Behandlung von 
Mehrkindfamil ien vorerst einmal abgesehen, ist den Äußerungen von 
Spitzenpol itikeri nnen von SPÖ und ÖVP zu entnehmen, daß das Prinzip 
"Jedes Kind soll dem Staat gleich viel wert sein" einen Eckpunkt in der vom 
VfGH erzwungenen Reform der Famil ienbesteuerung darzustellen hat. 
Die Regierungsparteien stellen damit die bestehende einkommens­
unabhängige (mit dem Kindesalter steigende) Kinderförderung mittels 
Familienbeihilfen und Kinderabsetzbeträgen n icht in Frage .  Der Beitrag 
der Öffentlichkeit zur Unterstützung von Familien mit Kindern soll weiter­
hin nicht mit dem Einkommen der Unterhaltsverpfl ichteten steigen . 

Zwar favorisierte die SP eine Erhöhung der Familienbeihi lfe und die VP 
im Gegensatz dazu eine Anhebung der Kinderabsetzbeträge. Doch in der 
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ökonomischen Wirkung für die/den Anspruchsberechtigtein ergibt sich 
daraus kein Unterschied. Da "Geld kein Mascherl trägt", ist es unmaßgeb­
lich , aus welchem "Topf' - FLAF oder allgemeines Steueraufkommen -
sie/er das Geld für Kinderförderung bekommt. 

Die Regierungsparteien wollen also die einkommensunabhängige Erhö­
hung der Kinderabsetzbeträge/Famil ienbeihilfen allen Anspruchsberech­
tigten zukommen lassen und nicht nur jenen, bei denen nach dem Spruch 
des VfGH die horizontale Gleichbehandlung verletzt wird. Wenngleich die­
se Vorschläge den verteilungs- und famil ienpol itischen Konsens wider­
spiegeln ,  erfül len sie nicht die Vorgaben der Verfassungsrichter. Denn 
dazu müßte sich die Anhebung der Kinderabsetzbeträge/Famil ienbeihi l­
fen an den "Maximalgewinnern" des Erkenntnisses orientieren, also an je­
nen, bei denen der größte Entlastungsbedarf besteht. Wie im Abschnitt 2 
analysiert, sind das Unterhaltsverpfl ichtete mit einem über 1 9jährigen un­
terhaltsberechtigten Kind und mit einem monatl ichen Nettoeinkommen 
von über 60.000 Schi l l ing. Die für diese Gruppe erforderliche Erhöhung 
beträgt etwa 1 .200 Schil l ing pro Kind und Monat. Die geplante Anhebung 
der Kinderabsetzbeträge/Familienbeih ilfen um 500 Schi l l ing l iegt deutlich 
darunter. Wie bereits mit dem Familienpaket 1 992 könnte mit ihrer Einfüh­
rung eine weitere, letztlich erfolglos bleibende Runde im Spiel zwischen 
Gesetzgeber und VfGH eingeläutet werden. 

Wollen die Regierungsparteien an der Vorstel lung einer einkommens­
unabhängigen Kinderförderung festhalten,  scheint eine VfGH-konforme 
Lösung darin zu liegen, die den "Maximalgewinnern" zustehende Besser­
stel lung allen Kindern ,  also auch jenen in weniger wohlhabenden Famili­
en, zukommen zu lassen. Doch auch dieser Lösungsversuch ist nicht rea­
l isierbar bzw. entspricht nicht jenen Prinzipien , die der VfGH ins Zentrum 
seiner Argumentation stel lt. Nicht realisierbar ist er, weil er zu einer erheb­
l ichen budgetären Mehrbelastung führen würde ( 1 5) .  Eventuel l  nicht 
VfGH-konform ist er, weil er die bereits bei der bisherigen Höhe der Fami­
lienbeihi lfe/Kinderabsetzbeträge vorhandene - in den Abbildungen im Ab­
schnitt 2 ersichtliche - tendenzielle Übererfüllung der Vorgaben des VfGH 
in niedrigen Einkommensbereichen weiter verstärkt. Um diesen Tatbe­
stand zu rechtfertigen, könnte der Gesetzgeber argumentieren,  daß er das 
Prinzip der horizontalen Gleichbehandlung in der Interpretation des VfGH 
nur mit zusätzlichen Gerechtigkeitskriterien ergänzte, welche auf die spe­
zifische Lage von Kindern in Familien mit niedrigem bis mittlerem Einkom­
men abgestellt seien.  Dieser Gedanke drängt sich insbesondere deshalb 
auf, als der VfGH dem Gesetzgeber hinsichtlich der inhaltlichen Ausge­
staltung der Reform, vor allem bezüglich der vertikalen Umvertei lung, brei­
ten Gestaltungsspielraum zubil l igt ( 1 6) .  Er kleidet diese Freiräume indes 
in unverbindl iche und allgemeine Formul ierungen : Es sei "(nur) die Frage 
der Verfassungsmäßigkeit der steuerlichen Belastung jener Einkommens­
teile, die vom Steuerpfl ichtigen für Unterhaltsleistungen an Kinder verwen­
det werden müssen" (VfGH 1 997, 1 7) Gegenstand des Prüfungsverfah­
rens gewesen, also nur, inwieweit das Steuer- und Transfersystem die ho-
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rizontale Gleichbehandlung von Steuerpfl ichtigen gewährleistet (n icht 
aber die Zulässigkeit anderweitig motivierter Transfers) .  

D ie  Funktion solcher Bemerkungen ist es ,  d ie  potentielle sozialpolitische 
Sprengwirkung des Erkenntnisses zu entschärfen.  Es wird der Eindruck 
erweckt, daß die Übererfül lung der Vorgaben des VfGH in unteren Ein­
kommensbereichen in beliebigem Ausmaß möglich sei. Somit stünde der 
Einführung zusätzlicher Gerechtigkeitskriterien ,  wie etwa der Abdeckung 
eines (sozialen) Existenzminimums des Kindes durch den Staat, nicht das 
Geringste im Weg . Doch die damit legitimierten Muster vertikaler Umver­
teilung führen gleichzeitig dazu , daß im horizontalen Vergleich Unterhalts­
verpflichtete mit niedrigem Einkommen im Vergleich zu kinderlosen Bezie­
hern des gleichen Einkommens gemäß VfGH-Kriterien als privi legiert gel­
ten müßten .  Letztere könnten den VfGH wegen horizontaler Ungleich­
behandlung anrufen und müßten bei konsistenter Fortsetzung der bishe­
rigen Judikatur recht bekommen. Eine Übererfül lung der Vorgaben des 
VfGH kann demnach nicht beliebige Ausmaße annehmen, ohne entweder 
die von ihm gewählte Methode zur Ermittlung steuerl icher Leistungsfähig­
keit (Markteinkommen minus fremdbestimmte Einkommensverwen­
dungen in der skizzierten Konkretisierung) zu relativieren oder aber das 
Prinzip horizontaler Gleichheit aufzugeben.  Denn selbstverständlich ist 
dieses Prinzip nicht tei lbar, etwa in dem Sinn,  daß es nur für die oberen 
fünf Dezi le der Einkommensverteilung gilt, nicht aber für die unteren. 

Wir fassen zusammen: Solange man sich an der speziellen Interpreta­
tion horizontaler Gleichbehandlung im Sinne der Verfassungsrichter orien­
tiert, kann man für eine einkommensunabhängige Kinderförderung - unab­
hängig von ihrer Höhe bzw. dem Ausmaß ihrer Erhöhung - schwerlich die 
Diagnose "verfassungskonform" erwarten.  Der Versuch , den sozial- und 
famil ienpolitischen Konsens der Regierungsparteien mit dem VfGH-Er­
kenntnis als Hebel politisch durchzusetzen ,  ist problematisch . Die Span­
nung zwischen den für sich betrachtet jeweils einsichtigen Prinzipien von 
horizontaler Gleichbehandlung bzw. vertikaler Gerechtigkeit kann nicht in 
jedem Fal l  dadurch aufgelöst werden, indem diese Prinzipien einfach ad­
ditiv miteinander verknüpft werden. Nicht ein mechanisch-additives Kom­
binieren unterschiedl icher Gerechtigkeitskriterien ,  sondern eine politische 
Abwägung, die ihnen sachlich begründbar jeweils (beispielsweise einkom­
mensabhängig) unterschiedl iche Gewichte zuweist, wäre erforderl ich. 

4.2.2 Verminderung der Armutsgefährdung 

Eines der unbestrittensten famil ien- und sozialpolitischen Ziele besteht 
wohl in der Verhinderung und Reduzierung der Armutsgefährdung von 
Famil ien mit Kindern .  Die notwendigen Unterhaltsleistungen für Kinder 
sollen nicht zur Verarmung der jeweil igen Familien führen. Famil ienarmut 
und Armutsgefährdung steigen empirisch gesehen mit der KinderanzahL 
Sie sind auch bei Alleinverdienerinnen und Alleinerzieherinnen überdurch­
schnittl ich hoch (1 7) .  Auch weit über jene Gruppierungen hinaus, die für 
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eine einkommensunabhängige Kinderförderung eintreten, finden staatl i­
che Förderungsmaßnahmen für Familien mit niedrigem Pro-Kopf-Einkom­
men Unterstützung ( 1 8). 

Das Erkenntnis des VfGH ist jedoch nicht hi lfreich , um diesen weithin 
anerkannten Problembereich in den Griff zu bekommen . Im vorhergehen­
den Unterabschnitt wurde bereits argumentiert, daß eine einseitige Fixie­
rung auf das Prinzip der horizontalen Gleichbehandlung im Sinne des 
VfGH einer rein additiven Einführung zusätzlicher Gerechtigkeitsvor­
stel lungen - wie etwa der Abdeckung des Existenzminimums für Kinder 
schlecht verdienender Eltern mittels Direkttransfers - entgegen steht. 

Damit liegt auch die von der SP vorgeschlagene, sozialpolitisch motivier­
te, zusätzliche Förderung einkommenschwacher Mehrkindfamil ien quer 
zu den Vorgaben des VfGH.  Weiters ist das SP-Modell einer zusätzlichen 
Direktzahlung für Familien mit niedrigem Famil ieneinkommen ab dem drit­
ten Kind - die mit steigendem Einkommen auf Nul l  reduziert wird - mit al­
len Problemen der Ermittlung eines Famil ieneinkommens in einem 
Individualsteuersystem behaftet. Außerdem ist es aus effizienztheo­
retischer Sicht wegen der damit ausgelösten Anreizwirkungen in Frage zu 
stel len. Denn das Abschmelzen dieses Mehrkinderzuschlags bewirkt im 
relevanten Einkommensbereich eine oft n icht vernachlässigbare Erhö­
hung des Grenzsteuersatzes mit zu erwartenden negativen Auswirkungen 
auf das Arbeitsangebotsverhalten insbesondere der Zweitverdienerinnen 
( 1 9). 

Der vom LIF propagierte Vorschlag eines relativ großzügigen Direkt­
transfers für Kinder ( in Form einer Negativsteuer) , der sich mit steigendem 
Familieneinkommen auf Nul l  verringert, geht aus der Sicht des VfGH 
ebenfalls in die verkehrte Richtung. Wie auch die einkommensabhängige 
Mehrkindstaffel der SP, ist er weiters mit den Problemen der Ermittlung des 
Familieneinkommens und den negativen Anreizwirkungen auf das Ar­
beitsangebot konfrontiert. 

4.2.3 Verstärkte Förderung von Mehrkindfamilien 

Im Vergleich zu den beiden behandelten Problemkreisen ist der gesell­
schaftspolitische Konsens bezüglich einer allgemeinen , einkommens­
unabhängigen Förderung von Mehrkindfamil ien weniger umfassend und 
beschränkt sich im wesentl ichen auf die VP und diverse Familienverbän­
de. Die SP hat der mit dem Familienpaket 1 992 eingeführten Erhöhung 
der Kinderabsetzbeträge mit steigender Kinderzahl nur im Kompromißweg 
zugestimmt, wie auch der Vorschlag ihrer Abschaffung im vorliegenden 
Reformpaket wiederum belegt. 

Auch dieser Fall einer nicht umfassend akzeptierten familienpolitischen 
Gerechtigkeitsvorstellung findet im Erkenntnis des VfGH keine Deckung. 
Die vom VfGH akzeptierte Berechnung der Unterhaltsverpfl ichtungen 
weist vielmehr in die Gegenrichtung. ln ihr werden mit steigender Kinder­
anzahl sinkende Unterhaltsleistungen pro Kind zugrunde gelegt. Damit 
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stellt die Mehrkindstaffel ein weiteres Beispiel für das Auseinanderklaffen 
zwischen politisch gewünschter Famil ienpolitik und dem, was das Erkennt­
nis der Verfassungsrichter an sich verlangen würde, dar. 

4.2.4 Unterhalt im Scheidungsfall 

Obwohl der VfGH die zivi lrechtl iehen Unterhaltsverpflichtungen im 
Scheidungsfall als Maßstab für die steuerliche Behandlung der Unterhalts­
leistungen in "intakten" Famil ien - d ie Eltern leben mit ihren Kindern in ei­
nem gemeinsamen Haushalt - heranzieht (20),  ist das Erkenntnis parado­
xerweise für eine plausible Regelung der Geschiedenenproblematik kaum 
hilfreich (21 ) .  Vielmehr zöge ein Versuch , es konsistent anzuwenden, weit­
reichende Verwicklungen nach sich und würde zu fami l ien- und gesell­
schaftspol itisch sehr unbefriedigenden Lösungen führen.  

Bevor wir darauf genauer eingehen, kurz zu den Wirkungen der Reform­
vorschläge der Regierungsparteien in diesem Problembereich. Die gesetz­
lichen Unterhaltsleistungen für ein nicht dem eigenen Haushalt zugehöriges 
Kind eines geschiedenen Unterhaltsverpfl ichteten wurden bisher als durch 
den Unterhaltsabsetzbetrag abgegolten betrachtet (22).  Sowohl vom SP­
Modell einer Anhebung der Familienbeihilfe als auch vom VP-Modell einer 
Erhöhung der Kinderabsetzbeträge für sein nicht haushaltszugehöriges 
Kind würde ein geschiedener Vater - sicher der Regelfall - daher nicht pro­
fitieren. Denn Familienbeihi lfe und Kinderabsetzbetrag werden an jenen El­
ternteil ausbezahlt, zu dessen Haushalt das unterhaltsberechtigte Kind zu­
gehörig ist - in der Regel an die Mutter (23). Ohne eine Erhöhung des Unter­
haltsabsetzbetrages würden beide Reformmodelle unabhängig von der 
Höhe der Anhebung der Familienbeihi lfe/Kinderabsetzbeträge keine steu­
erlichen Vorteile für geschiedene Unterhaltsverpflichtete bringen. 

Wie im Abschnitt 2 argumentiert wurde, ist es jedenfalls plausibel anzu­
nehmen, daß Familienbeihilfen/Kinderabsetzbeträge in einer "intakten" 
Familie mit der Steuer auf die Unterhaltslast des Unterhaltsverpfl ichteten 
für haushaltszugehörige Kinder gegenzurechnen sind. Dagegen scheint 
diese Gegenrechnung der Kindertransfers mit den Unterhaltsleistungen 
des vom Kind getrennt lebenden Unterhaltspfl ichtigen intuitiv nicht unbe­
dingt plausibel . Findet man dies nicht plausibel , dann ist folgender Schluß 
unabweisbar: Geschiedene Unterhaltsverpfl ichtete könnten im Fal le der 
Umsetzung der VP/SP-Konzepte den VfGH wegen horizontaler Ungleich­
behandlung im Vergleich zu nicht geschiedenen Unterhaltsverpfl ichteten 
gleichen Einkommens anrufen.  Beurtei len die Verfassungsrichter die 
Unterhaltsverpfl ichtungen von Geschiedenen nach den gleichen Kriterien 
wie in ihrem Erkenntnis vom Oktober des Vorjahres, müßten sie wohl eine 
horizontale Ungleichbehandlung d iagnostizieren.  

Welche Wege bleiben dem Gesetzgeber in diesem Fal l  offen,  um eine 
neuerl iche Gesetzesaufhebung zu vermeiden? 

Wie bereits angedeutet, könnten einerseits die Unterhaltsabsetzbeträge 
angehoben werden. Für eine VfGH-konforme Regelung müßte implizit 
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zumindest die Hälfte der gesetzlichen Unterhaltsverpfl ichtungen steuerfrei 
gestellt werden. Für das erste über 1 9jährige Kind und die höchsten Ein­
kommen wäre dafür ein Unterhaltsabsetzbetrag von monatlich etwa 3.400 
Schil l ing erforderlich. Ein Vergleich mit dem derzeitigen Unterhaltsabsatz­
betrag von 350 Schil l ing zeigt, daß dieser Lösungsweg schon aus budge­
tären Erwägungen keine Chance auf Real isierung hat, wenn gleichzeitig 
Familienbeihi lfe (eventuell auch Kinderabsetzbetrag) weiterhin an den El­
ternteil ausbezahlt wird ,  zu dessen Haushalt das Kind zugehörig ist. Eine 
solche Regelung würde zudem Scheidung monetär belohnen. Sie wäre 
damit nicht neutral bezüglich der Wahl der Lebensform. 

Um die im Österreichischen Individualsteuersystem im Ansatz gegebe­
ne Neutralität bezüglich der Lebensform zu erhalten, könnten andererseits 
Fami l ienbeihi lfen/Kinderabsetzbeträge an den Unterhaltspfl ichtigen aus­
bezahlt werden, auch wenn das Kind n icht in dessen Haushalt lebt. Die 
Gegenrechnung der Kindertransfers mit der Steuerlast auf die Unterhalts­
verpfl ichtungen wäre dann jedenfalls wieder plausibel .  Dieser Weg würde 
al lerdings einen famil ien- und frauenpol itischen Rückschritt bedeuten. 

Es bleibt abzuwarten,  ob die Verfassungsrichter den Weg für eine der 
beiden geschilderten schlechten Alternativen ebnen oder ob sie einen 
anderen Ausweg aus dem Dilemma konstru ieren. Angemessen wäre in 
diesem Kontext in konsistenter Umsetzung des einkommensorientierten 
Leistungsfähigkeitsprinzips al lenfalls ein Unterhaltsabsetz- oder -frei­
betrag, dessen Motivation und Größe von Momenten wie dem Verlust von 
Kostenvortei len infolge von Skalenersparnissen gemeinsamer Haushalts­
führung bestimmt sein könnte. Von der Systematik her zeigt sich aber ge­
rade in diesem Fall die Überlegenheit eines konsequenten lndi­
vidualprinzips, und zwar sowohl für die gedankliche Organisation der Zu­
sammenhänge als auch für plausible praktische Lösungsansätze. Wir 
kommen im nächsten Abschnitt darauf zurück. 

5. Leitmotive einer zeitgemäßen Neuordnung 

Die Diskussion rund um sinnvol le Lösungen der Familienförderung ist 
allzu stark von den Erkenntnissen des VfGH geprägt. Sie wurden zum 
Referenzpunkt aller Lösungsvorschläge und erhielten damit einen Wert, 
der ihnen eigentlich gar nicht zusteht. Auch der Präsident des VfGH,  
Adamovich , hat sich kritisch zu d iesen Entwicklungen geäußert (24).  Des­
halb müssen, unabhängig vom VfGH-Erkenntnis und auch unabhängig 
vom derzeitigen Familienförderungssystem, sinnvolle Prinzipien entwickelt 
und auf ihre Umsetzungsmöglichkeiten überprüft werden. Als Grundzüge 
einer möglichen Neuordnung werden im folgenden ein konsequenter umge­
setztes Individualprinzip und eine gerechtere Mittelaufbringung analysiert. 
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5.1 Individualprinzip 

Moderne Gesellschaften orientieren sich in zunehmendem Ausmaß am 
steuerlichen lndividualprinzip. Die wesentlichsten Gründe dafür sind der 
Wandel der Familienstruktur und die steigende Erwerbsbeteil igung von 
Frauen. ln Anbetracht der vielen unterschiedl ichen Familienkonstel­
lationen und Erwerbsmuster kann nur das Individuum im Mittelpunkt der 
Überlegungen stehen . Daß diese Sicht auch modernen Sozialethiken ent­
spricht und dadurch überdies die Neutralität des Staates gegenüber unter­
schiedl ichen Lebensformen gewahrt bleiben kann ,  kommt noch hinzu . 
Das Individualprinzip ist, wie bereits in Abschnitt 4. 1 ausgeführt, keines­
falls famil ienfeindl ich. Ganz im Gegentei l ,  denn der Staat übernimmt für 
Ind ividuen, die sich n icht selbst erhalten können (z. B. Kinder), einen Tei l  
der Kosten .  Aufgrund budgetärer Restriktionen scheint zwar d ie vollstän­
dige Abdeckung der Existenzmin ima nicht möglich. Doch nur das Indi­
vidualsteuerprinzip ermöglicht Doppelverdiener-Ehen ohne signifikante 
Verschlechterung der Arbeitsanreize infolge höherer Grenzsteuersätze. 
Weiters können auch beim Individualprinzip sachlich gerechtfertigte Diffe­
renzierungen vorgenommen werden . Dies trifft auf außergewöhnl iche 
Belastungen und, wie schon angedeutet, auf den Unterhaltsabsetzbetrag 
zu, der als Kompensation für die höheren Kosten der getrennten Haus­
haltsführung gesehen werden kann.  

Im Österreichischen Einkommensteuerrecht wurde 1 972 das lndividual­
steuerprinzip eingeführt. Auch das derzeitige Fami l ienförderungssystem 
entspricht im wesentl ichen dem lndividualprinzip. Alle Kinder erhalten un­
abhängig vom Einkommen ihrer Eltern staatl iche Transfers.  Da Kinder 
selbst n icht rechtsfähig sind, wird die Beihi lfe seit 1 993 zugunsten des 
haushaltsführenden Elternteils ausbezahlt. D iese einkommensunab­
hängige Grundabsicherung wird durch sachl ich begründbare Zuschläge 
ergänzt (Alters- und Mehrkinderzuschläge, Unterhaltsabsetzbetrag).  Das 
VfGH-Erkenntnis verletzt das Individualprinzip ganz generell durch die 
Berücksichtigung der Unterhaltslasten beim Steuerpfl ichtigen. Mit dem 
Individualprinzip vereinbar ist eine Messung der Leistungsfähigkeit mit 
dem Einkommen des Steuerpflichtigen, wobei objektive Minderungen der 
Leistungsfähigkeit ( I nvalidität u .ä . )  berücksichtigt werden können. Die fa­
mil iären Bindungen des Steuerpfl ichtigen zählen jedoch aus guten Grün­
den n icht dazu . H ingegen gewährt der Staat Transfers zur Unterstützung 
der Kindererziehung , als deren Empfänger - im Sinne des Individual­
prinzips - die Kinder zu denken sind (vgl .  hierzu die Schritte 1 -3 in Ab­
schnitt 3) .  

Die Verletzung des Individualprinzips führt zu folgenden Problemen: Er­
stens fordert der VfGH hohe Begünstigungen für Kinder von Reichen und 
läßt im Ergebnis mit steigendem Einkommen steigende Transfers zu . Dar­
aus folgt: Ein solches Transfermuster kann der Gesetzgeber mit den skiz­
zierten Schwierigkeiten nur vermeiden ,  indem hohe, einheitliche Transfers 
gewährt werden. Zweitens wirft die Verletzung des Individualprinzips kaum 
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überwindbare Probleme bei der Behandlung getrennt lebender Eltern auf. 
Grund dafür ist die Logik der "Gegenrechnung" , welche durch das vom 
VfGH praktizierte Abgehen vom Individualprinzip unerläßlich wird ,  wäh­
rend sie bei einer konsequenten Individualbetrachtung (siehe den vorher­
gehenden Absatz) unterbleiben kann und muß. Genau bei d ieser "Gegen­
rechnung" macht sich aber nun eine Asymmetrie bemerkbar. Während bei 
gemeinsam lebenden Eltern die Gegenrechnung von Transfers und Steu­
ern zwingend scheint, erscheint eine solche Vorgangsweise bei getrennt 
lebenden Eltern wenig plausibel zu sein .  Ein diesbezügliches Erkenntnis 
des VfGH liegt zur Zeit zwar noch n icht vor. Wie vorhin argumentiert, wer­
den dem Gesetzgeber vermutlich nur zwei schlechte Alternativen bleiben. 
Entweder verzichtet er auf die Neutralität gegenüber der Lebensform und 
zahlt für Kinder getrennt lebender Eltern doppelt. Einmal für die Kosten 
des Kindes (Familienbeihilfe an den kinderbetreuenden Haushalt) und ein­
mal für die Steuerfreistel lung der halben Unterhaltsleistungen (z. B.  Ab­
setzbeträge an den Unterhaltsverpfl ichteten).  Da diese Vorgangsweise 
nicht nur sehr teuer ist, sondern auch eine "Scheidungsprämie" merklicher 
Größenordnung darstellt, kann sie als Lösungsansatz verworfen werden. 
Somit kann möglicherweise in Zukunft der Transfer n icht mehr an den 
Haushalt des Kindes ausbezahlt werden, sondern muß zur Steuerfrei­
stel lung der Unterhaltsleistungen verwendet werden. Ein famil ien- und 
frauenpolitischer Rückschritt erster Ordnung, der durch die höchstrichter­
liche N icht-Beachtung des Individualprinzips notwendig werden könnte. 

5.2 "Gerechte" Mittelaufbringung 

Die Famil ie als income-sharing-lnstitution bedarf unter modernen Ver­
hältnissen der Ergänzung durch staatliche Redistribution. Es steht für uns 
daher außer Streit, daß sich die Gesellschaft an den Kosten der Kinderer­
ziehung betei l igen sol l .  Da sie d ies in den letzten zehn Jahren in immer 
geringerem Ausmaß getan hat, ist die durch das VfGH-Erkenntis induzier­
te Erhöhung der Unterstützungen sicherl ich gerechtfertigt (25). l n  Anbe­
tracht des hohen Volumens der monetären Transfers ist dabei auf eine 
"gerechte" Vertei lung der Finanzierungslasten zu achten.  Derzeit werden 
diese Mittel zum kleineren Teil aus den allgemeinen Steuereinnahmen 
(Kinderabsetzbeträge), zum größeren Tei l  vom FLAF bereitgestellt. Im fol­
genden soll die Finanzierung dieses Fonds näher untersucht werden. 

Der FLAF wird zu rund einem Viertel aus den allgemeinen Ertrags­
steuern gespeist. Der weit größere Tei l ,  rund 40 Mrd .  Schil l ing jährl ich , wird 
als Lohnnebenkosten von den unselbständig Erwerbstätigen aufgebracht. 
Diese völl ig einseitige Belastung unselbständiger Arbeit ist historisch er­
klärbar. ln der unmittelbaren Nachkriegszeit erhielten nur arme, unselb­
ständige Familienerhalter Ernährungsbeihilfen, die durch einen allgemei­
nen Lohnverzicht finanziert werden konnten (26).  Ab Mitte der fünfziger 
Jahre verlagerte sich der Schwerpunkt der Familienpolitik zum oben er­
wähnten allgemeinen Kinderlastenausgleich. Seit d iesem Zeitpunkt ist die 
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Finanzierungsstruktur des FLAF sanierungsbedürftig , da die spezifische 
Belastung von unselbständiger Arbeit nicht mehr rechtfertigbar ist. Die Fi­
nanzierung der von der Gesellschaft zu tragenden Kinderlasten sol lte 
möglichst breit verteilt werden. Dazu bieten sich in erster Linie alle Einkom­
men oder die Wertschöpfung an. Eine solche Umstellung der FLAF-Finan­
zierung ist nicht nur aus Gerechtigkeits-, sondern auch aus Effizienz­
überlegungen zu befürworten .  Damit könnten nicht nur die in der öffentli­
chen Diskussion immer wieder als effizienzschädl ich kritisierten hohen 
Lohnnebenkosten reduziert werden. Breite Bemessungsgrundlagen sind 
aus Optimalsteuersicht der Tendenz nach generell schmalen vorzuziehen 
(geringere Wahrscheinl ichkeit von Ausweichreaktionen). Überdies können 
durch breitere Bemessungsgrundlagen die Beitragssätze gesenkt und 
somit die Wohlfahrtsverluste infolge von Verzerrungen reduziert werden. 
Weiters könnten dadurch Bevorzugungen einiger öffentl ich-rechtlicher 
Körperschaften durch die sogenannte Selbstträgerschaft (27) beseitigt 
werden. 

Wenn die Umstel lung des FLAF auf al lgemeine Steuerfinanzierung er­
wogen wird ,  so bedarf seine weitere Existenz als Fonds einer besonderen 
Begründung. Da zwischen Beiträgen und Leistungen kein Zusammen­
hang besteht, fallen die üblichen Argumente (Transparenz, getrennter 
Rechenkreislauf, geringere subjektive Steuerwiderstände) kaum ins Ge­
wicht. Da der FLAF auch Verluste machen kann ,  die aus dem allgemeinen 
Budget gedeckt werden, existiert auch keine strikte Ausgabenrestriktion.  
Wenn kaum Argumente für die Aufrechterhaltung des FLAF zu finden 
sind , stellt sich die Frage nach den Vorteilen einer Auflösung. Erstens er­
höht ein einheitliches Steuer- und Transfersystem die Transparenz des 
Staatssektors. Zweitens entwickelt ein Fonds, zumindest in Zeiten von 
Überschüssen,  eine Eigendynamik, die zu n icht immer sachl ich gerecht­
fertigten Ausgabensteigerungen führt. Die Gefahr einer solchen Eigendy­
namik ist psychologisch erklärbar, empirisch überprüfbar und motiviert das 
finanzwissenschaftl iche Postulat des Non-Affektationsprinzips gegen 
Zweckbindungen. 

6. Zusammenfassende Gesamteinschätzung 

Die Diskussion um die steuerl iche und transferseilige Behandlung von 
Kindern bzw. Familien hat eine pragmatische und eine prinzipielle Dimen­
sion.  Eine resümierende Gesamteinschätzung aus pragmatischer Sicht 
müßte ungefähr wie folgt lauten:  Die derzeitige Form der Famil ien­
förderung schafft bei der Mittelaufbringung Ungerechtigkeiten und Verzer­
rungen, die relativ leicht vermeidbar wären. Auf der Verwendungsseite ist 
das derzeit bestehende System indes nicht so schlecht wie sein Ruf - ge­
rade auch im internationalen Vergleich . Gleichwohl könnte die Einfachheit 
und Durchschaubarkeit durch eine rigorose Integration von Steuer- und 
Transfersystem noch verbessert werden. Die Vereinfachung könnte auch 
eine Fokussierung auf empirisch d iagnostizierte Probleme und Problem-
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gruppen erleichtern und damit eine wirkl iche und n icht bloß rhetorische 
Verbesserung der sogenannten "Treffsicherheit" bringen. Vielfach wird 
eine Politik, welche die Chancen von "benachteiligten" Kindern (d.h .  Kin­
der, deren soziale und famil iäre Situation erhebliche Startunge­
rechtigkeiten enthält) nachhaltig verbessern sol l ,  eher über Sachleistun­
gen den gewünschten Effekt haben . Die einseitige Fixierung auf Geld­
transfers ist gerade in d iesem Kontext unplausibel: Die guten Gründe, mit 
denen Ökonominnen ansonsten Geldtransfers vorziehen, greifen hier nur 
wenig.  

Aus prinzipieller Sicht haben wir ein Problem vor uns,  welches durch die 
unter modernen Bedingungen unvermeidbare Koexistenz der Um­
vertei lungsmaschine "Staat" mit der "Familie" - als nach wie vor empirisch 
wichtiger, aber in der materiellen Konkretisierung zunehmend heteroge­
nen income-sharing-lnstitution - geschaffen wird . (Es ist nützlich, die in der 
aktuel len Diskussion einiges "Krisenpotential" bergende Problematik der 
Geschiedenen als Sonderfall d ieser Heterogenisierung zu begreifen.)  Nun 
kann man über die sozialethisch wünschenswerten Muster und Reich­
weiten der Umverteilung verschiedener Meinung sein. Dies ist letztlich im 
politischen Diskurs zu klären. Was sich aber gut argumentieren läßt, ist 
das Individualprinzip als kaum umgehbarer Angelpunkt für die Beurteilung 
umvertei lungsrelevanter Tatbestände im Steuer- und Transfersystem.  
Denn der Anspruch des modernen Staats im Hinblick auf d ie  Herstellung 
von Vertei lungsgerechtigkeit und Chancengerechtigkeit kann plausibler­
weise nur auf I ndividuen bezogen sein .  I nwiefern der Staat auf faktisch 
nachvollziehbares oder angenommenes income-sharing in bestehenden 
oder geschiedenen Familienverbänden Rücksicht nimmt oder nehmen 
sollte, ist vor allem eine Frage der N icht-Diskriminierung zwischen Lebens­
formen und der Vermeidung effizienzschädlicher Verdrängungseffekte. Al­
les andere,  und d ies betrifft n icht zuletzt die vom VfGH forcierte Idee der 
Anknüpfung am standesgemäßen Unterhalt, ist bestenfalls ein Luxus, der 
finanziell kostspielig und systematisch kaum real isierbar ist. 

Anmerkungen 

( 1 )  Sturn ( 1 996) 1 80f. 
(2) Dieses Kapitel ist eine gekürzte Überarbeitung von Wohlfahrt ( 1 997a). 
(3) Vgl. dazu im Detail VfGH ( 1 997) sowie den vorhergehenden Normen-Prüfungs­

beschluß VfGH ( 1 996). 
(4) Die unmittelbar auf dieses Zitat folgende Passage in VfGH ( 1 997) könnte gegen eine 

derartige Gegenrechnung von Familienbeihilfe/Kinderabsetzbetrag mit der Steuerlast 
ins Treffen geführt werden. Sie lautet: "Die Kinder- (Unterhalts-)absetzbeträge verrin­
gern zwar- ebenso wie die Familienbeihilfe - nicht die Steuerlast der Unterhaltspflich­
tigen . . .  , wohl aber wirken sich diese Transferleistungen insofern aus, als sie die Unter­
haltslast der zur Leistung von Unterhalt Verpflichteten verringern." (20f) 
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Doch von massiven inhaltlichen Einwänden gegen eine solche Interpretation einmal 
abgesehen, spricht der im Erkenntnis folgende Absatz wiederum klar für die Gegen­
rechnung kinderbezogener Transfers mit der Steuerlast "Das Verfahren hat gezeigt, 
daß diese Transferleistungen die steuerliche Belastung jener Einkommensteile, die zur 
Erfüllung der Verpflichtung zur Unterhaltsleistung erforderlich sind, nicht auszuglei-
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chen vermögen, ja daß sie nicht einmal in allen Fällen geeignet sind, den von den Zi­
vilgerichten bei Ermittlung der Unterhaltspflicht herangezogenen fiktiven Regelbedarf 
. . .  abzudecken (gemeint ist damit offensichtlich "von der Besteuerung freizustellen" , 
Anm. d. Verf. ), also zu bewirken, daß dieser Regelbedarf so behandelt würde, als wür­
de er von der Steuerbemessungsgrundlage abgezogen." (21 )  Eine weitere Stelle, die 
für die von uns im weiteren unterstellte Art der Gegenrechnung spricht, findet sich auf 
den Seiten 23f des Erkenntnisses. 

(5) Bei der Berechnung der Einkommensteuer (halbe Unterhaltsverpfl ichtung mal Grenz­
steuersatz) können fal lbedingt leichte Abweichungen entstehen (z.B.  durch Sonder­
zahlungen, Sonderausgaben oder dergl . ). 

(6) Vgl .  Guger (1 996) 38ff. Die dort verwendeten Daten stammen allerdings aus 1 991 und 
liegen nur für nicht-selbständige Haushalte vor. 

(7) Vgl .  dazu Sturn (1 992a) sowie Schneider (1 979). 
(8) Dujmovits, Sturn ( 1 997) 1 9. 
(9) Wir werden darauf in einem anderen Aufsatz zurückkommen: Dujmovits, Sturn, Wohl­

fahrt ( 1 998). 
(1 0) Zuletzt in  Dujmovits, Sturn (1 997). 
( 1 1 )  Auch wenn es wahrscheinlich nicht immer der Realität und auch nicht den moderne­

ren bargaining-theoretischen Konzepten der Familienökonomie entspricht. Julie Nel­
son ( 1 992) thematisiert historisch und systematisch die Evolution der Konzepte der 
Lebensstandardmessung vor dem Hintergrund des familiären Zusammenlebens. 

( 1 2) Dem Österreichischen Sprachgebrauch entsprechend wird in dieser Arbeit "Familien­
besteuerung" als Oberbegriff für die Gesamtheit der familienbezogenen Steuer- und 
Transferregelungen verwendet. 

( 1 3) Das "Familienpaket" umfaßt weiters eine Erhöhung der Negativsteuer beim Allein­
verdienerabsetzbetrag, eine Neuauflage der sogenannten Kindergartenmilliarde und 
noch auszuhandelnde begleitende Maßnahmen. 

( 1 4) Beispielsweise diagnostizierte Sturn ( 1 992b) 749 die mangelnde Konformität des da­
maligen "Familienpakets". 

( 1 5) Schon die vorl iegenden Vorschläge für die Ausweitung der Familienförderung bergen 
in Kombination mit der für das Jahr 2000 geplanten Steuerreform nach Ansicht von 
Marterbauer (1 998) die Gefahr in sich, daß die öffentlichen Haushalte wieder aus dem 
Ruder laufen und die Kriterien des "Stabilitätspaktes" nicht oder nur unter Verzicht auf 
Spielraum für stabil isierende Konjunkturpolitik eingehalten werden können. 

( 1 6) Beispielsweise wird vom VfGH (1 997) 1 6f nicht gefordert, der Staat solle "die Unter­
haltslasten von unterhaltspflichtigen Eitern ganz oder teilweise übernehmen. Solches 
zu tun, steht ebenso im rechtspolitischen Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers wie 
auch die Ausgestaltung einer allfälligen Übernahme von Teilen der Unterhaltspflicht, 
etwa im Hinbl ick auf deren Staffelung nach der Anzahl oder dem Alter der Kinder oder 
nach der sozialen Bedürftigkeit, sofern die konkrete Regelung nur in sich sachlich ist." 

( 1 7) Vgl .  Badelt ( 1 996) 36ff. 
( 1 8) Bezüglich der konkreten Ausgestaltung der Förderung - direkte monetäre Leistungen 

versus (öffentlich subventionierte) Sachleistungen - ist dieser gesellschaftspolitische 
Konsens schon weniger umfassend . Beispielsweise wird gegen zu hohe ungebunde­
ne Direkttransfers eingewendet, daß sie in manchen Fällen einen zu starken Anreiz für 
die Unterhaltsverpfl ichteten bieten, auf Markteinkommen überhaupt zu verzichten. 
Dem kann mittels einer Umschichtung hin zu einer kostenlosen bzw. subventionierten 
öffentlichen Bereitstellung von Sachleistungen (Kindergärten, Schulbildung etc.) vor­
gebeugt werden. 

( 1 9) Der ursprüngliche SP-Vorschlag bewirkt beispielsweise beim dritten Kind und einem 
versteuerbaren Familien-Einkommen zwischen 300.000 und 350.000 Schil l ing infol­
ge des Transferabbaus eine Erhöhung des Grenzsteuersatzes um 1 2%, für Einzel­
verdiener von 42% auf 54%. Berücksichtigt man noch die ebenfalls in diesem Ein­
kommensbereich wirkende Verminderung des Allgemeinen Absetzbetrages, erhöht 
sich der Grenzsteuersatz um weitere knappe 3%. 
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(20) Berechtigterweise kritisch zu dieser Vorgangsweise äußert sich Zorn ( 1 996) 1 54. 
(21 )  Das folgende gilt sinngemäß auch für uneheliche Kinder. 
(22) Siehe dazu den nunmehr als verfassungswidrig aufgehobenen § 34 Abs. 7 Z. 2 EStG. 

Wengleich eine sachliche Begründung dafür nicht zu erkennen ist, entspricht der 
Unterhaltsabsetzbetrag in seiner Höhe dem Kinderabsetzbetrag und steigt wie letzte­
rer mit der KinderzahL 

(23) Weiters vermindert die Zahlung der Familienbeihi lfe laut § 1 2a FLAG den Unterhalts­
anspruch des Kindes nicht. Die für Scheidungsfälle von Wilhelm ( 1 998) kritisierte 
mangelnde VfGH-Konformität des SP-Modells trifft auch für das VP-Modell zu. Denn 
geschiedene Unterhaltsverpflichtete würden im derzeitigen System auch von einer 
Anhebung der Kinderabsetzbeträge nicht profitieren. 

(24) "Warum gibt es trotz Tausender Anläufe bis heute keinen modernen Grundrechts­
katalog, der gerade solche Streitfragen außer Streit stellt? Dazu ist ja die Verfassung 
da, solche gesel lschaftspolitischen Kontroversen zu entscheiden. . . .  Der Verfas­
sungsgerichtshof ist nicht sakrosankt. Das war der Kaiser . . .  ln einer modernen Re­
publik gibt es niemanden, der sakrosankt ist." (Ludwig Adamovich, in: Der Standard 
(20. 1 1 .  1 997) 5). M it einer inhaltlich noch deutlicheren Stellungnahme für famil ien­
relevante Grundsatzentscheidungen im Verfassungsrang wurde Adamovich am 
1 9. 2. 1 998 im Standard (S. 5) zitiert. 

(25) Wohlfahrt ( 1 997b). 
(26) Guger (1 992) 5 1 9. 
(27) Selbstträger zahlen die Familienbeihilfe ihrer Dienstnehmer selbst, überweisen aber 

nur sehr geringe Beiträge an den FLAF, die nicht kostendeckend für die sonstigen Lei­
stungen (Schulbücher, Schülerfreifahrt u. dgl.) sind; vgl. Guger (1 996) 46. 
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Regionalisierung in der EU als 

koevolutionärer Prozeß (t) 

Sylvia Pintarits, Wolfgang Blaas 

1. Einleitung 

Die zunehmende formale Verankerung regionaler und lokaler Interessen 
im Institutionengefüge der EU sowie ein deutlich gewachsenes politisches 
Selbstbewußtsein der Regionen sind Beispiele und Ausdruck für die Ten­
denz, den Regionen in Europa und ihrer politisch , kulturel l  und ökono­
misch jeweils differenten Entwicklung vermehrte Aufmerksamkeit zu 
schenken .  

ln dieser Arbeit fragen wir nach den Kausal itäten, Wechselwirkungen 
und Einflüssen, die für die Entwicklung und den Wandel der subnationalen 
Regionen (d .h .  der dritten Ebene politischer Organisation; Nationalstaat ­
zweite Ebene; Europa - erste Ebene) in Europa bestimmend sind. 

Wir verlassen dabei den Rahmen der traditionellen Lehrbuchtheorie, 
denn die vorherrschende neoklassische Ökonomie betrachtet politische 
und administrative Regionen im wesentlichen als Teil des politisch-institu­
tionellen Rahmens, innerhalb dessen die einzelnen Wirtschaftsakteure 
ihre Entscheidungen treffen. Politische Regionen sind in dieser Sichtweise 
also vorgegebene, exogene Größen ,  nicht aber Bestandteil einer ökono­
mischen Analyse. Die zunehmende Unzufriedenheit mit den Unzulänglich­
keiten einer rein neoklassischen ökonomischen Betrachtung und ihrem 
Versagen in vielen wichtigen Forschungsfragen haben ein al lgemeines 
Interesse an institutionellen und evolutionären Analysen wiederbelebt. So 
bemüht sich die "Neue Institutionelle Ökonomie", Institutionen in ihren 
Forschungsansatz einzubeziehen, ohne dabei aber die ontologischen und 
methodelogischen Grundlagen der neoklassischen Ökonomie zu verlas­
sen : Institutionen werden daher als Ergebnis von nutzenmaximierend han­
delnden rationalen Akteuren betrachtet und entweder als Produkt optima-
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ler I nvestitionsstrategien dargestellt (North) oder durch Prozesse zur M ini­
mierung von Transaktionskosten erklärt (Wil l iamson). 

Im vorliegenden Beitrag werden Regionen hingegen aus dem Bl ickwin­
kel einer modernen, institutionell und evolutorisch ausgerichteten Ökono­
mie als Akteure in einem koevolutionären Prozeß (2) betrachtet. Denn po­
l itische Systeme oder verschiedenrangige Organisationen können als sich 
gegenseitig beeinflussende Variationen von Ordnung verstanden werden. 
Sie organisieren sich - unabhängig von ihrer Komplexität - so, daß ihre 
Fortdauer von einer Periode zur nächsten gesichert erscheint (3). Dabei 
passen sich koevolutionäre Systeme nicht nur externen Veränderungen 
an, sie haben auch die (beschränkte) Fähigkeit, ihr eigenes evolutionäres 
Umfeld,  in dem sie agieren,  zu gestalten (4 ) . Der koevolutionäre Ansatz 
betont also die selbstorganisierenden Fähigkeiten eines Systems in seiner 
Bemühung, sich zu reproduzieren. 

Nachdem im folgenden zunächst die breite Vielfalt von subnationalen 
institutionellen Strukturen in Europa dargestellt wird ,  befassen wir 
uns im Hauptteil der Arbeit mit koevolutionären Elementen von Regio­
nal isierungsprozessen .  Dabei soll unser Versuch , die unterschiedl ichen 
Motive, Anreize und Strategien, die für Regionalisierungsprozesse rele­
vant sind , als Teil eines koevolutionären Prozesses zu interpretieren, auch 
als möglicher Ausgangspunkt für weitere und tiefergehende Forschungen 
verstanden werden. Der dritte Teil des Beitrags befaßt sich dann mit 
Trends und absehbaren Weiterentwicklungen der Regional isierung in Eu­
ropa. 

2. Die Stellung der Regionen in den Mitgliedstaaten der EU 

Historisch gesehen hat es eine Vielzahl von Ursachen und Motiven 
gegeben, die die Entstehung, Stärkung oder Schwächung einzelner 
politischer oder admin istrativer Regionen innerhalb der Mitgl iedstaaten 
der EU beeinflußt und geprägt haben. Die heutige Vielfalt der institutionel­
len Formen auf dieser "dritten Ebene" ist daher nicht verwunderlich. Sie 
ist Teil des d ifferenten Entwicklungspotentials der Regionen im pol iti­
schen System der EU und soll im folgenden im Überblick dargestellt wer­
den. (5) 

Die Mitgliedstaaten können je nach der institutionellen und pol itischen 
Stärke ihrer subnationalen Körperschaften in verschiedene Gruppen ein­
geteilt werden. (6) Zur Gruppe der Länder, die durch ihre föderale Struk­
tur gekennzeichnet sind, gehören Deutschland und Österreich . 

Die meisten der neun Österreichischen Länder sind ä lter als die Repu­
blik und waren bereits an der Schaffung der Ersten Republik beteil igt (7). 
Von einer rein verfassungsrechtlichen Warte aus betrachtet erscheint der 
Föderalismus in Österreich schwach ausgeprägt zu sein ,  und die Österrei­
chischen Länder haben weniger Kompetenzen als ihr deutsches Gegen­
über. Ihr politischer Einfluß ist jedoch wesentlich stärker, als es der forma­
le Status vermuten lassen würde (8). 
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Anders als in Österreich ist die heutige Gliederung Westdeutschlands 
erst nach dem Zweiten Weltkrieg erfolgt. Sie war, auch aus pol itischen 
Gründen, weniger an historischen Abgrenzungen orientiert als an Ge­
sichtspunkten der Funktionsfähigkeit und Machtbeschränkung (9). Die 
heute 1 6  deutschen Länder haben selbst Staatsqualität und gegenüber 
dem Gesamtstaat die stärkste Stel lung unter allen pol itischen Regionen 
innerhalb der EU (wenn man vom belg ischen Sonderfal l  als Staat mit 
konföderalen Elementen absieht). 

Die durch die deutschen Länder erwirkten nationalen Rechte in europäi­
schen Fragen (vgl .  unten) dienten den Österreichischen Ländern als Vor­
bi ld.  Sie setzten im Zuge des Beitritts zur EU nationale I nformations- und 
Mitentscheidungsrechte in  europäischen Fragen durch ( 1  0). Eine weitere 
Stärkung der Österreich ischen Bundesländer durch eine umfassende 
Bundesstaatsreform scheiterte dagegen. 

Der dritte Staat dieser Gruppe ist Belgien, das eine ganz spezifische Ent­
wicklung zum föderalen Staat nahm. Die umfassende Neustrukturierung 
des belgischen Staats während der letzten Jahrzehnte ist als Versuch zu 
verstehen, den lang anhaltenden Konfl ikt zwischen Flamen und Wallonen 
zu entschärfen und den Fortbestand des gemeinsamen Staates zu sichern 
(1 1 ). Seit 1 970 gab es daher vier Verfassungsreformen. Die mittlere Ebene 
des belgischen Staats ist doppel gestaltet - es existieren drei territorial de­
finierte Regionen und drei sprachlich definierte Gemeinschaften.  Die jewei­
ligen Kompetenzen der mittleren Ebene bestehen für räumlich überlappen­
de Gebiete; nur für Flandern fallen Region und Gemeinschaft weitgehend 
im selben Territorium zusammen. Im Jahr 1 993 wurde Belgien formal ein 
föderaler Staat. Er weist sogar einige konföderale Elemente auf ( 1 2). 

Als regionalisierte Staaten können Spanien und Italien bezeichnet wer­
den. Ihre dritte Ebene ist in  der Verfassung verankert und mit Gesetz­
gebungsbefugnissen versehen, sie ist aber nicht an der Aufgaben­
wahrnehmung des Gesamtstaates betei l igt. 

ln diesen beiden Ländern kann der Regionalisierungsprozeß als Reak­
tion auf die Forderungen nach Autonomie auf ethnischer, kulturel ler, 
sprachl icher und historischer Basis verstanden werden. l n  Spanien muß­
ten die Autonomen Gemeinschaften geschaffen werden, um die Katala­
nen und Basken, die sich als "historische Nationalitäten" verstehen, in den 
1 978 neu verfaßten demokratischen spanischen Staat einbinden zu kön­
nen. Die Kompetenzverteilung zwischen Autonomen Gemeinschaften und 
dem Zentralstaat ist nach einem komplexen System ausschl ießlicher und 
geteilter/konkurrierender Zuständigkeiten geregelt. Die jeweil igen Auto­
nomiestatute enthalten eine relativ große Fülle verschiedener Kompeten­
zen (eine Liste, die jener der Kompetenzen der deutschen Länder ähnelt); 
in der Praxis l iegt der Schwerpunkt der Gesetzgebung jedoch beim 
Gesamtstaat ( 1 3). Wie in Italien sind die politischen Regionen auch in ih­
rer finanziellen Autonomie eingeschränkt. 

Die Regionalisierungspolitik in Italien war nach den beiden Weltkriegen 
einerseits von separatistischen Bewegungen im Aostatal ,  in Südtirol ,  in  
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Sizilien und in Sardin ien beeinflußt. Andererseits spielten auch Überlegun­
gen der Effizienz staatl icher Verwaltung und parteipol itisches Kalkül eine 
Rolle ( 1 4) .  Folge dieser Entstehungsgeschichte ist eine uneinheitl iche 
Stellung der Regionen in diesen beiden Staaten.  ln Italien gibt es fünfzehn 
Regionen mit Normalstatut und relativ wenigen Kompetenzen sowie fünf 
Regionen mit Sonderstatut ln Spanien defin iert das jeweilige Autonomie­
statut die Stel lung der Region . 

Die dezentral isierten Staaten innerhalb der EU haben einen gewissen 
Verfassungsschutz der nachgeordneten Ebenen , aber nur schwache re­
gionale Kompetenzen.  Zu diesen Staaten zählen Frankreich , die N ieder­
lande, Portugal, Dänemark, Finnland und Schweden. 

Der in Frankreich in den achtziger Jahren einsetzende Regionalisie­
rungsprozeß war auf eine Steigerung der Effizienz der staatl ichen Verwal­
tung durch Modernisierung und Entlastung ausgerichtet ( 1 5) .  Der franzö­
sische Staat schuf 26 neue Regionen aus der Zusammenfassung der be­
stehenden, künstlich geschaffenen Departements zu größeren Einheiten. 
I ndem so Anknüpfungspunkte an historische Regional ismen vermieden 
wurden, setzte der Staat sein Selbstverständnis als "Republique une et 
indivisible" um. Nur Korsika und die Überseedepartements und -territorien 
stellen mit gewissen Sonderrechten eine Ausnahme dar, die als Reaktion 
des Zentralstaates auf regionalistische Bewegungen gesehen werden 
kann ( 1 6). Die Regionen haben nur beschränkte Kompetenzen, können 
jederzeit vom Gesetzgeber abgeschafft werden und haben eine sehr 
schwache finanzielle Ausstattung . Territoriale Einflußnahme zeichnet sich 
noch immer durch die traditionelle Akkumulation von Mandaten verschie­
dener staatl icher Ebenen durch jeweils einen Politiker und die Zusammen­
arbeit von politischer und administrativer Elite aus ( 1 7) .  Dies gi lt auch für 
die Vertretung auf europäischer Ebene. 

Obwohl die zwölf Provinzen der N iederlande ursprüngl iche Grund­
bausteine des niederländischen Staates waren und ihre Kompetenzen im 
letzten Jahrzehnt zugenommen haben,  muß man ihre Position vis-a-vis 
der Zentralregierung als vergleichsweise schwach bezeichnen. Kenn­
zeichnend für die letzten Jahre ist die Spannung zwischen einer erhöhten 
Aufmerksamkeit für die Provinzen im Rahmen der EG-Regionalpol itik und 
den Bemühungen der niederländischen Regierung während der achtziger 
und neunziger Jahre,  die städtischen Metropolen zu stärken ( 1 8). 

Nur aufgrund ihrer geographischen Gestalt findet man in  Portugal und 
Dänemark eine relativ weitgehende regionale Autonomie ihrer lnselgebie­
te . Die Festlandregionen Portugals h ingegen sind bisher keine politischen 
Regionen; die dänischen Bezirke sind Körperschaften öffentlichen Rechts 
auf einfacher Gesetzesgrundlage. Sie sind eher der lokalen als der regio­
nalen Ebene zuzurechnen.  

Sowohl in Finnland als auch in Schweden s ind die Kompetenzen der 
regionalen Einheiten gegenüber der Zentralregierung beschränkt ( 1 9) .  l n  
Schweden besteht d ie  regionale Vertretung aus 24 Län .  D ie  bereits seit 
1 962 geführte Diskussion über ein Neustrukturierung der Län erhielt durch 
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den schwedischen EU-Beitritt neuen Schwung (20).  Finnland hat 1 2  Pro­
vinzen, die als admin istrative Einheiten in erster Linie die Aufgabe haben , 
die Politiken der Zentralregierung umzusetzen .  Im Jahr 1 992 kam es zu 
einer Verwaltungsreform, die zur Schaffung 1 9  neuer Regionen führte, die 
Kompetenzen für Regionalpol itik und Raumplanung haben.  

Zu den unitarischen Staaten zählen Griechenland, I rland und das klein­
ste Mitg l iedsland Luxemburg .  Griechenland hat bisher nur dezentral isier­
te administrative Einheiten auf regionaler Ebene. Erst die Vorgaben der 
" I ntegrierten Mittelmeerpogramme" der EG-Regionalpolitik während der 
achtziger Jahre führten dazu , daß auch in Griechenland erstmals eine all­
gemeine Diskussion über eine mögliche Dezentral isierung in Gang kam. 
Die Republ ik I rland verfügt neben der kommunalen Ebene nur über pol i­
tisch schwache Grafschaften .  Sie können jederzeit von der Zentralregie­
rung abgeschafft werden und haben ausschl ießlich administrative Kompe­
tenzen. Ähnl ich wie in Großbritannien gibt es regional organisierte staatli­
che Behörden. Die Frage nach einer stärkeren Regionalisierung wurde 
aber durch die Regionalpolitik der EG/EU belebt. 

Das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland war be­
reits früher schwer in d iese Gruppen einordenbar und wird hier aufgrund 
seiner jüngsten Entwicklung gesondert betrachtet. Das zentrale Kennzei­
chen des pol itischen Systems ist die ungetei lte Souveränität des Parla­
ments und das Fehlen einer geschriebenen Verfassung . Subnationale 
Körperschaften haben keine generellen eigenen Kompetenzen und sind 
auf die vom nationalen Parlament delegierten Aufgaben beschränkt. Sie 
können jederzeit abgeschafft oder umgegl iedert werden. Es gibt drei Mi­
nisterien der Regierung für Schottland, Wales bzw. Nordirland (auf das 
hier nicht näher eingegangen wird) ,  die für regionale Fragen zuständig 
sind (21 ) .  ln  England und Wales existierten nicht deckungsgleiche Ver­
waltungsregionen verschiedener Stellen (z.B .  unterschiedlicher Ministeri­
en).  Erst in den letzten Jahren wurde mit den Integrierten Regionalbüros 
( 1 994) und mit den Plänen der Labour Party, Regionale Entwicklungs­
agenturen zu errichten, erste Schritte zu einer territorial  gebündelten 
Regionalisierung in England gesetzt. 

Das britische System wurde aufgrund dieser Ausgestaltung als "Ver­
waltungsregionalismus" bezeichnet (22) und war in der Regierungszeit der 
Tories primär auf eine Schwächung der subnationalen Körperschaften -
bis hin zu ihrer Zerschlagung - gerichtet. Erst nach dem Machtwechsel zur 
Labour Party kam es zu tiefgreifenderen Veränderungen, die sich vor al­
lem in den beiden Referenden in Schottland und Wales im Herbst 1 997 
niederschlugen.  Dabei entschieden sich in Schottland mit 60% der abge­
gebenen Stimmen (Wahlbeteil igung 74%) eine klare Mehrheit der wahlbe­
rechtigten Bevölkerung für die Einrichtung eines schottischen Parlaments 
mit bestimmten Gesetzgebungsbefugnissen (23). Für eine mit deutlich ge­
ringeren Befugnissen ausgestattete walisische Versammlung entschieden 
sich bei einer geringen Wahlbetei l igung von 51 ,3% nur knapp 50,3% der 
zur Wahl angetretenen Personen. 
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3. Regionalisierung als Koevolution von subnationalen und 
supranationalen Institutionen 

Bis jetzt haben wir Regionen in  erster Linie in ihrem Verhältnis zur natio­
nalen Ebene beschrieben. Während des letzten Jahrzehnts ist jedoch der 
Einfluß der EG/EU auf Regional isierungsprozesse stark gewachsen . Die 
Wechselwirkungen in dem entstehenden politischen System führen zu 
neuen, komplexen Formen von Regionalisierung und regionaler Mobil isie­
rung. Sie wurden bereits angerissen und sind in anderen Arbeiten bereits 
umfassend beschrieben worden (24 ). Wir wollen uns h ier darauf konzen­
trieren, darauf aufbauend wesentl iche Elemente der koevolutionären Ent­
wicklung in (ausgewählten) Regionalisierungsprozessen zu identifizieren. 

3.1 Koevolutionäre Interessenmuster 

Das Interesse der Europäischen Kommission an den "Regionen" l iegt 
nicht in deren Stärkung an sich , sondern entspringt vor allem vier Motiven: 
* dem Bestreben zur Verbesserung der gemeinschaftlichen Kohäsion -

dem Abbau von regionalen Disparitäten zur Sicherung der pol itischen 
und sozialen Stabil ität; 

* der Förderung einer nachholenden Entwicklung benachtei l igter Gebiete 
zur Stärkung der Funktionsfähigkeit des Binnenmarktes entsprechend 
dem neo-l iberalen Model l ;  

* der Identifikation und Stärkung der  europäischen, transnationalen Di­
mension in den jeweil igen Politikbereichen, um vergemeinschattete 
Politiken zu legitimieren; 

* dem i nstitutionellen Eigeninteresse der Europäischen Kommission an 
der Verbesserung ihrer Stel lung (als supranationalem Organ) und Aus­
weitung ihrer pol itischen Handlungsspielräume gegenüber dem (inter­
gouvernementalen) Rat und den Mitg l iedstaaten (25).  
Entsprechend ihrer jeweil igen Position sind verschiedene Motive der 

Regionen (oder anderer subnationaler Akteure) zu erkennen, d ie sie die 
Strukturen und Politiken der EG/EU zur eigenen Sicherung und Weiterent­
wicklung nutzen und unterstützen lassen.  

So trifft sich das Interesse politisch , institutionell und ökonomisch star­
ker Regionen an europäischen oder grenzüberschreitenden Handlungs­
möglichkeiten mit den Bestrebungen der Europäischen Kommission, 
transnationale Entwicklungen und Strukturen - nicht zuletzt durch den ge­
meinsamen Binnenmarkt - zu fördern .  Für d iese Regionen eröffnet sich 
die Chance, ihre innerstaatl iche Rolle zu stärken und sowohl politischen 
als auch ökonomischen Handlungsspielraum zu gewinnen. Daraus kön­
nen al lerd ings auch Spannungen in etablierten innerstaatl ichen 
Kooperations- und (finanziel len) Ausgleichsmechanismen entstehen (26). 
Eine formale Einbindung in die Strukturen der EU und eine klare 
Kompetenzregelung (über den Ausschuß der Regionen bzw. das Subsi­
d iaritätsprinzip; vgl .  unten) sind für d iese Regionen relativ bedeutend . Sie 
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lehnen ausschließl ich informelle Beziehungen , wie sie gerade von institu­
tionell schwachen Regionen genutzt werden, ab (27). Dies ist insbesonde­
re an den Strategien von Regionen wie den (west)deutschen Ländern , vor 
allem Bayern und Baden-Württemberg ,  ein igen spanischen Autonomen 
Gemeinschaften,  besonders Katalonien, oder den Österreichischen Län­
der zu erkennen. 

Ökonomisch schwache Regionen haben bis zu einem gewissen Grad die 
Chance,  durch direkte Kontakte zur Kommission die für sie vorgesehenen 
und zum Teil beträchtlichen Regionalfördermittel besser auszuschöpfen. 
Dies erscheint möglich , indem sie einerseits selbst die qualitativen und in­
stitutionellen Anforderungen der Kommission an Förderprogramme und -
projekte besser kennenlernen und umsetzen. Andererseits wird auch die 
Kommission über spezifische Hindernisse dieser Regionen bei der Regio­
nalentwicklung genauer informiert und kann unter Umständen darauf rea­
gieren. 

Für politisch schwache Regionen, die oft auch ökonomisch schwache 
Regionen sind, stellt die EG/EU eine Plattform zur Artikulation ihrer Inter­
essen dar, die innerhalb des jeweil igen Staates kaum vorhanden ist. 
Lobbying bietet gerade bei fehlender innerstaatlicher institutioneller Absi­
cherung eine Mögl ichkeit, die eigenen regionalen Anl iegen zur Anerken­
nung oder zumindest zur Kenntnis zu bringen (28). 

Für ein ige Regionen besteht darüber h inaus ein besonderes Interesse 
an einer Rolle, die über die im eigenen Staat festgelegten Handlungsspiel­
räume hinausführt. Es sind dies jene Regionen, deren politische Akteure 
oder deren Bevölkerung eine spezifische ku lturelle Identität betonen , die 
im nationalen Rahmen nicht ihren Forderungen entsprechend anerkannt 
wird .  Dies gilt ganz besonders für Schottland und Katalonien, wie Keating 
( 1 994) zeigt, sowie Flandern ,  aber auch für schwächere Regionen wie 
Wales oder das Baskenland. 

3.2 Die europäische Regionalpolitik und die Regionen (29) 

Seit der großen Reform von 1 988 ist die gemeinschaftl iche Regionalpo­
l itik der wichtigste europäische Einflußfaktor für Regionalisierungs­
prozesse und die regionale Mobil isierung innerhalb der Mitg l iedstaaten 
der EU und über ihre Grenzen hinweg geworden (30). Im Rahmen der 
Strukturfondsinterventionen in Ziel 1 ,  2 und 5b Gebieten sind vor allem 
zwei seit 1 988 gültige Prinzipien bestimmende Faktoren für eine 
koevolutionäre Entwicklung der Europäischen Kommission einerseits und 
der Regionen andererseits. 

Es ist d ies erstens die Programmplanung, die in Form der Gemein­
schaftlichen Förderkonzepte und Operationellen Programme bzw. seit der 
Strukturfondsreform 1 993 durch einheitliche Programmplandokumente 
verwirklicht wird . Zweitens wurde das Prinzip der Partnerschaft eingeführt, 
das die Kommission , die Mitgl iedstaaten, die implementierenden Instan­
zen (regionale und lokale Gebietskörperschaften)  und seit 1 994 auch die 
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Sozialpartner zu "Partnern" in der Entwicklung und Durchführung der 
Regionalförderprogramme erklärt. 

Wie Tömmel (3 1 )  analysiert, werden in der Programmplanung Entwick­
lungsziele und Maßnahmen festgelegt, die durch Akteure unterhalb der na­
tionalstaatl ichen Ebene zumindest implementiert und aus Gründen der Ef­
fektivität manchmal auch mitentwickelt werden müssen. Dies steht in vielen 
Staaten der EU, insbesondere in jenen, die zu den wichtigsten Zielgebieten 
der Regionalförderung zählen, jedoch im Gegensatz zum bislang meist 
schwachen Status ihrer Regionen. Die zu erlangenden Fördermittel wirken 
als starker Anreiz, die Strukturen tendenziell anzupassen und eine regionale 
Ebene mit gewissen Handlungsrechten auszustatten,  so daß die von der 
Kommission geforderten Funktionen erfül lt werden können. 

Mit der "Partnerschaft" ist es der Kommission gelungen, ihre eigene, for­
mal schwache Position gegenüber den Mitgl iedstaaten aufzuwerten,  wo­
bei sie gleichzeitig die subnationalen Akteure stärkte. Artikel 4 der 
Rahmenverordnung des Strukturfonds (5052/88 idF 208 1 /93) legt fest, 
daß alle Parteien , das sind die Kommission, der betreffende Mitgl iedstaat, 
die von ihm auf nationaler, regionaler, lokaler oder sonstiger Ebene be­
nannten zuständigen Behörden und Einrichtungen und gegebenenfalls 
die Sozialpartner "in enger Konzertierung . . .  als Partner ein gemeinsames 
Ziel verfolgen" . Tömmel (32) streicht heraus, daß es mit dieser Festlegung 
gelang , eine Anerkennung formal sehr ungleich mächtiger Akteure als 
Partner im Rahmen der Strukturfondsinterventionen durchzusetzen.  Dar­
über hinaus sol len auch die in der Real ität verschiedenen Interessen der 
Partner dem im gemeinsamen Programm formulierten Ziel untergeordnet 
werden, was die Rolle der Kommission weiter stärkt. Im Zuge der Reform 
von 1 993 wurde der Inhalt dieses Artikels durch den Zusatz, daß sich die 
Partnerschaft "unter vol ler Wahrung der jeweil igen institutionellen , recht­
l ichen und finanziellen Befugnisse der Partner" gestaltet, etwas abge­
schwächt. Für die Durchführung der Strukturfondsinterventionen ist d ie 
Partnerschaft in den "Begleitausschüssen" institutionalisiert; s ie werden im 
Einvernehmen zwischen Mitg l iedstaat und der Kommission eingesetzt 
(Koordin ierungsverordnung 4253/88 idF 2052/93, Artikel 2, Abs. 3) .  

Zumindest in den ersten Jahren bis 1 994 bot der nach seinem Mittel­
volumen bedeutendste Teil der Strukturfondspolitiken - mit etwa 90% der 
verfügbaren Mittel - trotzdem noch relativ wenige Einflußmöglichkeiten 
und Beteil igungschancen für subnationale Akteure.  Vor allem auf den 
Länderbeiträgen in Hooghe (33) aufbauend, vergleicht Marks (34) die 
Pol itikmuster und Einflußlogiken in der Strukturpolitik nach Phasen, Akteu­
ren und Mitgl iedstaaten.  Dabei unterscheidet er erstens nach den drei 
Pol itikphasen:  
* Aushandlung des finanziel len Rahmens; 
* Schaffung des institutionellen Kontextes ( institutioneller Rahmen, För­

derkriterien ) ;  
* Programmplanung (Kohäsionsfonds, Gemeinschaftliche Förderkonzep­

te - GFK, Gemeinschaftsinitiativen).  
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Zweitens bewertet er die Länderberichte zur Erstel lung der GFK in den 
vier Phasen Programmentwurf, Aushandlung der rechtlich bindenden Pro­
gramme, Umsetzung in Operationeile Programme sowie l mplementation 
und begleitende Überwachung. 

l n  der Aushandlung des finanziellen Rahmens und der Schaffung des 
institutionellen Kontextes bestimmen vor al lem die (Zentrai )Staaten und 
die Kommission die Formulierung der politischen Ziele und institutionellen 
Festlegungen (35). Aus der vergleichenden Analyse der Einflußlogiken in 
der Programmplanung läßt sich aber ein relativ stärkerer Einfluß der Re­
gionen ablesen, und Marks (36) kommt zu folgenden Schlüssen: 
* Betrachtet man die Länder für sich, so ist der Einfluß subnationaler Ak­

teure immer in jenen Phasen am größten,  für die vor allem dezentral ver­
fügbare Informationen von besonderer Bedeutung sind . Daher besteht 
ihre stärkste Einflußnahme bei der Umsetzung und Überwachung, ge­
folgt von den Phasen Erstel lung der Operationeilen Programme und 
Programmentwurf. 

* Der politische Einfluß der Akteure unterscheidet sich zwischen den 
Mitgliedstaaten stärker als innerhalb derselben in verschiedenen Phasen 
der Programmplanung. 
Selbst in I rland und Griechenland waren die sehr schwachen subnatio­

nalen Akteure bis zu einem gewissen Grad in die Begleitung der Program­
me eingebunden (37). Insgesamt gesehen blieb die Einbindung subnatio­
naler Akteure vor al lem in den vorbereitenden Programmphasen bisher 
noch schwach . Sie war in erster Linie von den bis dahin geübten Praktiken 
der jeweil igen Staaten abhängig und daher in Deutschland und Belgien 
am relativ stärksten .  

ln ihrem siebenten Jahresbericht zur Durchführung der  Strukturfonds 
1 995 stel lt die Europäische Kommission selbst zur Einsetzung der 
Begleitausschüsse fest: "Die regionale Partnerschaft funktioniert im al lge­
meinen zufriedenstellend , und d ie Beteil igung der regionalen Behörden ist 
nunmehr eine übl iche Praxis" (38). Dagegen wurde in vorangegangenen 
Berichten deutlich, daß die regionalen Partner bei der Erstellung der GFK 
nur in einigen Ländern beteil igt waren (39). 

Die (Zentrai )Staaten werden in ihrer Position in der Strukturfondspolitik 
nicht zuletzt durch das Prinzip der Kofinanzierung in ihrer Rolle als primä­
re Verhandlungspartner der Kommission gestärkt. Dieses bindet die Ver­
gabe der europäischen Fördermittel an eine Mitfinanzierung aus den Mit­
gl iedsländern ,  deren öffentlicher Tei l  entscheidend von der Finanzierung 
durch den jeweil igen Nationalstaat abhängig ist. 

Das langfristige Potential für eine Veränderung der instititutionellen Stel­
lung der Regionen innerhalb ihres Staates und innerhalb der EU durch 
diesen Politikbereich der Gemeinschaft sollte jedoch nicht als gering ein­
geschätzt werden. Dies gilt besonders dann ,  wenn die Aufwertung 
subnationaler Akteure durch die Politik der Kommission von den inner­
staatl ichen politischen Entwicklungen verstärkt wird. So sind etwa die bel­
gischen Regionen die wichtigsten Partner der Kommission in der Regio-
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nalpol itik, da sie nach der weiterentwickelten belg ischen Verfassung die 
al leinige Kompetenz für d iesen Bereich haben (40). 

Der europäischen Regionalpolitik scheint andererseits auch kurzfristig 
und unabhängig von ihrer Bedeutung relativ zur nationalen Förderung gro­
ßes symbolisches Gewicht zuzukommen . Sie d ient als Fokus für regiona­
le Aktivitäten ,  wobei sich die "Gemeinschaftsinitiativen" als besonders be­
deutend erwiesen haben (41 ). Diese wurden ebenfalls 1 988 eingeführt und 
geben der Kommission selbst die Möglichkeit, zur Beteil igung an Program­
men für ausgewählte, gesamteuropäisch bedeutsame Ziele aufzufordern. 

Dabei ist vor allem die Gemeinschaftsin itiative lnterreg (I und I I )  zu nen­
nen, die sich als außerordentlich wirksames Instrument zur Mobil isierung 
und Integration von Akteuren der regionalen Ebene präsentiert (42).  lnter­
reg unterstützt vor allem die Entwicklung von grenzüberschreitenden insti­
tutionellen und administrativen Strukturen von subnationalen territorialen 
Akteuren in Grenzregionen . Während des Zeitraums 1 989-93 standen 
dafür 800 Mill ionen ECU (Preise 1 989) zur Verfügung; l nterreg II setzt das 

· Programm in der Periode 1 994-99 fort und verfügt mit 2 ,4 Mi l l iarden ECU 
(Preise 1 994) über eine bessere Finanzausstattung (43).  Dieses Pro­
gramm stimulierte bereits zahlreiche "Euroregionen" (44). 

Eine ganz spezifische Rolle für die Mobilisierung regionaler Akteure 
spielen Pilotprojekte zur Förderung von besonderen Maßnahmen von ge­
meinschaftl ichen Interesse und die Unterstützung von Kooperationsnetz­
werken über den Europäischen Fonds für Regionalentwicklung (EFRE) 
(45). Für derartige Projekte stehen zwar weniger als 1 %  der EFRE - Mittel 
zur Verfügung. Trotzdem gelang es der Kommission damit, sowohl ihre 
eigene Aktivität auf Gebiete auszudehnen , die außerhalb ihres Kompe­
tenzbereiches liegen,  als auch spezifische Prozeduren durchzusetzen, die 
einen besonders mobil isierenden Effekt auf subnationale Akteure aus­
üben. Diese Akteure,  und nicht etwa die Mitgl iedstaaten , sind aufgefor­
dert, Pilotprojekte bei der Kommission einzureichen. 

Bereits vor einigen Jahren zeigte sich , daß nicht zuletzt wirtschaftlich 
starke Regionen , die für normale Förderungen aus dem Regional- und 
Kohäsionsfonds nicht berücksichtigt werden können , sich in d iesem Be­
reich verstärkt einbringen. Sie nutzten die Möglichkeit, im Rahmen des 
Beirats für lokale und regionale Gebietskörperschaften die grundlegenden 
Ziele und die Gestaltung von Pilotprojekten zu beeinflussen. Der Beirat 
wurde 1 988 als Beratungsorgan der Kommission gegründet und ist der 
Vorläufer des Ausschusses der Regionen (AdR) (46). An ihm wird eben­
so sichtbar, wie Regionalisierungsprozesse von "oben" und die Einfluß­
nahme auf I nstitutionen von "unten" sich wechselseitig beeinflußten.  Bei 
der Besetzung des Beirats folgte die Kommission den Empfehlungen der 
Versammlung der Regionen Europas (VRE) und des Rats der Gemeinden 
und Regionen Europas, den beiden europaweiten Interessenvertretungen 
der lokalen und regionalen pol itischen Ebene. Dadurch wurde deren Po­
sition im Rahmen der europäischen Strukturpolitik erstmals anerkannt 
(47). Gemeinschaftsinitiativen, Pilotprojekte und Netzwerkin itiativen bieten 
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daher insgesamt wesentlich bessere politische Gestaltungsmöglichkeiten 
für die Kommission wie auch für subnationale Akteure.  

Durch die Einbindung der Regionen in die europäische Regionalpolitik 
und die zum Tei l  hohen regional isierten Mittelflüsse wurden die direkten 
Kontakte von Regionen (und Kommunen) mit Brüssel auch in anderen 
Bereichen deutlich zahlreicher (48). Sie finden durch Besuche von Re­
gionalpol itikern oder die Teilnahme an Konferenzen der Kommission für 
Regionen und Kommunen, durch spezielle EU-Büros oder sogar Europa­
ministerien {der deutschen Länder) in den Regionen selbst, vor allem aber 
durch Informations- und Verbindungsbüros in Brüssel statt. Diese Büros 
sind heute nicht mehr "atypisch",  sondern werden bereits als "defining 
element of a new model of regional and local government activity" bezeich­
net (49). 

Eine wesentliche Aufgabe dieser Büros besteht darin ,  die Ausarbeitung 
von Programmen hinsichtlich der jeweiligen Vergabekriterien und -er­
fordernisse so zu beeinflussen,  daß der eigenen Region möglichst viele 
der Förderprogramme offenstehen. Über sie (gegebenenfalls mit Stand­
ort Straßburg) wird auch der Kontakt zum Europäischen Parlament gehal­
ten .  Die Mögl ichkeit der Regionen,  ein eigenes Brüsseler Büro zu eröff­
nen, hängt in erster Linie davon ab, welche Kompetenzen bestehen und 
welche pol itischen Handlungsspielräume die jeweil ige Zentralregierung 
zugesteht. Während das Unbehagen der deutschen Regierung über eine 
"Nebenaußenpolitik" ("foreign policy on the side") (50) der einzelnen Län­
der in den letzten Jahren stark abgenommen hat, sehen sich die franzö­
sischen, ital ien ischen und spanischen Regionen mit Zentralregierungen 
konfrontiert, die die Spielräume der eigenen Regionen möglichst gering 
halten wollen (51 ) . Bei den Versuchen, die Grenzen dieser Handlungs­
möglichkeiten auszureizen oder zu erweitern , kam es wiederholt zu innen­
politischen Konflikten in diesen Staaten .  So hat z.B.  Katalonien eine gan­
ze Reihe von teilweise schon lange bestehenden Auslandskontakten,  die 
sich nicht nur auf die EG/EU beschränken . Der Konflikt zwischen der spa­
nischen Regierung und Katalonien um diese Kontakte mußte schl ießlich 
vom spanischen Verfassungsgerichtshof beigelegt werden (52).  Aufgrund 
seines Erkenntisses sind die Außenkontakte Kataloniens im Bereich sei­
ner verfassungsmäßigen Kompetenzen nun unbestritten (53). ln Ital ien 
entzündete sich der Streit vor allem an einem gemeinsames Büro (54) für 
d ie Region Trentino-Aito Adige (Südtirol) und Tirol (55). Derartige Konflik­
te werden manchmal dadurch umgangen, daß Büros nicht von regionalen 
Admin istrationen betrieben werden, sondern von Akteuren der regionalen 
Wirtschaft (dies wurde auch beim Tiroler Büro versucht). 

Obwohl das Potential ,  in Brüssel mittels regionalem Lobbying Entschei­
dungen der Kommission zu beeinflussen, insgesamt als eher gering ein­
geschätzt wird ,  gibt es Gegenbeispiele. Politisch und wirtschaftl ich starke 
Regionen , wie etwa Bayern, haben gezeigt, daß sie durchaus in der Lage 
sein können, die europäische Förderpolitik zu beeinflussen (56). Seit der 
Einrichtung des Ausschusses der Regionen (vgl .  unten)  haben die Büros 
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aber eine weitere Aufgabe in der Vorbereitung und Informationsweiter­
gabe der Ausschußtätigkeit erhalten. Unabhängig von meßbaren Erfolgen 
hat eine N iederlassung in Brüssel jedenfalls hohe Bedeutung für das 
Selbstverständnis und Image einer Region (57). Dies kann für Regionen , 
die innerstaatlich eine schwache institutionelle Position haben , sogar von 
größerer Bedeutung sein als für stark verankerte. Mittlerweile dehnen ei­
nige Regionen ihr Lobbying auch über den Bereich der Regionalpolitik hin­
aus aus (58).  

3.3 Die institutionelle Verankerung der Regionen in der EU durch 
den Vertrag von Maastricht 

Bis zum EU-Vertrag gab es trotz der relativ großen Beachtung in der 
Regionalpolitik keine Anerkennung der Regionen im Primärrecht der EG 
(59). Wie beim Zusammenspiel der Akteure in der europäischen Regional­
politik lassen sich auch bei der erfolgreichen insitutionellen Verankerung 
der Regionen im Vertrag zur EU Elemente erkennen, die die Vermutung 
stützen,  daß es sich um einen koevolutionären Prozeß handelt. Dies soll 
im folgenden deutlich werden. 

Die deutschen Länder hatten im Zuge des Ratifizierungsprozesses der 
Einheitlichen Europäischen Akte ein innerstaatliches Informations- und 
Betei l igungsrecht in Europafragen erstritten (60).  Während des Verhand­
lungsprozesses zum Vertrag von Maastricht entstand über die Interpreta­
tion dieses Rechts ein Konfl ikt mit der deutschen Regierung. Dieser ver­
stärkte einerseits die politische Mobil isierung der Länder auf europäischer 
Ebene (61 ). Gemeinsam mit Katalonien und einigen ital ienischen Regio­
nen setzten sich vor allem Bayern und Baden-Württemberg für eine direk­
te Verankerung der Regionen in der Europäischen Gemeinschaft ein (62).  
Andererseits konnten die angestrebten Ziele über die erwirkte Teilnahme 
von Ländervertretern an den Verhandlungen der Regierungskonferenz 
betrieben werden (63). 

Über die VRE und die Konferenz "Europa der Regionen" - einem tem­
porären Zusammenschluß der politisch und wirtschaftlich stärksten Regio­
nen der VRE - wurden die Forderungen auf europäischer Ebene erhoben 
(64 ). Bereits seit 1 985 besteht die Versammlung der Regionen Europas 
als europäische Plattform regionaler I nteressen .  Eines ihrer wichtigsten 
Ziele war von Beginn an,  die institutionelle Stel lung der Regionen inner­
halb der EG zu verbessern (65). ln beiden regionalen Zusammenschlüs­
sen betei l igten sich auch einige Österreichische Länder bereits vor dem 
EU-Beitritt Österreichs an der Diskussion zum neuen EU-Vertrag . 

Die Konferenz "Europa der Regionen" forderte einen dreistufigen Aufbau 
der künftigen Union mit angemessener Beteiligung der Regionen, ein reprä­
sentatives Gremium der Regionen, ein regionales Klagerecht vor dem Ge­
richtshof, die Aufnahme des Subsidiaritätsprinzips und eine klare Kompetenz­
abgrenzung zwischen den drei Ebenen (66). Von der in ihren politischen Vor­
stel lungen weitaus heterogeneren VRE wurden ähnliche Punkte in die Ver-
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handlungen zum Vertrag eingebracht, deren Schwerpunkt aber bei der Betei­
ligung, weniger bei der Zuteilung von Kompetenzen lag (67). 

Der Meinungsbi ldungsprozeß der deutschen Länder selbst zeigte, daß 
eine mehrstufige Strategie verfolgt werden sollte. ln einem ersten Schritt 
wurde ein Mitwirkungsorgan , langfristig aber ein vol lwertiges EU-Organ ­
eine "Regionalkammer" - angestrebt (68).  

Die Kommission war dagegen bestrebt, die Struktur und Aufgabe einer 
regionalen Vertretung dem Beirat der lokalen und regionalen Gebietskör­
perschaften nachzuempfinden, der von ihr im Jahr 1 988 als beratendes 
Gremium im Rahmen der Partnerschaft eingesetzt worden war (69).  

Mit dem Vertrag zur EU wurde schl ießlich der Auschuß der Regionen 
(AdR) mit 222 Mitgliedern (nach der Erweiterung) der regionalen und loka­
len Ebene etabliert. Die Regionen konnten sich darin zumindest mit eini­
gen ihrer Forderungen durchsetzen,  und der AdR wurde in Analogie zum 
Wirtschafts- und Sozialausschuß konstru iert. Der AdR muß von der Kom­
mission und dem Rat bei Fragen,  die die Struktur- und Kohäsionspol itik 
betreffen, sowie zu Transeuropäischen Netzen, Bildung und Jugend , Kul­
tur und Gesundheitswesen konsultiert werden. Obwohl nicht formal fest­
gelegt wurde, daß seine Mitglieder ein demokratisch legitimiertes Mandat 
auf regionaler oder lokaler Ebene innehaben müssen, wurde diese Forde­
rung praktisch durchgesetzt. Dies wurde von der Kommission unterstützt 
(70). 

Obwohl auch das Subsid iaritätsprinzip im EU-Vertrag von Maastricht 
aufgenommen wurde, wird es als Regel für die Aufgabenverteilung zwi­
schen der EU und den Mitgl iedsländern gesehen. Nur der AdR und das 
Europäische Parlament verlangen seine Anwendung auf die subnationale 
Ebene (71 ). 

Die Chancen des AdR zur Einflußnahme gerade im Kernbereich seiner 
Aktivität wurden zu Beginn seiner Arbeit skeptisch beurteilt. So wies 
Morass (72) darauf hin ,  daß gerade der Kern seiner Zuständigkeit auf 
redistributiven Fragen oder bei Politiken, die die Standortqualität der Re­
gionen betreffen, l iegt; d . h .  in einem Bereich, in dem eher starke Konkur­
renz als Kooperation zwischen den Regionen zu erwarten ist. Ein weiteres 
Hindernis für eine starke Interessenvertretung ist die große Heterogenität 
der Mitg l ieder des Ausschusses. Neben Vertretern sehr unterschiedl ich 
mächtiger Regionen sind auch Mitg l ieder der lokalen Ebene vertreten;  nur 
Belgien hat ausschließl ich regionale Vertreter. 

Im Vorfeld der l ntergovernmentalen Konferenz ( IGK) 1 996/97 zeigte 
sich bereits eine gewisse Ernüchterung vor allem der deutschen Länder 
über die Arbeit im AdR (73). Dies erklärt sich aus den unterschiedlichen 
Interessen vor allem auch der regionalen und lokalen Ebene, aus der Mög­
l ichkeit der deutschen Länder, nationale Einflußkanäle zu nutzen,  und 
auch aus den verschiedenen politischen Kulturen,  die in der Ausgestal­
tung der Politik des AdR zum Tragen kommen (7 4 ). So zeigen die Doku­
mente der deutschen Länder, daß d iese im Rahmen der IGK 1 996/97 n icht 
mehr mit voller Kraft die Idee einer "dritten Ebene" in der EU verfolgten,  
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sondern stärker an einer klaren Kompetenzaufteilung und der institutionel­
len Weiterentwicklung der gesamten EU interessiert waren (75). Sie streb­
ten an, "Bedingungen zu schaffen, die es ihnen ermöglichen, ihre eigenen 
Interessen in erster Linie und vor allem durch ihre nationalen Einfluß­
kanäle zu europäischen Entscheidungen, die ihnen nach Maastricht geöff­
net wurden, zu verfolgen" (76). Dies wurde sowohl am Subsidiaritätsprin­
zip als auch beim Klagerecht deutlich . Für beide wurde die Forderung auf 
Einbeziehung auf jene Regionen beschränkt, die bereits über Gesetz­
gebungskompetenzen verfügen (77). 

4. Weitere Entwicklung der Regionalisierung in Europa 

Die bisherige Entwicklung läßt den Schluß zu , daß einerseits verschie­
dene europäische Politiken, allem voran die Regionalpolitik, neue Möglich­
keiten zu einer koevolutionären Entwicklung der supranationalen und re­
gionalen Ebene eröffnet haben. Dies manifestierte sich schließlich auch in 
der institutionellen Verankerung der subnationalen Gebietskörperschaften 
in der EU.  

Die Intensität und konkrete Ausformung der Wirkung auf d ie (innerstaatl i­
che) Rolle der Regionen wird jedoch noch immer in erster Linie von den jewei­
ligen nationalen Ausgangslagen und Prozessen der Regionalisierung be­
stimmt. Von einer "dritten Ebene" oder einem "Europa der Regionen" kann nur 
unter Einschränkungen gesprochen werden. Und auch in absehbarer Zeit 
kann nur mit einer tendenziellen Angleichung der rechtlich-politischen Poten­
tiale einer "dritten Ebene" in den Mitgliedstaaten der EU gerechnet werden. 
Die Rolle der Nationalstaaten wurde durch die Prozesse der Integration und 
Regionalisierung bisher zwar - mehr oder weniger stark - verändert, eine 
Schwächung ihrer Position kann daraus bisher nicht eindeutig abgeleitet wer­
den. Die einzige wesentliche Ausnahme diesbezüglich ist Belgien, wo die 
Kompetenzen der Zentralregierung tatsächlich verringert wurden. 

Es ist daher zu erwarten ,  daß die internen Restrukturierungsprozesse 
der Mitgliedsländer und die Neudefinition der Beziehungen zwischen ihren 
territorialen (regionalen) Regierungen und Verwaltungen sich entlang der 
heute bereits sichtbaren Entwicklungslinien fortsetzen .  Daß dies durchaus 
zu tiefgreifenden Änderungen führen kann ,  zeigen Belgien und Großbri­
tannien. 

Von der Reform der Strukturfonds der EU im Jahr 1 993 g ing praktisch 
kein neuer oder verstärkter Impuls für die weitere Mobi l isierung oder Stär­
kung der Position der subnationalen Akteure gegenüber dem Zentralstaat 
aus. Was die tatsächliche Substanz der relevanten Rechtsnormen betrifft, 
haben sich die grundlegenden Vorgaben und Ziele sowie die Selektions­
kriterien für die Förderregionen kaum geändert (78). Die institutionelle Po­
sition der Kommission gegenüber dem Rat und den Mitg liedsländern 
scheint durch diese Reform etwas geschwächt worden zu sein ,  wenn auch 
nur in geringem Ausmaß. Die weitere Entwicklung der Strukturpolitik ange­
sichts der angestrebten Osterweiterung der EU könnte die Spielräume der 
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Kommission und der Regionen wieder erweitern oder aber - bei einer Re­
Nationalisierung der Regionalpolitik - drastisch verringern. 

ln Verbindung mit den neuen ökonomischen Rahmenbedingungen des 
Binnenmarktes, dem bevorstehenden Übergang zu einer Währungsunion 
und einem zunehmend globalen Wettbewerb unterstützen die politischen 
Prozesse eine Stärkung der Stel lung einer als regional zu charakterisie­
renden Ebene in allen Staaten (79).  Dabei stellt sich jedoch die Frage, ob 
dabei nur Regionen wie etwa die (deutschen oder österreich ischen) Län­
der oder die Autonomen Gemeinschaften bzw. die belgischen oder italie­
nischen Regionen gestärkt werden oder nicht (auch) urbane Räume be­
deutender werden. Ob letztere in Konkurrenz oder in Arbeitstei lung mit 
den Regionen stehen werden , dürfte je nach Staat verschieden sein .  

Im Vorfeld der Regierungskonferenz 1 996/97 hat der Ausschuß der Re­
gionen im Mai 1 995 eine Reihe von Forderungen erhoben (80),  die fast 
genau zwei Jahre später (Mai 1 997) von den Vertretern der europäischen 
Regionen und Städte bei ihrem Gipfeltreffen in Amsterdam teilweise wie­
der aufgegriffen und an die Regierungskonferenz gerichtet wurden: 
1 . ) Die Mitsprache der Regionen, Städte und Gemeinden muß durch eine 

Ausdehnung der Beratungsbefugnisse des Ausschusses der Regio­
nen erheblich verbessert werden, insbesondere dadurch , 

* daß dem Ausschuß in Verwaltungs- und Haushaltsangelegenheiten 
volle Autonomie (d .h .  Unabhängigkeit vom Wirtschafts- und Sozialaus­
schuß) zugestanden und ihm die Mögl ichkeit eingeräumt wird ,  seine 
Geschäftsordnung selbst zu bestimmen; 

* daß die Palette der Themen, zu denen der Ausschuß gehört werden 
muß, vorrangig um die Bereiche Beschäftigung, berufl iche Bildung, So­
zialpol itik, Umwelt und Energie erweitert und es dem Europäischen 
Parlament ermögl icht wird, den Ausschuß zu konsultieren; 

* daß die Mandatsperiode des Ausschusses so terminiert wird ,  daß sie 
zeitgleich mit denen der anderen politischen Organe Europas beginnt, 
und darüber h inaus zur Auflage gemacht wird ,  daß die Mitg l ieder des 
Ausschusses entweder einem gewählten Organ der regionalen oder 
kommunalen Ebene angehören oder einem gewählten politischen Or­
gan als Mandatsträger rechenschaftspfl ichtig sein müssen;  

* daß dem Ausschuß zumindest zur Wahrung seiner eigenen Befugnis­
se ein Klagerecht vor dem Gerichtshof der Europäischen Gemein­
schaften eingeräumt wird .  

2 . )  Vor allem im Interesse der Eigenständigkeit der Reg ionen und Kommu­
nen muß das Subsidiaritätsprinzip strikt angewandt werden. 

Infolgedessen ist den Regionen mit Gesetzgebungsbefugnissen ein 
Klagerecht vor dem Europäischen Gerichtshof einzuräumen. Unklare For­
mul ierungen in Artikel 3 b des EG-Vertrags müssen geändert, zumindest 
aber durch ein Protokoll zum EG-Vertrag klargestellt werden. Die Aufga­
ben der Europäischen Union müssen besser abgegrenzt werden. Das re­
gionale und kommunale Selbstverwaltungsrecht muß auch gegenüber 
dem Handeln der Europäischen Union garantiert werden. 
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Der Vergleich dieser Forderungen mit jenen zwei Jahre davor bringt eine 
gewisse Tendenz zum Vorschein .  So hatte der Ausschuß der Regionen 
ursprünglich gefordert, als vol lwertiges EU-Organ anerkannt zu werden. 
Davon war 1 997 nicht mehr die Rede, nach wie vor wurde aber volle Au­
tonomie in Verwaltungs- und Budgetangelegenheiten verlangt. Weiters 
sind die ursprüngl ichen Forderungen nach Aktivlegitimation zur Nichtig­
keitsklage (für den AdR und Regionen mit eigenen Gesetzgebungs­
befugnissen) sowie nach Aktivlegitimation für den Fall einer Untätigkeits­
klage etwas abgeschwächt worden. 

Tatsächlich sind im neuen , noch nicht ratifizierten (Amsterdamer) Ver­
trag für Europa Teile dieses Forderungskataloges erfül lt worden. Zunächst 
kann der AdR - wie der Rat und die Kommission - vom Europäischen Par­
lament formal konsultiert werden, und zwar in al len im Vertrag dafür ge­
nannten Belangen . 

Weiters werden jene Belange, bei denen der AdR gehört werden muß, um 
die Bereiche Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheitsmaßnahmen, Umwelt, 
Berufsbildung und Verkehr erweitert. Dies wurde weiter um ein Anhörungs­
recht des AdR durch den Rat und die Kommission für jene Fälle ergänzt, die 
eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit betreffen. Darüber hinaus wird 
der AdR nach lnkrafttreten des Vertrages ein höheres Maß an Verwaltungs­
autonomie aufweisen, weil dann eine organisatorische Trennung vom 
Wirtschafts- und Sozialausschuß vorgenommen werden wird und er sich un­
eingeschränkt eine Geschäftsordnung geben kann. Nicht erfüllt wurden die 
Forderungen nach einem Klagerecht, nach der stärkeren demokratischen 
Legitimation seiner Vertreter und einer expliziten Auslegung des Subsidiari­
tätsprinzips zugunsten der subnationalen Ebene in allen Mitgliedstaaten. 

Wenngleich der Präsident des AdR, Pasqual Maragall ,  diese Entwicklun­
gen durchaus als Errungenschaften für "die Sache der Regionen" betrach­
tet, so sieht er darin aber nicht mehr als bestenfalls nur Teilerfolge. So stellt 
er zustimmend fest, daß der Beitrag der Regionen und Städte zur verbes­
serten Bürgernähe und gesteigerten Effizienz der Europapolitik zunehmend 
Anerkennung findet, aber: " .. the text does not measure up to recent political 
developments everywhere in Europe, particularly in ltaly and in the United 
Kingdom, which act as a proof of the increased devolution of powers 
towards society and decentralised tiers of government". (81 )  

Dennoch scheint der AdR insgesamt einen erfolgreichen Weg der klei­
nen Schritte eingeschlagen zu haben, so wie es Jacques Delors anläßlich 
der Gründungssitzung 1 994 vorgeschlagen hatte: Der Ausschuß sollte 
das utopische Fernziel eines Europas der Regionen zunächst hintanstel­
len und sich dafür auf jene Themen konzentrieren,  für die er Kompetenz 
signalisieren und Glaubwürdigkeit erlangen kann (82).  

5. Zusammenfassung 

Wir haben uns in diesem Beitrag mit der Entstehung, Konsolidierung 
und Schwächung von (subnationalen) Regionen im Europa der EU aus 
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koevolutionärer Perspektive befaßt. Das heißt, daß Regionen und ihr ak­
tueller politischer und ökonomischer Status betrachtet werden als Resul­
tat eines komplexen Prozesses des Zusammenwirkens von Interessen 
und Entscheidungen auf regionaler, nationaler und insbesondere supra­
nationaler (= EU) Ebene. 

Was spricht für eine solche Sichtweise? 
Erstens lenkt das Paradigma der Koevolution die Aufmerksamkeit auf 

das langfristige Reproduktionsinteresse einer politischen Einheit in Ab­
hängigkeit von und Wechselwirkung mit dem Reproduktionsinteresse ver­
bundener pol itischer Institutionen . Die Erklärung von Regionalisierungs­
prozessen im Rahmen dieses Paradigmas beruht daher ganz wesentl ich 
auf der Identifikation von Zielkongruenzen und Zielkonfl ikten zwischen 
Regionen , Nationalstaaten und der EU.  So können Regional isierungs­
prozesse etwa in Spanien, Ital ien und Belgien als Strategien des jewei l i­
gen Nationalstaates zur Abschwächung separatistischer Kräfte und Ent­
schärfung von Spannungen zwischen Regionen gesehen werden, und 
damit als Mittel ,  den Nationalstaat in seinem Bestehen zu sichern . 

Zweitens folgt daraus, daß die EU (Kommission) an einer gewissen Auf­
wertung der Regionen zu politisch und ökonomisch aktiven Partnern inter­
essiert sein muß, weil die Fragen des interregionalen Ausgleichs sowie der 
Kohäsion für das langfristige Bestehen der EU lebenswichtig sind. Dies 
trifft sich andererseits mit dem Streben der Regionen nach vermehrtem 
wirtschaftlichen und politischen Handlungsspielraum, unter anderem 
durch Zugang zu den Gemeinschaftsressourcen .  

Drittens fügt sich die Bereitschaft der Regionen zu einer durchaus arbeits­
und kostenaufwendigen Mitarbeit in und Mitgestaltung von regionalpolitisch 
relevanten Institutionen der EU (insbesondere: Ausschuß der Regionen) kon­
sistent in ein koevolutionäres Modell, in dem neben der kurzfristigen "Nutzen­
maximierung" (z.B. Lobbying zur Maximierung des Ressourcen(rück)flusses 
aus der EU) die langfristige Gestaltung der Rahmenbedingungen und 
Systemumwelt ein zentrales Erklärungsmoment ist. Beides ist im Entwick­
lungsprozeß der EU zu erkennen. Dabei kommt es durchaus zu Verlagerun­
gen zwischen den Schwerpunkten "kurzfristige Gewinnüberlegungen" einer­
seits und "langfristige Beeinflussung der institutionellen Rahmenbedingun­
gen" andererseits im Zeitverlaufwie auch zwischen verschiedenen Regionen. 

Wenngleich im vorliegenden Beitrag die koevolutionäre Argumentation nur 
ansatzweise entwickelt werden und vielfach nur Fragment bleiben konnte, so 
scheint es aufgrund der Kompatibil ität der empirischen Befunde mit den theo­
retischen Erklärungsmustern vielversprechend zu sein, diesen Ansatz weiter 
zu vertiefen und auszubauen. Fragen, die dabei erkenntnisleitend sein könn­
ten , sind etwa: Können typische koevolutionäre Regionalisierungsmuster in 
Europa anhand vergleichender Einzelstudien identifiziert werden? Welche 
langfristigen Konsequenzen lassen sich für den Nationalstaat aus der 
Koevolution von subnationalen Einheiten und supranationaler Institution ab­
leiten? Können Aussagen über das langfristige Überleben der EU unter be­
stimmten koevolutionären Szenarien entwickelt werden? 
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Anmerkungen 

( 1 )  Dieser Beitrag basiert auf dem vom Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung 
und Kunst in Auftrag gegebenen Gutachten S. Pintarits, W. Blaas, Regionalisierungs­
prozesse im Europa der Europäischen Union. Wien 1 995. Zur Thematik vgl. auch 
Pintarits ( 1 996). Für Kommentare zu einer früheren Version dieses Textes danken wir 
Michael Keating; für unterstützende Recherchen Wolfgang Schedelberger; für verblie­
bene Unklarheiten oder Irrtümer bleiben die Autoren natürlich selbst verantwortlich. 

(2) Der Begriff Koevolution wurde in den 1 960er Jahren von den Populationsbiologen Paul 
R. Ehrlich und Peter H. Raven geprägt. Er bezeichnet die gegenseitig (reziprok) wir­
kenden evolutionären Veränderungen, die auftreten ,  wenn sich unverwandte Arten in 
ihrer Entwicklung wechselseitig beeinflussen. Füchse und Hasen beeinflussen z.B. 
nicht nur die Populationsgröße der jeweils anderen Art, sondern auch deren physische 
Entwicklung und darüber hinaus auch noch jene der umgebenden Vegetation. Klas­
sische Beispiele der Koevolution sind weiters das wechselseitige "Aufrüsten" von 
Raubtieren und deren Beutetieren (Milner [1 990] 85, 86). ln der Zwischenzeit hat aber 
auch in den Wirtschaftswissenschaften das Konzept der Koevolution zunehmend an 
Beachtung gefunden, z.B. Gowdy ( 1 994). Der Unterschied zwischen der herkömmli­
chen Theorie der adaptiven Evolution einerseits und der Koevolution andererseits 
kann mit Kauffman wie folgt zusammengefaßt werden: "Es gibt einen fundamentalen 
Unterschied zwischen der einfachen adaptiven Evolution und der Koevolution. Evolu­
tion unter gegebenen Vorbedingungen der Fitness ist mit dem Verhalten eines physi­
kalischen Systems in einem wohldefinierten Energiefeld vergleichbar. ln beiden Fäl­
len sind die Attraktoren des adaptiven Prozesses lokale Optima, und damit eindeuti­
ge Zielpunkte. Im Gegensatz dazu wird in einem koevolutionären Prozeß die adapti­
ve Landschaft des einen Akteurs durch die Anpassungsbewegungen des anderen lau­
fend verändert und verformt. Daher ist das koevolutionäre Verhalten in keiner Weise 
eingeschränkt und determiniert durch das Annähern an Punkt-Attraktoren ,  die lokale 
Optima sind, noch kann in koevolutionären Systemen überhaupt a priori von optimie­
rendem Verhalten gesprochen werden." Kauffman ( 1 993) 238. 

(3) Gowdy ( 1 994) 1 27. 
(4) Gowdy ( 1 994) 1 50. 
(5) Diese Darstellung stützt sich vor allem auf Engel ( 1 993) und Hrbek!Weyand ( 1 994) so-

wie ergänzende Literatur zur neueren Entwicklung (vgl. Literaturangaben im Text). 
(6) Vergleiche den Überblick über verschiedene Kategorisierungen in Becker et al. ( 1 995). 
(7) Pernthaler ( 1 992) 365. 
(8) Schambeck ( 1 992), Dachs ( 1 994) 80. 
(9) Hrbek!Weyand ( 1 994) 28ff. 

( 1 0) Morass (1 994) 401 ff  und ( 1 996). 
( 1 1 )  Hooghe ( 1 993), Hrbek/Weyand ( 1 994) 29f. 
( 12)  Engel ( 1 993) 1 9; Hrbek!Weyand ( 1 994) 33f. 
( 1 3) Hrbek!Weyand ( 1 994) 32f. 
( 14) Engel ( 1 993) 29f. 
( 1 5) Hrbek!Weyand (1 994) 30. 
( 1 6) Salme (1 995) 1 69. 
( 1 7) Keating ( 1 995) 1 3. 
( 1 8) Hendriks et al. ( 1 995). 
( 1 9) Europäische Kommission ( 1 994a) 1 6 1 .  
(20) Geipel ( 1 995) 201 .  
(21 )  Keating/Jones ( 1 995) 90. 
(22) Engel ( 1 993) 27f. 
(23) Im Weißbuch der britischen Labour-Regierung, das am 24. Jul i  1 997 veröffentlicht 

wurde, wurden die zukünftigen Kompetenzen des schottischen Parlaments nicht auf­
gezählt. Im wesentlichen wird es sich aber um Kompetenzen für Gesundheitspolitik, 
Erziehungswesen, lokale Verwaltung, das unterschiedliche schottische Rechtssystem, 
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das Transportwesen u.ä.  handeln.  Dagegen werden im Weißbuch jene Bereiche be­
schrieben, die weiterhin im britischen Parlament verbleiben sollen: v.a. Kontrolle über 
die Verfassung, Verteidigungs- und Außenpolitik, soziale Grundsicherung, Steuer­
wesen und Wirtschaftspolitik. 

(24) Vgl .  dazu z.B. Engel ( 1 993}, Morass ( 1 994), die Beiträge in Jones/Keating ( 1 995), 
Jeffery ( 1 996). 

(25) Pintarits/Biaas ( 1 995); vgl .  auch Tömmel ( 1 997). 
(26) Vgl .  z.B. die Aussagen des Tiroler Landeshauptmanns Weingartner (1 993) 8ff. 
(27) Jones (1 995) 293f. 
(28) So etwa im Fall Nord-Ost-Englands; Jones ( 1 995) 293. 
(29) Vgl .  auch Pintarits/Biaas ( 1 996) 387-390. 
(30) Tömmel (1 992) und ( 1 997) 41 4f. 
(31 )  Tömmel ( 1 997) 41 6ff. 
(32) Tömmel ( 1 997) 41 8ff. 
(33) Hooghe ( 1 996). 
(34) Marks ( 1 996). 
(35) Marks ( 1 996) 31 4-320. 
(36) Marks ( 1 996) 328ff. 
(37) Engel ( 1 993) 1 77ff. 
(38) ( 1 996b) 24. 
(39) Europäische Kommission ( 1 996a) 5. 
(40) Hooghe ( 1 995). 
(41 )  Tömmel ( 1 992) und ( 1 997) 420ff. 
(42) Hrbek!Weyland ( 1 994) 77. Tömmel ( 1 997) 422. 
(43) Europäische Kommission ( 1 994b). 
(44) Wolters ( 1 994) 4 1 3. Hrbek!Weyland ( 1 994) 78. 
(45) Tömmel ( 1 997) 422f. 
(46) Tömmel ( 1 994) 267. 
(47) Trotzdem blieben die Mitglieder der Versammlung der Regionen Europas skeptisch, 

was die Einschätzung ihres eigenen Einflusses auf die generellen Zielsetzungen und 
die Ausarbeitung von Pilotprojekten im Rahmen der EG/EU Programme betrifft; 
Hrbek!Weyand ( 1 994) 1 02, Tömmel ( 1 994). 

(48) Morass (1 994) 1 43; John ( 1 994) 741 .  
(49) Morass ( 1 996) 1 3. 
(50) Gerstenlauer (1 995). 
(51 ) Engel ( 1 993) 1 60ff. 
(52) Engel ( 1 993) 1 6 1 . 
(53) Keating ( 1 994) 1 0. 
(54) Es ist eines der ersten Büros in grenzüberschreitender Kooperation. 
(55) Pintarits ( 1 996). 
(56) Morass ( 1 994) 1 45. 
(57) Morass ( 1 996) 86. 
(58) Mazey ( 1 994) 1 5 1 .  
(59) Mittendorfer ( 1 995) 37. 
(60) Morass ( 1 994) 1 69-1 82. 
(61 )  Morass ( 1 994 ). 
(62) ln diesem Prozeß kam es dazu, daß die deutschen Länder, trotz ihrer damals mit Ab­

stand stärksten Stellung unter den subnationalen Einheiten in den Mitgliedstaaten ,  ein 
Selbstverständnis als "Region" entwickelten und in Koalition mit anderen Regionen 
ihre politischen Forderungen verfolgten;  Morass ( 1 994). 

(63) Hrbek!Weyand ( 1 994). 
(64) Kiefer ( 1 993) 1 65. 
(65) Kiefer ( 1 993) 1 56. 
(66) Kiefer ( 1 993) 1 66. 
(67) Hrbek/Weyand ( 1 994). 
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(68) Hrbek/Weyand ( 1 994) 1 1 5f. 
(69) Bei der Einsetzung dieses Beirats ließ sich beobachten, daß die anfängl iche Skepsis 

der Kommission gegen eine schon früher von den Regionen erhobene Forderung nach 
einem solchen Gremium überwunden wurde, als die Kommission die steigende Be­
deutung der Regionen bei der Umsetzung ihrer eigenen Politik erkannte; Hrbek/ 
Weyand ( 1 994) 1 00. 

(70) Bullmann ( 1 996) 14 .  
(71 ) Abromeit ( 1 993) 207; Mitterndorfer (1 995) 37f; EP ( 1 992) 5 .  
(72) Morass ( 1 994) 1 63. 
(73) Jeffery (1 995a) 253f. 
(74) Fürst ( 1 995). 
(75) Jeffery ( 1 996) 358. 
(76) Jeffery ( 1 995b) 358, Übersetzung durch die Autoren. 
(77) Jeffery ( 1 995b) 361 . 
(78) So kam ein viertes regionalisiertes Förderkriterium hinzu, um den spezifischen Pro­

blemen der extrem dünn besiedelten Gebiete in den beiden neuen skandinavischen 
Mitgliedern (Finnland und Schweden) Rechnung zu tragen; Europäische Kommissi­
on ( 1 994a). 

(79) Keating ( 1 997) 386f. 
(80) Sonderkommission ( 1 995) 1 1 ft; vgl. auch S. Pintarits, W. Blaas (1 995) 37, 38. 
(81 )  After the Amsterdam European Council :  "A growing awareness of the role of the 

Garnmittee of the Regions". DCP/971 82en (Brussels, June 20, 1 997). 
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Der Euro - Eine Chance für die 
europäische Zivilisation 

Oaus Noe 

I. 

"Der Sinn von Politik ist Freiheit, " so Hannah Arendt (1 ) ,  Politik ist I nte­
gration , Friedensstiftung , so Rudolf Smend und Dolf Sternberger (2). Po­
litik entsteht in einem Prozeß regelmäßig interessengebundener Entschei­
dungen von Menschen in I nstitutionen, die die Chance,  die Macht haben, 
innerhalb einer sozialen Beziehung den eigenen Willen auch gegen Wi­
derstreben durchzusetzen, "gleichviel worauf d iese Chance beruht." (3) 

Politik muß dem Sachzwang von partiel lem Fachwissen widerstehen, 
wenn dessen Durchsetzung mit dem Mittel staatl icher Macht dem Sinn und 
dem Wesen von Politik in offenen Gesellschaften zuwiderläuft. Politik muß 
sich immer wieder einer Hermeneutik, einer Kunst der Auslegung von 
Entwicklungen und Interessen versichern, die den Bezug zur Pol is, zum 
lebendigen Gemeinwesen, zur offenen Gesellschaft der gelebten individu­
ellen und politischen Freiheiten zur Maxime hat. (4) Politik, deren Sinn 
Freiheit und deren Wesen Integration ist, erschöpft sich n icht im statischen 
Freund-Feind-Verhältn is eines Carl Schmitt. 

Pol itik fasziniert immer neu, wei l  dominante Interessen ihr Gewicht ver­
lieren, Axiome und Theoreme sich als zeitbezogen, unvollkommen, fehler­
haft erweisen, anderes entsteht: eine Synthese, die keiner hat vorausse­
hen können. Keine Macht reicht aus, ein für al lemal und alle Zeiten d iese 
Dynamik anzuhalten, Geschichte zu beenden. Der Versuch, ein für allemal 
eine Ordnung zu schaffen ist, unmenschl ich und töricht zugleich, weil er 
die Freiheit, zu anderen Einsichten zu gelangen, unterdrückt, weil er ver­
kennt, daß es keine einmal gefundene beste al ler Welten gibt. 
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Wirtschaft findet in der Gesellschaft, im verfaßten Gemeinwesen statt. 
Gesel lschaften sind keine Aktiengesellschaften. Staaten sind keine Unter­
nehmen. Was wäre für einen wirtschaftlich erfolgreichen Standort gewon­
nen , wenn die Rendite hoch , aber der Ertrag an Freiheit, Gerechtigkeit und 
Frieden negativ wäre? Die spontane Ordnungskraft der Märkte taugt nicht 
als Leitbild der Verfaßtheit offener Gesellschaften mit ind ividuellen und 
pol itischen bürgerlichen Freiheiten. Offene Gesellschaften bedürfen des 
"Konstruktivismus" des Rechtsstaates, soll nicht die wirtschaftl iche Macht 
des Stärkeren zu dessen Freiheit führen, mit der Freiheit der anderen nach 
Gutdünken zu verfahren . 

Der vom ökonomischen Neoliberalismus, von der Neoklassik, von dem 
vorherrschenden Gemenge aus Angebotsökonomie und Monetarismus, 
von der forcierten Herrschaft der Märkte über die Gesellschaften in der 
Europäischen Union geprägte Maastricht-Prozeß, mit dem einzigen Kern­
stück einer einheitlichen Währung und Währungsordnung in einem Bin­
nenmarkt, in dem (fast) nur wirtschaftliche Freiheiten vertraglich gesichert 
sind, ist bisher zu einfältig und selektiv konstru iert, als daß er weiter 
integrative Kraft entfalten könnte. Die Bürger Europas wol len den Euro 
eher nicht, obwohl er erhebliche ökonomische Vorteile in Europa und für 
Europa im Global isierungsprozeß bewirken kann.  Sie erkennen in dieser 
Währung nicht das Geld ihres Gemeinwesens, die autokratisch konstru ier­
te europäische Zentralbank ist n icht ihre Notenbank, ist als einzige neue 
Instanz des Maastricht-Prozesses ein neue Bürokratie weitab von aller 
demokratisch-parlamentarischen Erfahrung, Kultur und Tradition bürger­
l icher politischer Legitimation und Mitwirkung . N ichts gegen eine autono­
me Notenbank in einer gemischten Verfassungsordnung ,  in der - wie in 
den Mitgl iedsstaaten der EU - demokratisch legitimierte Verfassungs­
organe partiell Entscheidungen auf autonome Behörden delegieren. Aber 
als bisher einzige neue Institution europäischer Verfassung vermittelt die 
EZB den Eindruck, bürokratischer Fremdherrschaft über die europäischen 
Zivilgesellschaften, verstärkt erheblich das Bild einer bürokratischen euro­
päischen Obrigkeit gegenüber untertanen Bürgern . Politik wird tech­
nokratisch entrückt. Politische Mitwirkung des Bürgers erscheint in d iesem 
Maastricht-Prozeß n icht möglich und nicht gewollt. Wie soll er dieses Eu­
ropa als sein Gemeinwesen begreifen und politisches Engagement ent­
wickeln? 

Dieser technokratisch im Sinne neoklassischer Dominanz der Märkte und 
von der Entdemokratisierung der Wirtschaftspolitik geprägte Maastricht-Pro­
zeß beginnt eine politische Wendung zu nehmen, wird anders als von den 
Marktradikalen und Monetaristen gewollt. Bleibt Maastricht, wie von den herr­
schenden Lehrmeinungen gewollt, so wird dieser Versuch einer europäischen 
Friedensordnung ebenso wie der Westfälische Friede, wie der Wiener oder 
der Berliner Kongreß als nicht organisch gestaltbarer, wesentliche Interessen 
vernachlässigender, den Zivilgesellschaften oktroyierter, bürokratischer Kraft­
akt Ausgangs des 20. Jahrhunderts in künftigen Geschichtsbüchern als -
eben wegen dieser Mängel gescheitert - dargelegt werden. 
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II. 

So weit aber ist es nicht. Vielmehr beobachten wir in den EU-Gremien 
einen - noch zögerl ichen - Prozeß der Korrekturen am wirtschaftspoliti­
schen Credo der Verabsolutierer der Märkte und der bürokratischen Herr­
schaft des Geldes. Damit verbunden, erscheint eine Renaissance der 
erdeliberalen Einsicht von Walter Eucken mögl ich , daß der Markt, der 
Wettbewerb politische Regeln braucht, vorgegebene Präferenzen, wenn 
er als unbestritten effizientes System Wohlstand und Wohlfahrt hervor­
bringen sol l .  (Auch mit Bl ick auf die andere Seite der EU ,  d ie geradezu 
zentralverwaltungswirtschaftlich geführte Agrarpolitik, wäre nach der Re­
gel von Maß und Mitte eine massive Revision angezeigt . )  

Aber nicht nur die ökonomische Ordnungspolitik, auch die makroökono­
mische,  die Prozeßpolitik gerät nach langen Jahren merkantil istischer 
Exportwettläufe der Standorte bei höchst mäßigen Wachstumsraten der 
Binnenwirtschaft ins Bewußtsein .  Zunehmend werden die Risiken realer 
Abwertungswettläufe durch Lohnsenkung erkannt, neuerdings gar deren 
vorhersehbare deflationäre Wirkungen im Verbund mit entsprechender 
Geldpolitik. Die von Zyklus zu Zyklus steigende und sich strukturell verfe­
stigende Massenarbeitslosigkeit läßt gar den Sachverständigenrat der 
deutschen Bundesregierung am eigenen seit Ende der siebziger Jahre 
immer wieder empfohlenen Konzept widerwi l l ig zweifeln ,  er schreibt - ei­
genartig kryptisch - in seinem Jahresgutachten für 1 998: "Die Erfahrungen 
in Deutschland können . . .  kein Erfolgsausweis für angebotsorientierte Wirt­
schaftspolitik sein ,  aber auch kein Beleg für ihr Versagen ." (5) 

111. 

Zunächst einige Beispiele zu verfassungspolitisch, verfassungsrechtlich 
und wirtschaftsordnungpolitisch begründeten Modifikationsversuchen 
oder -Vorschlägen im Maastrichtprozeß, die wesentlich von dem Ziel be­
stimmt sind, die weitere Entwicklung zu fördern und mit der politischen 
Kultur europäischer Zivilgesel lschaften kompatibel zu machen. 

Staatenlose Finanzmärkte, entstanden durch entfal lende nationale 
Kapitalverkehrskontrollen bei fungiblen Währungen in einem im wesentl i­
chen weltweiten System flexibler Wechselkurse, haben sich nicht als 
informationseffizient erwiesen. Die Mexiko- und die noch immer viru lente 
asiatische Krise zeigen deutl ich , daß diese Finanzmärkte zur Fehlal­
lokation extremen Ausmaßes führten.  Niemand ist sicher, daß die globa­
len Finanzmärkte das Risiko einer Systemkrise schon überwunden hätten:  
Der Chefvolkswirt der Weltbank, Joseph Stiglitz, erklärte in einem Inter­
view mit der Wochenzeitung D IE ZEIT: "Nur auf einen Min imalstaat, Libe­
ralisierung und den Abbau von Defiziten im Staatshaushalt und im Außen­
handel zu setzen ,  ist eine zu einfache Formel ." Und mit Bl ick auf die 
Deregul ierung , die völ l ige Entgrenzung und Entstaatl ichung der Finanz-
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märkte: "Es geht n icht um Deregul ierung , sondern darum,  die richtige Re­
gulierung zu finden ." Im Licht der Asienkrise fügt Stigl itz offenbar hoffend 
hinzu: "Der Konsens darüber, daß ohne wirksame Aufsicht die Liberalisie­
rung der Finanzmärkte alleine n icht mehr für mehr Wachstum sorgt, wird 
gefestigt. " (6) 

Die BIZ, die Bank für internationalen Zahlungsausgleich , die Bank der 
Notenbanken, hat 1 997 eine globale Regul ierungsoffensive gestartet. Er­
klärtes Ziel ist es, die Politik, die nationalen Gesetzgeber zu veranlassen, 
Bankenaufsichtsbehörden einzurichten und zu verpfl ichten, "eine weltweit 
konsolidierte Aufsicht" zu praktizieren.  Klarer kann man kaum sagen, daß 
die staatenlos gewordenen Finanzmärkte der überall wirksamen , globalen 
politischen Regeln bedürfen.  

Zu erinnern ist in diesem Kontext auch an die regelmäßigen Aufforde­
rungen der BIZ an die zuständigen Regierungen und Notenbanken, "ihren 
Standpunkt und ihre Absichten hinsichtlich der Wechselkurse unmißver­
ständl ich erkennen zu lassen" , weil sonst auf den Finanzmärkten "Wäh­
rungsunruhen heraufbeschworen" werden. (7) Dies ist ebenso wie die 
Abschaffung der bedingt flexiblen Wechselkurse in Europa durch die Ein­
führung des Euro eine Art Abkehr von der monetaristischen Lehre vom 
ungezügelten Wettbewerb der Währungen, offensichtlich Ergebnis der 
Erfahrung: "Wie von unsichtbarer Hand geleitet, sorgen die Finanzmärk­
te dafür, daß auf Dauer reale Wechselkurse zustande kommen, die in Eu­
ropa überall für die tendenziell gleiche Arbeitslosigkeit sorgen." Diese Ein­
sicht stammt von Olaf Sievert, Mitgl ied des Zentralbankrates der Deut­
schen Bundesbank, ehemaliger Vorsitzender des oben zitierten 
Sachverständigenrates der deutschen Regierung und noch immer intel­
lektueller Fähnleinführer im Kronbarger Kreis, der wissenschaftl ichen Vor­
hut der konservativen Ökonomenrevolution, der radikalen Deregulierer in 
Deutschland . (8) 

Alan Greenspan,  der Chef der US-Notenbank, hat mitten in der Asien­
krise in Frankfurt im Gewande eines Fachvortrages zum künftigen Inflati­
onsmaßsystem von Euroland vor g lobal sich gegebenenfalls aufschau­
kelnden Deflationsrisiken gewarnt. Diese unspektakulär spektakuläre Ak­
tion Greenspans in Frankfurt kann auch als eine dringl iche Aufforderung 
zur internationalen Abstimmung der Geldpolitik verstanden werden, (9) als 
ein Appell ,  die G ?-Abstimmung wieder zu konkretisieren und den Pfad der 
Untugend zu verlassen,  den Saumpfad der Verweigerung internationaler 
Kooperation unter dem Motto: "Jeder treibt für sich in jedem Land 
Deflationierungspolitik, auch wenn von einer Gefährdung der Preisstabi­
lität keine Spur zu erkennen ist" . Zum Jahresbeginn 1 998 hat Greenspan 
seinen Appell an die Notenbanken , keine Inflationsbekämpfung ohne In­
flation zu betreiben, verstärkt und an die Politik, an die Regierungen appel­
l iert: " l ndeed , some observers have begun to question whether deflation 
is now a possibil ity . . .  lnflation has become so low, that pol icymakers need 
to consider at what point effective price stabil ity has been reached." ( 1 0) 
Dabei geht es n icht um das Risiko einer galoppierenden, sondern einer 
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schleichenden Deflation,  die zunehmend Investoren abschreckt, mögli­
ches Wachstum erstickt, wei l  bei sinkendem Preisniveau die Erwartung 
um sich greift, die I nvestitionskosten nicht erwirtschaften zu können. 

Bleibt, was den Euro angeht, bislang nur die Hoffnung, daß Europas 
Monetaristen im Europäischen Währungsinstitut unter deutscher Feder­
führung die Autonomie nicht so weit treiben,  daß schon am Anfang des 
Euro die Stabil itätsgemeinschaft zum Auslöser globaler Deflationsschocks 
mit dem Zusammenbruch ganzer Volkswirtschaften wird .  An dieser Wen­
demarke kann sich die Autonomie der Europäischen Zentralbank mit dem 
von der Deutschen Bundesbank inspirierten Stabil itätspopulismus für den 
Euro zum Krisenauslöser in Europa und g lobal entwickeln .  Dies ist ein 
deutlicher Beleg dafür, daß dem makrookönomischen Monopol der Euro­
Zentralbank ein Korrektiv in Gestalt einer europäischen Wirtschafts­
regierung beigestellt werden muß. Von wegen Pluralismus ökonomischer 
Lehrmeinungen verfassungspolitischer Machtbalance und demokratisch 
legitimierter Macht. 

Selbstverständl ich ist - trotz der Rufe nach Regu lierung und politischer 
Koordination der Geldpolitik - die neoklassische Verabsolutierung deregu­
l ierter Märkte im Globalisierungsprozeß nicht überwunden . Das ist schon 
daran zu erkennen, daß die WTO soeben einen großen Fortschritt in der 
Öffnung der Finanzmärkte erzielt, aber keine Konditionen für eine konso­
l idierte Bankenaufsicht in den Deregulierungsschritt eingebaut hat. Also 
nicht, wie die BIZ verlangt, daß alle, die von dieser Deregul ierung Nutzen 
haben , eine zureichende Bankenaufsicht nach den Mindeststandards der 
BIZ gesetzlich verankern müssen.  Richtig ist aber auch, daß dies als Man­
gel an staatl icher Regul ierung - im Gegensatz zur herrschenden Lehre der 
Vergangenheit - öffentlich dargelegt wurde. 

Der höchst dürftige Zustand internationaler Wettbewerbspolitik bei 
gleichzeitig immer noch überwiegend heroisch kommentierten Mega­
fusionen im Bereich der Kapitalsammelstel len, der Banken und Versiche­
rungen , ist der WTO neuerdings ein ganzes Kapitel im Jahresbericht wert. 
( 1 1 )  Auch dies ein Beleg gegen die bisher unkritisch hingenommene Do­
minanz der Chikago-Schule, die selbst Monopole als konkrete Ausfor­
mung der spontanen Ordnung der Märkte staatl icher Regulierung nicht für 
bedürftig hält. Alles "Konstruktivismus". 

Ganz al lmähl ich wird - wie regelmäßig im pol itischen Diskurs anhand 
von manifesten oder drohenden Krisen - öffentl ich bewußt, daß 
Globalisierung bei weitestgehend ersatzlosem Wegfal l  staatl icher Rechts­
vorschriften kein naturwüchsiges, unabwendbares Ereignis ist, sondern 
ein politisch organisierter Prozeß, bei dem Staaten internationalen Abkom­
men beitraten, die auf Märkte ohne staatl iche Regeln zur Sicherung des 
Wettbewerbs oder zur Einhaltung von Mindeststandards der Bankenauf­
sicht setzen .  Diese juristisch "Entgrenzung" genannten pol itischen Ent­
scheidungen bewirkten ,  daß nationales Recht entfiel , ohne daß internatio­
nale Regeln entstanden wären.  Die Staaten gaben ersatzlos ihre beste­
henden, teils obsoleten, teils aber auch Wirtschaftsordnungs- oder verfas-
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sungsrechtlich begründeten Kontrol lrechte über Währung, Kapitalbewe­
gungen und Fusionen auf. 

Die vier wirtschaftl ichen Freiheiten des EG-Vertrages Freiheit des Wa­
renverkehrs, Niederlassungsfreiheit, Dienstleistungsfreiheit und Freiheit 
des Geld- und Zahlungsverkehrs) wurden schrittweise implementiert. Die­
se Freiheiten gelten für alle EU-Mitgliedsstaaten als Ergebnis eines politi­
schen Prozesses, die EU-Kommission als Hüterin der Verträge hat die 
Kompetenz sie durchzusetzen.  Die Organe der Europäischen Union ha­
ben keine entsprechend abgesicherte vertragliche Kompetenz, die Frei­
heit derjenigen zu begrenzen,  die von diesen Freiheiten Gebrauch ma­
chen . Nationalen Regeln,  beispielsweise solche der Absicherung von Ar­
beit, dürfen nur insoweit angewandt werden, wie sie der Real isierung der 
vier Freiheiten nicht entgegenstehen. Ergebnis: Um sich die Chance zu 
Erwerbsarbeit zu bewahren, müssen zu ökonomischen Produktionsfaktoren 
reduzierte Bürger, deren Wert durch den Grad ihrer Nützlichkeit, ihrer Pro­
duktivität, Profitabilität und Wettbewerbsfähigkeit bestimmt ist, bil l ig, flexibel, 
ständig auf neuestem verwertbarem Wissensstand und mobil sein .  Das 
Subjekt Staatsbürger wird als Humanressource Objekt der von Bindungen 
freigesetzten,  zu Mega-Einheiten fusionierenden Setreiber der Finanzmärk­
te in der Europäischen Union. Der Konflikt zwischen verfassungspolitischer 
Rolle des Bürgers in der Zivilgesellschaft und seiner Funktion als ökonomi­
scher Untertan der entgrenzten EU-Märkte ist evident. Auf die Ausgestal­
tung der EU hat er höchst begrenzten Einfluß, die öffentliche Debatte ist 
technokratisch , fachlich sachzwangorientiert, die vom Bürger mitzu­
bestellenden nationalen Verfassungsorgane, deren Zusammensetzung 
und Personal er mitbestimmt und kennen kann, sind nicht zuständig: kein 
Nährboden für zivilgesellschaftl iche Vorstellungen von der Republik der 
Bürger. Dieser Zustand wird Zwischenphase bleiben, oder die EU wird am 
Rigorismus der Sachzwänge und der vermachteten Märkte scheitern. 

Die bekannten invisible hands des Adam Smith können für d iese Art Do­
minanz der Märkte nicht in Anspruch genommen werden. Smith kämpfte 
gegen staatl iche Überregulierung von Wirtschaft, er hat nicht bestritten,  daß 
es Aufgabe des Staates ist, Gerechtigkeit (justice) durch Rechtsetzung und 
Rechtspflege zu gewährleisten. Im übrigen setzte Adam Smith zu seiner Zeit 
auf ethische, tatsächlich gelebte Bindungen der Ehrbarkeit und inneren 
Gerechtigkeit. Für Adam Smith ist derjenige kein Bürger, "der nicht willens 
ist, die Gesetze zu achten und der bürgerlichen Obrigkeit Gehorsam zu lei­
sten; und derjenige ist gewiß kein guter Bürger, der nicht den Wunsch hegt, 
mit allen Mitteln,  die ihm zu Gebote stehen, die Wohlfahrt der ganzen Ge­
meinschaft seiner Mitbürger zu fördern." ( 12 )  

Ernst Wolfgang Böckenförde, ehemaliger Bundesverfassungsrichter 
und Staatsrechtslehrer, erinnert "die ökonomisch-soziale Situation, wie sie 
sich derzeit darbietet und in fortschreitender Entwicklung begriffen ist, 
weltweit, . . .  in vielem an die Zeit des frühen Kapitalismus." ( 1 3) 

Die pol itische Entscheidung, Marktkräfte zu entgrenzen, insbesondere 
Finanzmärkte über die zu Standorten herunterdefin ierten Gemeinwesen ,  
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über deren Kultur und Werte nach dem Kalkül der Rentabil ität zu stel len, 
hat die Setreiber dieser Märkte zum Souverän über die Wohlfahrt der Ge­
meinwesen erhoben . Aber seit der zweiten Hälfte des vergangenen Jahr­
hunderts wissen wir, nicht die nackte Herrschaft der Märkte führt zur frei­
en Gesellschaft, vielmehr muß der freiheitliche Staat durch Recht auch die 
Märkte so weit beherrschen, daß die Gesellschaft frei und gerecht bleibt. ( 14) 

ln der Europäischen Union hat inzwischen ein - eher noch eklektizisti­
scher-Prozeß der Einhegung der Vermarktung staatl icher Regeln einge­
setzt: Der Wettlauf der Steuersysteme, fälschlich Wettbewerb genannt, soll 
durch eine Konvention reguliert werden, die die Staaten in der EU vor der 
Erpressung durch die Setreiber der Finanzmärkte schützt, die britische Re­
gierung ist der Sozialcharta beigetreten, die Entlohnung von Arbeitnehmern 
aus dem EU-Bereich wird mit Entsenderichtl inien sozial abgesichert. ln der 
Europäischen Union hat ein Prozeß begonnen und zu ersten konkreten 
Entscheidungen geführt, der Elemente einer Rückbesinnung auf tragende 
Einsichten der europäischen Zivilgesellschaft unverwechselbar enthält. 

IV. 

Aus den inhumanen und freiheitszerstörenden Wirkungen des Frühka­
pitalismus haben die staatssozial istischen, total itären Systeme den 
Schluß gezogen, Wirtschaft der Pol itik zu unterwerfen, und dabei Freiheit, 
Wohlstand und Wohlfahrt verspielt. Die westlichen Demokratien waren 
weise genug, private wirtschaftliche Initiative zu ermutigen und nicht der 
politischen Kontrolle zu unterwerfen. Die Politik verfolgte einen hohen Be­
schäftigungsstand, setzte für die Märkte Präferenzen der Beschäftigung, 
mäßigte die Vertei lungswirkungen des schieren Kapitalismus. So gelang 
es Politik, Recht zu setzen ,  so gelang die Kombination von Markt und De­
mokratie ,  von Prosperität und Solidarität, von Eigennutz und Kooperati­
on, von bürgerlicher Freiheit und Chancengerechtigkeit in den europäi­
schen Zivilgesellschaften .  Vieles, nicht zuletzt die jüngsten Wahlen in den 
Staaten der Europäischen Union, deuten darauf h in ,  daß in den Gesell­
schaften erkannt wird : Nicht der Kapitalismus pur, nicht die Herrschaft der 
Finanziers über die Gesel lschaft und die Politik hat die Überlegenheit der 
westl ichen Demokratien über den Staatssozialismus hervorgebracht. Die­
se Erfahrungen schienen 1 989 vergessen.  Ernest Gellner formul iert zu 
Recht: "Es ist eine bedauerliche Folge des Zusammenbruchs der marxisti­
schen Umma, daß einige darin fälschlicherweise eine Rechtfertigung für 
die völl ige Unterordnung der Gesellschaft unter den Markt sehen, eine 
Bestätigung der Doktrin des minimalen Staates und des maximalen Mark­
tes." ( 1 5) 

Man muß daran erinnern. Karl Marx und Lorenz von Stein erkannten die 
tiefgreifenden , revolutionären soziostrukturellen Veränderungen und den 
Antagonismus frühkapitalistischer Entwicklung des 1 9. Jahrhunderts. ( 1 6) 
Der gesellschaftssprengenden Dynamik des Vorrangs des Kapitals vor der 
Arbeit, dem schieren Kapitalismus wurden Grenzen gezogen durch das 
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Recht des sich zunehmend demokratisch legitimierenden Staates. "Da­
durch wurde das System in Balance gebracht. " ( 1 7) Denn :  "Ohne Recht 
gibt es keine Freiheit", "Recht setzt Grenzen um der Freiheit wil len." "Hät­
te jeder von uns absolute, nicht durch Recht begrenzte Freiheit, könnte er 
gegenüber und mit anderen tun und lassen, was er wil l ,  entstünde daraus 
im Zusammenleben der Menschen n ichts anderes als d ie Macht des Stär­
keren." ( 1 8) Diese auf l mmanuel Kant ( 1 9) zurückgreifende europäische 
Erkenntnis muß die Oberhand gewinnen über den martialischen Darwinis­
mus des späten Friedrich August von Hayek, Ideologe der konservativen 
Revolution, der Neoklassik der Ökonomenzunft Dieser in seinen frühen 
Schriften (20) beachtl iche, die Neoklassik massiv kritisierende Ökonom 
hat in einer Rede 1 979 am ordoliberalen ( ! )  Freiburger Eucken-lnstitut 
wesentliche kulturelle und verfassungsmäßige Voraussetzungen für das 
Entstehen der europäischen Bürgergesellschaft verworfen": Wahr ist nur, 
daß eine soziale Marktwirtschaft keine Marktwirtschaft, ein soziales Gewis­
sen kein Gewissen ,  soziale Gerechtigkeit keine Gerechtigkeit - und ich 
fürchte auch , soziale Demokratie keine Demokratie ist. " (2 1 )  

Von den Traditionen sozialistischer Solidarität und der Kultur christlicher 
Eth ik, die Europa eignet, bleibt nach diesem Verdikt n ichts. Nichts auch 
von Demokratie als Lebensform, die des Bürgersinns und der politischen 
Solidarität der I ndividuen bedarf, soll sie nicht in Demagogie oder "Beute­
gemeinschaften" verkommen. Die spontanen Marktkräfte als Ordnungs­
kraft machen den Menschen zu des Menschen Wolf. "Die Nebenwirkun­
gen des Wirtschaftsprozesses würden, wenn man ihn nicht in Schranken 
hielte, alles zerstören - die Umwelt, das kulturel le Erbe, die menschl ichen 
Beziehungen ." (22) Hayeks Denken trägt letztlich nichts zur Erhaltung der 
Freiheit der offenen Zivilgesellschaften, zu ihrer Balance bei. Gellner hin­
gegen bleibt Karl Popper - einem früheren geistigen Weggefährten 
Hayeks - nach dem Untergang des Staatssozialismus verpflichtet, indem 
er für die offene Gesellschaft dem alten Hayek entgegensetzt: "Die Wirt­
schaft muß frei genug sein,  die Basis pluralistischer Institutionen zu bilden , 
aber nicht mächtig genug , um unsere Welt zu zerstören." (23) 

V. 

Die entnationalisierte, suprastaatliche Währungsordnung des Euro 
und die Geld- und Währungspolitik der Europäischen Zentralbank 
können nur durch die Verfassungsorgane der Nationalstaaten und 
deren Gewaltmonopol durchgesetzt werden. Der Primat der Politik 
sichert dem Euro die Eigenschaft als einziges gesetzliches Zahlungsmit­
tel .  Die Durchsetzung und Aufrechterhaltung der Geldordnung bedarf 
der pol itischen Macht, ist politische Machtausübung, setzt den Willen 
der Politik gegen Widerstreben mit der Androhung staatl icher Gewalt 
regelmäßig durch . Der Präsident der Deutschen Bundesbank, Hans 
Tietmeyer, hält den Euro für "entpolitisiertes Geld", weil die Europäische 
Zentralbank "bewußt unabhängig von pol itischen Einflüssen der Regie-
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rungen, der Parlamente und anderen europäischen Institutionen operie­
ren" sol l .  (24) Entweder verkennt Tietmeyer die entscheidende Dimension 
staatl icher Pol itik, die durch die Drittwirkung von Entscheidungen, durch 
das staatl iche Gewaltmonopol charakterisiert ist, egal wer die Entschei­
dung trifft; oder er fällt einer technokratischen Denunziation von Politik 
an heim ,  die davon ausgeht, daß nur von nicht gewählten, demokratisch le­
gitimierten Staatsorganen unpol itische - g leichgesetzt mit sachgerechten 
- Entscheidungen getroffen werden könnten oder sol lten.  Bürokratisch 
ausgeübte Herrschaft gi lt ihm offenbar als unpolitisch , weil sie obrigkeitlich 
Macht ausübt, ohne allerdings durch den wählenden Bürger legitimiert zu 
sein .  Seit Max Weber ist diese Erkenntnis Stand geisteswissenschaftl icher 
Forschung. 

Hinter Tietmeyers "Entpolitisierung" des Geldwesens steht der bürokra­
tische Herrschaftsanspruch, die künftige konkrete Geld- und Wechsel­
kurspolitik als jeweils von der Sache her zwingend vorgegeben jeder 
Gemeinwohlabwägung durch demokratisch bestellte Finanz- und Wirt­
schaftsminister zu entrücken.  Es geht Tietmeyer offensichtlich darum, die 
Unabhängigkeit der Zentralbank bei ihren geldpolitischen Entscheidungen 
nicht als praktische politische Abwägung zu definieren, sondern als ein der 
Stabil ität wegen zwingendes Gebot. 

Diese al lgemeine Behauptung wird im übrigen durch die empirische Un­
tersuchung nicht gestützt. Nach der Untersuchung der Geldpolitik von 67 
Ländern über einen Zeitraum von dreißig Jahren im Auftrag der britischen 
Notenbank kommt der Harvard-Professor Robert J. Barrow zu dem Ergeb­
nis: " Inflation und Unabhängigkeit der Notenbanken korrelieren nicht." Und 
Barrow ermittelt, daß mit demselben Maß an Geldwertstabiltät erhebl ich 
unterschiedliche Wachstums- und Beschäftigungserfolge kompatibel sind, 
im Zusammenwirken von Fiskal-, Einkommens- und Wechselkurspol itik er­
reichbar sind. (25) 

Mit Tietmeyers bürokratisch verkürztem Politikverständnis wird Hayeks 
"spontane Ordnung" der Märkte um die Verabsolutierung bürokratischer 
Machtausübung im Bereich des Geldes ergänzt. So entsteht eine wahrlich 
vordemokratische, ja vorpluralistische, offenen Zivilgesellschaften fremde 
Vorstel lung von Politik und Interesse. Konkreter: Schon Max Weber er­
kannte in der aktuell von Tietmeyer vertretenen, formal rationalen Ord­
nung des Geldwesens eine für die Durchsetzung der formalen Rationali­
tät der "Kapitalrechnung" notwendige Voraussetzung, eines von acht 
Schlüsselelementen zur Durchsetzung der Herrschaft der "Kapitalmacht" 
über die Arbeit. (26) 

Was Wunder, daß sich Widerstand formiert, der erhebliche Korrekturen 
des bisherigen Maastricht-Ansatzes fordert und durchzusetzen beginnt? 
Mit der Schaffung des von Frankreich geforderten Euro-X-Rates ist vom 
Europäischen Rat im Dezember 1 997 eine Institution der makroökonomi­
schen Abstimmung, eine wirtschaftspol itische Instanz auf Gemeinschafts­
ebene entstanden. Sie war im technokratisch dominierten Maastricht-Pro­
zeß nicht vorgesehen. Einzige zentrale Instanz der Makropolitik war fak-
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tisch d ie autonome Europäische Zentralbank, ihr sollten X nationale Re­
gierungen auf niedrigerer, nicht zentraler Ebene gegenüberstehen. Motto: 
Divide et impera. Platter noch: Die EZB beherrscht Europa. 

Der Ordnungsrahmen im künftigen Euroland hat im Dezember durch 
Beschluß der EU-Regierungschefs eine hart umstrittene Veränderung er­
fahren. Es ist eine - zwar erst in Umrissen erkennbare und lose organisier­
te - neue Instanz wirtschaftspolitischer Zusammenarbeit eingefügt wor­
den. An diesem Beispiel wird viel leicht deutlich , was ich einleitend als 
Faszinosum der Unvorhersehbarkeit andeutete: 

Der Euro bringt die Chance mit sich , in Europa das krisenträchtige, 
deflatorische Gemenge aus Monetarismus und Standortwettlauf rival isie­
render, ausschl ießl ich angebotsorientierter Wirtschaftspol itik zu überwin­
den. 

VI. 

Mit der Frage nach der prozeßpolitischen Kompetenz des Euro-Rates im 
künftigen Euroland verlassen wir nunmehr das Kapitel der jüngsten Relati­
vierungen der neoklassischen Botschaft von der freiheitsbewahrenden 
Kraft der Herrschaft deregul ierter Märkte und bürokratischer I nstanzen 
über die Gesel lschaften.  Wir wenden uns der Frage zu: Stehen wir am 
Beginn einer Renaissance makroökonomischer Nachfragepolitik im 
Euroland der Massenarbeitslosigkeit? Spitzer formul iert: Hat die Wirt­
schaft im künftigen Euroland die Chance, sich aus der Gefangenschaft der 
monetaristischen I rrlehre zu lösen,  die Geldmenge habe nur Preis- und 
keine Mengeneffekte, beeinflusse n icht das reale Wachstum? Dazu Jür­
gen Kromphardt: "Die Vorstellung, in einer Marktwirtschaft mit dezentralen 

· Entscheidungen der einzelnen Produzenten, die nur unvol lkommene In­
formationen haben , könnten Schwankungen in der nominalen Gesamt­
nachfrage durch sofortige Preisreduktionen aufgefangen werden, ist un­
realistisch - solche Preisreduktionen wären nur möglich, wenn die Preis­
entscheidungen zentral ,  nämlich von einem a Ia Walras voll informierten 
Auktionator-Großrechenzentrum getroffen werden." (27) Eine Geldpolitik, 
die d iesen Zusammenhang leugnet, ist bestenfalls naiv oder muß - wie 
übl ich - mit Prophetien über ihre behaupteten langfristigen Beschäfti­
gungswirkungen als gemeinwohldienlich verkleidet werden. 

Dominique Strauss-Kahn,  der französische Finanzminister, begründete 
sein Engagement für der Euro-X-Rat in entscheidenden Punkten mit sorg­
sam ausgewählten prozeßpolitischen Argumenten der Nachfrage­
steuerung: "Wenn die Regierungen - im künftigen Euroland - unkocrdiniert 
agieren, wird die Europäische Zentralbank nicht in der Lage sein ,  eine ge­
naue Schätzung der Entwicklung der öffentl ichen Defizite vorzuneh­
men . . .  Sie wird erst dann in der Lage sein ,  ihre Notenbankzinsen zu sen­
ken ,  wenn die Budgetentscheidungen implementiert worden sind und be­
ginnen, greifbare Ergebnisse zu bewirken. Unter Berücksichtigung der 
Wirkungsverzögerung der Geldpolitik könnten sich deshalb Budget-
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restriktionen als viel schmerzl icher erweisen als tatsächlich notwendig ."  
Strauß-Kahn weiter: Für den Fall der Abweichung der Wechselkurse von 
dem Niveau der ökonomischen fundamentals mag der Bedarf entstehen , 
koordiniert "die Makropol itik im Euroraum als Reaktion auf die Wechsel­
kursentwicklung anzupassen." (28) 

Zunächst fällt auf, daß Strauß-Kahn sowohl der Geld- als auch der 
Währungs- und der koordinierten Fiskalpolitik der Euro-Länder Verantwor­
tung für die Entwicklung des gesamtwirtschaftl ichen Niveaus zuordnet, die 
angebotspolitischen Ansätze der Deregul ierung und Flexibi l isierung der 
Märkte, insbesondere der Arbeitsmärkte, kommen nicht vor. Es ist aber 
gewiß ein Versäumnis der einseitig argumentierenden Angebotslehre, 
eine einseitige, nicht mikrökonomisch fundierte makroökonomische Posi­
tion gegenüberzustel len, auch wenn richtig ist, wenn Olaf Sievert selbst­
kritisch anmerkt: " l n  den Wirtschaftswissenschaften ist die Makrotheorie 
auf den Hund gekommen. Seit wir uns von Keynes losgesagt haben,  tun 
wir uns mit einer einfachen Erklärung der Arbeitslosigkeit schwer." (29) Um 
die herrschende Lehre insbesondere der Deutschen nicht zu attackieren, 
werden Begriffe wie Nachfragemanagement n icht benutzt. Bemerkens­
wert auch Sieverts Wortwahl :  "Lossagen" kann man sich nicht von wissen­
schaftl icher Erkenntnis, sie wird entweder falsifiziert oder sie gi lt weiter. 
Lossagen wird man sich von einem Glauben , um sich einem andern zuzu­
wenden. Ein sprachlicher Hinweis auf das axiomatische Selbstverständnis 
von Ökonomen, die sich von Keynes "lossagen"; nachdem der Wett­
bewerb mit dem Staatssozialismus dank keynesianischer ökonomischer 
Politik gewonnen ist, werden die "General Theory" und mit ihr die zivil­
gesellschaftliche Ausformung des Kapital ismus verbannt. 

Besonders amüsant ist eine höchst diplomatische Passage in Strauß­
Kahns Aufsatz, mit der er die Relativierung der bisher vorgesehenen Mo­
nopolisierung der Makropolitik auf Euroland-Ebene durch die Europäische 
Zentralbank als ausdrücklichen Dienst an der Bank interpretiert: " . . .  die 
Hervorhebung der kollektiven Verantwortung der Euro-Min ister kann tat­
sächl ich die - nur für die Preisstabil ität zuständige - Bank vor unange­
brachten politischen Drücken schützen ." (30 )  So, als ob es in dem Euro­
X-Rat nicht darum gehen werde, die Bank für eine abgestimmte Politik für 
Wachstum, Stabil ität und Beschäftigung in die Pfl icht zu nehmen. Die Be­
gründung Strauß-Kahns geht ganz offensichtlich vom politischen Primat, 
von der kollektiven Verantwortlichkeit der Minister für die Wirtschaftspoli­
tik insgesamt, also auch für die Wirkungen der Geldpolitik der autonomen 
Zentralbank, aus. 

Natürl ich verliert der französische Finanzmin ister kein Wort zu dem 
Reizthema fiskalischen Deficit-Spendings, der bel iebten und unredlichen 
Zuspitzung neoklassischer Kritik an staatl icher Makropolitik auf "teure 
Beschäftigungsprogramme", die "nichts bringen als Strohfeuer und Schul­
den", weil die Arbeitslosigkeit in Europa strukturel l und nicht wegen eines 
zu niedrigen gesamtwirtschaftlichen Nachfrage-Niveaus entstanden sei . 
Aber am Stabil itätsbekenntnis infolge der richtigen Einsicht, daß mit dem 
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süßen Gift der I nflation Wachstum und Beschäftigung dauerhaft nicht zu 
verbessern sind , läßt es Strauß-Kahn nicht fehlen: Er fordert, im Sinne der 
oben zitierten Untersuchung von Barrow, eine gesamtwirtschaftl ich opti­
mierende Lockerung der Geldpolitik im Prozeß der makroökonomischen 
Koordinierung des Euro-X-Rates nur dann, " wenn die Bank dies ohne Ge­
fährdung der Preisstabil ität" tun könne. (3 1 )  

Zwei Denkstrukturen sind offensichtl ich: Die französische Regierung ist 
nicht bereit, makroökonomische Politik auf Gemeinschaftsebene aus­
schließlich der Technokratie der Zentralbank zu überlassen und die Herr­
schaft über das Geld demokratischer Legitimation vollends zu entziehen , 
wie der Maastricht-Prozeß bislang vorsah. Und die französische Regie­
rung hat erkennbar ökonomische Lehren auch aus der gesamtwirtschaft­
l ichen Entwicklung in den USA gezogen, wo seit Jahren zu beobachten ist, 
daß eine sowohl für Wachstum als auch für Stabil ität ausdrücklich zustän­
d igen Notenbank eine Geldpolitik betreibt, d ie inzwischen zu einer Arbeits­
losenquote weit unterhalb der von den Chikago-Monetaristen mit Preisni­
veau-Stabil ität zu vereinbarenden "natürl ichen" Arbeitslosigkeit (NAIRU) 
geführt hat - ohne daß der a ls zwingend dargestellte Preisauftrieb einge­
treten oder auch nur absehbar ist; im Gegenteil ,  Alan Greenspan, der US­
Notenbankpräsident, wil l Deflationstendenzen n icht mehr ausschließen.  
Und die Realeinkommen in den USA sind wieder deutlich gestiegen .  

ln dieser Kombination von Geld- und  Lohnpolitik zeichnet sich mögli­
cherweise der künftige Makrokurs in Euroland ab. Was jetzt in Sachen 
Euro-X-Rat beschlossen ist, ist noch keine "Wirtschaftsregierung" auf 
Euro-Ebene a Ia francaise, aber es ist das organisatorisch notwendige in­
stitutionelle Gehäuse geschaffen für eine zentral koordinierte Makro­
politik, die zugleich Wachstums-, Beschäftigungs- und Stabil itätspolitik 
sein kann.  Jedenfalls besteht jetzt eine Institution, in der die zuständigen 
Euro-Minister makroökonomische Orientierungen für Euroland unter Ein­
beziehung der Europäischen Zentralbank verabreden können, so sie, bei­
spielsweise von Massenarbeitslosigkeit dazu veranlaßt, wol len . 

Erkennbar geben die Texte zum Euro-X-Rat nur bruchstückhaft die 
makroökonomischen Aufgabenstel lungen wider. Wie zu erwarten,  finden 
sich aber auch im Text von Strauß-Kahn politische Öffnungsklauseln .  
"Kurz gesagt: EMU-Teilnehmer haben verschiedene Gründe, I nformatio­
nen auszutauschen, enge Konsultation zu entwickeln und die Politik der 
Budgets und auf anderen Gebieten zu koordin ieren ." (32) Kein konkre­
tes Wort findet sich zur makroökonomischen Schlüsselfrage der Orien­
tierung der Einkommens- und Tarifpolitik in den künftigen Ländern mit 
Euro-Währung . (33) Obwohl doch gesamtwirtschaftl ich evident ist, daß 
zu hohe Lohnabschlüsse auf breiter Front, solche d ie über den jewei l i­
gen Produktivitätstrend plus von der Zentralbank anvisierte Zielpreisrate 
h inausgehen, zu Reaktionen der Geldpolitik führen werden, sei d ie 
Fiska lpol itik noch so stabi l itätskonform. Das schöne, von Strauß-Kahn 
gezeichnete Gebäude aus koord inierter Geld-, Währungs- und Fiskal­
politik zum Zwecke von mehr Wachstum und mehr Beschäftigung bei 
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Stabi l ität steht ohne einkommenspol itische Absicherung auf schwachen 
Fundamenten .  

Makroökonomen wissen:  "Rasche wirtschaftliche Entwicklung im 
Schumpeterschen Sinne, also ausgelöst durch Pioniere am Gütermarkt, 
ist nur mögl ich , wenn die Geldpolitik den Entwicklungsprozeß vorfinan­
ziert, also wie es Schumpeter ausdrückt, einen potentiell inflationären Pro­
zeß finanziert, der aber n icht inflationär wird ,  weil die Pionierunternehmer 
die geldpolitische Vorfinanzierung erfolgreich zur Ausweitung der Produk­
tion nutzen .  Oder, wie Hayek es ausdrückt, nur durch die Geldschöpfung 
der Banken ist es möglich, den Entwicklungsprozeß weit rascher und er­
folgreicher ablaufen zu lassen, als wenn die Finanzierung dieses Prozes­
ses nur auf vorhandene Ersparnisse angewiesen wäre." (34) Keine der 
Stabil ität verpflichtete Europäische Zentralbank aber kann sich auf diese 
Wachstumsbeschleunigungs- und Beschäftigungsstrategie einlassen,  
wenn s ie nicht sicher sein kann,  daß von der Lohnpol itik keine Inflations­
schübe ausgehen werden. Wer meint, die Regierungen oder die EU-Kom­
mission könnten überhöhte Lohnabschlüsse durch staatliche Ausgaben­
programme al imentieren, setzt auf die fehlerhafte und gescheiterte An­
wendung keynesianischen Oeficit-spendings der Siebziger Jahre und ver­
kennt die fiskal ischen Notwendigkeiten des EU-Stabil itäts- und Wachs­
tumspaktes.  Deshalb führt kein Weg zu mehr Wachstum und Beschäfti­
gung an zentralen, für d ie Geld- und Fiskalpolitik verläßlichen Einkom­
mensorientierungen vorbei .  

Das gi l t  auch für zu niedrige Lohnabschlüsse. Was ist, wenn innerhalb 
des Euro-Gebietes - unter dem verführerisch platten Motto "Je niedriger 
die Löhne, um so mehr Beschäftigung" - die Tarifpartner in einem Land 
Lohnzuwächse verabreden,  die nicht hart an der jeweil igen regionalen 
Produktivitätswachstumsrate, sondern unterhalb des trendmäßigen Pro­
duktivitätsfortschritts plus Preiszielrate der Eurobank bleiben? 

Die Flucht in den Export ist für Euroland künftig schon deshalb nicht 
mögl ich, weil er nur etwa zehn Prozent des Sozialprodukts ausmacht. Also 
werden die Unternehmen einer Euro-Region die sinkenden Lohnstückko­
sten dazu nutzen, die Unternehmen aus anderen Euro-Regionen aus den 
Märkten des offenen Euro-Binnenmarktes zu verdrängen. Diese wieder­
um werden ihre Mengen zurücknehmen und ihre Kosten durch Entlassun­
gen und Lohnkürzungen senken. Bei negativen Einkommenserwartungen 
der potentiellen Käufer können schwerlich positive Absatzerwartungen der 
potentiellen Investoren in Sachanlagen entstehen. 

Jeder wird in einem realen Abwertungswettlauf ohne Wechselkurse versu­
chen, seine Arbeitslosigkeit von einer Euro-Region in die nächste zu entsor­
gen. Dieser Prozeß wird immer wieder mit weniger Wachstum und weniger 
Beschäftigung in Euroland insgesamt enden, weil jeder der Lohnkürzer die 
eigene Binnenkonjunktur stranguliert und seine Nachfrage im ebenfalls ko­
stensenkenden Nachbarland - auf Dauer vergeblich - zu finden hofft. 

Die von Massenarbeitslosigkeit, Wachstumseinbußen und erodieren­
den Staatseinnahmen am heftigsten betroffenen Regierungen werden in 
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Brüssel einen Finanzausgleich von denjenigen Ländern einfordern, die 
durch die Entwicklung ihrer unter dem Produktivitätsfortschritt plus Preis­
zielrate bleibenden gesamtwirtschaftlichen Lohnsumme die Binnennach­
frage strangulieren und den Wettlauf der Lemminge von Standort zu 
Standort ankurbeln .  

Dieses Szenario bestätigt die Analyse des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung, daß man nicht Kostensenkungswettläufe in einem 
einheitl ichen Währungsraum ohne Finanzausgleichsmechanismus wird 
haben können. (35) Finanzausgleich aber will al lenfal ls eine Minderheit, 
der Streit bei durch Kostensenkungswettläufe produzierten Wachstums­
verlusten in Euroland insgesamt zwischen weniger Betroffenen und 
Hauptleidtragenden scheint bei feh lender Lohnorientierung programmiert. 
Zu dem müßten Transfers bei steigender Arbeitslosigkeit im Euroland ins­
gesamt zu wachsenden Staatsanteilen am Sozialprodukt führen. 

Wil l  man durch makroökonomische Koordination im Euro-X-Rat Wachs­
tum,  und Beschäftigung bei Stabil ität für Euroland insgesamt voranbrin­
gen, dann muß die Einkommenspolitik von und mit den Tarifvertrags­
parteien makroökonomisch kompatibel koordiniert werden. Weiter noch : 
So wie es im EU-Stabil itätspakt Regeln für die Defizite gibt, muß auf zen­
traler Euro-Ebene eine generelle Lohnorientierung gegeben werden. Eine 
unabweisbare Bringschuld des künftigen Euro-X-Rates, die ohne Mitwir­
kung der Gewerkschaften in Euroland nicht einzulösen sein wird . (36) Von 
der Arbeitgeberseite sind zu Zeiten des neoklassischen Paradigmas der­
artige Einsichten zunächst n icht zu erwarten.  Die trotz Unterstützung der 
Währungsunion operativ im Nationalen verharrenden Gewerkschaften 
sind als I nitiatoren und Exekutoren einer solchen Einkommensorientierung 
gefordert, wenn sie n icht mitwirkender Tei l  an einer Fortsetzung von 
Standortwettläufen durch reale Abwertungseffekte werden wollen. Schon 
jetzt fordern die deutschen Arbeitgeberverbände die Senkung der tarifl i­
chen Mindestlöhne um zwanzig Prozent. Das wäre der klassische Einstieg 
in eine reale Abwertungsspirale, mit dem unmittelbar nach dem Wegfal l 
der Wechselkurse für Euroland eine Kombination aus Deflation und De­
pression bei schon bestehenden zwanzig Mi l l ionen Arbeitslosen in itiiert 
werden kann.  

Die Formel für die gesamtwirtschaftliche Lohnsumme bei  wachsender 
Wirtschaft heißt: Trendmäßiger Produktivitätsfortschritt in der jeweil igen 
Tarifregion plus einheitliche Zielinflationsrate der Eurozentralbank. Keines­
falls mehr, keinesfalls wen iger, und in allen Europrovinzen.  Es geht um 
Wettbewerb der Produktivitätssteigerung zum Zwecke des Wachstums 
und der Beschäftigung und n icht um einen Wettbewerb der Kostensen­
kung bei sinkender Produktion und steigender Unterbeschäftigung. 

Es ist nach unverkennbaren positiven Modifikationen im Maastricht-Kon­
strukt noch immer ein steiniger Weg , bis Euroland sich von der ungenü­
genden, einseitigen Wirtschaftspolitik des Neoliberalismus lösen kann und 
zu den notwendigen Handlungsformen zurückfindet, die Wachstum und 
einen mögl ichst hohen Beschäftigungsstand bei Stabil ität erwarten las-
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sen .  Oder wirtschaftshistorisch argumentiert: Es geht darum, das neo­
klassische Konzept zu modifizieren, ehe es wie 1 929 Deflation und De­
pression bewirkt - mit erkennbar katastrophalen politischen Folgen für die 
freiheitliche Zivi lgesellschaft. 

Ein hoher Beschäftigungsstand ist Voraussetzung für vieles, was un­
sere Zivilgesel lschaften prägt. Er erst ermöglicht faktisch den Abbau von 
zuviel kollektiver Risikoabsicherung, von zu hohen Staatsanteilen am Ein­
kommen insbesondere der Arbeitnehmer, er ermöglicht, weil von höherem 
Wachstum getragen , Innovationen und das Risiko zu mehr Selbständig­
keit und höhere Eigenvorsorge. Sinkende Massenarbeitslosigkeit und hö­
here Wachstumsraten sind Voraussetzung für den Erfolg höherer Risiko­
bereitschaft der Bürger. Ein n icht von inneren Krisen geschütteltes Euro­
land wird die stärkenden Chancen des Euro nutzen können, mit deutlich 
höherem Gewicht als bisher die künftige Entwicklung der Weltwirtschaft 
und ihres Ordnungsrahmens nach den Werten der europäischen Zivil­
gesellschaft mitzuprägen .  Die bürokratisch organisierte "Kapitalmacht" 
führt zur Feudal isierung der offenen Gesel lschaften Europas. Der Euro 
hingegen eröffnet für die Teilnehmer die Chance, auf Gemeinschafts­
ebene das Konstrukt des ökonomischen Neoliberalismus zu überwinden, 
ohne die Erfahrungen Europas vor 1 945 wiederholen zu müssen. 
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Die umwölkte Stadt auf dem Hügel ­
Wirtschaftslage, Wirtschaftspolitik und 

Wirtschaftskultur in den Vereinigten Staaten 

Manfred Prisehing 

1. Einleitung 

"Der HERR hat uns hierhergebracht, über die tosenden Meere,  durch 
Gefahren ,  welche von Piraten drohten,  von lecken Schiffsrümpfen, Stür­
men , Feuern , Riffen, Untiefen, Krankheiten, Hungersnöten; und er hat uns 
diese vielen Jahre bewahrt vor dem Zorn von Fürsten, dem Neid und der 
Wut von Prälaten, den bösartigen Intrigen von Jesuiten, den meuterischen 
Anschlägen unzufriedener Menschen ,  den offenen und verborgenen An­
griffen von barbarischen Indianern ,  den aufrührerischen und zersetzen­
den Machenschaften von ketzerischen falschen Brüdern ." ( 1 ) 

So dankte John Winthrop dem Herrn im Jahre 1 643 (2). Die "große 
Wanderung", wie sie die Puritaner nannten ,  hatte in einer gänzlich neuen 
Gesel lschaft geendet, die al les I rd ische überstieg und die Herrschaft des 
Ewigen ankündigte. Der neue "Covenant of Grace" war ihnen wie "eine 
Stadt, gelegen auf einem Hügel", "für alle Welt offen zu schauen", ein "ge­
lobtes Land", eine "Arche in Zeiten der Sintflut"; das ganz Neue: das "neue 
Kanaan", der mundus novus, und doch das ganze Alte, der wiedergewon­
nene Garten Eden, das ganz neue Land aus einer fernen Vergangenheit. 
(3) 

Mehr als dreihundertfünfzig Jahre später, am Jahresbeginn 1 997, 
schloß der amerikanische Präsident seine Inaugurationsrede mit der Auf­
forderung, eine Brücke in die Zukunft zu bauen : "a bridge wide enough 
and streng enough for every American to cross over to a blessed land of 
new promise." (4) Wieder das gesegnete Land, wieder das erneuerte Ver­
sprechen. Vergangenheit und Zukunft fl ießen dergestalt zusammen. Die 
Gründung Amerikas prägt das Selbstverständnis, die Erwartungen an die 
Gegenwart und die Hoffnungen auf die Zukunft. Die Schriften der frühen 
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Siedler und der ersten Präsidenten werden in al len Zeitungsglossen und 
bei allen Festreden zitiert. Amerika ist in dieser Hinsicht ebenso ge­
schichtslos wie geschichtsbewußt. Es ist und bleibt im Bewußtsein seiner 
Einwohner das "gelobte Land" ,  das Land der unbegrenzten Möglichkeiten, 
das Land der Karriere und des Geldes, das Land des Glücklichseins und 
der Moral. Um zu verstehen, was sich in der Wall Street und in den Konzer­
nen, bei amerikanischen Friedensmissionen, Kriegen und Inaugurations­
reden, in den Vorzimmern des Kongresses und in den Hinterzimmern der 
I nnenstadtbars abspielt; um insbesondere zu verstehen, wieso die wirt­
schaftl iche Entwicklung in Europa und Amerika so unterschiedlich verläuft, 
braucht man zwei- oder dreihundert Jahre amerikanische und zumindest 
fünfhundert Jahre europäische Geschichte. Das vielgescholtene und viel­
gerühmte amerikanische Modell soll in der Folge im politischen und kultu­
rellen Kontext erörtert werden. 

2. Die neue "amerikanische Herausforderung" 

1 967 war es noch nicht so weit. l n  d iesem Jahr veröffentlichte Jean­
Jacques Servan-Schreiber sein Buch Le Defi Americain, auf deutsch Die 
amerikanische Herausforderung. Er beschrieb den wachsenden Einfluß 
der multinationalen Konzerne unter amerikanischer Führung, d ie den zivi­
l isierten Kapital ismus der Europäer zerstören würden. Sie kauften ganz 
Europa auf. Mittlerweile hat sich das Gewicht der Direktinvestitionen (n icht 
zuletzt unter dem Einfluß des Wechselkursverhältnisses) umgedreht: Al le 
Welt investiert in den Vereinigten Staaten. Die europäische Wirtschaft er­
wies sich als widerstandskräftiger, als man gedacht hatte. Die Europäer 
rühmen sich des öfteren ,  zugleich wachstumskräftiger und menschen­
freundl icher zu sein als die Amerikaner. Zwischendurch war zwar einmal 
von der "Eurosklerose" die Rede, aber mit den nachfolgenden Konjunktur­
aufschwüngen waren auch diese Befürchtungen vom Tisch . Europa 
macht es anders, aber es kann mithalten . Nur das Beschäftigungsproblem 
macht Sorgen . 

Die Debatte ist frei l ich in  den letzten Jahren wieder aufgeflammt. Der 
Zusammenbruch der kommunistischen Systeme und der Druck der 
Globalisierung wirken dahin, das l iberalkapitalistische amerikanische Mo­
dell zu veral lgemeinern. Das amerikanische "Beschäftigungswunder" ist 
beeindruckend; dort werden zehnmal mehr Jobs geschaffen als im alten 
Europa. Auf dem alten Kontinent expandieren unaufhaltsam die Arbeits­
losenzahlen; auf dem neuen werden sogar die zahlreichen Immigranten 
auf i rgendeine Weise in das Wirtschaftsleben eingeschleust. Da der Zeit­
geist zudem die l iberalen Märkte nach angloamerikanischem Vorbild 
preist, ist der "humane Kapital ismus" der Europäer (5), ihre "soziale Markt­
wirtschaft" , ihr "rheinländisches Modell" (6) gefährdet. Das Gegenmodell 
zum europäischen Wohlfahrtsstaat, das frische Erfolgsgewißheit aus­
strahlt, ist nicht mehr die Planwirtschaft, die in unmittelbarer Nachbar­
schaft, jenseits des Eisernen Vorhangs, ihr Versagen so deutlich zur 
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Schau gestellt hat, sondern der amerikanisch-g lobalisierte "Turbokapita­
lismus". 

Zur Zeit scheint das "turbokapitalistische" amerikanische Modell die 
Oberhand zu haben (7). Das angloamerikanische Model/ läßt den Märkten 
weiten Spielraum. Es konzipiert das Wirtschaftsleben als eine ind ividuali­
sierte Welt von Unternehmerischen Menschen, die Risiken eingehen und 
Erfolg haben. Unternehmer folgen ihrem entrepreunerialen Instinkt, wenn 
s ie nicht behindert werden, und Unternehmen erzielen Optimalität durch 
ein Höchstmaß an Flexibi l ität (8). Optimales Ergebnis ihres Funktionierans 
sei die Maximierung des shareholder value. Das Modell gründet sich ins­
gesamt auf ein individualistisches Wertsystem,  das es dem einzelnen 
weitgehend überläßt, sein Glück zu finden. Der Staat soll sich deshalb 
nach Möglichkeit aller Eingriffe enthalten. Märkte seien im Grunde auch 
sozial gerecht. 

Das kontinentaleuropäische Modell (besonders in der Ausformung der 
sozialen Marktwirtschaft in den deutschsprachigen und den skandinavi­
schen Ländern) baut auf Zusammenarbeit und Konsens. Starke Interes­
senvertretungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer verhandeln über Löh­
ne sowie über arbeits- und sozialrechtl iche Fragen. Es besteht ein ge­
meinsames Interesse der Arbeitsmarktparteien an der Wettbewerbsfähig­
keit des Systems. Die Kapitalmärkte sind vergleichsweise weniger wichtig, 
beträchtliche Teile des Kapitals werden von Banken gehalten, die nicht nur 
auf den aktuellen Jahresgewinn schauen. Es dominiert nicht eindeutig das 
Interesse der Kapitaleigner, sondern das balancierte Interesse beider 
Arbeitsmarktparteien . Die Marktbeziehungen sind in höherem Maße durch 
langfristige Beziehungen geprägt, innerhalb und außerhalb der Unterneh­
men. Langfristige wirtschaftspol itische Strategien können mit der Unter­
stützung des Staates durchgeführt werden, aber dieser steht auch in ein­
zelnen Krisenfällen als letzter Retter zur Verfügung. Es besteht ein stärker 
statistisches und wohlfahrtsstaatlich orientiertes Wertsystem. (9) 

3. Der amerikanische Exzeptionalismus 

Um den Wurzeln d ieser Auffassungs- und Strukturunterschiede, insbe­
sondere dem amerikanischen Exzeptionalismus (10) ,  nachzuspüren, müs­
sen wir einen Umweg über die "Wirtschaftskultur" nehmen. Die Frage, 
warum es in den Staaten keinen Sozial ismus gebe, hat ja schon etliche 
Sozialwissenschaftler beschäftigt ( 1 1  ) . Um die normativen Hintergründe 
wenigstens kurz zu erhellen , müssen wir einen Bl ick auf das Individuum, 
den Staat, die Gemeinschaft und die Welt werfen. 

Erstens das Individuum: ln  den Vereinigten Staaten g ibt es nicht, wie in 
den europäischen Ländern , verschiedene Ideologien. Es besteht ein 
Grundkonsens, der American Creed. Er ist grundsätzlich gegen die Regie­
rung und gegen Autorität gerichtet. Er ist ind ividual istisch, l iberalistisch, 
moralistisch, demokratisch und egalitär. Dieser Glaube hat puritanische 
Wurzeln ;  er gründet sich darüber hinaus auf die aufklärerischen Impulse 
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von Gewissensfreiheit und Toleranz. Er wird allerdings durch den typisch 
amerikanischen Pragmatismus gebändigt, und diese pragmatische Hal­
tung hat die Entartung des Verstandesdenkens, wie es die Französische 
Revolution vorführte, verhindert. Die meisten hegen keine grundsätzlichen 
Zweifel an dem Weg , den God's own country nimmt. Härten sind da, um 
überwunden zu werden . Für jeden g ibt es einen Platz da draußen. ln ei­
ner Welt des meritokratischen Individualismus ist es das Problem der ein­
zelnen , wenn sie nicht zum Wohlstand finden : Man hat seine besonderen 
Fähigkeiten zu vermarkten ,  und ist man a hard-working citizen, sollte es 
am Erfolg n icht fehlen. Arbeit und Aufstieg sind Tests für commitment, für 
Disziplin und Selbstaufopferung. Erfolg ist Ergebnis von Glück, guten Kon­
takten ,  speziel len Qual ifikationen . Erfolg ist Maßstab für persönl ichen 
Wert und moralisches Potential , für den harten Willen und die Fähigkeit, 
sich selbst über seine Grenzen hinauszutreiben . 

Zweitens der Staat: Alle Elemente des American Creed sind gegen 
Macht und Regierungsinstitutionen gerichtet, es ist eine antipower ethic. 
Amerikaner haben kein Verhältnis zur europäischen Staatsidee: zu einem 
Staat, der sich in einem "Apparat", in  Zentralbehörden, verkörpert. ln  den 
USA l iegt die Souveränität in Verfassung und Recht ( 1 2). Es gibt eine zen­
trale Regierung, die alle Menschen verfassungsgerecht zu verwalten hat; 
aber sie wird mit Argwohn betrachtet: Deshalb sind die "Staatsausgaben" 
auch mit "government expenditures" zu übersetzen .  Europäer führen die 
Rede von einem individualitätstranszendierenden "Gemeinwohl" auf den 
Lippen, für Amerikaner ist der Staat nicht mehr als das Aggregat privater 
Wünsche und Vorstellungen. l n  Europa ringen Ideologien um die Vorherr­
schaft, in Amerika Interessen. Soweit amerikanische Bewegungen ideolo­
gisch werden, handelt es sich durchwegs um anarchistische Strömungen ; 
politische Extremismen in Europa, ob l inks oder rechts, waren dagegen 
immer staatsorientiert. Europa will die Regierungsfähigkeit sichern , Ame­
rikaner haben ein System von checks and ba/ances ausgetüftelt, das die 
Regierung an die Grenze zur Unregierbarkeit manövriert. 

Drittens die Gemeinschaft: Die Rede von der "Gemeinschaft" hat in den 
USA während der letzten Jahre eine Renaissance erlebt. Die civic 
responsibility wird angerufen, civic commitment oder civic engagement 
werden beschworen,  auf vo/untary associations wird verwiesen .  Diese 
Verweise sind in weit geringerem Maße bloßes Gerede als in Europa: 
Amerika wurzelt in örtlichen Gemeinschaften und Siedlungsassoziationen , 
in denen Gemeinschaftl ichkeit eine Frage des Überlebens war. Nach wie 
vor florieren Gemeindeversammlungen, religiöse Gemeinschaften, 
Schulgemeinschaften.  Der "dritte Sektor", die Ausübung ehrenamtlicher 
Funktionen , blüht. Stiftungen und Spenden gelten als "moralische Pfl ich­
ten" . Für die Konservativen dient die Berufung auf die Gemeinschaften 
al lerdings sehr häufig bloß als Mittel , die drastische Beschneidung von 
Sozialprogrammen zu rechtfertigen. 

Viertens die Welt: Der amerikanische Idealismus läßt die USA zu einem 
zutiefst missionarischen Land werden. Für die Amerikaner besteht kein 
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Zweifel ,  daß es das grundlegende Bestreben aller Menschen auf Erden 
sein müsse, Amerika ähnlich zu werden. Europa wird ob seiner Kultur be­
wundert, im Grunde aber als sonderbares Gemenge verrückter und 
unzuverlässiger Völkerschaften betrachtet, die einander al le paar Jahr­
zehnte zu massakrieren trachten.  Deshalb sind die Amerikaner die einzi­
ge globale Ordnungsmacht, die sich um Gerechtigkeit und Menschenwür­
de bemüht ( 1 3) .  Angesichts dieser Grundüberzeugung betrachten sie es 
beispielsweise keineswegs als Hybris einer gehorsamsheischenden 
Großmacht, die Bezahlung ihrer U N-Schulden daran zu binden , daß jede 
supranationale Friedensmission h infort vom Kongreß genehmigt werden 
sol l .  Dem Begehren l iegt der tiefsitzende Glaube zugrunde, daß Amerika 
für die beste aller Welten sorgt. Amerikanismus ist eine Religion ; man 
könnte niemals von einem Französismus oder einem Britishism reden. Es 
gibt keine "unfranzösischen Ideen", wohl aber "unamerikanische Ideen". 

Auf der Grundlage dieses Denkens laufen l iberal istisch-l ibertäre Argu­
mente bei den Amerikanern offene Türen ein ( 1 4). Frei l ich wird dieser Li­
beralismus gebremst durch einen Mittelschicht-Konservativismus, durch 

"kleinbürgerliche" Midwest-Lebensvorstel lungen , durch eine starke Fami­
l ien- und Gemeinschaftsorientierung. Aber die amerikanische Grundüber­
zeugung ist, daß freie Märkte und starke Fäuste, freie Entscheidungen der 
Individuen und die Selbstaufopferung im wirtschaftl ichen Leben die be­
sten Voraussetzungen dafür bieten,  jene Werte zu verwirkl ichen,  für d ie 

"Amerika" steht. Those guys in Washington sind notwendige Übel . Die In­
dividuen soll man bei ihren Aktivitäten möglichst wenig behindern, und was 
schief geht, ist nur auf eine solche Behinderung zurückzuführen. Die neo­
l iberalen Theoretiker konnten deshalb auf eine hohe Aufnahmebereit­
schaft für ihre Wunschvorstel lungen rechnen: Wenn man nur d ie Regie­
rung von den Märkten wegbekäme, würde eine Welle privater Dynamik 
losbrechen . Mit der Feststellung , es gebe keine free /unches, verteilten sie 
ebensolche:  "They offered free lunches - a chance to invigorate the 
economy without pain." ( 1 5) Aber nur auf dem Hintergrund der geschilder­
ten Grundüberzeugungen konnte eine in ihren extremeren Varianten doch 
zieml ich obskure Wirtschaftstheorie - man denke an die Laffer-Kurve -
zum mainstream werden. 

Noch wehren sich die Europäer gegen den "wildgewordenen" Kapitalis­
mus der Amerikaner. Aber der Widerstand bröckelt, vor al lem, weil n ie­
mand weiß ,  was gegen eine weitere Verstärkung der "turbokapital isti­
schen" Tendenzen zu tun wäre. Die Rahmenbedingungen der Pro­
speritätsphase der Nachkriegszeit sind zerbrochen: das Bretton Woods 
System der Wechselkurse, die weitgehende Segmentierung nationaler 
Märkte, die nationalstaatl iche Wirtschafts- und Sozialpolitik .  Die System­
konfrontation ist Vergangenheit. ln der globalisierten Welt ist al les anders. 
Den Europäern wird deshalb von vielen Seiten empfohlen, die Augen nicht 
länger vor den harten Tatsachen zu verschließen.  Sie mögen sich einige 
Jahre gegen die Tendenz flexibler, globalisierter Märkte gewehrt haben;  
s ie werden aber dem amerikanischen Beispiel folgen müssen, wenn sie 
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nicht die seinerzeit verfrühte Prognose von der Euro-sklerose doch noch 
wahrmachen wollen. 

4. Vom gelobten Land zum Sanierungsfall 

Amerika war immer ein Land der Karriereversprechungen; aber auch 
wenn nicht alle Tellerwäscher zu Mil lionären wurden, gab es so etwas wie 
eine Mittelstandsgarantie: A hard-working man würde sein behagl iches 
Auskommen , samt Auto, Häuschen und Ferien , bekommen, und es wür­
de immer besser werden. Das Versprechen wandelt sich zum Betrug.  
Nüchterne Statistiken aus den letzten Jahrzehnten sprechen eine deutli­
che Sprache. Die amerikanischen Reallöhne geben seit geraumer Zeit 
nach . ln den sechziger und frühen siebziger Jahren stiegen die Reallöh­
ne um ungefähr 2 ,9% im Jahr. Seit 1 973 sinken sie. Zwar stiegen die 
Frauenlöhne im Zeitraum 1 973-93 weiter um 2,7%, aber die Löhne der 
Männer sind 1 994 niedriger als 1 973. ( 1 6) 

Als Bi l l  Cl inton 1 992 nach seinen republ ikanischen Vorgängern die 
Präsidentschaft errungen hat, dachten viele, ein neues "demokratisches 
Zeitalter", ein Anlauf zu einer neuerl ichen Reformperiode, ja zu einer 
"Great Society" im Sti le Präsident Johnsons wäre zu erwarten ;  aber dar­
aus ist nichts geworden . Im Wahlkampf war Clinton von der richtigen Dia­
gnose ausgegangen, daß der Lebensstandard breiter Massen sinke ( 1 7). 
Sein Programm l ief auf die Stärkung öffentlicher und privater Zukunfts­
investitionen hinaus: öffentliche Investitionen in Bildung und Infrastruktur; 
selektive Steuersenkungen für die Ankurbelung von Investitionen; und 
eine Absicherung der gefährdeten Mittelschichten durch den Ausbau einer 
allgemeinen Gesundheitsversicherung und eines Pensionssystems ( 1 8). 
Mit seinem Hauptanliegen, der Gesundheitsreform, scheiterte er al ler­
dings rasch ; nachdem 1 994 die Republ ikaner im Kongreß die Mehrheit 
erobert hatten ,  gab es durch das divided government wenig Bewe­
gungsspielraum (1 9). Clinton hat in der Folge den Republikanern die we­
sentl ichen populären Themen weggenommen, und er hat eine gemä­
ßigt-republikanische Antistaats-Politik betrieben . Clinton weiß, daß die 
Mittelschicht gefährdet ist; aber er kann nicht viel dagegen tun .  

Die Reallöhne sinken für den  größten Tei l  der  Bevölkerung, aber nicht 
für al le. Während sich von den Vierzigern zu den Siebzigern die Einkom­
mensvertei lung in den Vereinigten Staaten kaum verändert hat, hat die 
Ungleichheit seit dem Ende der siebziger Jahre stark zugenommen (20).  
Männer im 1 5 . Perzenti l haben 1 973 real wöchentl ich 393 $ nach Hause 
getragen,  1 994 verfügen sie noch über 300 $. Sie haben also ein Viertel 
eingebüßt. Das Einkommen der Männer im 90. Perzentil ist jedoch um 8% 
gestiegen. Die Nul l-Linie (konstantes Realeinkommen) findet sich knapp 
vor dem 80. Perzenti l .  Frauen haben in den unteren Einkommens­
kategorien kleine, in den oberen große Zuwächse zu verzeichnen. Darin 
drückt sich ihr verbessertes Humankapital aus, aber auch ceteris paribus 
zeigt sich, daß sie die Kluft zu den Männern weiter schließen können . (2 1 )  
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Höhere Bildung wurde in den letzten Jahren mit höheren Prämien be­
lohnt, obwohl viele besser qual ifizierte Arbeitnehmer auf den Arbeitsmarkt 
strömten .  Die verstärkte Nachfrage nach qualifizierten Arbeitnehmern 
drückt sich darin aus, daß die College-Prämie seit dem Ende der siebziger 
Jahre stark gestiegen ist (bei den wöchentlichen Einkommen +5%) ,  aber 
die Differenz steigt eher durch das Sinken der Löhne für High Schooi-Ab­
gänger (die 20% eingebüßt haben). Der Anteil der Arbeitskräfte mit einem 
Col lege-Abschluß ist von 22% auf 29% gestiegen. 

Die Polarisierung hat n icht nur mit der herkömml ichen Ungleichheit 
in der amerikanischen Gesellschaft zu tun .  Auch wenn Geschlecht, Er­
fahrung, Rasse und Ausbildung konstant gehalten werden, findet sich 
eine weiter steigende Ungleichheit (22).  Man mag annehmen, daß nicht 
beobachtbare Eigenschaften der Arbeitnehmer eine hohe Korrelation 
mit den beobachtbaren aufweisen;  es mag aber auch der Umstand, daß 
die steigende Instabil ität der Einkommen bei gleichen sonstigen Eigen­
schaften zu einer steigenden Ungleichheit führt (23), eine gewisse Rolle 
spielen . 

5. Jobs im Zeitalter des downsizing 

Es ist zum allgemeinen Wissensgut geworden, daß Europa und Ameri­
ka mit ihren Beschäftigungs-Pathologien auf verschiedene Weise umge­
hen: Die Europäer haben Arbeitslosigkeit bei konstanter Einkommensver­
teilung und aufrechterhaltener sozialer Sicherung gewählt, die Amerikaner 
weisen eine befriedigende Beschäftigungsentwicklung bei steigender 
Ungleichheit auf (24 ) .  Den Europäern werden unhaltbare hohe Löhne vor­
geworfen,  die von den Unternehmern unter neuen Marktbedingungen 
nicht mehr bezahlt werden können; ausgedehnte Regul ierungen der Ar­
beitsmärkte, in Anbetracht derer veränderte Konsumentengewohnheiten 
nicht mehr bedient werden können; luxuriöse sozialstaatl iche Regelun­
gen, die es einem Teil der Arbeitskräfte ermöglichen,  bewußt ohne Be­
schäftigungsverhältnis und dennoch in guten Standards zu leben.  Aller­
d ings haben in vielen Ländern bereits Anpassungen der gesetzlichen 
Regelungen stattgefunden, doch haben sich diese bisher nicht auf die 
hohen Arbeitslosenraten ausgewirkt. (25) 

ln den Verein igten Staaten zeichnet sich paral lel zu der Polarisierung 
der Einkommen die Polarisierung auf den Arbeitsmärkten deutlich ab. Die 
duale Arbeitsmarkthypothese gewinnt plötzlich wieder an Plausibil ität: Es 
gibt den primären Arbeitsmarkt mit seiner besseren Bezahlung, sozialen 
Absieherungen und guten Karrierechancen, und den sekundären Arbeits­
markt, dessen Mitglieder schlecht bezahlt werden, keine sozialen benefits 
bekommen, den Job schnell wieder verlieren und auf keinen Fall aufstei­
gen. Aber der primäre Arbeitsmarkt beschränkt sich zunehmend auf die 
obersten Kategorien, auf zehn oder zwanzig Prozent an der Spitze; und 
der "neue Wohlstand", den die davon Betroffenen genießen , ist durchaus 
sichtbar. Andererseits sind auch die primären Arbeitsmärkte nicht mehr, 
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was sie einmal waren. Die strategische Verunsicherung erfaßt alle Ar­
beitsplatzkategorien. Da die Arbeitsplatzunsicherheit auch zu den Mana­
gern und qualifizierten Technikern vordringt, schaffen die massenhaften 
Entlassungen auch in der white co//ar-Kategorie Ängste. Der sekundäre 
Arbeitsmarkt wird hingegen zum Normalarbeitsmarkt ln  den schlechteren 
Arbeitsmarktsegmenten werden die working poor zu einer quantitativ be­
deutenden Kategorie, und für sie sinken die Anreize, überhaupt noch am 
offiziellen Arbeitsmarkt teilzunehmen (26). Der bessergestellte , ehemals 

"mittlere" Teil fällt überhaupt aus. 
Selbst ein Vollzeitarbeitsplatz reicht nicht mehr aus, um einen mittleren 

Lebensstandard aufrechtzuerhalten.  Während die Zwei-Job-Famil ie den 
Normalfall darstellt, gibt es immer mehr Drei- und Vier-Job-Famil ien. 
Moonlighting greift um sich . Der overworked American wird geschildert. 
(27) Time-stress ist al lgegenwärtig . Aber die längere Arbeitszeit läßt sich 
dennoch nicht in einen höheren Lebensstandard umsetzen.  

Ein größerer Teil der Arbeitsplätze s ind nonstandard work arrange­
ments. Es sind freie Verträge, Jobs bei einer Arbeitsverleihfirma, on-ca/1 
Arbeit, tageweise Beschäftigung, Teilzeitbeschäftigung, neue Selbständi­
ge. Im Jahr 1 995 zählten 29,4% aller Jobs zu solchen Arbeits­
verhältn issen, in denen 25,3% der Männer und 34,3% der Frauen arbei­
teten. (28) 

6. Der Streit um die Ursachen 

Die Strukturveränderungen auf den Arbeitsmärkten werden in der 
öffentl ichen Diskussion meist auf die Globalisierung und auf die Tech­
nisierung zurückgeführt (29); aber auch weitere Argumente kommen hin­
zu. 

Erstens: Die G/obalisierung, also der steigende Konkurrenzdruck durch 
Bil ligangebote aus Niedrigeinkommensländern ,  der durch sinkende Trans­
port- und Kommunikationskosten sowie durch eine Öffnung der Grenzen 
mögl ich wurde, wird weltweit diskutiert. Die differentielle Mobil ität der Pro­
duktionsfaktoren bestimmt das Abgeltungsverhältnis: Das Kapital ist ver­
gleichsweise mobiler, also trägt die Anpassungslast einschl ießlich einer 
größeren Steuerlast (30) der weniger mobile Produktionsfaktor, die Ar­
beitskraft. Daß Bi l l igimporte unmittelbare Wirkungen auf einheimische 
Einkommen haben, wird plausibel ,  wenn man sich die Etiketten der Texti­
l ien in den Großkaufhäusern ansieht. Sie ist aber auch als jener "Sach­
zwang" zu verstehen, mit dem sich die Reduzierung von Sozialleistungen 
und Löhnen , die Flexibil isierung von Arbeitszeiten und die Verschlechte­
rung von Arbeitsbedingungen treffl ich begründen läßt. Die "Entbettung" 
aus herkömmlichen Bindungen und die Schaffung neuer Bindungen in 
Form von "Netzwerken" unterschiedl icher Reichweite, das Aufkommen vir­
tueller Unternehmungen, die sich über die Kontinente verflechten, und die 
Dynamik von spekulativen Finanzmärkten,  deren Volumen nur noch zu 1 
Prozent für die Abwicklung des Welthandels dienen (31 ) - al les das sind 
Phänomene, welche die neuen Arbeitsmärkte prägen. 
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Allerdings werden gerade in den USA auch die Gegenargumente heftig 
diskutiert: Die Weltwirtschaft sei gar nicht so viel stärker verflochten als in 
der Zwischenkriegszeit (32); die Direktinvestitionen seien weitgehend (zu 
75%) ohnehin auf die wohlhabenden Länder konzentriert; der wirtschaft­
l iche Wohlstand hänge viel eher von der Produktivität eines Landes als 
von seiner globalen Wettbewerbsfähigkeit ab. (33) Dem stehen wiederum 
die Anekdoten von virtuellen Unternehmen - der Sportschuhproduzent 
ohne Fabrik - und Fallstudien von der Verlagerung von Dienstleistungen in 
Dritte Welt-Länder - die Software-Produktion in I ndien und die Unterneh­
mens-Buchhaltung in l ndonesien - entgegen.  

Zweitens: Im Bl ick auf die " technischen" Veränderungen wird zunächst 
mit der "Entindustrial isierungsthese" argumentiert - die Nachfrage nach 
hochqual ifizierten Mitarbeitern im Dienstleistungssektor sei gewachsen ,  
während typische Mittelschicht-Jobs, einschließl ich der klassischen Arbei­
ter-Arbeitsplätze, verlorengegangen seien. Das habe zum "Absinken" brei­
ter Schichten geführt. Aber auch die technologischen Veränderungen in 
der Produktion hätten die benötigten Qual ifikationen polarisiert. Natürlich 
ist der Rekurs auf technischen Wandel oft nur eine Ausrede für unser 
Unwissen über die wahren Veränderungen , aber immerhin ist diese Erklä­
rung konsistent mit empirischen Untersuchungen über den gleichzeitigen 
Anstieg von Qualifikationsniveau und Qualifikationsprämie in einigen indu­
striel len Bereichen. (34) Es zeichnet sich ab, daß es den Mitgl iedern des 
neuen , aufstrebenden "Wissenssektors", den zwanzig Prozent an der 
Spitze, auch weiter gut gehen wird ;  aber Mi l l ionen von Menschen werden 
im traditionellen Gewerbe, in der Industrie und im alten Dienstleistungs­
sektor nicht mehr gebraucht. Der typische mittelqualifizierte Job im Bank­
sektor - hinter dem Schalter - wird überflüssig , weil er durch die Konsu­
menten selbst und durch Maschinen erledigt wird ;  es bleibt der besser­
qual ifizierte Vermögensberater. Der klassische Buchhändler stirbt aus; in 
der Großbuchhandlung bleiben ein Dutzend Kassierer(innen) mit ihren 
Scannern übrig und ein einziger Schalter für consumer services, an dem 
ein hochqualifizierter und gebildeter Buchhändler sitzt, der für Sonderwün­
sche zuständig ist. 

Drittens: Die Lohnsenkung der letzten zweieinhalb Jahrzehnte war ( in 
Übereinstimmung mit der neoklassischen Lehre) auch verursacht durch 
ein steigendes Arbeitsangebot, einerseits durch die steigende Frauen­
erwerbsquote, andererseits durch die steigende legale und i l legale Ein­
wanderung . Während die Berufstätigkeit der Frauen zu einer Selbstver­
ständl ichkeit und zu einem Bestandteil normaler Erwartungshaltungen 
geworden ist, ist die Einwanderungsproblematik ein heißes politisches 
Thema . ln der Tat stel len die Einwanderer keine "industrielle", aber eine 

"postindustriel le Reservearmee" dar; denn faktisch sind sie vor allem im 
kostengünstigen Dienstleistungsbereich tätig .  Deshalb sprechen sich 
Konservative aus Industrie und Landwirtschaft, in deren Sicht es nie ge­
nug bill ige Arbeitskräfte geben kann,  für eine Durchlässigkeit der Grenzen 
aus, Wertkonservative wollen h ingegen "zusperren"; die l iberale I ntel l i-
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genz, die von der Verfügbarkeit der "Dienstboten" im privaten und öffent­
l ichen Bereich lebensweltlich profitiert und die Armen der ganzen Welt 
umarmen möchte, hat gegen eine weitere Zuwanderung nichts einzuwen­
den ("Amerika war immer ein Einwanderungsland"), während andere wie­
der darauf drängen, man müsse zunächst auf die im Land befindlichen 
Armen achten ,  die man nicht durch die dauernde Unterbietung durch Neu­
immigranten in den untersten Etagen der Gesellschaft festhalten dürfe. 

Ein kleiner Seiteneffekt ist durchaus erwähnenswert: Gerade die Eman­
zipation der Frauen, das heißt ihre regelmäßige Berufstätigkeit, bedarf ei­
nes Niedriglohnsegments an Dienstleistungen, das für den Ersatz der bis­
herigen Haushaltsarbeit, die ja schließlich keine Kleinigkeit war und des­
halb n icht ersatzlos gestrichen werden kann,  zur Verfügung steht. Die 
hohe Erwerbsquote von Mittelschichtfrauen trifft sich auf das beste mit ei­
nem legalen oder i l legalen Fünf- bis Sieben-Dollar-die-Stunde-Angebot, 
das arbeitsteil ig bestimmte, früher unbezahlt von den Hausfrauen durch­
geführte Tätigkeiten "auffängt". 

Viertens kommen weitere Veränderungen h inzu (35). Mittelschicht­
arbeitsplätze gingen durch die Zurückdrängung der staatl ichen Ausgaben 
verloren;  denn im öffentlichen Sektor wurden weniger Arbeitsplätze von 
jener Sorte geschaffen, die typischerweise durch die midd/e c/ass besetzt 
wurde. Im Zuge dieser Entwicklung , aber auch durch gezielte Politik, san­
ken die Organisationsmacht der Gewerkschaften und ihr Einfluß beträcht­
l ich (36).  Der merger and acquisitions-Boom der letzten fünfzehn Jahre hat 
den Druck auf die Unternehmen verstärkt, jede Art von Kostensenkung 
nutzen zu müssen,  um ihren Bestand zu sichern . Wohlfahrtsprogramme 
(auch solche,  die der Mittelschicht zugute kamen und ihren Lebensstan­
dard abpolsterten) wurden in den letzten beiden Jahrzehnten gekürzt; gro­
ße Gruppen von Transferempfängern ,  von den alleinstehenden Müttern 
bis zu den Fürsorgeklienten,  sind politisch wenig aktiv und deshalb keine 
interessante Gruppe für die Politik. (37) 

Für l ibertäre amerikanische Ökonomen wiegt die europäische Ar­
beitsmarktpolarisierung mit ihrem Insider-Outsider-Problem jedenfalls 
schwerer als die amerikanische Polarisierung zwischen hohen und n ied­
rigen Löhnen. Gary S.  Beckers Botschaft, formul iert in einer Öster­
reichischen Tageszeitung, lautet: "Angesichts d ieses sich abzeichnenden 
Trends des Auseinanderdrittens von relativ begünstigten Insidern und ei­
ner wachsenden Zahl chancenloser Outsider kann wohl kaum die Rede 
davon sein , daß die europäischen Arbeitsmärkte 'fairer' sind als die ame­
rikanischen und britischen. Mit einer Politik ,  die sowohl niedriges Lohn­
niveau als auch das psychische Leid der Arbeitslosigkeit hinnimmt, ran­
giert Europa, was das Maß an sozialer Gerechtigkeit betrifft, auf einer viel 
niedrigeren Stufe als die weniger regulierten US-amerikanischen und bri­
tischen Märkte." (38) Über diesen Vergleich kann man verschiedener Mei­
nung sein .  Allerdings wird man an dem Umstand nicht vorbeikommen , daß 
in der Tat Arbeitsplätze vorhanden sind, die in Europa aus Kostengründen 
nicht in Frage kommen . (39) 
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7. Einige statistische Schönheitsfehler 

I nsgesamt ist das amerikanische "Beschäftigungswunder" imponierend, 
zumal keineswegs nur fast food-Jobs, sondern auch hochqual ifizierte 
Jobs geschaffen wurden. Die Statistiken geben aber ein trügerisches Bi ld, 
und der Streit um die richtige Interpretation der Zahlen ist immer heftiger 
geworden. 

Erstens: Kritiker verweisen darauf, daß die Arbeitslosenstatistiken nicht 
für bare Münze zu nehmen sind; das ist im Grunde keine neue Erkenntnis. 
Die Arbeitslosenrate wurde, so heißt es in der American Economic Review, 
in den letzten Jahren zunehmend weniger informativ, weil die Erwerbs­
raten angesichts der verschlechterten Arbeitsmarktgelegenheiten gerade 
bei den weniger qualifizierten Arbeitnehmern deutl ich abgenommen ha­
ben (40). Jeremy Rifkin kommt auf sechs Mil l ionen "missing men" und da­
mit auf eine Arbeitslosenrate von 9 Prozent, und wenn man die 
Kurzzeitjobs hinzunimmt, auf 1 3  bis 14 Prozent (41 ) .  Noch bekannter ist 
der Umstand, daß in den USA die Kriminalität wesentlich zur Verbesse­
rung der statistischen Zahlen beiträgt (42) .  1 994 waren eineinhalb Mi l l io­
nen Personen in Gefängnissen. 1 993 waren fast fünf Mi l l ionen Personen, 
rund 3 Prozent der erwachsenen Männer, im Gefängnis, unter Aufsicht 
oder auf Bewährung. Die Berichte über Gewaltverbrechen in den Medien 
überzeichnen die Gefährdung und lenken von anderen Problemen ab. Sie 
fördern auch die weitere Privatisierung von Wohnsitzen ,  Stadtvierteln ,  
Straßen , Schulen und anderen Einrichtungen. 

Zweitens: Es gibt einen weiteren Schönheitsfehler in den amerikani­
schen Erfolgsberichten - die Produktivitätsentwicklung ist seit langem un­
befried igend . "Productivity isn't everything", sagt Paul Krug man , "but in the 
long run it is almost everyth ing."  {43) Die Veteranen des Zweiten Welt­
kriegs kehrten in eine Wirtschaft zurück, die ihre Produktivität und damit 
auch die Einkommen während der nächsten 25 Jahre verdoppelte. Die 
Veteranen des Vietnamkriegs konnten nur eine zehnprozentige Produkti­
vitätssteigerung innerhalb von fünfzehn Jahren miterleben , und sie lebten 
am Ende schlechter als ihre Eltern . ln den fünfziger und sechziger Jahren 
gab es einen Produktivitätsanstieg von 2 ,8% im Jahr, seit 1 970 nur noch 
1 ,2%. Die übl ichen Erklärungen greifen nicht: Der Verfall hat nicht mit den 
Energiepreisen zu tun ,  nicht mit der überhöhten Staatsregulierung;  viel­
leicht mit der thirtysomething theory, mit den Auswirkungen der 60er Jah­
re auf die Gewohnheiten,  die Motivation und die Ausbildung der nach­
wachsenden Generation. Krugmans ernüchterndes Ergebnis: "So we 
really don't know why productivity growth ground to a near halt." (44) 

Drittens: Es gibt al lerdings auch einen Einwand, der in die andere Rich­
tung geht - die üblichen Zahlen unterschätzen den Erfolg der amerikani­
schen Wirtschaft. Das keineswegs ungerechtfertigte Argument verweist 
darauf, daß der Konsumentenpreisindex die I nflation seit den siebziger 
Jahren übertrieben hat (besonders bei den Wohnungskosten). Bei zahlrei­
chen Gütern sei eine Verbesserung der Qual ität zu verzeichnen , die in 
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konstanten Preisen für ein "typisches" Gut nicht zum Ausdruck komme. 
Ein Durchschnittscomputer um 1 .500 Dollar war vor zehn Jahren etwas 
völl ig anderes als ein Durchschnittscomputer, der heute um 1 .500 Dollar 
erworben wird ;  in beiden Fällen figuriert er mit denselben Zahlen in der 
Statistik, nur handelt es sich heute vergleichsweise um ein luxuriöses 
Produkt. Die Verzerrung (die Unterschätzung des Leistungsanstiegs) 
wird generell auf 0,5 bis 1 ,5% geschätzt, das heißt, ihre Berücksichtigung 
würde auch in Amerika zu bescheidenem Einkommenswachstum anstel­
le der Konstanz führen. Zugleich , und das war ein wichtiger Punkt,  seien 
durch die falsche Berechnungsmethode die an den Konsumenten­
preisindex gebundenen Transferzahlungen in überhöhter Weise gestie­
gen . 

8. Der Alptraum der Mittelschicht 

l n  der Szenerie der Polarisierung und Gefährdung stellt die Mittelschicht 
das eigentl iche Problem dar. Dort ist der eigentliche Sitz des amerikani­
schen Traums, und dieser Traum muß von vielen in diesen Jahren begra­
ben werden. ln den Vereinigten Staaten besteht eine klare Vorstel lung 
vom "guten Leben" :  Man arbeitet hart, hat einen gesicherten Job, kauft 
sich ein weißgestrichenes Holzhaus mit Veranda in einem Vorort, parkt 
seinen geräumigen Wagen davor oder in der Garage, läßt seinen Kindern 
eine gute Erziehung angedeihen, geht mit dem Sohn angeln und brutzelt 
am Wochenende Barbecue. Dieses Leben kann immer weniger als "nor­
mal" angesehen werden. Der Generationenvergleich ist ernüchternd: Die 
Kinder sind besser ausgebildet, und längst arbeiten beide Partner, anders 
als bei den Eltern. Dennoch können sie sich bei weitem nicht mehr das lei­
sten,  was die Elterngeneration als wohlverdiente Selbstverständl ichkeit 
ansah. Die Immobil ienpreise sind gestiegen , so daß ein Haus in der Ge­
meinde der Eltern unerreichbar ist; die Gesundheitsausgaben steigen 
rasch und machen die Versicherungsverträge zu schweren Belastungen ; 
die Bildungsausgaben für die Kinder sind beinahe nicht mehr zu finanzie­
ren.  (45) 

Die Polarisierung gefährdet also den amerikanischen Traum: Trotz har­
ter Arbeit sinkt der Lebensstandard (46). Was erlebte Selbstverständlich­
keit und proklamiertes Gerechtigkeitsideal gleichermaßen war und die so­
ziale Kohäsion gesichert hat, ist immer öfter nur noch für die obersten 
zwanzig Prozent verwirklichbar. Im Alltag zerfällt die Gesellschaft: in die 
verarmende "Masse", denen die Slums bedrohlich nahe rücken ,  ohne daß 
sie ihnen durch Wohnmobil ität noch ausweichen kann ,  und die abge­
schirmten Wohnviertel der Reichen, die zuweilen durch Zäune umgeben 
sind und von security guards bewacht werden. Sie lassen ihre Kinder an 
privaten Schulen ausbilden und sich selbst in eigenen Krankenhäusern 
behandeln. Zuweilen fahren sie schon auf eigenen (gebührenpflichtigen) 
Straßen, um dem Stau zu entgehen.  So hat man sich jene Gesellschaft, 
die Chancen für alle bieten sollte, nicht vorgestellt. 
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9. Der gescholtene öffentliche Sektor 

Präsident Clinton hat sich schon in seinem ersten Wahlkampf - und in 
seinem zweiten noch stärker - als "neuer Demokrat", als Garant gegen tax 
and spend und gegen Staatsgläubigkeit präsentiert: " The era of big 
government is over". (47) Allerdings war eine seiner markanten Maßnah­
men am Beginn seiner Amtszeit eine deutl iche Steuererhöhung für obere 
Einkommensschichten;  aber sein Reformeifer ist bald gezügelt worden. 

Downsizing ist in d iesen Jahren nicht nur der Slogan für die Unterneh­
men (48), sondern auch für den Staat. Obwohl der Staatsantei l  (für den 
gesamten öffentlichen Bereich im Verhältnis zum BIP) von 27 Prozent 
1 960 auf ohnehin nur ein Drittel 1 996 gewachsen ist, was im Vergleich zu 
anderen Industrieländern (Österreich mit 48,6, Deutschland mit 45, 1 ,  
Schweden mit 59, 1 ,  Großbritannien mit 39,9 Prozent) bescheiden ist (49), 
erscheint die Schrumpfung des Staatsanteils in der öffentlichen Diskussi­
on der Vereinigten Staaten doch als vorrangiges Problem. Man könnte 
annehmen, die public choice-Theoretiker seien mit ihren hobbesianischen 
Leviathan-Gemälden erfolgreich gewesen; aber es war wohl eher die Repu­
blikanische Partei, welche die amerikanischen Ängste vor einer übermäch­
tigen Regierung in Washington geschickt zu nutzen verstanden hat. (50) 

Das ausgeglichene Budget ist zu einem essentiellen Ziel der Regierung 
geworden, und die beiden Parteien sind sich darin einig (5 1 ) . Schließlich 
gibt es für einen Budgetausgleich ja auch nicht nur "rechte", interventions­
feindl iche Gründe; man kann auch argumentieren,  daß jede größere Ver­
schuldung eine Umvertei lung von unten nach oben, zu den Geldgebern 
und Kapitaleignern , darstel le, und man kann mit Recht die Verschuldung 
bei guter Wirtschaftslage auch unter dem Bl ickwinkel kritisieren, daß dann 
kein Spielraum für eine antizyklische Politik im Falle konjunktureller 
Schwankungen verbleibe. Gleichwohl ist die Diskussion in Amerika eher 
auf "Freiheit" orientiert: Weniger Staat ist dem Individuum weniger bedroh­
l ich . 

Dazu kommen neue Anläufe zur Dezentralisierung und Föderalisierung; 
ebenfalls in Anknüpfung an lange Traditionen. Der Anteil der Zentralregie­
rung hat in den letzten Jahrzehnten zwischen 70 und 80 Prozent ge­
schwankt; nun aber wird betont, wie effizient und bedürfn isgerecht "vor 
Ort" entschieden werden könne. Damit werden Programmbudgets in block 
grant-Form und mit vageren Richtl in ien an die Bundesstaaten verteilt, d ie 
sich selbst um entsprechende Einsparungen bemühen müssen.  Auch 
eine stärkere Verlagerung auf die unteren Besteuerungsebenen - auf 
Staats- und Lokalsteuern - wird diskutiert; das aber würde bedeuten, daß 
die progressive Einkommensbesteuerung an Gewicht verl iert. Das Plä­
doyer für Devolution und Dezentralisierung dient somit auch als Argument 
gegen die Progressivbesteuerung . (52) 

Immerhin ging die Auseinandersetzung im letzten Wahlkampf auch um 
eine flat tax: einen einheitlichen Einkommensteuersatz für alle, der es er­
mögl ichen sol lte , die Steuererklärung auf einer Postkarte zu erledigen. 
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Abgesehen von den damit üblicherweise verbundenen I l lusionen über ei­
nen Steuersatz von 1 5  bis 1 9  Prozent würde die Durchführung eines sol­
chen Programms natürlich die größte Umverteilung von unten nach oben 
bewirken ,  die je stattgefunden hat. Auch die Verlagerung zu einer al lge­
meinen Konsumsteuer ist im Gespräch ; al lerdings l iegen auch dabei die 
Schwierigkeiten im Detai l .  Musgrave fragt mit Recht: "What reason is there 
to expect that good taxation - taxation that is equitable as weil as efficient 
- should offer a haven of simplicity in an increasingly complex world?" (53) 

Sicherlich war es für Clinton vortei lhaft, aus der traditionellen Program­
matik der Liberalen auszuscheren,  aus der Linie von Dukakis, Mondale, 
Carter und McGovern (54). Die Budgetdefizite schrumpfen.  ln sieben Jah­
ren soll ein ausgeglichenes Budget vorl iegen. Der Beamtenapparat 
schrumpft. Deregulierungsprogramme werden verordnet. Angesichts die­
ser Politik konnten die Republikaner mit den Ängsten vor big government 
nicht mehr punkten .  Die republikanische Umkrempelung der amerikani­
schen Gesellschaft, die Newt Gingrich so beredt versprochen hat, ist ge­
scheitert. Aber auch der neue Anlauf zur Great Society ist gescheitert. Die 
politische Diskussion wird gegenwärtig von der Antistaatl ichkeits-Rhetorik 
bestimmt. 

10. Auf der Suche nach den Sündenböcken 

Der amerikanische Wohlfahrtsstaat wurde verspätet entwickelt und be­
scheiden ausgestaltet (55).  Nach wie vor gibt es keine umfassenden Sy­
steme der Krankenversicherung und der Pensionsversicherung. Die bes­
seren Arbeitsplätze sind im allgemeinen mit einer betrieblichen Gesund­
heitsvorsorge ausgestattet, aber die Zahl d ieser besseren Arbeitsplätze 
nimmt ab. Die Republ ikaner trachteten gerade an Clintons großem 
Gesundheitsprojekt, der Schaffung einer umfassenden Krankenversiche­
rung, ihre "ganz andere" Politik zu exemplifizieren.  Der Contract with 
America, den sie vorlegten,  sollte alte Werte wiederbeleben:  gegen den 
unseligen Geist des lnterventionismus, geboren aus den sechziger Jah­
ren ;  gegen die teuren und wirkungslosen, ja schädl ichen Reform­
programme der Regierung; gegen den vampire state; zurück zu den alten 
Tugenden der Nachbarschaftshilfe und der communities; weg mit den Vor­
schriften des Staates und seinen Iobbyistischen Verzerrungen . (56) 

Im Zuge der Einschränkung des Wohlfahrtsstaates werden Maßnahmen 
durchgesetzt, die in der europäischen Diskussion noch unvorstellbar 
scheinen: so etwa die zeitliche Beschränkung des Rechts auf Wohlfahrts­
zahlungen ; oder die Verpfl ichtung lediger Mütter, in  staatliche Heime zu 
ziehen , wenn sie Unterstützungsgelder beziehen wollen; oder die Strei­
chung von Beihi lfen für ledige Mütter, wenn sie ein zweites Kind bekom­
men; oder die Abschaffung aller Zuschüsse für Einwanderer innerhalb 
bestimmter Zeitgrenzen. Ein konkretes Beispiel :  Der Bundesstaat 
Wisconsin hat seine Wohlfahrtslisten dramatisch reduziert. Jeder Trans­
fergeldempfänger wird individuell beurteilt und mit einem Job versorgt, al­
lenfalls in staatl ich organisierten Gemeinschaftsdiensten oder mit ver-
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pfl ichtenden Fortbi ldungskursen .  Kurse und Arbeit müssen sich auf vier­
zig Wochenstunden ergänzen, für jede Stunde Abwesenheit werden 5, 1 5  
Dollar, der amerikanische Mindestlohn,  abgezogen. Mütter müssen an 
dem Programm zwölf Wochen nach der Geburt tei lnehmen. Jeder, der 
sechzig Monate lang Gelder bezogen hat, ist lebenslängl ich von jeder 
weiteren Unterstützung ausgeschlossen. Kritiker mahnen , daß sich hinter 
dieser Programmgestaltung Zeitbomben verbergen: nicht nur das zukünf­
tige Elend jener, die ihre fünf Jahre Unterstützung verkonsumiert haben , 
sondern etwa auch die Spätfolgen der nichtentsprechenden Unterbrin­
gung von Kleinkindern während jener Zeit, in der die Mütter ihre Sozial­
schecks erarbeiten. (57) 

ln zwei Generationen hat sich durch eine Umwertung der Wohlfahrts­
maßnahmen im Bewußtsein der Bürger die Bedeutung von welfare völl ig 
verändert. Was einst Wohlstand und Wohlverhalten, Gesundheit und Mo­
tivation bedeutet hat, ist zum Übelstand geworden, zu Armut und schlech­
ter Gesundheitslage, zu einer "Kultur der Armut" - und in der Tat gibt es 
Wohnviertel ,  in denen ein größerer Teil der Bevölkerung in der dritten Ge­
neration auf welfare lebt. Man verbindet damit Slums, unehel iche Mütter 
und vernachlässigte Kinder, Depression und Verbrechen.  Einst hat welfare 
H i lfe zu einem guten Leben bedeutet, heute bedeutet es die widerwil l ige 
Finanzierung von Lasterhaftigkeit. (58) 

Eine symbolische Politik, die auf Einschließung und Ausschl ießung, auf 
die Konstruktion von "uns" und "ihnen" zielt, auf die Trennung von 
deserving und undeserving poor, unterstützt die Demontage des Wohl­
fahrtsstaates (59). Denn an dem moralischen Niedergang der undeserving 
poor will man nicht auch noch dadurch schuld sein ,  daß man die moralisch 
gefährdeten Individuen, etwa durch eine luxuriöse Ausstattung der 

"Armutsfalle", zum Nichtstun verführt. Die Trennung der Kategorien zwi­
schen den deserving und den nondeserving, so richtig sie in der Sache 
auch sein mag , erschüttert die Fähigkeit zur Empathie. Sie schafft inner­
l ich Distanz zur Armut. Auch das meint heute govern from the center - ein 
Zentrum, das eher von Wall Street als von Main Street definiert wird . (60) 

11. Die überforderten Gemeinschaften 

Die konservative Argumentation weiß ein Remedium für die Überforde­
rung des Wohlfahrtsstaates. Statt eines verbürokratisierten Sozialsystems 
sol len Freiwi l l igkeit und Wohltätigkeit regieren.  Notwendige Hi lfeleistun­
gen sollen von den lokalen communities kommen, selbst staatl iche Gelder 
werden zielgerichteter über bedürftigennahe lokale Assoziationen verge­
ben. Dagegen , daß diese Gemeinschaften dort Erfolg haben könnten, wo 
der Staat versagt, spricht al lerdings einiges. 

Erstens: Die Gemeinschaften welken auch in den USA dahin (61 ) .  Das 
hat nicht nur damit zu tun ,  daß sich weniger "gemeinschaftswill ige" Men­
schen finden. Es schwinden ganz einfach die Möglichkeiten,  für Gemein­
schaften tätig zu werden: Frauen begeben sich auf den Arbeitsmarkt, und 
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das bedeutet, daß sie keine Zeit mehr haben,  sich in den lokalen 
Gruppierungen zu engagieren. Die Zufahrt zur Arbeit kostet mehr Zeit, und 
alle arbeiten länger oder gar in mehreren Jobs. Doppelverdienerfamil ien 
ziehen unter den gegenwärtigen Umständen eher in wohlhabende Vor­
städte und geben ihre Kinder in Privatschulen, und die Segregierung der 
sozialen Gruppen läßt die Kraft der freiwi l l igen Assoziationen erlahmen.  
Die dadurch schwindende Attraktivität lokaler Organisationen fügt dem 
Geschehen seine Eigendynamik hinzu : Lokale Gruppen lösen sich auf. 

Zweitens: Was an Organisationen besteht, das professional isiert sich 
und organisiert sich auf überlokaler, gar auf nationaler Ebene, so etwa 
Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen. Die Beziehung dieser (non­
profit-)Organisationen zu ihrer Klientel erfolgt über mai/ing-Kampagnen, 
fund-raising, Werbespots. Einflüsse bei den pol itischen Instanzen laufen 
über den Lobbyismus. Neue Einflußwege für die Gebildeten sind think­
tanks, advocacy groups, professional organisations, nicht mehr lokale 
Gruppen.  (62) 

Drittens: Das Menschenbild, das im Zuge der Gemeinschaftsbe­
schwörungen unterstellt wird , ist verwirrend . Alle Individuen innerhalb des 
staatl ich-politischen Bereichs sind g ierig,  selbstsüchtig, unmoral isch und 
prinzipienlos. Sobald jedoch die Gesellschaft außerhalb der Regierung 
beschrieben wird ,  werden die Menschen generell als großzügig , moralisch 
und altruistisch beschrieben. Ihre Mi ldtätigkeit würde sofort erwachen, so­
bald nur die Bürokraten das Feld räumen . Vielleicht liegt die Wahrheit aber 
in der Mitte: Die Menschen sind nicht so liebenswürdig, daß sie die staat­
l ichen Wohlfahrtseinrichtungen ersetzen könnten, und wenn sie anderer­
seits zur effizienten Übung von Caritas fähig sind, könnten auch politische 
Instanzen zuweilen Nützliches tun.  (63) 

12. Selbstvertrauen im Desaster 

Amerikaner verfügen über kein anderes Vokabular als das des Zukunfts­
optimismus. Sie betrachten sich als die Inkarnation von Stärke und Ge­
sundheit, und in ihrem Land dünkt ihnen die Menschenwürde beheimatet. 
Es ist ein Land des individuellen Aufstiegs, und die Wahrnehmung der 
Schwierigkeiten und Krisen der letzten Jahre reichert das tiefverwurzelte 
Fortschrittsdenken bloß um einen Flair von Heroismus an. Amerikanische 
Sozialwissenschaftler - so etwa Seymour Martin Lipset (64) - denken über 
den American exceptionalism durchaus nach, und zwar auch über jene 
Selbstüberschätzung, die von außen oft als Mischung aus Naivität und 
Brutalität, Selbstgerechtigkeit und Hochmut erscheint. Es gibt auch eine 
Tradition des Selbstzweifels, die manche räsonnieren läßt über den Auf­
stieg und Fall der großen Mächte - so der Titel des Buches von Paul Ken­
nedy, in dem das Ende des amerikanischen Jahrhunderts angekündigt 
wird ;  oder über den Niedergang des amerikanischen Geistes - so der Ti­
tel des Buches von Alan Bloom, in dem der Verfal l  des Bildungssystems 
und der moral ische Niedergang der USA dargestellt werden; oder über 
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den Clash of Civilizations - so Huntingtons düstere Prognose für das näch­
ste Jahrhundert. (65) 

Es beginnt sich auch eine grundsätzlichere Kapitalismus-Kritik zu regen : 
keine systemüberwindende Kritik, die es in den Vereinigten Staaten nie­
mals gegeben hat, sondern eine reformierende Kritik. So fragt Robert 
Kuttner, ob wir wirklich auf eine Gesellschaft h insteuern wol len, in der 
Everything for sale ist (66) .  Wil l iam Greider schreibt über die "manische 
Logik des globalen Kapital ismus". (67) Die New York Times, sicher kein 
systemkritisches Blatt, publ iziert eine umfangreiche Serie über 
Downsizing, in der die Opfer des lean capitalism ausführlich zu Wort kom­
men (68). Selbst der Spekulant George Soros entdeckt die "offene Gesell­
schaft'' Karl Poppers als Gegenmittel gegen jenen überbordenden Kapita­
lismus, in dem er selbst viel Geld verdient hat (69).  Die l ibertären (70) Auf­
fassungen sind also nicht unbestritten;  es gibt eine durchaus scharfe "l ibe­
rale" Kritik des l ibertären Denkens, meist in intel lektuellen Zeitschriften .  
Da findet man dann auch scharfe Zitate wie etwa das folgende: 
"Libertarianismus . . .  ist weniger ein phi losophischer Vorschlag als eine 
politische und kulturelle Einladung. Er lädt uns ein, uns unseren schlimm­
sten Möglichkeiten hinzugeben und sie zu kultivieren:  Ekel und Verzweif­
lung gegenüber der Regierung, ein Rückzug in Lebenssti l-Enklaven und 
das Aufgeben der demokratischen Hoffnung, daß sich die ganze Gesell­
schaft verbessern l ieße. Darüber hinaus rechtfertigt er einen neuen Dog­
matismus in seiner zynischen (wenn auch inkonsistenten) Perspektive der 
menschlichen Motivation und seiner vollkommen konsistenten Stumpfheit 
gegenüber wirtschaftl ichem Zwang." (71 ) 

Die Wirklichkeit macht vielen Menschen Angst, wei l  die bisher gültigen 
Selbstverständl ichkeiten - die integrierende Lebenssicherung - in Frage 
gestellt werden. Aber vielleicht wird gerade deshalb, als Mechanismus der 
Real itätsverdrängung, auch der Optimismus übersteigert. Die amerikani­
sche Gesellschaft war von Anfang an physisch und ökonomisch unsicher, 
in den ersten Ansiedlungen an der Ostküste, in den Gebieten an der west­
l ichen Siedlungsgrenze, für die Einwanderer in den Großstädten. Unsi­
cherheit war immer gegenwärtig ,  und man mag den vorherrschenden Op­
timismus als Kompensation für dieses Risikoerleben ansehen . Man muß 
einander tagtäglich versichern , wie gut man "drauf" ist, wenn schon ein 
kompliziertes Magengeschwür den Verlust des Eigenheims bedeuten 
kann.  Man muß einander versichern , wie wundersam die Wissenschaft in 
die Zukunft führt, wenn man rundum mit zerfallenden Städten konfrontiert 
ist. Die "großen Leistungen" - ob im Sport oder bei der Eroberung des 
Weltraums - und die "großen Helden" - der erfolgreiche Lehrer in der 
Innenstadtschule oder der lebensrettende Feuerwehrmann - überzeugen 
die Amerikaner davon ,  daß sich alle Widerstände überwinden lassen, 
wenn man nur wil l .  

Amerika bleibt im Bewußtsein seiner Bewohner, auch der kritischen und 
eingewanderten, die "Stadt auf dem Hügel", das Vorbild für die Weit. ln 
god we trust steht auf jedem Dol lar. Er wird im promised land ausgegeben . 

89 



Wirtschaft und Gesellschaft 24. Jahrgang ( 1 998) ,  Heft 1 

Ulrich Greiner hält in seinem Buch über amerikanische Literaten ,  dem er 
den Titel "Gelobtes Land" gegeben hat, den Fi lm lndependence Day für 
eine hervorragende Darstellung des amerikanischen Mythos. Die Bot­
schaft des Films: "Amerika ist dazu berufen, die kranke Welt zu retten.  So 
wie es die Freiheit erst vor den Engländern , dann vor den Deutschen und 
schl ießlich vor den Kommunisten gerettet hat. Die Außerird ischen (des 
Films, M .P. )  sind, da auf Erden kein Gegner mehr existiert, gewisserma­
ßen der wil lkommene Feind. Ihn zu besiegen, übernimmt Amerika die Füh­
rung der Welt. Unter seiner Ägide stehen Araber und Israelis ebenso zu­
sammen wie Chinesen und Russen.  Die jüdische Intel l igenz, der schwar­
ze Heldenmut, die Entscheidungskraft des (immer noch) weißen und 
männl ichen Präsidenten, die mütterliche Sensibil ität einer Strip-Tänzerin ,  
der Patriotismus eines Vietnam-Veteranen und der Stoizismus des ländli­
chen , kleinstädtischen Amerika (nachdem die ungeliebten Monster-Städ­
te zerstört sind) - al l das wirkt multiethnisch und multisozial zusammen, um 
die Unabhängigkeit aufs neue zu erkämpfen." (72) 

Amerika ist voll von Helden, die alle Schwierigkeiten überwinden. Die 
Fi lme, die unsere Kinos überschwemmen, verraten viel vom amerikani­
schen Selbstverständnis. Tragik ist etwas Europäisches, das happy end 
etwas Amerikanisches. Man mag die optimistische Grundeinstellung naiv 
nennen, und sie ist es auch häufig.  Aber sie hat auch etwas Bewunderns­
wertes an sich . Sie steht jedenfalls im Kontrast zu der Lethargie und 
Entscheidungsschwäche, die man so häufig in  Europa findet; zu der ver­
breiteten Neigung, immer die anderen schuld sein zu lassen ;  zu der 

"AI Itagsweisheit", daß im Grunde ohnehin nichts geht. Diese optimistische, 

"anpackende" Grundeinstel lung ist es, welche die Vereinigten Staaten 
nach wie vor als ein "junges Land" erscheinen läßt, das den alten, weisen,  
intrigierenden , apathischen, feindseligen und behäbigen europäischen 
Ländern gegenübersteht. Das heißt nicht, daß der europäische Wohl­
fahrtsstaat, der es bislang ja auch an Dynamik nicht hat fehlen lassen ,  
nicht eine bewundernswerte Erfindung ist; es  heißt aber sehr wohl ,  daß 
den Europäern ein Hauch von der amerikanischen Mental ität des 
Ärmelaufkrempelns ganz gut täte. Auch wenn die "Stadt auf dem Hügel" 
neuerdings ein wenig umwölkt erscheint. 

Anmerkungen 
( 1 ) Der Aufsatz geht auf Arbeiten zurück, die ich durch das Schumpeter-Stipendium wäh­

rend eines Aufenthaltes an der Harvard University (Boston) durchführen konnte. Er 
wurde in den Grundzügen beim Kautsky-Kreis in Bad Mitterndorf im Jänner 1 998 vor­
getragen. Ich danke den Teilnehmerinnen und Teilnehmern dieser Tagung für eine an­
regende Diskussion.- ln der Folge wird aus sprachästhetischen Gründen, nicht aus 
Nachlässigkeit, auf die männliche und weibliche Verdoppelung entsprechender Begrif­
fe verzichtet; in den entsprechenden Fällen sind natürlich immer beide Geschlechter ­
etwa "Amerikanerinnen und Amerikaner", "Siedlerinnen und Siedler" oder "Sozial­
wissenschaftlerinnen und Sozialwissenschaftler" - gemeint. 

(2) Die Schriften der Heroen der amerikanischen Geschichte sind in unzähligen Ausgaben 
erhältlich, ich halte mich hier an die Übersetzung, die zu finden ist in Steiner ( 1 996) 1 87. 

(3) Lipset ( 1 963). 
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(4) Bill Clintons Inaugurationsrede ist nachzulesen in http://www.whitehouse.gov/wh/ 
htmll 1997-01-20.html. 

(5) Ozaki (1991 ). 
{6) Albert (1991 ). 
{7) Zu weiteren Varianten gehören beispielsweise das japanische Modell, das derzeit ei­

nigermaßen angeknackst erscheint, oder die Kapitalismen bestimmter Schwellen­
länder in unterentwickelten Teilen der Weit. 

(8) Alchian und Demsetz (1972). 
(9) Am deutlichsten treten diese Merkmale in jenen Ländern zutage, die man als 

korporatistische zu bezeichnen pflegt; aber einen Hauch von Korporalismus in diesem 
Sinne weisen praktisch alle europäischen Länder auf. 

(1 0) Lipset (1996), Greene (1 993), Shafer (1991 ). 
(11) Vgl. etwa Sombart (1 906). 
(12) Die Verfassung wurde niemals in Frage gestellt, Änderungen wurden durch Neu­

interpretationen oder Amendments bewerksteHigt. Die amerikanische Verfassung 
kann man auch nicht ändern, denn sie verkörpert den Pakt zwischen Menschen unter­
schiedlichster ethnischer Herkunft und unterschiedlichster Glaubens- oder 
Unglaubensrichtungen. 

(13) Man ist zunächst geneigt, diesen Anspruch als heuchlerisch zurückzuweisen; Groß­
mächte haben Interessen, und ihnen ist kein Zynismus fremd. Aber nach dem Schau­
spiel, das die europäischen Länder bei der Bewältigung des Bürgerkriegs am Balkan 
geboten haben. fühlt man sich bei solchen Äußerungen zur Zurückhaltung .gedrängt. 
Es wäre falsch, wenn man moralische Impulse, die in der amerikanischen Offenllich­
keit eine große Rolle spielen, als eigenständige Wirkkräfte außer acht lassen wollte. 

(14) Vgl. etwa als Einführung Boaz (1 997) oder Murray (1997). 
(15) Krugman {1995) 21. 
(16) Dabei verbessern Durchschnittszahlen die Optik noch, denn die steigende Ungleich­

heit  (besonders die Besserstellung der obersten Einkommen) hebt den durchschnitt­
lichen Wert, während der Median sinkt. 

(17) Vgl. dazu Prisehing (1 997). Zu Clinton selbst vgl. etwa Allen (1992), Aigner (1993). 
Follath (1993), Renshon (1995). Campbell (1 996}, Denton (1996), Maraniss (1995), 
Moris (1996). 

(18) Osborne und Daebler (1992). 
(19) Skocpol (1 996) betont, daß der Health Security Act eine geschickte Kombination von 

Marktkräften und Regulierungen darstellen sollte; er scheiterte nicht zuletzt daran, daß 
er zu subtil konstruiert war. Rothman (1997) führt die Einstellung der Mittelschicht auf 
ihre historischen Erfahrungen mit den vorhandenen Gesundheitsprogrammen zuruck; 
sie hatte Angst, daß das neue, umfassende Programm ihren Zugang zu den medizi­
nischen Einrichtungen verschlechtern und höhere Kosten mit sich bringen würde. 

(20) Levy/ Murnane (1992); Gottschalk (1997). 
(21) Rassische Ungleichheiten haben sich bis 1975 angenähert, seitdem ist die Lücke kon­

stant geblieben. 
(22) ln bezug auf die Haushaltseinkommen sind die USA das einzige Land, das eine grö­

ßere Ungleichheit bei den Familieneinkommen aufweist als bei den individuellen Ar­
beitseinkommen; ein Teil der Erklärung ist darin zu finden, daß in anderen Ländern 
(zum Beispiel in Großbritannien und Kanada) stärker durch Steuern und Transfers 
gegengesteuert wird. 

(23) Wenn die unteren Einkommen instabiler sind, drücken die Zeiträume ohne Einkom­
men die Durchschnittswerte; da die oberen Einkommen auch durchgehend bezogen 
werden, kann das Verhältnis zwischen oben und unten weiter auseinandergezerrt wer­
den. 

(24) Die Arbeitslosenrate beträgt Mitte 1997 4,8%; bei den Weißen 4,2%. bei den Schwar­
zen 9,4%, bei den Hispanics 7,9%. Bei den Teenage Workers ist sie 16,4%, bei den 
Black Teenage Warkars 28,6%. Part time for economic reasons wird auf 4 Millionen 
geschätzt, discouraged workers auf 311 .000. Das Median-Familien-Einkommen be-
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trug 1 989 (in 1 995 $) 42.049, im Jahr 1 995 40.6 1 1 .  Der durchschnittliche Stundenver­
dienst in der Produktion ist im Jul i  1 997 1 2,23 $. Für Männer haben sich diese Stun­
denverdienste von 1 979-89 um 9, 1 %  verringert, von 1 989-96 um weitere 7 ,2%; für 
Frauen lauten die Zahlen +5, 7% und -1 ,5%. Unterhalb der Armutsschwelle leben 1 995 
1 3,8% (36,4 Millionen), bei Kindern 20,8% ( 1 4,7 Mil lionen). Die Daten stammen vom 
Economic Policy Institute (http:// epinet.org/ epdatalm.html). 

(25) Mobil itätsstudien sind zu dem überraschenden Ergebnis gekommen, daß die USA kei­
ne höhere Mobilität aufweisen als alle anderen OECD-Länder. Die Studien finden auch 
keine Steigerung der Mobil ität über die letzten 20 Jahre. 

(26) Handler/ Hasenfeld ( 1 997). 
(27) Schor (1 993). 
(28) Economic Policy Institute (1 997). 
(29) Vgl .  die Übersicht von Gottschalkt Smeeding ( 1 997) 
(30) Atkinson (1 997). Der durchschnittliche Steuersatz auf Arbeit stieg EU-weit zwischen 

1 980 und 1 994 von 34,7% auf 40,5%, während er für Kapital von 44, 1 %  auf 35,2% fiel. 
(31 )  Altvater/ Mahnkopf ( 1 996). 
(32) Hirstl Thompson (1 996). 
(33) Krugman ( 1 995). 
(34) Wenn Globalisierungsthese und Technikthese richtig sind, werden damit natürlich 

auch die institutionellen Gegebenheiten in den europäischen Ländern entlastet; dann 
sind es nicht ihre sklerotischen Strukturen, welche die Beschäftigungsprobleme mit 
sich bringen, sondern einfach ein ungenügendes Wachstum, das nicht genug Arbeits­
plätze für alle bereitstellt - also makroökonomische statt mikroökonomischer Proble­
me. Allerdings könnte man argumentieren, daß eben unter den Bedingungen der 
Globalisierung die alten Regelungen beschäftigungsfeindl ich werden. 

(35) Die Gründe für diese Entwicklungen sind miteinander verbunden und lassen sich we­
der theoretisch noch empirisch klar voneinander trennen. So mag natürlich der abneh­
mende Organisationsgrad der Gewerkschaften durch die Globalisierung beschleunigt 
werden, aber dennoch eine eigenwirksame Komponente bei der schlechten Lohn­
entwicklung sein .  S .  auch Danziger und Gottschalk ( 1 993 und 1 995). 

(36) Gordon ( 1 996). 
(37) Galbraith (1 992). 
(38) Becker (1 997). 
(39) Da die unqualifizierten Arbeitskräfte in den USA "billig" sind, leistet man sich allerdings 

zuweilen den "Luxus" ihrer Beschäftigung, man beschäftigt beispielsweise die Portiers 
in besseren Apartmenthäusern; man würde widerstrebend auf sie verzichten, wenn sie 
nach dem europäischen Lohnniveau zu bezahlen wären. Man hat möglicherweise 
auch Platz für unqualifizierte und nicht qual ifizierbare Arbeitnehmer, die nun einmal 
nicht mehr als 60% einer Normalleistung erbringen können und deshalb in Europa, wo 
man sie für 1 00% bezahlen muß, aus dem Rennen sind. 

(40) Murphy/ Topel (1 997). Die schlechteren Arbeitsmarktkonditionen drücken sich also 
sowohl in höherer Arbeitslosigkeit als auch in einer geringeren Erwerbsquote aus. Da 
in der hier zitierten U ntersuchung Personen mit einer bereits absolvierten Erwerbstä­
tigkeit zwischen einem und 30 Jahren einbezogen wurden, sind Effekte wie längere 
Bildungswege oder frühere Pensionierung nicht wirksam. Dennoch (und bei etwa glei­
chen Arbeitslosenraten) ist nonemployment 1 994 um 3,5% höher als 1 974. "Our 
analysis implies that the changes in labor-market fundamentals have raised the 
natural rate of joblessness over time." Less skilled workers "have simply left the Iabor 
force." (299) 

(41 )  Rifkin ( 1 997). 
(42) Vgl .  zur Kriminal ität Bennettl Di lulio/ Walters ( 1 996); Hagan/ Peterson (1 995). 
(43) Krugman ( 1 995) 1 3. 
(44) Krugman (1 995) 20. Dies ist immerhin ehrlich, angesichts einer Fülle großartiger öko­

nomischer Theorien, die binnen weniger Jahre widerlegt worden sind. Krugmans wirt­
schaftspolitische Schlußfolgerung: "So what are we going to do about productivity 
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growth in the United States? Nothing.- Weil, not exactly nothing. There are various 
things the government can do that might aceeierate productivity growth without great 
political risks, from encouraging higher educational standards to supporting a few 
industry research consortia. These things wi l l  be tried, and some of them may even 
work a little. But the basic political consensus at present is that a low rate of 
productivity growth is something America can live with. We can hope that something 
wi l l  turn up, and that productivity growth wil l  aceeierate of its own accord." (22) 

(45) Von 1 984 bis 1 994 sind die nominellen Medianeinkommen um 46,6% gestiegen ,  die 
Preise um 42,6%. Aber die medizinischen Ausgaben haben um 1 36,9% zugenommen 
und die Ausgaben für ein privates College um 95%, für ein öffentliches um 81 ,7%. 

(46) Eine Einschränkung ist zu machen. Die zusätzl ichen Leistungen, etwa Beiträge der 
Arbeitgeber zur Krankenversicherung und zu den Pensionsprogrammen, sind in den 
Achtzigern stark gewachsen, und auch diese drücken sich in den Löhnen nicht aus. 
Eine neue Untersuchung, die diese benefits berücksichtigt, hat allerdings kaum Aus­
wirkungen gefunden, denn das Umsichgreifen fester Pensionspläne hat gleichzeitige 
Kürzungen bei den Leistungen mit sich gebracht. Vgl .  dazu Bosworth und Perry 
( 1 994). 

(47) Vgl. die Schilderungen der Präsidentschaft von Woodward (1 994) und Drew (1 994). 
(48) The New York Times ( 1 996). 
(49) Tanzi/ Schuknecht ( 1 997). 
(50) Vgl .  dazu und in der Folge Musgrave (1 997). Musgrave vermerkt auch als Kritik der 

public choice-Theoretiker: "Voting outcomes may Iead to deficient as weil as excessive 
budgets, bureaucrats (why not civil servants?) may be public-spirited as weil as 
selfish, and political leadership may be constructive as weil as destructive." Und er fügt 
hinzu: "Downsizing as the ultimate policy goal makes no sense." ( 1 997) 1 56. 

(51 ) Vgl .  Eisner ( 1 997). Manche warnen natürlich vor dem Zurückstutzen der Staatsaus­
gaben: erstens, weil die letzten sechs Rezessionen alle von ebensolchen Maßnahmen 
eingeleitet wurden, zweitens, weil man sich - besonders durch politische Festlegungen 
oder gar durch gesetzliche Festlegungen - jeder konjunkturpolitischen Manövrier­
masse begebe. 

(52) Steuerliche Maßnahmen der letzten Jahre sind in größerem Umfang den oberen Ein­
kommensschichten zugute gekommen. Für die Steuerreform 1 997 wurde geschätzt, 
daß etwa die Hälfte des Steuerverzichts den oberen 5 Prozent der Amerikaner zukom­
men, das oberste Fünftel bekommt mehr als 75 Prozent der Begünstigungen. Das 
Durchschnittseinkommen wird um etwa 200 $ im Jahr entlastet, das oberste Prozent 
der Einkommen um mehr als 1 6.000 $ ; Reich ( 1 997). 

(53) Musgrave ( 1 997) 1 58. 
(54) Zu Clintons Persönlichkeit siehe den Roman von Anonymus (1 996) und die psycho-

logische Interpretation von Renshon ( 1 996). 
(55) Vgl .  dazu Skocpol ( 1 995). 
(56) Vgl .  etwa Gingrich (1 995); Moore ( 1 995); und die Schilderung von Drew ( 1 996). 
(57) Time (8. Dezember 1 997) 37. 
(58) Gordon (1 994). in der amerikanischen Definition ist welfare zu einer Bezeichnung für 

bestimmte, eher mit Aversion betrachtete soziale Programme geworden, während die 
anderen Programme, die "ordentlichen Bürgern" zugute kommen, als social insurance 
bezeichnet werden. Letztere decken jene Risiken von Arbeitnehmern und ihren Fami­
lien ab, die mit Pension ,  Krankheit, Behinderung oder Arbeitslosigkeit zu tun haben. 
Was man in dieser Weise bekommt, hat man (durch Beiträge) vorher "verdient". 
Welfare hingegen ist die stigmatisierte Hilfe für die Armen, sie ist insbesondere mit 
dem Hilfsprogramm für ledige Mütter (Aid to Families with Dependent Children) iden­
tifiziert worden. 

(59) Peterson ( 1 997); Piersan ( 1 995). 
(60) Meyerson ( 1 997). 
(61 )  Putnam ( 1 995a und 1 995b). 
(62) Die klassische "Kultur der Öffentlichkeit" ist verlorengegangen: jene Öffentlichkeit, die 

93 



Wirtschaft und Gesellschaft 24. Jahrgang ( 1 998),  Heft 1 

daraus entstanden ist, daß die Menschen vor ihren Häusern, in der Nachbarschaft und 
in den Parks zusammengekommen sind. Jene Gemeinschaften, welche die Statisti­
ken immer noch üppig aussehen lassen, sind keine face-to-face-Gruppen mehr. 

(63) Die Konservativen halten nicht nur in Anbetracht funktionierender Gemeinschaften 
den Ratschlag bereit, diesen die Wohlfahrtsaktivitäten zu überlassen; sie machen im 
Hinblick auf erodierende Gemeinschaften den Wohlfahrtsstaat als Schuldigen ausfin­
dig, weil er durch seine allgegenwärtige Versorgung die communities überflüssig ge­
macht hat. ln dieser Sicht ist es nicht der blühende, unregulierte Kapitalismus, der die 
communities geschädigt hat, sondern es ist das Netz von Transfergeldern, das die 
Gemeinschaften hat obsolet werden lassen. Aber beide Argumente sind nur schwer 
zur gleichen Zeit einsetzbar. Einerseits: Der Wohlfahrtsstaat sei verzichtbar, weil die 
blühenden Gemeinschaften seine Aufgaben viel effizienter erbringen können. Ande­
rerseits: Der Wohlfahrtsstaat müsse abgebaut werden, weil an der Zerstörung der 
Gemeinschaften seine devastierende Wirkung auf private Aktivitäten ablesbar sei . 

(64) Lipset ( 1 996). 
(65) Kennedy ( 1 987); Bloom ( 1 987); Huntington ( 1 996). 
(66) Kuttner ( 1 997). 
(67) Greider ( 1 997). 
(68) The New York Times (1 996). 
(69) Soros (1 997). 
(70) Es ist auf die übliche Sprachverwirrung hinzuweisen: "Liberale" politische Auffassun­

gen sind im amerikanischen Sprachgebrauch interventionistisch, progressiv und so­
zialdemokratisch, genau gegen jenen Wirtschaftsliberalismus gerichtet, der in Euro­
pa als "liberal" bezeichnet wird. Deshalb bürgert es sich zunehmend ein, den radika­
len Wirtschaftsliberalismus - etwa in der Nachfolge von Friedrich von Hayek und Lud­
wig von Mises und im Mil ieu der gegenwärtigen Neo-Austrians - als "libertär" zu be­
zeichnen. 

(71 ) "Libertarianism .. . is less a philosophical proposal than a political and cultural 
invitation. lt invites us to indulge and cultivate our warst possibilities: disgust and 
despair at government, a retreat into Iifestyie enclaves, and a surrender of the 
democratic hope of collectively improving all of society. Moreover, it sanctions a new 
dogmatism in its cynical (if inconsistent) view of human motivation and its perfectly 
consistent obtuseness to economic coercion." Purdy ( 1 997). 

(72) Greiner ( 1 997) 20. 
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Die Importsubstitution als 

Entwickl�tegie in Lateinamerika ­
Das Fallbeispiel Mexiko 

Andreas Heinrich 

1. Einleitung 

Dieser Aufsatz beschäftigt sich m it der Importsubstitution als Entwick­
lungsstrategie zur Industrial isierung wen iger entwickelter Volkswirtschaf­
ten .  

l n  der entwicklungspolitischen Diskussion werden übl icherweise zwei 
Entwicklungsstrategien einander gegenübergestellt: Bei der Strategie der 
Exportförderung sollten sich Entwicklungsländer bevorzugt auf jene Sek­
toren der Volkswirtschaft konzentrieren,  die über eine Erhöhung der Ex­
porterlöse die notwendigen Deviseneinnahmen für eine Industrial isierung 
beschaffen können . Nach der Strategie der Importsubstitution sollten Ent­
wicklungsländer durch eine Förderung jener Sektoren Devisenengpässe 
vermeiden, die bisherige Importe durch heimische Erzeugnisse zu erset­
zen vermögen.  Die Importsubstitution beinhaltet die l nduzierung von Lern­
effekten ,  die über die bloße I mitation der I ndustrieländern hinausgeht, um 
einen eigenen Weg der  Entwicklung zu finden und a ls  gleichberechtigter 
Partner im Welthandel zu agieren.  ( 1 ) 

2. Die Theorie der Importsubstitution 

Die Importsubstitution sieht die inländische Produktion bisher importier­
ter Güter für den heimischen Markt vor. Sie l iegt dann vor, wenn die 
In landserzeugung bisher importierter Güter dazu führt, daß der Anteil die­
ser Importgüter am Gesamtangebot sinkt. Es kommt zu einer Verschie­
bung der Angebotsstruktur, da inländische Produzenten Marktanteile ge­
winnen. (2) Die Importsubstitution verfolgt dabei das Ziel der l niti ierung 
möglichst nachhaltiger direkter Entwicklungseffekte über die Entwicklung 
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der heimischen verarbeitenden Industrie, verbunden mit einer möglichst 
weitgehenden Entlastung der Zahlungsbilanz, um über eine verbesserte 
Devisenposition den Entwicklungsprozeß zu beschleunigen. Export­
industrien dienen in d ieser Entwicklungsstrategie nur als ausgleichende 
Sektoren zur Beseitigung potentieller Marktungleichgewichte und zur Fi­
nanzierung des für den geplanten Entwicklungsprozeß erforderl ichen 
lmportvolumens. (3) 

Es erfolgt daher eine Konzentration auf Wirtschaftszweige mit einer ho­
hen lmportabhängigkeit, um neben direkten Entwicklungseffekten auch 
eine Importsubstitution und damit eine Devisenersparnis zu erzielen. Der 
komplementäre Warenhandel bleibt von d ieser Entwicklungsstrategie 
weitgehend unberührt. (4) 

Dieser binnenmarktorientierten Strategie werden augenscheinl iche Vor­
teile unterstellt: 
1 . ) Die bisherigen Importe zeigen Unternehmern und wirtschaftspoliti­

schen Entscheidungsträgern lohnende Investitionsmöglichkeiten im 
Binnenmarkt auf. Exportentscheidungen gestalten sich dagegen 
schwieriger und risikoreicher, da in der Frühphase der industriellen 
Entwicklung dynamische Unternehmer fehlen, zudem die Übersicht 
über die Auslandsmärkte schwer zu erlangen ist und mit dem Protek­
tionismus der potentiellen Abnehmerländer gerechnet werden muß. 

2.) Es existiert bereits ein vom Ausland erschlossener Binnenmarkt. 
3 . )  Die Substitution von Importen läßt eine ausgeglichenere Außenhan-

delsbilanz erwarten als Exportgeschäfte. 
Bei einer Importsubstitution breiten Umfangs verzichtet die Volkswirtschaft 
auf die Realisierung jener Wohlfahrtsgewinne, die sich aus der Überbrük­
kung internationaler Preisdifferenzen durch den substitutiven Warenaus­
tausch erzielen lassen.  Statt d ieser komparativen Kostenvorteile erhofft 
man sich langfristig wirkungsvollere Entwicklungs- und Wachstumsvor­
teile. (5) 

Die Einführung der Strategie der Importsubstitution wird dabei ideal­
typisch in drei Phasen unterteilt: ln der Frühphase der Importsubstitution 
lassen sich die stärksten Wachstumsimpulse im Bereich der Konsum- und 
Massenbedarfsgüter erzielen, sofern die Binnenmärkte der jeweiligen 
Güter groß genug sind, um eine Kostendegression durch Skaleneffekte in 
befriedigendem Umfang zu ermöglichen. (6) ln der Anfangsphase der Ent­
wicklung bietet auch der Agrarsektor einen erfolgversprechenden Ansatz 
für die Substitution von Importen.  Gerade in Ländern ohne eine für die 
Grundversorgung ausreichende Landwirtschaftsproduktion zieht der Im­
port von Grundnahrungsmitteln beträchtliche Devisenbeträge ab, die dann 
zum Aufbau der Industrie fehlen. " ln  vielen Fällen läßt sich eine Expansi­
on der landwirtschaftlichen Gütererzeugung mit relativ geringen Investitio­
nen im betroffenen Entwicklungsland erreichen . "  (7) G leichzeitig bietet 
sich eine Importsubstitution bei relativ einfachen Produkten an, für die be­
reits eine höhere Binnennachfrage besteht. Diese Produkte sollten ar­
beitsintensive und nicht völl ig unbekannte Herstel lungsverfahren aufwei-

100 



24. Jahrgang ( 1 998) ,  Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft 

sen . Es sollte ein Rückgriff auf vorhandene handwerkliche Fertigungsme­
thoden erfolgen und ein entsprechendes industriel les Produktionsver­
ständnis aufgebaut werden. Als Produkte würden sich hier Nahrungsmit­
tel ,  Haushaltswaren,  Stoffe und Garne sowie Schuhe anbieten. (8) 

Das zweite Stadium sollte die Herstel lung einfacher Produktionsmittel ,  
wie zum Beispiel Zement, Kunstdünger und Petrolprodukte, sowie weniger 
häufig nachgefragter Konsumgüter kurzlebiger Art umfassen.  ln diesem 
Stadium erweist sich die reine Substitution von Importen als nicht mehr 
ausreichend . "Einige Unternehmen können ihre aufgrund des Betriebs­
größenkriteriums kostengünstig herstellbare Produktmenge nur absetzen ,  
wenn im Zuge der wirtschaftl ichen Entwicklung neue Betriebe errichtet 
werden, die selbst zusätzl iche Nachfrage entfalten und durch die Schaf­
fung zusätzl icher Einkommen dafür sorgen, daß der private Verbrauch 
steigt." (9) 

Das dritte Stadium der Importsubstitution ist durch eine größere industri­
el le I nterdependenz gekennzeichnet. Die einzelnen Branchen produzie­
ren nicht länger unabhängig nebeneinander, sondern ihr Wachstum wird 
durch die Herausbildung des Zul ieferbereichs immer mehr voneinander 
abhängig . ln dieser Phase erfolgt die Erzeugung höherwertiger Produkti­
onsmittel und langlebiger Konsumgüter. (1 0) 

2.1 Instrumente der Protektion 

Um die Importe einer Volkswirtschaft herabzusetzen und die heimische 
Industrie vor ausländischer Konkurrenz zu schützen, stehen vielfältige Mit­
tel der Protektion des Binnenmarktes zur Verfügung . Durch l mportzölle, 
Importstrafen und vielfältig divergierende Wechselkurse kann eine Ver­
teuerung der Importe erreicht werden. Direkte Maßnahmen zur Erschwe­
rung von Importen über lmportquoten, Importlizenzen und restriktive De­
visenkontrollen können ebenso angewandt werden, wie indirekte Maß­
nahmen einer besonderen Besteuerung von Importgewinnen und einer 
auflagengebundenen Kreditpolitik. 

Die durch einen Importzol l  oder Zolläquivalente und andere Einfuhr­
schranken bewirkte Protektion wird unterschieden in eine nominale und 
eine effektive Protektionsrate. Die nominale Protektionsrate beschreibt 
den Prozentsatz, um den der In landspreis den Weltmarktpreis übersteigt. 
Die effektive Protektionsrate gibt die durch den Protektionismus bewirkte 
Veränderung der Wertschöpfung je produzierter Einheit gegenüber dem 
Freihandelszustand an. "Diese Veränderung wird davon bestimmt, inwie­
weit einerseits das Enderzeugnis und andererseits die in das Enderzeug­
nis eingehenden Rohstoffe und Zwischenprodukte von Zöl len und Zoll­
äquivalenten betroffen werden. Nominalzölle auf importierte Endproduk­
te und mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen wirken wie eine Subventio­
nierung der jeweiligen heimischen Produzenten, während entsprechende 
Maßnahmen auf die Einfuhr von Rohstoffen und Zwischenprodukten eine 
indirekte Besteuerung der in ländischen Produktion gleichkommen." ( 1 1 )  
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Den protektionistische Maßnahmen der I mportsubstitution l iegt die An­
nahme zugrunde, daß sich eine kostengünstige inländische Industriepro­
duktion erst nach einer zu schützenden Lernphase erzielen lasse. Der 
Schutzzoll fungiere daher als "Erziehungszoll" . Das Ansammeln von Er­
fahrungen im Produktionsprozeß induziere technischen Fortschritt, wel­
cher die Stückkosten senke . Der anfängliche Kostennachteil müsse spä­
ter überkompensiert werden. Der Zoll hat seinen Zweck dann erfüllt, wenn 
der Anpassungsprozeß an das Weltniveau beendet ist. Damit der Er­
ziehungscharakter des Zolls n icht verloren geht, muß er nach Erlangung 
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit wieder abgebaut werden. An­
sonsten besteht die Gefahr, daß die Wettbewerbsfähigkeit wieder ver­
spielt wird. Mit innenpolitischen Widerständen beim Abbau der Schutzzöl­
le ist zu rechnen. ( 12 )  

2.2 Wechselbeziehungen zwischen Importsubstitution und 
Exportförderung 

Die Importsubstitution stellt nach Ansicht ihrer Verfechter eine wesentliche 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Exportförderungspolitik dar. Sie ist 
aber keine Alternative zur Exportförderung. ( 1 3) Zwei Gründe sprechen 
dafür, daß eine exportorientierte Industrialisierung ohne vorherige Import­
substitution in der Regel nicht den gewünschten Erfolg erzielt: 
1 . ) Der Export industrieller Güter, abgesehen von Verfügbarkeitsmo­

nopolen über Rohstoffe und agrarische Produkte, setzt in der Regel 
voraus, daß die betreffenden Güter auch im Inland einen Markt haben 
(Linder-Hypothese). Dies l iegt darin begründet, daß die Bedürfnisse 
des Auslandsmarktes schwer einzuschätzen und zu befriedigen sind; 
die Produkte müssen den Bedürfnissen in Art und Qual ität entspre­
chen . Unternehmen müssen sich erst auf dem Binnenmarkt konsoli­
diert und Erfahrungen gesammelt haben, um Fehlschläge verkraften 
zu können bzw. zu vermeiden. 

2 . )  Neue Produkte werden in Entwicklungsländern in der Regel erst herge­
stellt, wenn sie vorher schon importiert worden sind, weil industrialisier­
te Länder als Entwicklungsführer fungieren.  ( 14 )  

Der zeitliche Zusammenhang zwischen Importsubstitution und  Exportför­
derung kann als dynamischer Schumpeter'scher Effekt interpretiert wer­
den. ( 1 5) Zunächst besitzen die I ndustrieländer das Verfügungsmonopol 
über die l ndustrieerzeugnisse, die die Entwicklungsländer importieren.  
Das Verfügungsmonopol wird durch dynamischen Wettbewerb abgebaut, 
wobei die Monopolgewinne als Anreiz für den lmitationsprozeß dienen. 

Je mehr Länder die Verfügbarkeil eines Produktes erlangen, desto ge­
ringer wird der Monopolgewinn und desto größer die Vortei lhaftigkeit und 
der Anreiz zur Spezialisierung. Bei der Verfügbarkeit über natürliche Res­
sourcen handelt es sich häufig um langfristige Zeitmonopole, aber meist 
nur mit geringen Monopolgewinnen. Bei I ndustriegütern verhält es sich 
umgekehrt. Hohe Gewinne werden schnell abgeschöpft, weshalb dynami-
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sehe Ergänzungen notwendig sind. Die Produktion neuer Güter führt in 
der Regel zu Kapazitäten ,  d ie die Aufnahmefähigkeiten des Binnenmark­
tes übersteigen. Ein Export dieser Güter stellt damit die Ausfuhr von Über­
schußkapazitäten dar, die erst bei einer gesicherten Absatzposition am 
Weltmarkt voll ausgelastet werden können . Im Zuge des lmiationsprozes­
ses und der Importsubstitution werden Erfahrungen gesammelt, um spä­
ter Zeitmonopole zu errichten und diese mit Hi lfe exportfördernder Maß­
nahmen ausbauen zu können. Die Importsubstitution bietet somit in  der 
Regel eine notwendige Vorbereitung zur Einnahme einer Exportposition. 
( 1 6) 

"Daraus resultiert die Forderung, im lmportsubstitutionsprozeß vor allem 
solche Industrien aufzubauen, denen auf lange Sicht die Chance einge­
räumt werden kann, gegenüber den ausländischen Konkurrenten kompa­
rative Kostenvortei le erlangen zu können." ( 1 7) Die Binnenmärkte müssen 
deshalb ein Produktionsvolumen zulassen, das zur Entstehung kompara­
tiver Kostenvorteile beiträgt. Je kleiner der Binnenmarkt, desto beengter 
sind die Möglichkeiten einer effektiven lmportsubstitution. Um so eher 
müssen die betreffenden Unternehmer versuchen, in dynamisch expan­
dierende Auslandsmärkte hineinzustoßen. ln Entwicklungsländern mit ei­
nem, gemessen an Bevölkerungszahl und Pro-Kopf-Einkommen , großen 
In landsmarkt kann es eine längere binnenmarktorientierte Industrial isie­
rungsphase geben , bevor der Ubergang zur Exportausweitung, entwick­
lungspol itisch geboten erscheint. ln großen Binnenmärkten,  wie zum Bei­
spiel in Brasilien und Mexiko, sind zudem die Voraussetzungen für die 
Schaffung optimaler Betriebsgrößen günstiger. ( 1 8) 

2.3 Begründung einer allseitigen Importsubstitution in der 

Frühphase der Industrialisierung 

l n  der Frühphase der I ndustrial isierung empfiehlt sich eine al lseitige 
lmportsubstitution, da es nur schwer zu entscheiden ist, bei welchen Gü­
tern sich komparative Kostenvorteile erzielen lassen. Eine Reihenfolge der 
Förderung läßt sich nicht präzise ermitteln.  Komparative Kostenvorteile 
lassen sich bei einzelnen Industrien häufig nur gewinnen, wenn die I ndu­
strialisierung auf breiter Basis vorangetrieben wird .  So können horizonta­
le und vertikale externe Effekte im Produktionsbereich erlangt werden . Die 
Nachfrage durch andere Branchen führt zu sinkenden Kostenkurven . 

Die Reaktionen bisheriger Lieferländer der nun substituierten Güter 
müssen berücksichtigt werden. ln vielen Fällen kommt es zum Protektio­
nismus der bisherigen Lieferländer. Mögliche Handelsgewinne können so 
nicht realisiert werden, es bleiben nur die Wachstumsgewinne. Protektio­
n ismus nimmt in den Einfuhrländer ebenfalls bei Konjunkturrückgängen 
zu . Exportländer werden in einer solchen Situation nur zur Abdeckung von 
Versorgungsengpässen herangezogen. 

Die Empfehlung einer allseitigen Importsubstitution gi lt nur für die Früh­
phase der Industrialisierung. "Sie trifft nicht für die Zeit zu, in der die Län-
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der vor der Alternative stehen ,  ihre Importsubstitution zu erweitern oder 
jene Industrien zu fördern , deren Erzeugnisse inzwischen für den Export 
reif geworden sind." Mit dem Übergang zur verstärkten Exportwirtschaft 
sind zu d iesem Zeitpunkt auch weitere Wachstumsgewinne zu erwarten ,  
da d ie  Konkurrenz zu dauernden technischen und organisatorischen Fort­
schritten zwingt. ( 1 9) 

2.4 Kritische Würdigung 

ln  bezug auf die Beschäftigungswirkung weist die Importsubstitution die 
Tendenz auf, meist eine stärkere Kapital isierung des Produktionsapparats 
zu bewirken beziehungsweise arbeitsextensivere Produktionsverfahren 
anzuwenden als die Exportförderung .  Entwicklungsländer haben Kosten­
nachteile bei kapitalintensiver Produktion.  Bei einer Freihandelssituation 
würde sich hier ein großer Importüberschuß einstel len. Bei der Import­
substitution erfolgte die bewußte Förderung der Substitution kapitalinten­
siver Produkte. Dies führt zu einer tendenziellen Kapitalintensivierung der 
internen Produktionsstruktur. Eine geringe Beschäftigungswirkung wird in 
Erwartung schneller Entwicklungsfortschritte h ingenommen . Die Anhän­
ger der Importsubstitution erwarten ,  daß die Lerneffekte sowie die 
beschäftigungsunabhängigen Verknüpfungseffekte bei d ieser Strategie 
stärker ausfal len, als bei der Exportförderung. Diese Annahmen bedürfen 
jeweils einer Prüfung im Einzelfal l .  

Auch bei den Deviseneffekten ist eine Einzelfallprüfung erforderlich. Ein 
pauschaler Verweis auf Devisenersparnisse, die als größer und sicherer 
eingestuft werden als die entgangenen Deviseneinnahmen durch Expor­
te , ist unzulässig. Eine Devisenersparnis kann auch völ l ig ausbleiben. Dies 
beruht auf der historischen Erfahrung, daß in dem Maße, wie die Industria­
l isierung von einfachen Verbrauchsgütern auf technisch höherwertige 
Konsumgüter, auf Produktionsmittel und Investitionsgüter übergreift, der 
Bedarf an komplementären Erzeugnissen aus dem Ausland überpropor­
tional ansteigt. "Eine sinnvoll verstandene Importsubstitutionspolitik müß­
te sich auf solche Produkte beschränken,  deren inländische Produktion 
sowohl positive Wachstumseffekte als auch eine Nettodevisenersparnis 
zur Folge hat. [ . . . ] Unter d iesem Bl ickwinkel wird bei einer richtig verstan­
denen Importsubstitutionspolitik auch das Problem der interindustriellen 
Verflechtung berücksichtigt: Die Chancen für eine Nettodevisenersparnis 
sind um so größer, je mehr inländische Vorprodukte bei der Durchführung 
der Produktion verwendet werden können." Gegen diese Forderung wur­
de in der Praxis oft verstoßen.  Ein akuter Devisenmangel zwang daher 
oftmals zum Abbruch der begonnenen wirtschaftl ichen Entwicklungs­
anstrengungen . Die Importsubstitution hat zudem oft eine starke Vernach­
lässigung des Exportbereichs zur Folge, selbst wenn dieser als ausglei­
chender Sektor hätte fungieren können. Dies schwächte die Devisen­
position zusätzlich. Für die Vernachlässigung des Exportbereichs lassen 
sich mehrere Gründe anführen:  
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1 . ) Ungünstige Wettbewerbsbedingungen. 
2.) Eine zugunsten der Importsubstitution vorgenommene Verschiebun­

gen der Preisrelationen zum Nachteil des Primärgüterbereichs dämpfte 
die I nvestitionsbereitschaft in d iesem Bereich . Die Konsequenz war der 
Verzicht auf Maßnahmen zur Erhöhung der Faktorproduktivität in den 
traditionellen Exportgüterindustrien, um den Rückgang der terms of 
trade auszugleichen.  

3 . )  Die Angst vor e iner Weltmarktabhängigkeit auch im lndustriesektor. 
Daher wurden die Exportmögl ichkeiten künstlich erschwert und die 
Strategie der Importsubstitution gewählt. (20) 

" ln  der Tat erfordert die Exportorientierung eine wesentlich höhere An­
passungsflexibil ität der I ndustrie auf externe Schocks als eine Politik der 
lmportsubstitution." Weltmarktorientierte Länder sind im stärkeren Maße 
von externen Schocks betroffen; sie sind mit d iesen Störungen aber auch 
wesentlich besser fertig geworden, was auch in bezug auf die Auslands­
verschuldung zutrifft. Sie konnten auf mittlere Sicht ihr Wachstum nachhal­
tig beschleunigen, da die Weltmarktorientierung ein stärkeres Effizienz­
bewußtsein zur Folge hat. 

Eine Importsubstitution ist auf Dauer schädlich . Diese Entwicklungsstra­
tegie sollte nur auf sektoraler, nicht auf nationaler Ebene und zeitlich be­
grenzt angewandt werden. Dann mag sie zum Aufbau international wett­
bewerbsfähiger I ndustrien beitragen, ohne Gefahr zu laufen, daß sich 
dauerhafte ineffiziente Wirtschaftsstrukturen einstel len. (2 1 )  

3. Entwicklung der Importsubstitution in Lateinamerika (22) 

Die Importsubstitution zielte in Lateinamerika auf eine Änderung der tra­
ditionellen Rolle des Kontinents als Rohstofflieferant Die Auswirkungen des 
Ersten Weltkrieges brachten den Strom der industriellen Fertigwaren abrupt 
zum Stoppen. Dies l ieferte in Lateinamerika den Anstoß zum Umdenken. 
Hinzu kamen schwankende Rohstoffpreise, eine sinkende Nachfrage in den 
Industrieländern sowie die zunehmende Konkurrenz anderer sich entwik­
kelnder Länder. Die Weltwirtschaftskrise 1 929/30 bewirkte eine allgemeine 
Abkehr vom Freihandel und eine Rückkehr zum Protektionismus. Einige 
Staaten Lateinamerikas hielten diese Entwicklung für vorübergehend und 
betrieben weiterh in ein exportorientierte Wirtschaftspolitik. Andere, vor al­
lem die Flächenstaaten, die ihre ökonomische Verletzbarkeit immer deutli­
cher erkannten, änderten ihren wirtschaftspolitischen Kurs. Dieser Kurs­
wechsel fiel zusammen mit dem Aufkommen des Populismus in Lateiname­
rika und diente zur ökonomischen Rechtfertigung populistischer Politik, die 
eine Belebung des Binnenmarktes, eine Förderung der nationalen Industrie 
sowie eine Abschirmung von äußeren Einflüssen anstrebte. (23) 

Die theoretische Grundlegung der lateinamerikanischen Wirtschaftsent­
wicklung erfolgte durch die CEPAL und ihren ersten Exekutivsekretär Raul 
Prebisch , der die Theorie der peripheren Wirtschaft aufstel lte . (24) Die 
klassische Außenhandelstheorie und ihr Grundkonzept der komparativen 
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Kosten wurden der Kritik unterzogen. Die übliche Wirtschaftsanalyse sei auf 
Entwicklungsländer nicht anwendbar. Der Theorie zur Folge können Indu­
strie- und Entwicklungsländer funktional als Zentrum und Peripherie be­
trachtet werden, wobei die Entwicklungsländer als Rohstoffl ieferanten fun­
gieren und Industriegüter importieren. Kennzeichnend seien die unter­
schiedlichen Preis- und Einkommenselastizitäten der Nachfrage nach 
Primärgütern und Industrieprodukten und die unterschiedliche Verteilung 
von Produktionsfortschritten zwischen Zentrum und Peripherie. Die terms of 
trade würden sich nach dieser Theorie für die Entwicklungsländer ver­
schlechtern (Prebisch-Singer-These). Der Handel zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern sei daher nicht für beide Seiten von gleichem Nutzen, 
nur die dynamischen Länder des Zentrums profitierten davon . (25) 

Die durch d iese Theorie für Lateinamerika d iagnostizierte Stagnation 
sollte durch ein Bündel struktureller Veränderungen, wie zum Beispiel 
Agrarreformen, Diversifikation der Produktionsstrukturen ,  Förderung der 
Industrial isierung und des Exports sowie Steigerung des Beschäftigungs­
niveaus, und durch die Ausweitung des lateinamerikanischen Marktes mit­
tels Förderung der Integration überwunden werden. (26) Wachstum soll­
te mit einem mehr oder weniger dirigistisch herbeigeführten Strukturwan­
del initi iert werden. Die Austauschbeziehungen mit den Industrieländern 
blieben auch weiterhin wichtig, nur sollten diese im beiderseitigen Interes­
se wesentl iche und über die bisher gegebenen Beziehungen h inausge­
hende Beiträge für den wirtschaftlichen Fortschritt der Entwicklungsländer 
leisten. " ln Hinblick auf den Binnenmarkt wies die CEPAL der Industrialisie­
rung durch Importsubstitution eine entscheidende Rolle zu und l ieferte 
damit [ . . .  ] die Rechtfertigung für die entsprechenden Praktiken der betref­
fenden lateinamerikanischen Staaten seit den dreißiger Jahren." (27) 

Die Industrial isierung Lateinamerikas, die spätestens seit den fünfziger 
Jahren im Mittelpunkt der verfolgten Entwicklungsstrategien stand, wies 
drei grundlegende Merkmale auf: 
1 . ) Die anfängliche Produktion nicht dauerhafter Konsumgüter wurde auf 

die Produktion dauerhafter Konsum- und Kapitalgüter umgestellt. Die 
Umstellung der Produktion erfolgte in den einzelnen Ländern mit unter­
schiedl icher I ntensität. Vor allem Brasil ien und Mexiko gelang es, ihre 
Industriestruktur zu diversifizieren und Industriegüter zu exportieren. 

2 . )  Innerhalb des lateinamerikanischen Kontinents vollzog sich eine tiefgrei­
fende ökonomische Differenzierung. Während sich die großen Flächen­
staaten Argentinien, Brasilien und Mexiko auch Auslandsmärkte erschlos­
sen,  verharrten die anderen Staaten bei der Befriedigung der nationalen 
Nachfrage. Die Industrieanlagen wurden allerdings überall über Auslands­
kredite finanziert. Zudem mußten ständig Kapitalgüter, Zwischenproduk­
te und Ersatzteile importiert werden, wobei die Einfuhrkosten häufig die 
Devisenerlöse der einzelnen Volkswirtschaften überstiegen. 

3 . )  Die Umstel lung der Produktions- und Industriestruktur ist dem Einfluß 
multinationaler Unternehmen zuzuschreiben, d ie  sich in den jeweil igen 
Ländern in großer Zahl ansiedelten.  (28) 
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4. Das Fallbeispiel Mexiko 

Ende des 1 9 . Jahrhunderts wurde in Mexiko eine Pol itik der Exportför­
derung auf der Basis der heimischen Rohstoffe betrieben . Die auf Grund 
der Importausfäl le während des Ersten Weltkrieges vorgenommenen 
Importsubstitutionen waren spontan und nicht richtungsweisend. Die wirt­
schaftspol itischen Zielsetzungen der Vorkriegs- und Vorrevolutionsphase 
wurde weiterverfolgt "Der so in Gang gekommene rasche l ndustrial isie­
rungsprozeß erl itt zu Beginn der dreißiger Jahre jedoch einen drastischen 
Rückschlag , als das Land infolge seiner engen wirtschaftlichen Bindung 
an die Verein igten Staaten auch mit aller Schärfe von der Weltwirtschafts­
krise betroffen wurde." Zwar setzte bereits 1 934 eine Erholung ein,  wirt­
schaftspolitisch ging Mexiko aber auf Grund dieser Erfahrungen zu einer 
vorrangigen Binnenorientierung über. Hinzu kam der fast völ l ige Zusam­
menbruch des Exportmarktes für Rohstoffe. Investitionen flossen nun ver­
stärkt in die heimische Industrie ,  wobei sich die unausgelasteten Kapazi­
täten als Vortei l  erwiesen. 1 938 wurde die Erdölindustrie nationalisiert, um 
Mexiko e ine bi l l ige sowie unabhängige Energiebasis zu verschaffen und 
ausländische Direktinvestitionen vom Rohstoff- in den Industriesektor 
umzuleiten.  Der Industrial isierungsschwerpunkt lag zunächst im Konsum­
güterbereich . Er wurde aber zunehmend auf andere Industriezweige aus­
gedehnt und ermöglichte den Export von lndustriegütern . Der Zweite Welt­
krieg l ieferte durch die einsetzende Güterverknappung auf dem Weltmarkt 
den entscheidenen Anstoß für eine lmportsubstitution. Gleichzeitig schuf 
er günstige Bedingungen durch den Zustrom von Auslandskapita l ,  das 
aus Kriegsgebieten abgezogen wurde, und durch die geschwächte Lei­
stungskraft der etablierten lndustrieländer. (29) 

Als Mittel für ein schnelles Wirtschaftswachstum sollten eine protektio­
nistische Handelspol itik, eine Investitionen begünstigende Steuerpol itik, 
die Förderung der Ersparnisbi ldung und d irekte staatl iche Investitionen zur 
Verbesserung der Infrastruktur, sowie der Energie- und Wasserversor­
gung dienen. Dabei wurde die Landwirtschaft vernachlässigt. Landreform­
programme, Mindestlöhne und Arbeitsschutzrechte sollten die soziale und 
politische Stabil ität erhalten .  

Die seit den vierziger Jahren a ls Entwicklungsstrategie verfolgte Import­
substitution verwendete neben Subventionen vor al lem Zöl le sowie eine 
al lgemeine Importl izenzpflicht als wichtigste Instrumente. "Beide dienten 
dazu , den Import gezielt auf den Bedarf der sich entwickelnden Industrie 
auszurichten und den Absatz mexikanischer Produkte auf dem Inlands­
markt zu sichern." Zölle hatten bereits in den dreißiger Jahren Bedeutung 
als Instrument der Importbeschränkung und zur Behebung von Zahlungs­
bilanzschwierigkeiten erlangt. Mexikos Zollpolitik basierte auf folgenden 
Grundsätzen : 
1 . ) Niedrige Zollsätze auf Rohstoffe , Maschinen und Ausrüstungen für die 

Produktion solcher Güter, die n icht im In land hergestellt werden konn­
ten ,  sowie für lebenswichtige Konsumgüter. 
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2 . )  Hohe Zol lsätze auf Luxusgüter. 
3 . )  Der Zol l  durfte n icht zu Preisdifferenzen zwischen in- und ausländi­

schen Erzeugnissen führen,  die zum Schmuggel animierten. (30) 
Das Lizenzsystem entwickelte sich aber zum wichtigsten Instrument der 

lmportsubstitution. " ln der Regel wurde eine Lizenz erteilt, wenn es kein 
inländisches Substitutionsgut gab oder dieses n icht in ausreichender Men­
ge zur Verfügung stand . Später wurde festgelegt, daß der Preis des geeig­
neten Inlandsproduktes n icht mehr als 1 5  % über dem Weltmarktpreis l ie­
gen durfte, wenn eine Einfuhrgenehmigung versagt werden sollte . "  Die 
Steuerpolitik erwies sich als weiteres wichtiges Instrument der Ent­
wicklungspolitik zur Begünstigung gewünschter Branchen und Betriebe. 
Durch vertragl iche Regelungen sollten die Unternehmen in Mexiko zum 
Einsatz heimischer Produkte angeregt werden. Die Verwendung heimi­
scher Inputs wurde zur Voraussetzung staatlicher Förderung. (3 1 )  

Auslandskapital ,  die Niederlassung ausländischer Unternehmen sowie 
die Übernahme ausländischer Technologie waren für Mexiko von großer 
Bedeutung. Der Kapitalverkehr unterlag nur in bestimmten Basisindustrien 
gewissen Beschränkungen.  Ausländische Unternehmen erhielten so die 
Kontrol le vor allem im Bergbau und in einigen Branchen des verarbeiten­
den Gewerbes und somit über Schlüsselindustrien. Dadurch erlangten sie 
auch Einfluß auf das Ausmaß und die Struktur der weiteren wirtschaftl i­
chen Entwicklung Mexikos. (32) 

Die Handelsbilanzdefizite seit dem Zweiten Weltkrieg erzwangen eine 
Politik der Exportförderung, mit der auch zugleich die nötigen Import­
kapazitäten für die weitere Industrialisierung geschaffen werden sollten. ln  
den vierziger und fünfziger Jahren wurden einzelne fiskalische Erleichte­
rungen für die Exportwirtschaft eingeführt, aber erst in den sechziger Jah­
ren schuf die mexikanische Regierung ein umfassendes System von steu­
erlichen Vergünstigungen und Hilfen für den Außenhandel .  Bis zu diesem 
Zeitpunkt existierten mehr Restriktionen in Form von Lizenzen und Quo­
ten als Maßnahmen zur Förderung von Exporten in Mexiko. 

Die Exportförderung ist seit den siebziger Jahren "vor allem darauf ab­
gestel lt, die Ausfuhrbereitschaft der Industrie durch Stärkung der Konkur­
renzposition für mexikanische Fertigwaren zu heben und mit einem diver­
sifizierten Angebot den Handel mit den traditionellen Abnehmerländern zu 
steigern und neue Absatzmärkte zu erschließen ." Für seinen Industrialisie­
rungsgrad exportierte Mexiko aber zu wenig lndustriegüter, was für Länder 
mit Importsubstitutionsstrategien wegen der fehlenden Konkurrenzfähig­
keil typisch war. (33) 

Zwischen 1 950 und 1 970 verzeichnete Mexiko eine dynamische Wirt­
schaftsentwicklung. l n  diesem Zeitraum wuchs das Bruttosozialprodukt 
jährl ich im Durchschnitt um 6 ,4 %. Die Bevölkerung nahm zwar um 3,2 % 
zu, trotzdem stieg das Pro-Kopf-Einkommen jährlich um 3 % an. Der Wert 
des Bruttoinlandsproduktes betrug 1 970 pro Kopf 670 US-Dollar. Mexiko 
bl ieb aber auch weiterh in von einer traditionell sehr ungleichen Einkom­
mensverteilung geprägt. (34) 
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Das Wirtschaftswachstum wurde zu einem erheblichen Tei l  durch die 
Entwicklung eines modernen Agrarsektors getragen (35), so daß der Im­
port von Nahrungsmitteln drastisch vermindert werden konnte. Die 
I ndustrialisierungspol itik zeigte ebenfalls Erfolge. "Die protektionistische 
Politik regte private Investitionen an und führte auch zu einem erheblichen 
Zustrom an ausländischem lnvestitionskapital . "  Davon profitierte die Be­
und Verarbeitung von Nahrungsmitteln sowie die Erzeugung von Gütern 
des Massenbedarfs. Diese Entwicklung setzte sich dann auch im Bereich 
der dauerhaften Konsumgüter, Zwischenprodukte und Investitionsgüter 
fort. Daneben blieben ein traditioneller Handwerksbereich und eine klein­
bäuerl iche Landwirtschaft erhalten.  

Die Entwicklung der I ndustrialisierung stellte n icht auf e ine Gruppe be­
stimmter Branchen ab, sondern mit der Expansion wurde zugleich eine 
zunehmende Diversifizierung der I ndustrieproduktion angestrebt. Jede 
Branche bemühte sich um einen möglichst hohen Selbstversorgungsgrad . 
Durch den Protektionismus entstanden Industrien , die nicht marktkonform 
bezüglich ihrer Betriebsgrößenstruktur waren, viele unproduktive Kleinbe­
triebe blieben künstl ich erhalten.  "Während der verarbeitenden Industrie 
die Versorgung des einheimischen Marktes mit einfachen Konsum- und 
Industriegütern gelang, geriet die Importsubstitution bei komplexeren Inve­
stitionsgütern ins Stocken."  (36) 

Staatliche Interventionen führten auch zu Verzerrungen in der Beschäf­
tigungsstruktur. Mindestlöhne und andere lohnpol itische Eingriffe sowie 
gleichzeitige staatl iche Vergünstigungen entsprechend der Höhe des in­
vestierten Kapitals l ießen nur unzulängliche Beschäftigungseffekte zu . Die 
in  Mexiko vorherrschenden Knappheitsverhältnisse wurden umgekehrt, 
die Kapitalintensität der I ndustrieproduktion stieg . Ausländische Ferti­
gungsmethoden verstärkten diesen Effekt ebenso wie das Fehlen von 
ausgebildetem FachpersonaL (37) 

"Zu Beginn der 70er Jahre zeigte der öffentliche Sektor ein wachsendes 
Finanzierungsdefizit Dies wurde weitgehend durch Darlehensaufnahme 
im Ausland finanziert ."  Die Außenhandelspol itik Mexikos war nicht konse­
quent genug, um die staatl ichen Ausgaben zu finanzieren.  Die Entschei­
dung für eine Auslandsverschuldung konnte nicht von kurzer Dauer sein ,  
da eine Reform des Steuersystems scheiterte und d ie Ausgaben nicht ein­
geschränkt wurden. Der Ausfal l  des Staates als dynamischer Sektor der 
Wirtschaftsentwicklung führte zu einem Anstieg von Inflation und Ver­
schuldung. Kapitalflucht ins Ausland war die Folge. (38) 

Das 1 976 begonnene Stabil itätsprogramm mit dem Internationalen 
Währungsfond (IWF) wurde nicht konsequent durchgeführt und 1 978 
ganz eingestellt. Nachdem sich die entdeckten und erschlossenen Erdöl­
vorkommen als ertragreich erwiesen,  verdreifachte sich zwischen 1 977 
und 1 982 der öffentliche Konsum, die öffentlichen Investitionen vervier­
fachten sich . Dieser Ausgabenanstieg wurde auf Grund der erwarteten 
Einnahmen aus Erdölexporten als unproblematisch angesehen. Die me­
xikanische Regierung hatte dabei eine unreal istische Vorstellung von den 
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Vorkommen und den Erlösen .  Der Boom wurde zu einem erheblichen Teil 
durch einen Ressourcentransfer aus dem Ausland finanziert. Es kam zu 
einer Konjunkturüberhitzung . Im Angesicht der akuten Verschuldungskrise 
wurden die Importrestriktionen erheblich verschärft. (39) 

1 981  nahm die Auslandsverschuldung drastisch zu. Die kurzfristigen 
Schulden erhöhten sich im Vergleich zum Vorjahr um 1 27 %, die langfristi­
gen Schulden stiegen hingegen nur um 28,4 %. "Unter d iesen Umständen 
war die Entwicklung auf dem Welterdölmarkt für die wirtschaftliche Situa­
tion Mexikos von besonders entscheidender Bedeutung." Die Weltmarkt­
preise und die Absatzmengen entsprachen aber schon damals nicht mehr 
den Erwartungen. 1 98 1 /82 kam es zum Einbruch der Erdölpreise, worauf 
Mexiko im August 1 982 seine Zahlungsunfähigkeit erklärte und sich im 
November gezwungen sah , ein Hilfsabkommen mit dem IWF abzuschlie­
ßen . (40) 

Der IWF führte das außenwirtschaftliche Ungleichgewicht Mexikos vor­
nehml ich auf interne Ursachen zurück (41 )  und forderte deshalb eine Re­
duzierung des Haushaltsdefizits, die Beschränkung der öffentlichen Aus­
landsverschuldung, eine Deregul ierung der Wirtschaft, die Erhöhung der 
Staatseinnahmen sowie die Bekämpfung der I nflation. Der Einbruch des 
Wirtschaftswachstums sollte durch ein Programm zur Unterstützung hei­
mischer Unternehmen und zur Belebung der Binnennachfrage aufgefan­
gen werden, wodurch die Strategie der Importsubstitution erneut aktuel l  
wurde. 

Die Verschuldungskrise führte zu einem Rückzug ausländischer Ge­
schäftsbanken aus ganz Lateinamerika und damit zu einer dramatischen 
Verringerung externen Kapitals. Die Kapitalknappheit wurde durch den 
Rückgang ausländischer Direktinvestitionen sowie vor allem durch den 
Nettoressourcentransfer auf Grund des Schuldendienstes weiter ver­
schärft. Zwischen 1 982 und 1 990 wurden jährlich 2,5 % des aggregierten 
Bruttosozialproduktes Lateinamerikas oder umgerechnet jährl ich 1 8  Mi l l i­
arden US-Dollar in die Industrieländer transferiert. Der (per Saldo) Kapital­
export zwang Mexiko zu einer Exportsteigerung im Güterbereich . Die so 
erzielten Handelsbilanzüberschüsse waren aber hauptsächlich durch die 
Drosselung der Importe auf Grund der Kontraktion des Binnenmarktes 
bedingt. (42) 

Mexiko verfolgte in der Verschuldungsfrage eine Politik der "optimalen 
Anpassung an die Gläubigerwünsche" und kam vergleichsweise schnell 
zu Umschuldungsvereinbarungen und zu neuen Auslandskrediten, die zu 
einer wirtschaftlichen Erholung beitrugen. 1 989 kam es zu einer Einigung 
mit den kommerziellen Gläubigerbanken über den Abbau der Auslands­
verschu ldung um rund 1 0  % sowie über substantielle Erleichterungen des 
Schuldendienstes. 

Durch das Abkommen mit dem IWF setzte 1 982 eine neoliberale Kehrt­
wende in der Wirtschaftspolitik Mexikos ein. Neben einer breit angelegten 
Privatisierungswelle, die al lerdings nicht zu einer Entflechtung der vormals 
staatl ichen Unternehmenskonglomerate beitrug, einer rigorosen Stabil i-
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tätspol itik, die zu dramatischen Reallohnkürzungen führte, wurde auf 
Druck des IWF und der USA die Außenöffnung der mexikanischen Wirt­
schaft vorangetrieben. Zwischen 1 982 und 1 989 wurde das Zollsystem 
erhebl ich vereinfacht, die Zol lkategorien reduziert und die Durchschnitts­
zöl le um mehr als 50 % gesenkt sowie die Mengenbeschränkungen auf­
gehoben . Diese Bemühungen wurden Mitte der achtziger Jahre durch den 
Beitritt Mexikos zum General Agreement on Traffies and Trade (GATT) 
verstärkt. (43) 

Dfe Abschwächung des Zustroms von Auslandskapital und die pessimi­
stische Einschätzung der Mögl ichkeiten, die Handelsbeziehungen zu Eu­
ropa ausbauen zu können, sowie die Sorge, von den sich bildenden 
Handelsblöcken in Nordamerika und Europa ausgeschlossen zu werden, 
veranlaßten Mexiko 1 990 die USA um Verhandlungen über ein North 
American Free Trade Agreement (NAFTA) zu ersuchen. Der Zusammen­
bruch des Ostblocks ließ die Attraktivität des mexikanischen Marktes sin­
ken.  Die NAFTA wurde daher von Mexiko als Chance zur Modernisierung 
der Wirtschaft, zur Erhöhung der Konkurrenzfähigkeit und zur Absiche­
rung der neoliberalen Transformation angesehen. Allerdings dürften nur 
mexikanische Großunternehmen dem Wettbewerbsdruck standhalten 
können. Seine komparativen Kostenvorteile wird Mexiko ebenfalls n icht 
ausspielen können, da das Abkommen keine Freizügigkeit auf dem Ar­
beitsmarkt vorsieht. Ausgenommen sind nur hochqualifizierte Arbeitskräf­
te. (44) 

Die Liberal isierung der Wirtschaftspolitik in Mexiko verlief aber, neben 
den sozialen Verwerfungen und Folgekosten, auch in anderen Bereichen 
nicht problemlos. Durch große Kapital importe Anfang der neunziger Jah­
re kam es in Mexiko zur Überbewertung der heimischen Währung. Auf 
Dauer l ieß das die internationale Wettbewerbsfähigkeit und das Export­
wachstum sinken . Private Ersparnisse konnten den inflationären Druck 
nicht neutral isieren. Eine laxe Geld- und Fiskalpolitik hatte zur Folge, daß 
Kapitalzuflüsse aus dem Ausland zur Finanzierung der heimischen 
Konsumausgaben verwendet wurden. Dies führte zu einer wachsenden 
Abhängigkeit von kurzfristigen Kapitalzuflüssen. Die den kurzfristigen po­
l itischen Entscheidungen unterworfene Fiskalpol itik verursachte dann im 
Dezember 1 994 d ie  sogenannte Peso-Krise, eine drastische Abwertung 
der mexikanischen Währung. (45) 

5. Abschließende Betrachtungen 

Die einseitige Konzentration auf den Binnenmarkt und die Diskrimin ie­
rung der Landwirtschaft und der Exportwirtschaft führten in Lateinameri­
ka dazu , daß der Anschluß an den Weltmarkt verpaßt wurde und sich wei­
tere Wettbewerbsverluste einstel lten.  Auf Grund der technologischen 
Schwäche und des niedrigen Produktivitätsniveaus verstärkte sich die 
Importabhängigkeit vor al lem bei Zwischenprodukten und Kapitalgütern. 
Die Finanzierung dieser Importe erfolgte nicht über Exporterlöse, sondern 
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über eine Verschuldung im Ausland. Der I mport moderner Technologien 
folgte falschen Knappheitsrelationen , erhöhte den Kapitalbedarf und in iti­
ierte keine ausreichenden Beschäftigungseffekte, die dem starken Bevöl­
kerungswachstum in Lateinamerika gerecht geworden wären. (46) 

Die extrem ungleiche Einkommensvertei lung in Lateinamerika verhin­
derte das Entstehen einer breiten Binnennachfrage.  So bl ieb die Sin­
nenmarktstrategie auf die Bedürfnisse der oberen, quantitativ kleinen Be­
völkerungsschichten in den einzelnen Ländern beschränkt. 

Die natürl iche oder vertei lungspol itische Enge des Binnenmarktes 
schränkte die Wachstumschancen stark ein,  was rent seeking begünstig­
te . Der Staat wurde dabei als Distributionsagent angesehen.  Zudem l ie­
ßen ausländische Direktinvestitionen sowie die staatl iche Betätigung in 
Form von Staatsbetrieben und unkontinuierliche Überregulierung die Ent­
faltungsmögl ichkeiten der nationalen Privatindustrie schrumpfen und er­
stickten die Eigeninitiative. Dies ging ebenso wie die Außenabschottung 
und die Subventionen zu Lasten der Effizienz, Produktivität und Wettbe­
werbsfähigkeit (47) 

Als Reaktion auf die zunehmenden wirtschaftlichen Probleme setzte 
sich in Lateinamerika seit der zweiten Hälfte der achtziger Jahre eine 
Importl iberal isierung und ein neues wirtschaftspolitisches Konzept durch , 
die selektive Weltmarktintegration . Bei den meisten lateinamerikanischen 
Ländern bedeutete das eine ressourcenorientierte Spezial isierung,  eine 
exportorientierte Be- und Verarbeitung heimischer Rohstoffe. Eine ver­
stärkte Beteil igung am Welthandel birgt Wachstumschancen und ist die 
Voraussetzung für die Erlangung der Wettbewerbsfähigkeit "Kosten­
führerschaft in einem Segment des Weltmarktes läßt sich im allgemeinen 
nur erzielen, wenn eine Kombination von Standortvortei len, Lohnkosten­
vortei len, volumenbedingter Kostendegression und modernen Produkti­
onsanlagen zustandekommt." Meist ist nur eine selektive Eingliederung in 
den Weltmarkt möglich , da es dauerhaft nicht gel ingt, den größten Teil der 
Produktion zu exportieren, unter anderem auf Grund des Protektionismus 
der l ndustrieländer. (48) Diese wenden sogenannte Anti-Dumping-Maß­
nahmen an und schützen ihre Märkte vor Erzeugnissen aus Ländern mit 
niedrigen Sozialstandards (Sozial-Dumping).  Traditionelle Anwender pro­
tektion istischer Maßnahmen sind die USA, die EU,  Australien und Kana­
da, die ihre Maßnahmen mit dem angeblich ruinösen Verhalten der Export­
länder begründen. Seit Ende der achtziger Jahre greifen aber auch Ent­
wicklungsländer zu Anti-Dumping-Maßnahmen, unter ihnen Mexiko. (49) 
Wegen dieses Protektionismus erlangt der Binnenmarkt wieder größere 
Bedeutung ,  um Arbeitslosigkeit zu verhindern .  Wenn eine Weltmarkt­
spezialisierung in  N ischen überhaupt mögl ich ist, sind zumindest die dar­
aus resultierenden nachhaltigen Entwicklungseffekte anzuzweifeln. (50) 

Anmerkungen 

( 1 )  Hemmer ( 1 988) 509f, Bruton ( 1 989) 1 602, 1 609. 
(2) Hemmer ( 1 988) 527f, Müller-Ohlsen ( 1 974) 1 14 ,  Hoffmann ( 1 970) 1 1 0ft. 
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(3) Bruton (1 989) 1 6 1 3, Balassa ( 1971 )  XV. 

(4) Komplementärer Handel umfaßt die gegenseitige Bel ieferung mit Produkten ,  die je­
weils in den Partnerländern nur beschränkt verfügbar sind. 

(5) "Komparative Kostenvorteile der Entwicklungsländer werden in erster Linie bei den Pro­
dukten zu beobachten sein, (a) die soweit standardisiert sind, daß im wesentlichen Kosten­
und Preisvorteile die Kaufentscheidung beeinflussen; (b) deren Produktionsverfahren ein­
fach genug sind, um nicht gravierende Produktivitätsnachteile gegenüber Industrieländern 
entstehen zu lassen [ . . .  ]; (c) und deren Herstellung in hohem Maße den Einsatz solcher 
Produktionsfaktoren zuläßt, die in Entwicklungsländern zu relativ niedrigen Preisen ver­
fügbar sind [ . . .  ] ." Henrichsmeyer, Gans, Evers (1 988) 277, Hemmer (1 988) 529. 

(6) Skaleneffekte oder economies of scale treten ein, wenn eine Produktionsausweitung 
zu einer Steigerung der Produktivität der eingesetzten Produktionsfaktoren und damit 
zu einem Absinken der Kosten je Produkteinheit führt. 

(7) Hemmer (1 988) 531 .  
(8) Balassa ( 1 981 ) 6.  
(9) Hemmer (1 988) 531 . 

( 1 0) Ebd. 
( 1 1 )  Ebd. 538, Balassa ( 1 97 1 )  4, 1 0, Zitat in  Müller-Ohlsen (1 974) 27. 
( 1 2) Bruton ( 1 989) 1 605. Bei der Aufrechterhaltung der Protektion und engen Märkten mit 

wenigen Anbietern besteht in einzelnen Branchen zusätzlich die Gefahr der Monopol­
bildung. Ein weiteres Problem der Schutzzölle liegt darin, daß sie grundsätzlich einen 
Anreiz zum Schmuggel bieten; Balassa ( 1 97 1 )  79. 

( 1 3) Ahmad (1 978) 91 , Stecker (1 976) 1 36. 
( 14) Die Linder-Hypothese führt nach empirischen Tests nicht immer zu befriedigenden Er­

gebnissen, wenn die betreffenden Länder bereits ein relativ hohes Entwicklungsniveau 
erreicht haben, wie beispielsweise westl iche lndustrieländer. Für die Frühphase der In­
dustrialisierung von Entwicklungsländern ist sie aber durchaus anwendbar. Hemmer 
(1 988) 532f, Hoffmann ( 1 970) 44ff. 

( 1 5) Joseph Schumpeter ( 1 883-1 950) entwickelte 1 9 1 2  eine Theorie der wirtschaftlichen 
Entwicklung. Die wirtschaftliche Entwicklung erklärte er durch innerwirtschaftliche dis­
kontinuierliche Veränderungen, besonders durch das Auftreten dynamischer Unter­
nehmer, die durch Innovationen den Konjunkturaufschwung herbeiführen. 

( 1 6) Eine Ausnahme bildet die Produktspezialisierung innerhalb multinationaler Unterneh­
men, die vertikal integriert sind. Bei einer Verlagerung der arbeitsintensiven Herstel­
lung in Entwicklungsländer werden die dort erzeugten Produkte dann in das Ur­
sprungsland oder in Drittländer exportiert (Lohnveredelung). Hemmer ( 1 988) 536. 

( 1 7) Ebd. 
( 1 8) Bruton (1 989) 1 606. 
( 1 9) Hemmer (1 988) 537f, Zitat 538. 
(20) Bruton ( 1 989) 1 61 2f, Hemmer ( 1 988) 542-544, Zitat 544. 
(21 )  Hemmer ( 1 988) 545f. 
(22) Die folgenden Ausführungen beziehen sich hauptsächlich auf Argentinien, Brasilien 

und Mexiko, die sogenannten Großen Drei. Der Anteil des verarbeitenden Gewerbes 
am Bruttosozialprodukt lag in diesen Ländern bei 25 % oder mehr, ihre Binnenmärkte 
galten als groß, und es gelang den Produzenten aus diesen Ländern, andere latein­
amerikanische Märkte zu durchdringen. 

(23) Mansil la ( 1 983) 229, 231 , vgl .  auch Mül ler-Ohlsen ( 1 974) 9ff. 
(24) Die CEPAL, englisch ECLA, ist die 1 948 gegründete und für Lateinamerika zuständi­

ge UN-Wirtschaftskommission. Seit Mitte der achtziger Jahre wurde ihr Zuständig­
keitsbereich auch auf die Karibik ausgedehnt. Zu ihren Aufgaben zählt die wissen­
schaftliche Analyse der Entwicklungsprobleme und -prozesse in Lateinamerika, über 
die sie jährlich Berichte abfaßt, sowie die Planung, Beratung und Integrations­
förderung der einzelnen Staaten. 

(25) Eine Verschlechterung der terms of trade für die Entwicklungsländer läßt sich empi­
risch nicht nachweisen. Bruton ( 1 989) 1 6 1 5. 
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(26) Wolff ( 1 983) 224f., König ( 1 983) 210 .  
(27) Vgl. dazu auch Wolff ( 1 983), König ( 1 983) 207ft, Zitat 2 1 0. 
(28) Waldmann ( 1 990) 31f. 
(29) Müller-Ohlsen ( 1 974) 8ff, 14 ,  1 8, 99, Zitate 1 0f, Ahmad ( 1 978) 21f. 
(30) Erst seit 1 955 war der Schutz der heimischen Industrie das Hauptziel der Bemühun­

gen, und die Steuererhebung sowie der Zahlungsbilanzausgleich traten in den Hinter­
grund. Harff (1 988) 1 1 4f, Zitat 1 1 9, Müller-Ohlsen ( 1 974) 1 8f, Balassa ( 1 971 ) 1 79f. 

(31 ) Harff ( 1 988) 1 1 8f, 1 21 f, Zitat 1 1 9, Balassa ( 1 971 ) 1 8 1 ,  Müller-Ohlsen (1 974) 44f. 
(32) Zudem mußten zum Beispiel 1 968 ungefähr 1 6% der Exporteinnahmen Mexikos für 

Zahlungsverpflichtungen auf Grund der Inanspruchnahme ausländischer Technologie 
aufgewendet werden. Müller-Ohlsen ( 1 974) 71ff, 79, Bruton ( 1 989) 1 631 . 

(33) Instrumente der Exportförderung waren die Befreiung von Ausfuhrzöllen und Export­
steuern, die Ermäßigung und Rückvergütung von allgemeinen Steuern und Abgaben, 
Finanzierungshilfen sowie Subventionen für Textilien und einige Agrargüter. Müller­
Chisen ( 1 974) 61 ff, 68, 1 52, Zitat 62, Harff ( 1 988) 1 24, Balassa ( 1 971 ) 1 84. 

(34) Müller-Ohlsen ( 1 974) 91 . 
(35) Der moderne und technisierte Agrarsektor existierte neben der traditionellen klein­

bäuerlichen Landwirtschaft und profitierte stark von den staatlichen Bewässerungs­
programmen. Harff ( 1 988) 1 25. 

(36) Ebd . ,  Zitat in Nohlen, Lauth ( 1 992) 1 76, Müller-Ohlsen ( 1 974) 99, 1 02, 1 05. 
(37) Die kapitalintensiven Produktionsmethoden führten zu einer Importzunahme bei Ma­

schinen und Fahrzeugen, chemischen Erzeugnissen und sonstigen lndustriegütern. 
Müller-Ohlsen ( 1 974) 1 28, 1 30f, 1 43. 

(38) Harff ( 1 988) 1 29f, Zitat 1 26. 
(39) Bis 1 973 mußte noch Erdöl importiert werden, danach schlugen sich die Erdölvorkom­

men in der Exportstruktur nieder. Der Anteil des Erdölexports am gesamten mexika­
nischen Export stieg zwischen 1 976 und 1 982 von 1 6,8 % auf 73,6 % an. Nohlen, 
Lauth ( 1 992) 1 83f, Harff ( 1 988) 1 3 1 ,  1 33. 

(40) Harff ( 1 988) 1 35ft, Zitat 1 36, Nohlen, Lauth ( 1 992) 1 76, Sangmeister ( 1 993) 29. 
(41 )  Die Schuldenkrise kann "nicht wirklich direkt auf die negativen Auswirkungen der bei­

den Ölschocks in den erdölimportierenden Ländern oder allgemeiner auf die negati­
ve Entwicklung der Terms of Trade zurückgeführt werden. Viele Länder litten natürlich 
unter den negativen Effekten und bekamen Probleme, aber es gab keinen direkten 
Zusammenhang zwischen dem Umfang der Schocks und den nachfolgenden Proble­
men ." Zudem war Mexiko nicht auf Erdölimporte angewiesen. Rajapatirana ( 1 995) 46. 

(42) Anfang der achtziger Jahre belief sich der Nettoressourcentransfer Mexikos ins Aus­
land auf über 7% des Bruttoinlandsproduktes. Rajapatirana ( 1 995) 47, Harff ( 1 988) 
1 39f, 1 43, 1 45, Sangmeister ( 1 993) 30ff. 

(43) Zitat Sangmeister ( 1 993) 34, Harff ( 1 988) 1 43, Linde ( 1 995) 3, Nicolas ( 1 994) 40, 
Nohlen, Lauth (1 992) 1 90. 

(44) Nicolas ( 1 994) 40f, Fliess ( 1 992) 1 9, Low, Nash ( 1 994) 60. 
(45) Burki, Edwards ( 1 995) 8f, Dadush, Brahmbhatt ( 1 995) 3ff, vgl. auch Sachs, Tornell, 

Velasco ( 1 996). 
(46) König (1 983) 2 1 0, Waldmann ( 1 990) 32, Eßer ( 1 993) 9,  Nicolas (1 993) 38. 
(47) Eßer ( 1 993) 9f, Fliess ( 1 992) 1 6, Nicolas ( 1 993) 38, Waldmann ( 1 990) 32. 
(48) Sangmeister ( 1 991 ) 1 4f, Eßer ( 1 993) 12 .  
(49) Leidy ( 1 995) 25f, Low, Nash ( 1 994) 59. 
(50) Eßer ( 1 993) 12 ,  Schütz-Buenaventura ( 1 993) 1 3. 
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1. Einleitung 

Die hohe Arbeitslosigkeit ist gegenwär­
tig das schwerwiegendste wirtschafts­
und sozialpolitische Problem in Europa. 
Deren Bekämpfung erfordert die ausrei­
chende Schaffung zusätzlicher Arbeits­
plätze. Diese werden vorwiegend im 
Dienstleistungssektor liegen. 

Damit wird das Augenmerk verstärkt 
auf den Strukturwandel zugunsten des 
tertiären Sektors und die Ursachen des­
selben gelenkt. Chancen und Hinder­
nisse für Beschäftigungszuwächse in  
den Dienstleistungsbranchen rücken in 
den Mittelpunkt der beschäftigungspoli­
tischen Diskussion. 

Die in diesem Beitrag besprochenen 
vier Bücher befassen sich aus ganz ver­
schiedenen Perspektiven und in unter­
schiedlicher Intensität mit den Entwick­
lungen im Dienstleistungssektor insge­
samt oder in Teilbereichen desselben. 

ln den letzten Jahrzehnten stieg in al­
len hochentwickelten Volkswirtschaften 
der Anteil des Dienstleistungssektors 
an der nominellen Wertschöpfung, ver­
teuerten sich die Dienstleistungen rela­
tiv zu den Sachgütern und nahm die 
Beschäftigung im tertiären Sektor er­
heblich zu, so daß sich dessen Anteil 
an der Gesamtbeschäftigung deutlich 
erhöhte. 

Mit dem Band 'Tertiar isierung in der 
deutschen Wirtschaft' legen drei Wirt­
schaftsforscher vom Institut für Welt­
wirtschaft an der Universität Kiel ,  H. 
Klodt, R. Maurer und A. Schimmelpfen­
nig, eine breit angelegte Untersuchung 
des Strukturwandels zugunsten des 
Dienstleistungssektors in Westdeutsch­
land vor. Die darin präsentierten Daten 
reichen zum Teil bis in die sechziger 
Jahre zurück. 

2. Wertschöpfung 

Der Anteil des Dienstleistungssektors 
an der nominellen Wertschöpfung er­
höhte sich in Westdeutschland von 
53 ,7% im Jahre 1980 auf 64,5% 1994. 
Trotz der überdurchschnittlichen An­
teilsgewinne des tertiären Sektors in 
den vergangenen Jahren weisen West­
deutschland und einige andere europäi­
sche Länder - darunter auch Österreich 
- demnach einen Tertiärisierungsgrad 
auf, der geringer ist, als es aufgrund ih­
res Pro-Kopf-Einkommens zu erwarten 
wäre. 

Zu konstanten Preisen nahm der An­
teil des Dienstleistungssektors an der 
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Bruttowertschöpfung aller Wirtschafts­
bereiche in Westdeutschland zwischen 
1982 und 1994 mit jahresdurchschnitt­
lieh rund 0,7 Prozentpunkten nur ge­
ringfügig schwächer zu als in laufenden 
Preisen. 

Mit Recht weisen die Autoren im Zu­
sammenhang mit internationalen Ver­
gleichen der sektoralen Anteile darauf 
hin,  daß eine Begründung dafür, wes­
halb Länder mit ähnlichem gesamtwirt­
schaftl ichen Entwicklungsniveau glei­
che Tertiärisierungsgrade aufweisen 
sollten, fehlt. "So wie sich Länder in der 
industriellen Arbeitsteilung auf unter­
sch iedl iche Branchen spezialisieren, 
mag es auch unterschiedliche kompa­
rative Vor- und Nachteile zwischen Län­
dern bei der Dienstleistungsproduktion 
geben." (S. 16). 

3. Veränderung der 

Arbeitsproduktivität 

Die Faktoren, welche die Richtung 
und das Ausmaß der Verschiebungen 
in der sektoralen und branchenmäßi­
gen Beschäftigungsstruktur bestim­
men , sind vor allem die unterschiedli­
chen Änderungsraten der Produktivität 
und der Wandel in der Nachfragestruk­
tur der privaten Haushalte sowie der 
Unternehmungen. 

Was den Fortschritt der Arbeitspro­
duktivität betrifft, so war dieser in den 
meisten OE CD-Ländern in der Sachgü­
terproduktion deutlich stärker als im 
Dienstleistungssektor. Die westdeut­
sche Wirtschaft nahm hier eine Sonder­
stel lung ein , denn die Arbeitsproduktivi­
tät (=Bruttowertschöpfung zu konstan­
ten Preisen je Erwerbstätigen) stieg 
dort im Zeitraum 1982 bis 1994 im 
Dienstleistungssektor mit 1 ,86% p.a. 
gleich schnell wie im Verarbeitenden 
Gewerbe (1 ,85%). 

Ein wesentlicher Erklärungsfaktor für 
diese Parallel ität des Produktivitätsfort­
schr itts ist darin zu sehen, daß die Ka­
pitalintensität in  der Industrie seit Mitte 
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der achtziger Jahre nicht mehr rascher 
steigt als im tertiären Sektor: Im Verar­
beitenden Gewerbe Westdeutschlands 
erhöhte sich die Kapital intensität 
(=Bruttoanlagevermögen in Preisen 
von 1991 je Erwerbstätigen)  zwischen 
1975 und 1994 um jahresdurchschnitt­
liehe 2,33%, im teriären Sektor um 
2 ,21%. 

Auch in diesem Zusammenhang ist 
die starke Heterogenität des Dienstlei­
stungssektors zu berücksichtigen. Die 
Innovationen in den Informations- und 
Kommunikationstechniken ( IKT) er­
möglichen insbesondere im Bereich 
der sog. 'ungebundenen' Dienstleistun­
gen, deren Erbringung keinen unmittel­
baren persönlichen Kontakt zwischen 
Produzenten und Konsumenten erfor­
dert, einen sehr raschen Produktivitäts­
fortschritt. Bei den sog. 'gebundenen' 
Dienstleistungen hingegen, welche die 
gleichzeitige Anwesenheit von Produ­
zenten und Konsumenten an einem Ort 
voraussetzen ,  sind die Möglichkeiten 
zur Anhebung der Arbeitsproduktivität 
stark beschränkt. 

Das Ausmaß des Produktivitätsfort­
schritts im Gesamtsektor hängt somit 
vor allem davon ab, welches Gewicht 
die gebundenen und die ungebundenen 
Dienstleistungen haben und wie sich 
diese Anteile verschieben. Das ver­
gleichsweise hohe Produktivitäts­
wachstum im tertiären Sektor West­
deutschlands erklärt sich aus den be­
sonders starken Anteilsverschiebungen 
zugunsten der ungebundenen Dienst­
leistungen. 

4. Konsumnachfrage 

Das Konsumverhalten der privaten 
Haushalte leistete einen - in Relation 
zur intermediären Nachfragekompo­
nente (siehe unten) - kleinen Beitrag 
zur Tertiärisierung der westdeutschen 
Wirtschaft. 

Der Anteil der Dienstleistungen 
(ohne Handel und Wohnungsvermie-
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tung) an den Käufen der privaten Haus­
halte stieg zu laufenden Preisen kräftig , 
nämlich von 19,2% im Jahre 1970 auf 
28 ,5% 1995 , zu konstanten Preisen 
(von 1991) deutlich abgeschwächt, 
nämlich von 17 ,4% im Jahre 1980 auf 
19,0% 1995 (S. 40). Daraus kann ge­
schlossen werden, daß sich die Ein­
kommenselastizität der Nachfrage 
nach Dienstleistungen für die Gesamt­
heit der privaten Haushalte über eins 
l iegt. 

Gundlach (1) ermittelte, daß dafür 
nicht eine einkommenselastische 
Dienstleistungsnachfrage homogener 
Haushaltsgruppen ausschlaggebend 
ist, sondern vor allem Veränderungen 
in  der Struktur der privaten Haushalte: 
Im Zeitablauf gewannen jene Haushal­
te (solche mit erwerbstätigen Frauen,  
Einpersonenhaushalte u.a.) an Ge­
wicht, die überproportional Dienstlei­
stungen nachfragen. 

5. Vorleistungsnachfrage 

Zwar ist auch bei der Endnachfrage 
eine gewisse Strukturverlagerung zu 
verzeichnen , aber i nsgesamt kann der 
sektorale Strukturwandel zugunsten 
des tertiären Sektors in Westdeutsch­
land "nahezu vollständig auf Verände­
rungen in der Vorleistungsnachfrage 
zurückgeführt werden ." (S. 46) Zur Zu­
nahme der Vorleistungsnachfrage nach 
Dienstleistungen trug der sekundäre 
Sektor rund ein Drittel und der tertiäre 
Sektor rund zwei Drittel bei. Die Intensi­
vierung der Arbeitsteilung innerhalb 
des Dienstleistungssektors war somit 
der wichtigste Grund für die Tertiärisie­
rung der Gesamtnachfrage. (2) 

Der Anstieg der Nachfrage nach 
Dienstleistungen von seiten der Unter­
nehmungen spiegelt vor allem eine er­
höhte Dienstleistungsintensität der Pro­
duktion in der gesamten Volkswirtschaft 
wider ( lnnovationshypothese) und ging 
nur zu einem geringen Teil auf die Aus­
lagerung ehemals selbsterstellter Dien-
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ste aus dem industriellen Sektor (Exter­
nalisierungshypothese) zurück. 

Wäre das Auslagerungsmotiv die Ur­
sache für den sektoralen Strukturwan­
del, so müßte der Anteil der tertiären 
Tätigkeiten in  der Industrie zurückge­
hen. Dies war jedoch im Produzieren­
den Gewerbe Westdeutschlands nicht 
der Fall (3); ihr Anteil erhöhte sich im 
Gegenteil von 41,7% im Durchschnitt 
der Jahre 1984-89 auf 44,5% 1990-95 
(S. 177). 

6. Tertiärisierung der 

Beschäftigung 

Der Anteil des Dienstleistungssektors 
an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen 
nahm in Westdeutschland laut Statisti­
schem Bundesamt von 48,2% im Jahre 
1976 auf 61,0% 1995 zu. 

Die höchsten Zuwachsraten der Be­
schäftigung verzeichneten zwischen 
1970 und 1992 der Bereich der 'ande­
ren Dienstleistungen' (das sind v.a. 
Wirtschaftsd ienste ), das Kredit- und 
Versicherungsgewerbe, die Öffentli­
chen Dienste und der Bereich Handel, 
Hotel- und Gaststättengewerbe. Die 
geringste prozentuelle Zunahme im 
westdeutschen Dienstleistungssektor 
hatte der Bereich Verkehr und Kommu­
nikation (S. 15). 

An d ieser Stelle ist auf ein Manko des 
besprochenen Bandes hinzuweisen, 
das angesichts der sonst dargebotenen 
Fülle an Daten besonders überrascht: 
Das Buch enthält keine einzige Tabelle 
über die Beschäftigtenstände in den 
einzelnen Branchen des westdeut­
schen Dienstleistungssektors im Beob­
achtungszeitraum, ganz zu schweigen 
von einer weiteren Differenzierung 
nach Selbständigen/Unselbständigen , 
Geschlecht, Arbeiter-/Angestelltensta­
tus,  Vollzeit-/Teilzeit-/geringfügig Be­
schäftigten usw. 
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7. Berufsstruktur 

Die an der Berufsstruktur gemessene 
Tertiärisierung (Anteil der in Dienstlei­
stungsberufen tätigen Personen) ist 
wesentlich weiter vorangeschritten als 
die an der Erwerbstätigkeitsstruktur ge­
messene Tertiärisierung: Der Anteil je­
ner Erwerbstätigen , die einen tertiären 
Beruf ausüben, betrug in Westdeutsch­
land 1976 bereits 58,8% und stieg bis 
1995 auf 67,1% (S. 52). 

8. Tätigkeitsstruktur 

Aus dem Sozio-oekonomischen Pa­
nel des Deutschen Instituts für Wirt­
schaftsforschung können Daten über 
die Verschiebungen in der Tätigkeits­
struktur der Gesamtheit der Erwerbstä­
tigen gewonnen werden. Demgemäß 
erhöhte sich der Anteil jener Erwerbstä­
tigen ,  die eine tertiäre Tätigkeit aus­
üben, in der westdeutschen Wirtschaft 
von 64,5% im Jahre 1984 auf 73,4% 
1995 , wobei Teilzeitbeschäftigte mit 
dem Faktor 0,5 gewichtet wurden (S. 
170). 

Dieser Tertiärisierungsindikator zeigt 
im übrigen , daß von einer erheblichen 
'Dienstleistungslücke' zwischen den 
Vereinigten Staaten einerseits und 
Westdeutschland andererseits nicht 
(mehr) gesprochen werden kann. Unter 
korrekter Berücksichtigung der Teilzeit­
beschäftigten war der Vorsprung der 
USA in  bezug auf den Anteil tertiärer 
Tätigkeiten Anfang der neunziger Jah­
re nur noch sehr gering. 

Zum Wandel der intersektoralen Tä­
tigkeitsstruktur in der westdeutschen 
Wirtschaft hinzu traten beträchtliche 
Verschiebungen innerhalb des Dienst­
leistungssektors. Die Zahl der Erwerbs­
tätigen in transport- und handelsbezo­
genen Tätigkeiten ist seit Ende der 
achtziger Jahre sogar absolut rückläu­
fig ,  während die auf produktionsnahe 
und öffentliche Dienste ausgerichteten 
Tätigkeiten und vor allem die kommu-
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n ikationsbezogenen Tätigkeiten beson­
ders rasch expandierten. 

9. Qualifikationsstruktur 

l n  allen OECD-Ländern läßt sich ein 
Trend zur höherer Qualifikation der Be­
schäftigten feststellen (S. 179). Die Ur­
sachen hiefür liegen vor allem auf der 
Nachfrageseite: Empirische Studien 
zeigen, daß die Nachfrage nach qualifi­
zierten Arbeitskräften schneller gestie­
gen ist als das entsprechende Angebot. 

Die Veränderung der Arbeitsnachfra­
ge läßt sich in  einen Brancheneffekt, in 
einen Berufseffekt und einen Qualifika­
tionseffekt aufgliedern. Eine Untersu­
chung für Österreich im Zeitraum 1 981 
bis 1991 zeigt, daß der Wandel der 
qual ifikatorischen Struktur der Beschäf­
tigung nur zu rund einem Fünftel auf 
Verschiebungen in  der Branchenstruk­
tur (Brancheneffekt) und zu etwa einem 
Zehntel auf Veränderungen der Berufs­
struktur innerhalb der einzelnen Wirt­
schaftsbereiche (Berufseffekt) zurück­
geht, aber zu mehr als zwei Drittel auf 
Veränderungen der Qualifikationsantei­
le innerhalb der einzelnen Berufsabtei­
lungen (Qualifikationseffekt). (4) 

10. Auswirkungen der modernen 

IKT 

Von besonderer Bedeutung für den 
Dienstleistungssektor ist die Anwen­
dung der modernen Informations- und 
Kommunikationstechn iken .  Informatio­
nen als wichtigste Inputs in vielen 
Dienstleistungsbereichen werden im­
mer bil liger und leichter verfügbar und 
daher auch intensiver genutzt. Die sich 
herausbildenden neuen Produktions­
strukturen sind weiters gekennzeichnet 
durch hochgradige zwischenbetriebli­
che, intersektorals und i nternationale 
Verflechtung und Vernetzung sowie 
neue Formen der Unternehmensorga­
nisation. Auf der Grundlage der IKT er­
folgen vielfältige Produktinnovationen, 
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wodurch neue Märkte entstehen. Die 
Produktdifferenzierung schreitet rasch 
voran;  nachgefragt werden in steigen­
dem Maße Bündel aus Sachgütern und 
Dienstleistungen, welche Systemlösun­
gen darstellen. Aus diesem Grund wird 
die traditionelle Abgrenzung zwischen 
Sachgüterproduktion und Dienstlei­
stungssektor immer unschärfer. 

Mit der Ausbreitung vernetzter Pro­
duktionsstrukturen verschieben sich 
auch die Schwerpunkte in der Diskussi­
on um die Regulierung der Dienstlei­
stungsbranchen. Der Aufbau von neuen 
Kabelnetzen ,  Funknetzen etc. stellt an 
die Ordnungspolitik neue Anforderun­
gen. ln diesem Zusammenhang geht es 
vor allem darum, ob und wie der Staat 
den Übergang zu vernetzten Produkti­
onsstrukturen durch geeignete Regulie­
rungsmaßnahmen unterstützen kann. 

Der Übergang zu den neuen, ver­
netzten Produktionsstrukturen verläuft 
nämlich selbstverständl ich n icht frikti­
onslos. Zum einen benötigt die Diffusi­
on neuer Techn iken Zeit: Sie erfolgt 
schrittweise in dem Maße, wie Ersatz­
und Erweiterungsinvestitionen fäl l ig 
werden. Zum anderen setzt die Ver­
wendung bestimmter Techniken und 
damit verbundener Organ isationsfor­
men die Einhaltung bestimmter Stan­
dards voraus , die sich nur nach und 
nach etablieren lassen .  "Solange die 
meisten Produzenten noch in  hierarchi­
schen Strukturen verharren ,  kann es 
beispielsweise für netzorientierte Pro­
duzenten schwierig sein, in hinreichen­
dem Maße geeignete Kooperations­
partner zu finden .. . " (S. 214) 

Der zunehmende Einsatz der moder­
nen IKT steht auch in hohem Maße hin­
ter den im Abschnitt 9 angeführten 
Branchen-, Berufs- und Qual ifikations­
effekten auf die Qualifikationsstruktur 
der Beschäftigten.  Vor allem aus zwei 
Gründen führt die IKT-Anwendung zu 
erhöhten Anforderungen an die Qualifi­
kation der Beschäftigten in den hoch­
entwickelten Volkswirtschaften: 
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Erstens ermögl ichen die neuen IKT 
die verstärkte Anwendung modularer 
Produktionsverfahren. Dies gestattet 
die Auslagerung jener Module, die eher 
geringe Qualifikationen erfordern, an 
Niedriglohnstandorte, während in  
Hochlohnstandorten wie Deutschland 
oder Österreich nur die Produktionsmo­
dule mit hohen Qual ifikationsanforde­
rungen zurückbleiben. Somit kommt es 
hierzulande zu einem Rückgang der 
Nachfrage nach niedrigqual ifizierter Ar­
beit und zu einem Anstieg der Nachfra­
ge nach hochqualifizierter Arbeit. ln der 
Folge sinkt die Komplementaritätsren­
te, welche geringqual ifizierte Arbeits­
kräfte in Westeuropa bislang erzielen 
konnten (S. 77) 

Zweitens bewirkt der Einsatz auto­
matisierter Produktionsanlagen, die auf 
den modernen IKT beruhen, eine zu­
nehmende Substitution einfacher Ar­
beit durch Sachkapital .  Für den Dienst­
leistungssektor bedeutet d ies, daß vor 
allem in den Bereichen Verwaltung , 
Handel und Transport Arbeitsplätze für 
Niedrigqual ifizierte verlorengehen. 
Gleichzeitig steigt auch in  diesen Berei­
chen die Nachfrage nach hochqualifi­
zierten Arbeitskräften .  

Das Problem ist, daß sich d ie  Tech­
nik rascher ändert als das Humankapi­
taL Das Grünbuch der EU zur Informa­
tionsgesellschaft (5) geht davon aus, 
daß im Durchschnitt al ljährl ich zehn 
Prozent oder etwas mehr aller Arbeits­
plätze verschwinden und durch andere 
Arbeitsplätze in neuen Produktions­
bzw. Dienstleistungsbereichen oder in  
neuen Unternehmungen ersetzt wer­
den, die in der Regel andere, höhere 
und breitere Qual ifikationsanforderun­
gen stellen. Der natürliche Abgang aus 
bzw. Zugang in die Erwerbstätigkeit be­
trägt aber jährlich nur zwei bis drei Pro­
zent der Gesamtbeschäftigung. Also 
selbst unter der Annahme, daß alle 
Neuzugänge über das erforderliche 
IKT-spezifische Wissen verfügen, ist 
der natürliche Umschlag völlig unzurei-
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chend für die Anpassung des Human­
kapitals. Daraus ergibt sich die ent­
scheidende Funktion der beruflichen 
Weiterbildung der in Beschäftigung ste­
henden Arbeitskräfte. Bislang reichten 
auch der natürliche Zugang und die 
Reichweite der Weiterbildungsmaßnah­
men gemeinsam nicht aus für die An­
passung des Humankapitals an den 
technischen Fortschritt, den Wandel der 
Tätigkeits- und der Branchenstruktur. 

Der von Jörg Flecker herausgegebe­
ne Sammelband zum Thema Arbeits­
politik enthält zwei Artikel, die sich mit 
dem Zusammenhang zwischen moder­
nen IKT und Dienstleistungsbeschäfti­
gung befassen. 

l n  einem Kurzbeitrag kommentiert 
Gerd Schienstock die Diskussion über 
die möglichen Beschäftigungseffekte 
der entstehenden I nformationsgesell­
schaft Die Optimisten, die erwarten, 
daß letztere einen drastischen Abbau 
der Arbeitslosigkeit bewirken werde, 
setzen zum einen auf neue Produkte 
und Dienstleistungen , zum anderen auf 
den (längerfristig) kaufkraftsteigernden 
Effekt von Kostensenkungen aufgrund 
von Prozeßinnovationen . "Die neuen 
Informations- und Computertechnologi­
en,  so die Argumentation, bi lden die 
Grundlage für einen neuen Wachs­
tumszyklus." (S. 201) 

Schienstock steht dieser optimisti­
schen Einschätzung skeptisch gegen­
über. Die intel l igenten Produkte und 
Dienstleistungen, die einen dauerhaf­
ten Massenbedarf auslösen könnten, 
l ießen auf sich warten. Und ob länger­
fristig Kosteneinsparungen und etwaige 
Bedarfsausweitungen unter den Bedin­
gungen eines verschärften internatio­
nalen Wettbewerbs in Europa zu neuen 
Arbeitsplätzen führen werden , sei ge­
genwärtig noch völlig ungewiß. 

Handlungsbedarf bestehe jedenfalls, 
denn: "Konkrete soziale Praktiken des 
Gebrauchs neuer Informations- und 
Computertechnologien entscheiden 
darüber, ob die lnformationsgesell-
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schaft Beschäftigung entstehen läßt 
oder abbaut." (S. 202) 

Thomas Riesenecker-Caba und 
Christian Stary setzen sich in ihrer 
Branchenstudie mit den Folgen syste­
mischer Rationalisierung für die Trans­
port- und Lagerarbeit auseinander. Sie 
gelangen zu der Schlußfolgerung, daß 
es im Gütertransportwesen zu einer 
stärkeren Integration von Funktionen 
und Abläufen bei gleichzeitig zuneh­
mender Spezialisierung der Betriebe 
und Unternehmenseinheiten kommt. 
Die Arbeitsfolgen der auf das System 
der Transportketten abzielenden und 
damit zwischen- und überbetrieblich 
ansetzenden Rationalisierung sind dif­
ferenziert, weil gleiche Funktionstypen 
an unterschiedlichen Stellen und in den 
verschiedenen Transportketten unter­
schiedliche Entwicklungstrends zeigen. 
( Im übrigen umfaßt dieser inhaltlich 
eher heterogene Sammelband auch 
drei ausgezeichnete Beiträge zum The­
ma International isierung und Wandel 
von Arbeitsorganisation und Arbeitsbe­
ziehungen.) 

11. Der Wandel der 

Österreichischen Beschäftigten­

struktur in den achtziger Jahren 

Der von H.  Sehnabi herausgegebene 
Sammelband ' Innovation und Arbeit' 
umfaßt ein Dutzend Beiträge, die sich 
im weiteren Sinne mit dem Thema 
technischer Wandel und Beschäftigung 
befassen. Für an Fragen des Struktur­
wandels Interessierte sind insbesonde­
re drei Artikel hervorzuheben: 

P. Bleses und C. Stahmer beschrei­
ben und analysieren mit amtlichen Er­
gebnissen der Input-Output-Rechnun­
gen 1960 und 1990 den Strukturwandel 
des Arbeitsmarktes in der Bundesrepu­
blik Deutschland. Th. Siebe nimmt un­
ter Vorgabe von plausiblen Rahmenda­
ten eine Projektion möglicher Produkt­
ions- und Beschäftigungsentwicklun­
gen in Westdeutschland für den Zeit-
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raum 1996 bis 2005 vor. Zu diesem 
Zweck führt er Simulationsstudien mit 
einem disaggregierten ökonametri­
sehen Modell durch. 

Der Beitrag 'Wirtschaftsstruktur, Be­
rufe und Qualifikationen in Österreich' 
schließlich stammt aus der Feder von 
Norbert Rainer und Sonja Auracher. 
Der Artikel beschreibt die Erstellung ei­
ner mit der Input-Output-Statistik abge­
stimmten Wirtschaftszweig- mal Be­
rufs- bzw. Qualifikationsmatrix für 
Österreich und enthält einige Analysen, 
die auf diesem Datenmaterial beruhen. 

Die Verschiebungen in der Österrei­
chischen Beschäftigtenstruktur zwi­
schen 1981 und 1991 waren tatsächlich 
'gewaltig' (S.62). Die Gesamtzahl der 
Erwerbspersonen stieg in  diesem Jahr­
zehnt um acht Prozent. Ausschlagge­
bend für diesen Zuwachs war die Ex­
pansion des Dienstleistungssektors: 
Während die Erwerbspersonenzahl 
dort um 25 ,2% zunahm, verzeichneten 
der primäre (-26 ,2%) und der sekundä­
re Sektor (-6 ,2%) erhebliche Beschäf­
tigungsrückgänge. 

Ein entsprechendes Bild zeigt sich 
bei den Berufen: Starken Abnahmen 
bei den Land- und Forstwirtschaftlichen 
Berufen (-25,8%) sowie bei den Pro­
duktionsberufen (-5 ,0%) steht eine 
deutliche Expansion bei den Dienstlei­
stungsberufen (19,8%) gegenüber. 

Eine Komponentenzerlegung (S. 64) 
ergibt, daß mehr als die Hälfte des 
Rückgangs der Produktionsberufe auf 
den Wirtschaftsstruktureffekt zurückzu­
führen ist und nur etwas mehr als ein 
Drittel auf den Berufsstruktureffekt 
Noch ausgeprägter ist diese Konstella­
tion bei den Dienstleistungsberufen: 
Deren Expansion war zu 93% auf das 
Wachstum des tertiären Sektors zu­
rückzuführen.  

Auf den Trend zu höherer Qualifikati­
on der Beschäftigten wurde bereits 
oben unter Punkt 9 h ingewiesen. ln  
Österreich sank in den achtziger Jahren 
der Anteil jener Erwerbspersonen,  die 
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nur eine Pflichtschule abgeschlossen 
hatten, um 21 , 7%. Alle höheren Bil­
dungsebenen weisen sehr hohe Zu­
wächse auf. So stieg der Anteil der Be­
rufstätigen mit Abschluß einer Hoch­
schule oder hochschulähnl ichen Aus­
bildung von 4,8 auf 7,1%. Dieser Zu­
wachs wurde zu 92,8% vom Dienstlei­
stungssektor absorbiert. 

12. Öffentliche Dienstleistungen 

Im Sammelband 'Wirtschaft und öf­
fentliches Interesse' wird der Stei len­
wert der 'Dienste von allgemeinem wirt­
schaftl ichem Interesse' in  Österreich 
und in  der EU von prominenten Autoren 
sowohl aus rechtlicher als auch aus 
ökonomischer Perspektive beleuchtet. 

Norbert Wimmer sucht in seinem 
Beitrag '"Service Public" in  Österreich' 
marktwirtschaftsfeste öffentliche Auf­
gabenbareiche zu bestimmen. Zu letz­
teren zählen nach österreichischer Ver­
fassungslage zum einen die 'genuinen 
Staatsaufgaben' , wobei es sich im we­
sentlichen um die Aktionsbereiche im 
Rahmen des staatlichen Gewaltmono­
pols handelt: Gesetzgebung,  Recht­
sprechung, Polizei ,  Landesverteidi­
gung, Währungshoheit, Finanzverwal­
tung. Zum anderen wirkt das Soziai­
staatsprinzip als rechtl iche und fakti­
sche Barriere gegen einen Abbau von 
Staatsaufgaben. Zusammenfassend 
hält Wimmer fest, daß die staatsprinzi­
piellen und verfassungsrechtl ichen 
Grundentscheidungen zwar einen 
Kernbereich von öffentlichen Aufgaben 
als Nukleus der Staatl ichkeil schützten ,  
gleichzeitig aber von diesem Stand­
punkt aus n icht auszumachen sei , wo 
die Grenzen der Privatisierung konkret 
verlaufen. Erforderlich sei eine Neude­
finition des 'service public' (S. 41 ). 

Das Europarecht schafft mit dem Art. 
90 Abs. 2 EGV die wichtigste Enklave 
im Herrschaftsbereich des marktwirt­
schaftl iehen Wettbewerbs. Demgemäß 
kann die Anwendung der Wettbewerbs-

1 23 



Wirtschaft und Gesellschaft 

regeln bei der Erbringung von Dienst­
leistungen von allgemeinem wirtschaft­
lichem Interesse unter bestimmten Vor­
aussetzungen ausgesetzt werden. 

Gabrial Obermann befaßt sich in  
dem Beitrag 'Öffentliche Aufgaben in  
ausgewählten lnfrastrukturbereichen' 
im einzelnen mit diesen 'Dienstleistun­
gen von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse' unter den Postdiensten, den 
Telekommunikationsdiensten und im 
Verkehrswesen. Am Beispiel der Öster­
reichischen Post werden die öffentli­
chen Aufgaben des Postdienstes ge­
mäß geltendem Recht und unter Be­
dachtnahme auf Zukunftsperspektiven 
abgeleitet. 

Abschließend möchte der Rezensent 
die Hoffnung äußern , daß die ausge­
zeichneten Beiträge dieses Bandes die 
- wie im Geleitwort festgehalten - not­
wendige Diskussion über die Rolle des 
Staates in konstruktiver Weise beein­
flussen werden. 

M ichael Mesch 
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Anmerkungen 

( 1 )  Gundlach, Erich, Die Dienstleistungs­
nachfrage als Determinante des wirt­
schaftlichen Strukturwandels (Tübingen 
1 993). 

(2) Zur Bedeutung der Vorleistungsnachfra­
ge für den Strukturwandel in Österreich 
siehe: Kratena, Kurt, Die Tertiärisierung 
von lnputstruktur, Produktion und Be­
schäftigung. Eine Input-Output-Analyse 
für Österreich 1 976-94, in:  Mesch, Mi­
chael (Hrsg .) ,  Neue Arbeitsplätze in 
Österreich. Die Beschäftigungsentwick­
lung im Österreichischen Dienstlei­
stungssektor (Wien 1 998). 

(3) Für Österreich finden Lassnigg, Lorenz; 
Prenner, Peter, Analyse der Verschie­
bungen in der Österreichischen Be­
schäftigungsstruktur 1 97 1 -91 , in :  
Mesch ( 1 998), ebenfalls keine Belege 
für die Externalisierungshypothese. 

(4) Quelle siehe Anmerkung 3. 
(5) Commission of the European Commu­

nities, Green Paper: Living and Working 
in the I nformation Society: People First 
(=COM (96) 389, Brüssel 1 996). 
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Public Health - Dokument einer 
Renaissance? 

Rezension von: Friedrich Wilhelm 

Schwartz, Bernhard Badura, Rainer 

Leid!, Heiner Raspe, Johannes Siegrist, 

Das Public Health Buch - Gesundheit 

und Gesundheitswesen, Verlag 

Urban&Schwarzenberg, München-Wien­

Haitimore 1 997, 702 Seiten. 

1. Eine kurze historische 

Einordnung 

Ernst Gottfried Baidinger schreibt in 
seinem Vorwort zum Lexikon der k. k. 
Medizinalgesetze in  der 2 .  Hälfte des 
19. Jahrhunderts: "Von dem Herrn Son­
nenfels (wichtiger Vertreter merkantil i­
stischer Ideen in  Österreich , Anmer­
kung durch den Verfasser E. Theurl) bis 
auf den elendsten Skribler ist erwiesen, 
nur alsdann mächtig und unüberwind­
l ich seien die Fürsten ,  wenn sie die 
größte Volksmenge gesunder und ner­
vichter Unterthanen beherrschen, wel­
che das Schwert, die Kanone, den 
Webstuh l ,  den Pflug - auch n icht zu 
vergessen die Feder - mit Kraft und mit 
Muth unter Ihrer Fürsten Degen und 
Szepter führen und benutzen kön­
nen."(1) Brösskamp-Stone et al. zitie­
ren in dem h ier rezensierten Buch im 
Kapitel "Gesundheitsförderung und 
Prävention" den Herausgeber F. W. 
Schwartz mit den Worten:  "Nationale 
Politik muß von der Überzeugung ge­
tragen werden , daß eine gesunde Be­
völkerung eine Quelle des Reichtums 
sowohl für die Individuen wie für die 
Gemeinschaft darstellt." (S. 148). 

Ist das Zufal l ,  Auswahlbias des Re­
zensenten oder Ausdruck einer der vie­
len unveränderlichen Universalien und 
Kategorien, die die Menschheitsge-
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schichte bevölkern? Es ist hier nicht der 
Ort, um die Rolle von Quantität und 
Qualität des Humankapitals (Gesund­
heit, Bi ldung) dogmengeschichtlich 
ausführlich zu beleuchten und damit 
die offensichtlich bestehenden Ge­
meinsamkeiten/Unterschiede zwischen 
den beiden Zitaten herauszuarbeiten. 
Eine Interpretation,  die mit der Verbin­
dung der beiden Zitate intendiert sein 
könnte, gi lt es allerdings zu zerstreuen, 
um eine historisch korrekte Einordnung 
des vorl iegenden Buches zu gewährlei­
sten. Es existiert weder in der realhisto­
rischen noch in der dogmenhistori­
schen Entwicklung ein direkter und frik­
tionsfreier Pfad von der Bevölkerungs­
lehre des Merkanti l ismus bzw. Karner­
al ismus des 18. und 19. Jahrhunderts 
zu den Konzeptionen von (Modem) Pu­
blic Health am Ausgang dieses Jahrtau­
sends. 

Dabei ist unbestritten,  daß die Idee 
von Public Hea/th im deutschsprachi­
gen Raum eine lange und herausragen­
de Tradition hat. Sie geht zurück auf die 
Initiativen der Österreich-Ungarischen 
Monarchie bzw. der Deutschen Fürsten 
(des Deutschen Reiches) im 18. und 
19. Jahrhundert. Gesellschaftspoliti­
scher bzw. ökonomischer Hintergrund 
dieser Initiativen waren u.a. die Bevöl­
kerungslehre und Bevölkerungspolitik 
des Merkanti l ismus in Verbindung mit 
einer stark meritorisch-paternal isti­
schen Sicht der Interventionsnotwen­
digkeit des Staates in private Angele­
genheiten im Rahmen eines aufgeklär­
ten Monarchismus. Ein wichtiger Expo­
nent d ieser Sichtweise war beispiels­
weise Johann Peter Frank, der 1779 ein 
achtbändiges Werk unter dem Titel 
"System einer vollständigen medizini­
schen Polizei" veröffentlichte. Es ent­
h ielt eine umfassende Konzeption der 
Volksgesundheitspflege, Gesundheits­
förderung,  individuellen Gesundheits­
erziehung und öffentlichen Gesund­
heitspflege. Dazu schlug er eine umfas­
sende Gesundheitsexekutive, eben 
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eine medizinische Polizei vor. "Diese 
frühe Form der Gesundheitsaufklärung 
wandte sich nach der französischen 
Revolution rasch an al le Bürger. Als 
,hygienische Volksbelehrung'  entwik­
kelte sie sich im 19. Jahrhundert, berei­
chert durch die Entdeckungen der na­
turwissenschaftl ichen Medizin zu einer 
missionarischen Weltanschauung, d ie 
sich nur noch mit der Umweltschutzbe­
wegung unserer Tage vergleichen läßt. 
Alfons Fischer spricht von ,wahren 
Feldzügen der Gesundheitserzie­
hung' ."(2) Gesundheit wurde schrittwei­
se - in  einem keineswegs friktionsfrei 
verlaufenden Prozeß - ihres privaten 
und schicksalhaften (gottgegebenen) 
Charakters entkleidet und als öffent­
lich-rechtlich relevantes, plan- und 
steuerbares Anliegen thematisiert. An­
fang des 20. Jahrhunderts entstand -
aufbauend auf sehr fragilen demokrati­
schen Strukturen - insbesondere in  
Deutschland noch einmal e in  Höhe­
punkt der Public Health - Bewegung,  
der in erster Linie mit  dem Name Altred 
Grotjahn zu verbinden ist. Grotjahn 
strebte die Übertragung des Pro­
gramms der großen Pioniere Frank, 
Mai ,  Neumann ,  Virchow und Pellenkof­
fer auf die moderne, wissenschaftl ich 
orientierte Medizin an. Er forderte für 
die Wissenschaft der Volksgesund­
heitspflege lnterdiszipl inarität und 
nannte als Partnerwissenschaften Me­
dizinalstatistik, Demographie, Anthro­
pometrie, Nationalökonomie und Sozi­
alwissenschaften . (3) 

Wie vorausschauend das war, ermißt 
man daran ,  wenn man die Forschungs­
ansätze von "Modem Public Health" da­
mit vergleicht. Dazu Schwartz in seiner 
Einführung zum vorl iegenden Band : 
"Public Health-Forschung integriert 
eine Vielzahl wissenschaftlicher Diszi­
plinen und Methoden und ist charakte­
risiert durch ihren multidiszipl inären 
Zugang." (S.  4). Als wissenschaftliche 
Disziplinen werden in der Folge ua. ge­
nannt: Epidemiologie, Genetik, Um-
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weltmedizin ,  Sozialwissenschaften ,  De­
mographie, Politikwissenschaften ,  Ge­
sundheitsökonomie, Informatik, Stati­
stik etc. 

Die Herrschaft des Nationalsozialis­
mus brachte die große Zäsur in der 
Volksgesundheitspflege. An die Stelle 
der humanitären Idee einer sozialen 
Schicksalsgemeinschaft trat die rassi­
stische Größenidee des arischen Her­
renvolkes. Die Verbindung der Rassen­
ideologie mit einem pervertierten Sozi­
aldarwinismus bzw. mit der politischen 
Ideologie der "Sozialhygiene" hatte 
nachhaltige Wirkungen auf die Nach­
kriegsentwicklung des Public Health -
Gedankens im deutschprach igen 
Raum. "Nach dem Verlust ihrer ethi­
schen Fundamente, ihrer internationa­
len Verbindungen und ihrer akademi­
schen Lehrerwar die Volksgesundheits­
pflege an den deutschen Universitäten 
untergegangen. Vier Nachkriegsjahr­
zehnte waren erfüllt von Mängelrügen 
aller wichtigen Wissenschaftsorganisa­
tionen an die Adressen von Epidemio­
logie, Sozialmedizin und später auch 
Versorgungs- und Gesundheitssystem­
forschung. Es war aber nicht pure 
Nachlässigkeit, wenn der Wiederauf­
bau nur langsam anl ief, denn wer sollte 
die Fächer in Forschung und Lehre 
kompetent vertreten ,  wenn keine Aus­
bildungsmöglichkeiten im Lande mehr 
vorhanden waren."(4) 

Das vorliegende Buch kann damit 
auch als Dokument begriffen werden, 
daß Pub/ic Health in einer modernen 
Form als eine Gruppe verschiedener 
akademischer Diszipl inen in Deutsch­
land wiedergeboren wurde. 

2. Zum Anliegen, Aufbau und zu 

wesentlichen Inhalten des Buches 

Die Herausgeber definieren in ihrem 
Vorwort (S. X) das Anliegen und die 
Zielgruppe des Buches: Das Buch soll 
die Ausbildungs-, Forschungs- und Ent­
scheidungslücken zwischen biomedizi-
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nischer und sozialer Grundlagenfor­
schung, klinischer Medizin und der bis­
lang vernachlässigten nicht-kl inischen, 
bevölkerungs- und systembezogenen 
Gesundheitsforschung schließen hel­
fen ,  ohne die heute ein effizientes Ge­
sundheitswesen und eine präventive und 
leistungsfähige klinische Medizin un­
denkbar sind. Das Buch ist den Studie­
renden der Public Hea/th-Aufbaustudien­
gänge, den Studierenden der Medizin 
und aller gesundheitsbezogenen Fächer 
an Universitäten und Fachhochschulen, 
ebenso den im Gesundheitsbereich be­
reits tätigen Ärzten, den Angehörigen an­
derer Professsionen sowie den Politikern 
und Entscheidungsträgern im Gesund­
heitswesen mit der Hoffnung auf eine 
neue kreative und erfolgreiche Generati­
on von Public Health-Experten im 
deutschsprachigen Raum gewidmet. 

Das Buch vereinigt 55 Autorinnen 
aus dem deutschsprachigen Raum. Mit 
drei Ausnahmen sind die Autorinnen an 
I nstitutionen in  Deutschland tätig .  Es 
gl iedert sich in  insgesamt 8 Kapitel, die 
ihrerseits wiederum durch 45 Einzelbei­
träge in Unterkapitel strukturiert wer­
den. l n  der einleitenden Einführung 
wird ein kurzer Überblick über den Be­
griff und den Stand von Public Health 
sowie über die verschiedenen Heraus­
forderungen für die Gesundheitssyste­
me in den Industrieländern gegeben. 
Dieser Einführung schließt sich ein Ka­
pitel "Gesundheit und Krankheit" an. l n  
diesem Kapitel werden einleitend Meß­
konzepte von Gesundheit und Krank­
heit dargestellt bzw. wird ein empiri­
scher Befund zur Situation in  Deutsch­
land und in ausgewählten Industrielän­
dern präsentiert. Daran schließen sich 
Beiträge an ,  die die Bedeutung einzel­
nen Determinanten von GesundheiU 
Krankheit abzuschätzen versuchen: 
* d ie genetischen Grundlagen von Ge-

sundheit und Krankheit, 
* den Einfluß von Umwelt, technischem 

und zivilisatorischem Fortschritt, 
* die Bedeutung von gesellschaftl ichen 
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Strukturen (Erwerbsrolle, Ge-
schlechtsrolle), 

* den Einfluß des individuellen Kon­
sumverhaltens, 

* den Konnex von Alter und Gesund­
heit. 
Abgeschlossen wird d ieses Kapitel 

mit zwei Beiträgen zur Rolle und Be­
deutung von Gesundheitsförderung 
und Prävention. 

Das Kapitel " Institutionen, Systeme 
und Strukturen" widmet sich politisch­
institutionellen Aspekten der Gesund­
heitsversorgung. Ausgehend von den 
Zielen und Strategien der Gesundheits­
politik werden Institutionen und Struktu­
ren der Gesundheitsförderung und Prä­
vention , der Krankenversorgung und 
des öffentlichen Gesundheitsd ienstes 
dargestellt. Abgerundet wird dieses Ka­
pitel durch einen Überblick über die 
Ausgaben für Gesundheit und ihre Fi­
nanzierung. Dieses Kapitel orientiert 
sich in der Darstellung mit wenigen 
Ausnahmen an der politisch-institutio­
nellen Struktur in Deutschland. 

Das Kapitel " Informationen gewinnen 
und interpretieren" ist der Vermittlung 
von Analysetechniken im Rahmen von 
Public Hea/th gewidmet. Dabei werden 
das theoretische Fundament, aber 
auch konkrete Anwendungsanleitungen 
und nützl iche Hinweise bzw. Warnun­
gen vor Fallstricken in  der Anwendung 
für folgende Themenbereiche gege­
ben: 
* Daten sammeln und auswerten; 
* wissenschaftl iche Ergebnisse deuten 

und nutzen;  
* qual itative und quantitative Methoden 

der Datengewinnung; 
* ökonomische Evaluation ; 
* Sozialmedizinische Beratung und Be­

gutachtung; 
* Gesundheitssystemforschung. 

Die beiden nächsten Kapitel sind der 
Vertiefung von Public Hea/th- lnhalten 
unter Praxisgesichtspunkten gewidmet. 
Dabei werden zwei unterschiedl iche 
Problemzugänge gewählt. Unter dem 
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Stichwort "Problemzugang Krankheits­
bilder'' wird einleitend das gerade in den 
letzten Jahrzehnten prägende und teil­
weise kontraproduktive Spannungsfeld 
von Public Hea/th und Kl inischer Medi­
zin beleuchtet. Darauf aufbauend wer­
den die Epidemiologie, die Versorgung­
defizite und die Folgerungen für die 
Konzeption von Public Hea/th für aus­
gewählte Krankheitsbilder analysiert: 
Infektionskrankheiten, Herz- und Kreis­
laufkrankheiten, Ernährungs- und Stoff­
wechselkrankheiten, bösartige Neubil­
dungen, rheumatische Erkrankungen, 
psychiatrische Erkrankungen, verhal­
tensbezogene Erkrankungen ( insbe­
sondere: Suchtkrankheiten) und Krank­
heiten des Kauorgans. 

Unter dem Stichwort "Problemzu­
gang Bevölkerungsgruppen" wird spe­
zifisch auf die Versorgungssituation 
und Versorgungserfordernisse ausge­
wählter Bevölkerungsgruppen einge­
gangen: Kinder und Jugendliche, Frau­
en und Männer, Arbeitende und Ar­
beitslose, Behinderte, Ältere und Alte 
und Migranten. 

Im Kapitel "Was kann Public Health 
in der Praxis leisten?" werden Fragen 
von Planung und Management, der 
Qualitätsforschung und Evaluation so­
wie des Qualitätsmanagements be­
sprochen. Das abschließende Kapitel 
setzt sich mit dem Stand der Pub/ic He­
a/th-Ausbildung und Forschung in  
Deutschland, Österreich und der 
Schweiz auseinander. Abgeschlossen 
wird das Buch mit einem Serviceteil ,  ei­
nem Glossar wichtiger Begriffe und ei­
nem ausführlichen Sachregister. 

3. Eine Einschätzung wichtiger 

Dimensionen des Buches 

Das vorliegende, sehr umfangreiche 
Buch ist - wie bereits erwähnt - multi­
disziplinär konzipiert. Eine Rezension 
kann der Fülle an präsentierten Mate­
rialen und methodischen Ansätzen da­
her nur sehr entfernt gerecht werden. 
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Die nachfolgenden Aussagen aus der 
Feder eines Ökonomen weisen daher 
notgedrungen einen B ias auf. Auch zei­
gen sich bestimmte Meriten/Schwä­
chen eines Buches n icht beim erstma­
l igen Lesen,  sondern erst bei der ver­
tieften Verwendung in der Ausbildung. 

Insgesamt erscheint mir das Buch 
gelungen zu sein. Es erfüllt das von den 
Herausgebern formulierte Anforde­
rungsprofiL Formal besticht es durch 
ein modernes und attraktives Layout. 
Es ist insgesamt gelungen 55 Autorin­
nen so aufeinander abzustimmen, daß 
- mit einigen Ausnahmen - größere 
Redundanzen bzw. Wiederholungen 
vermieden werden konnten. Auch die 
Homogenität in der Darstel lung konnte 
einigermaßen gewahrt werden, wenn­
gleich Original ität, Aktualität, Analyse­
n iveau und Analysetiefe der Beiträge 
durchaus unterschiedlich sind. 

Äußerst hilfreich sind die Literaturan­
gaben zu den einzelnen Kapiteln, die 
wesentliche Ergänzungen bzw. weiter­
führende Hinweise zu den Themenbe­
reichen geben. Sehr aufschlußreich 
und wertvoll - i nsbesondere auch für 
die Lehre - sind die Darstellungen von 
im al lgemeinen n icht leicht zugängli­
chem empirischem Material (z. B.  Ta­
bellen auf S. 36/37 zur Bedeutung be­
stimmter Erbkrankheiten, Tabelle auf S. 
68 zu Krebsrisikofaktoren etc.) 

Besonders hi lfreich ist auch ein Ser­
viceteil , der Adressen (Post- und lnter­
netadressen )  verschiedener For­
schungsverbünde, die derzeit angebo­
tenen Aufbaustud ienlehrgänge, die di­
versen Fachgesellschaften bzw. die 
Zeitschriften und Publikationsreihen für 
Public Health enthält. Etwas irritierend 
ist dabei ,  daß in der Zeitschriftenüber­
sicht das Journal of Health Economics, 
international wohl die führende gesund­
heitsökonomische Zeitschrift, nicht ent­
halten ist. 

Nur bedingt gelungen ist das Glossar, 
da es keinem einheitlichen Prinzip 
folgt. Teilweise werden hier - wie von 
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einem Glossar erwartet- klare Begriffs­
umschreibungen gegeben (z. B. S. 637: 
attributables Risiko), zum Teil werden 
weiterführende inhaltliche Erklärungen 
bzw. Wiederholungen aus dem Text 
ohne klare Definitorik gebracht. So 
bleibt der Begriff "Managed Gare" (S. 
645) weitgehend unklar. Eher mißver­
ständlich und verkürzend sind auch die 
Umschreibungen für Gesundheitsöko­
nomie (S. 642), Finanzierung im Ge­
sundheitssystem (S. 640), gemeinde­
orientierte Präventionsstrategien (S. 
640), Ordnungspolitik im Gesundheits­
wesen (S. 647), Lebenserwartung (S. 
645). Auch ist die Aussage, daß die Ko­
stenentwicklung der GKV im Fokus der 
ökonomischen Gesundheitspolitik ste­
he, zweifelhaft. Seit Jahren schreiben 
Ökonomen, daß die Stabil ität des Bei­
tragssatzes eben keine zentrale Ziel­
größe der Gesundheitspolitik sein soll. 

Das Buch ist nur eingeschränkt als 
Lehrbuch im klassischen Sinne zu be­
zeichnen . Dagegen spricht schon die 
Zahl der Autoren. Es ist ein Lesebuch, 
eine sehr gut aufbereitete Materialien­
sammlung,  die in  der Public Hea/th­
Ausbildung anwendungsorientiert auf­
bereitet und eingesetzt werden kann. 
Aber auch zur persönl ichen Weiterbil­
dung und zu Nachschlagezwecken 
kann es gut verwendet werden . 

Im folgenden sollen - ohne Anspruch 
auf Vollständ igkeit - einige zentrale 
Aussagenbereiche des Buches heraus­
gestellt und gewürdigt werden. Das 
Buch geht von folgender Defin ition von 
Public Hea/th aus: Public Hea/th umfaßt 
demnach alle Maßnahmen und Mana­
gement-Ansätze, die sich vorwiegend 
auf ganze Populationen oder größere 
Subpopulationen beziehen , und zwar 
organisierbare Ansätze bzw. Systeme 
der Gesundheitsförderung,  der Krank­
heitsverhütung und der Krankheitsbe­
kämpfung unter Einsatz kulturell und 
medizinisch angemessener, wirksamer, 
ethisch und ökonomisch vertretbarer 
M ittel (S. 3). Public Hea/th geht damit 
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über die Zuständigkeit der öffentlichen 
Gesundheitsdienste im traditionellen 
Sinne deutlich hinaus. Letztere befas­
sen sich bevorzugt mit jenen Einfluß­
faktoren von Gesundheit, die ökono­
misch als Kollektivgüter (N ichtrivalität 
im Konsum, Nichtausschließbarkeit 
über den Preismechanismus) bezeich­
net (ansteckende Krankheiten,  Präven­
tion etc.) werden können. 

Public Hea/th in dem hier verstande­
nen (modernen) Sinne setzt dagegen 
eine Stufe höher an. Sie fragt ökono­
misch-technisch gesprochen: Wie 
schaut die Produktionsfunktion von Ge­
sundheit (salutogenetischer Ansatz) 
aus, und wie kann sie optimiert wer­
den? Daß d iese Produktionsfunktion 
dabei keine deterministische, l ineare, 
zeitgleiche, genau identifizierbare Be­
ziehung ist, sondern daß es hier um 
stochastische, n ichtl ineare,  zeitverzö­
gerte und vielfach nur ungenau identifi­
zierbare Zusammenhänge geht, ma­
chen die einzelnen Beiträge dieses 
Sammelbandes sehr anschaulich deut­
lich. Die Identifizierung der Zusammen­
hänge ist auch hier - wie bei allen so­
zioökonomischen Analysefeldern - ei­
ner etwaigen Optimimierung vorge­
schaltet bzw. vorzuschalten. Als beson­
ders interessant ist in diesem Zusam­
menhang der Beitrag von J. Schmidtke 
zu "Humangenetik: Sind Gesundheit 
und Krankheit angeboren?" zu klassifi­
zieren, weil er sowohl sehr interessante 
Informationen bietet wie auch auf die 
schwerwiegenden ethischen Probleme 
der (genetischen)  Diagnostik in diesem 
Zusammenhang eingeht und damit ein 
sehr aktuellen Thema anspricht. 

Der gewählte Ansatz, der in mancher 
H insicht einer "metawissenschaftl ichen 
Verankerung" gleichkommt, bringt eine 
Versöhnung des supraindividuellen Pu­
blic Hea/th-Ansatzes mit der subindivi­
duellen biomedizinischen bzw. indivi­
duellen klinischen Forschung. Daran ist 
indirekt auch geknüpft, daß die Rolle 
des Gesundheitswesens für die Ge-
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sundheil einer Population (wieder) auf­
gewertet wird. Wie M. H. Brenner in sei­
nem Geleitwort zum Buch schreibt, 
wird damit die Sichtweise von T. 
McKeown, der das Verschwinden der 
meisten Infektionskrankheiten sowie 
den dramatischen Anstieg der Lebens­
erwartung in den letzten 1 30 Jahren in 
den Industrieländern fast ausschließ­
lich auf eine prosperierende ökonomi­
sche Entwicklung zurückführt, deutlich 
relativiert. ( 5) 

Differenziert wird auch das Verhältnis 
und die Bedeutung von gesellschafts­
und verhaltensbedingten Krankheitsur­
sachen erörtert. Bestätigt bzw. bestärkt 
werden jene Untersuchungsergebnisse 
aus dem Nationalen Gesundheitsdienst 
Großbritanniens, die besagen ,  daß die 
Rolle des Erwerbslebens (z.B. die Be­
rufswahl) für Mortal itäts- und Morbid i­
tätsunterschiede in  der Bevölkerung 
entscheidend ist. Faktoren wie die Ver­
fügbarkeit, Inanspruchnahme und Qua­
lität der medizinischen Leistungen spie­
len bei der Erklärung dabei eine unter­
geordnete Rolle. Das Hauptgewicht 
kommt dabei schichtenspezifischen 
Lebens- und Arbeitsbedingungen, ins­
besondere differentiel len gesundheits­
bezogenen Lebensstilen und physi­
schen sowie sozioemotionalen Bela­
stungskonfigurationen zu. Bestätigt 
wird andererseits aber auch, daß die 
Verhältnisprävention (Maßnahmen der 
Arbeitsplatzsicherheit, Unfallvorsorge) 
vielfach einen wesentlich höheren 
Standard aufzuweisen scheint als die 
Verhaltensprävention, wenngleich dies­
bezügliche Aussagen auf Grund der 
komplexen Wirkungsmodelle schwierig 
sind. Dieser Eindruck bestätigt sich 
aber auch in Krankheitskostenstudien . 

Gewisse Vorbehalte möchte der Re­
zensent gegenüber dem Kapitel " I nsti­
tutionen, Systeme und Strukturen" an­
bringen. ln diesem Kapitel werden im 
wesentl ichen in  Deutschland bestehen­
de Strukturen der Gesundheitspolitik 
und der Gesundheitsversorgung darge-
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stellt. Im weiteren wird ein sehr infor­
mativer Überblick über die Finanzie­
rungsstrukturen (Finanzierungsträger, 
Ausgabenstrukturen) gegeben. Auch 
die Darstellung der institutionellen 
Strukturen in Deutschland ist informativ 
und systematisch. Die Vorbehalte fol­
genden Punkten gelten in diesem Kapi­
tel : 
* Der Abschnitt über die Gesundheits­

politik ist durch eine sehr optimisti­
sche Sicht über die Formul ierbarkeit 
von Zielen bzw. Strategien der Ge­
sundheitspolitik durch politische Ent­
scheidungsmechanismen geprägt. 
Die Erwartung der konsistenten For­
mulierbarkeit und Umsetzung einer 
solchen Politik ist spätestens seit der 
Veröffentlichung des Arrow'schen Un­
möglichkeitstheorems deutlich gesun­
ken. Zudem wurden in den letzten 
dreißig Jahren im Rahmen der Neuen 
Politischen Ökonomie Erkenntnisse 
über das Verhalten von Politikern , 
Verbänden und Interessengruppen 
entwickelt, die in hohem Ausmaß 
auch das Entscheidungsverhalten im 
Gesundheitswesen erklären können 
und die bei der institutionellen Gestal­
tung zu berücksichtigen sind. Diese 
Literatur hat auch zu einer Neuformu­
lierung eines (reduzierten)  Stellen­
werts von Zielen (Leitbildern) in der 
Politik geführt. I nsgesamt würde die 
stärkere Berücksichtigung von Ansät­
zen der Neuen Politischen Ökonomie 
ein Umdenken von der starken Ergeb­
n isorientierung des Buches zu einer 
stärkeren Verfahrensorientierung na­
helegen. 

* Meines Erachtens wäre es sinnvoll 
gewesen , die beiden Kapitel "Ziele 
und Strategien der Gesundheitspoli­
tik" und "Denken in Zusammenhän­
gen: Gesundheitssystemforschung" 
stärker miteinander zu verbinden. Da­
durch wäre es möglich gewesen, ver­
schiedene Grundmodelle der Steue­
rung im Gesundheitswesen (Markt­
model l ,  Sozialversicherungsmodell) 
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klarer herauszuarbeiten und die Vor­
teile/Nachteile, die mit den einzelnen 
Modelltypen verbunden sind, klarer 
zu formulieren. Störend ist in d iesem 
Zusammenhang auch, daß die einzel­
nen Modelle ziemlich u ndifferenziert 
angewendet werden und die wichtige 
Unterscheidung zwischen der Risiko­
absicherungsfunktion und der Lei­
stungsbereitstellungsfunktion im Ge­
sundheitswesen n icht durchgängig 
eingehalten wird. Diese Unterschei­
dung wird (erst) von Leidl im Rahmen 
der Finanzierungsdiskussion einge­
führt. 

* Diese Unterscheidung hätte es auch 
ermögl icht, differenzierter auf die 
wichtige normative Frage der Steue­
rungsalternativen (Markt, Staat, priva­
te Non-Profit- Institutionen,  Selbstver­
sorgung etc.) in der Leistungsbereit­
stellung und in der Risikoabsicherung 
einzugehen. Diese gesellschaftspoliti­
sche Grundfrage wird (leider) im Buch 
nur am Rande beleuchtet, wenngleich 
impl izit eine hohe Affin ität zu staats­
nahen Lösungen herausgelesen wer­
den kann. Eine klarere Herausarbei­
tung der Optimalitätskriterien in der 
Institutionenwahl (privaUöffentlich, 
zentral/dezentral )hätte auch Vorteile 
in der Evaluation real existierender 
Systeme (z.B. Honorierungssysteme 
von Ärzten , Krankenhäusern ) ge­
bracht. 
Von hoher sachl icher Kompetenz, 

Ausgewogenheit und anwendungsbe­
zogener Relevanz ist das Kapitel " I nfor­
mationen gewinnen und interpretieren" 
geprägt. Dies gi lt insbesondere auch für 
das Kapitel, das in d ie ökonomische 
Evaluation einführt. ln sehr anschauli­
cher Form werden hier unterschiedliche 
Arten der ökonomischen Evalutation 
und deren Vor- und Nachteile gegen­
übergestellt. 

Differenzierter sind dagegen wieder­
um die Ausführungen zum Kapitel 
"Was kann Public Health in der Praxis 
leisten? Problemzugang System und 

Wirtschaft und Gesellschaft 

Institutionen" zu sehen .  Hier werden 
Aussagen zu Planung und Manage­
ment, zur Qual itätsförderung und Eva­
luation und zum Qualitätsmanagement 
gemacht. Die Ausführungen in diesem 
Kapitel sind teilweise heterogen und 
bleiben stellenweise auf allgemeinem 
betriebswirtschaftliehen N iveau ohne 
einen entsprechenden Anwendungsbe­
zug. Die Aufbereitung und Einschät­
zung von Managed Gare spiegelt m. E. 
den Stand der Diskussion nur einge­
schränkt wider. Eine klarere Unter­
scheidung von Grundkonzeption, er­
warteten Auswirkungen und empiri­
schen Erfahrungen bzw. Übertragungs­
möglichkeiten auf Gesundheitssysteme 
vom Sozialversicherungstyp wäre hier 
ohne Zweifel h i lfreich gewesen. Aber 
möglicherweise spiegelt die Art der 
Darstellung in diesem Kapitel auch den 
Umstand wider, daß es sich hier um 
neue Instrumente handelt, bei denen 
die betriebswirtschaftl iche Rhetorik 
noch die Enttäuschungen der Erfah­
rung (Praxis) verdeckt, insgesamt aber 
doch ein großes Maß an Skepsis von 
seiten der sozialwissenschaftlich domi­
nierten Public Hea/th-Vertreter zum 
Ausdruck kommt. 

4. Lehren für Österreich 

Sieht man einmal von der überwie­
genden Orientierung an deutschen In­
stitutionen und Gegebenheiten der Ge­
sundheitspolitik- und Gesundheitsver­
sorgung ab, so kann das Buch auch 
dem Österreichischen Leser sehr emp­
fohlen werden. 

Darüber h inausgehend stellt sich 
aber die Frage, ob bzw. welche spezifi­
schen und konkreten Lehren aus die­
sem Buch für die Gesundheitspolitik in 
Österreich gezogen werden sollen bzw. 
gezogen werden können. Ohne ins De­
tail zu gehen, sollen zumindest zwei 
Ansatzpunkte kurz diskutiert werden: 
die Verbesserung der Ausbildungs- und 
Forschungsgstrukturen in Public Health 
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und die Umstrukturierung der Öffentli­
chen Gesundheitsverwaltung unter der 
stärkerer Berücksichtigung des Public 
Hea/th-Gedankens. 

Die Feststellung von Schwartz in die­
sem Buch: "Public Health gehört in 
Deutschland - anders als in den angel­
sächsischen Ländern - zu den noch 
jungen wissenschaftl ichen Arbeitsge­
bieten .. . "(S. 3), gilt in noch viel stärke­
rem Maße für Österreich. ln Deutsch­
land sind seit 1 989 neun Postgraduier­
ten-Studiengänge aus Public Health mit 
einer derzeitigen jährlichen Ausbil­
dungskapazität von 300 Studienplätzen 
installiert worden. l n  einer 1 996 durch­
geführten Befragung zum Stand und zu 
den Perspektiven von Public Health in 
Österreich wurde die Meinung von Ent­
scheidungsträgern im Gesundheitswe­
sen erhoben. l ngesamt schätzten 57% 
der Befragten den Stand der Österrei­
chischen Public Hea/th-Forschung 
"schlechter" oder "viel schlechter" als in 
den führenden Ländern ein. Aus der 
Sicht der Befragten existiert ein beson­
ders großer Forschungsbedarf auf den 
Gebieten der Epidemiologie und Ge­
sundheitsberichterstattung, Gesund­
heitsförderung und Prävention sowie 
Gesundheitssystemforschung. (6) 

I nnerhalb der postgraduellen Ausbil­
dung werden zwar Weiterbildungskurse 
in einzelnen Aspekten von Public He­
a/th von den Universitäten auf Basis 
von Universitätslehrgängen angeboten, 
der Ausbildungbedarf an Postgraduier­
ten im Public Hea/th-Bereich wird da­
durch bei weitem nicht abgedeckt. Ins­
gesamt sind die Ausbildungsmöglich­
keiten im Bereich Public Health aus der 
Sicht internationaler Standards als 
höchst unbefriedigend zu bezeichnen. 
Interessenten sind auf ein diesbezügli­
ches Studium im Ausland verwiesen. 

Seit ein iger Zeit wird von Vertretern 
der Sozialmedizin die Idee einer "Au­
strian School of Public Health ventiliert. 
Im Jahre 1 997 wurde ein Projekt für 
eine Public Hea/th-Ausbildung in öster-
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reich von einer Arbeitsgruppe ausgear­
beitet. Ziel dieses Ausbildungspro­
gramms sollte es sein, Experten mit 
Schlüssenqualifikationen im Bereich 
Public Hea/th auszubilden, die dann in 
einer geänderten Konzeption von Pu­
blic Health innerhalb des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes eingesetzt wer­
den sollten. Als ein erster Schritt wurde 
von der Österreichischen Gesellschaft 
für Gesundheitswissenschaften und 
Public Hea/th ein Fünfjahresprojekt der 
Planung, Durchführung und Evaluie­
rung einer Österreichischen School of 
Public Hea/th vorgeschlagen. Die Aus­
bi ldung sollte auf einem interdisziplinä­
ren Konzept auf einer postgradualen 
Basis beruhen. Sie soll sich an interna­
tionalen Standards orientieren und mit 
dem Master of Public Health abge­
schlossen werden.(?) 

Die Gesamtkosten dieses Projektes 
werden derzeit mit 37,5 Mil l. öS ange­
geben. Rund 25% davon soll über Stu­
d iengebühren finanziert werden, die 
restlichen 75% sollen durch ein Grün­
derkonsortium, bestehend aus dem 
Bund, den Ländern und den Sozialver­
sicherungsträgern, aufgebracht wer­
den. Die Voraussetzungen für den Start 
d ieses Projektes sind eine entspre­
chende politische Willenserklärung so­
wie die Unterstützung und Finanzierung 
durch die relevanten Stellen. Es ist im 
Moment völlig unklar, ob, wann und in 
welcher Dimensionierung d ieses Pro­
jekt tatsächl ich in die Implementie­
rungsphase gehen wird. 

Hand in Hand mit einer unzureichen­
den Ausbildungssituation in Public He­
a/th geht die untergeordnete Stellung 
von Public Health in der Gesundheitspo­
litik. Der institutionelle Anknüpfungs­
punkt des Public Hea/th-Gedankens sind 
im wesentlichen die Einrichtungen des 
Öffentlichen Gesundheitsdienstes. Die­
ser Öffentliche Gesundheitsdienst wird 
vielfach als dritte Säule des Gesund­
heitssystems neben der ambulanten 
und stationären Versorgung gesehen.  
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Im Rahmen der Tätigkeit des Öffent­
lichen Gesundheitsdienstes (der Sani­
tätsbehörden) dominieren derzeit i n  
Österreich d ie  bundes- und  landesge­
setzlich geregelten hoheitlichen Funk­
tionen und Aufgaben. Bei stagn ieren­
der personeller Kapazität bilden die i n  
erster Linie im Rahmen der Leistungs­
verwaltung (Privatwirtschaftsverwaltung) 
angesiedelten Aufgaben der Gesund­
heitsförderung eher den Charakter eines 
"Puffers", der bei personellen und budget­
mäßigen Engpässen primär von Kürzun­
gen in diesem Bereich bedroht sind. 
Dazu kommt, daß die hoheitlich organi­
sierten Strukturen im Rahmen des Öf­
fentlichen Gesundheitsdienstes für eine 
Gesundheitsförderung, die sich "moder­
ner Motivationsmethoden, Organisati­
ons- und Marketingmethoden" bedient, 
nur bedingt geignet ist. Die verstärkte Im­
plementierung des Public Health-Gedan­
kens als Informations- und Steuerungs­
ebene im Gesundheitswesen auf der Me­
taebene - wie sie in diesem Buch vorge­
stellt wird - würde eine tiefgreifende insti­
tutionelle Neuorientierung in der Österrei­
chischen Gesundheitspolitik erforderlich 
machen. 
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Rezension von: Gunther Tichy (Hrsg.), 

Technikfolgenabschätzung in Österreich 

- Entscheidungshilfe in einer komplexen 

Welt. Beispiele aus der Praxis, Verlag der 

Österreichischen Akademie der 

Wissenschaften, Wien 1 996, 378 Seiten, 

öS 690,-. 

Gunther Tichy als Herausgeber stellt 
in diesem Sammelband neben grund­
sätzlichen Beiträgen zur Techniktelgen­
abschätzung anhand konkreter Fallbei­
spiele einige wichtige Arbeiten der For­
schungsstelle für Technikbewertung 
(FTB) und des Nachfolgers, dem Insti­
tut für Techniktelgen-Abschätzung 
( ITA), beide an der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften,  vor. 
Der Sammelband wendet sich laut 
Überblicksartikel an Meinungsbildner, 
Politikberater im engeren Sinne und 
Entscheidungsträger. 

Liest man den ersten Beitrag des vor­
liegenden Buches, so drängen sich un­
willkürl ich Eindrücke von den Diskus­
sionen des vergangenen Sommers und 
Herbstes rund um die Veränderungen 
im Bereich des Pensionsrechts auf: 
Wie damals Politikberatung von einzel­
nen Wissenschaftern praktiziert wurde, 
so kann das Politikberatungskonzept 
einer wissenschaftl ichen Technikfol­
genabschätzung jedenfalls (hoffentlich) 
n icht gemeint sein. Überhaupt ist in  
höchstem Maße auffäll ig, daß sich d ie 
Konzeptionierung einer institutionali­
sierten Technikfolgenabschätzung als 
Politikberatung - im offensichtlichen 
Gegensatz zu anderen Fachbereichen ­
sehr eingehend mit den konkreten Auf­
gaben und Herangehensweisen be-
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schäftigt hat oder noch beschäftigt. So 
beschreibt Tichy in seinem Überblick 
die Motivation des US-Parlaments zur 
Gründung des Office of Technology As­
sassment (der ersten institutionalisier­
ten TA-Einrichtung) folgendermaßen: 

Die Abgeordneten wollten demnach 
"in  zusammengefaßter, verständlicher 
Form erfahren,  
- welche Fragen wissenschaftl ich ge­

klärt sind und welche nicht; 
- bei welchen Fragen unterschiedliche 

Experten unterschiedliche Meinungen 
vertreten; 

- welche Fragen politisch entschieden 
werden müssen, da Experten zu un­
terschiedlichen Ergebnissen kom­
men, oder eine Entscheidung zwi­
schen Werten getroffen werden muß; 

- welche Folgen etwaige Entscheidun­
gen in technologischer, umweltpoliti­
scher, gesellschaftlicher usw. Hinsicht 
hätten". 
l n  der Folge hält Tichy fest, daß TA 

demnach notwendigerweise auf einem 
interdisziplinären Konzept aufbauen 
muß. TA muß sich auch immer ihrer er­
kenntnistheoretischen und praktischen 
Grenzen bewußt sein ,  da etwa die voll­
ständ ige "Imagination potentieller Pro­
bleme" (und auch technischer Entwick­
lungsl in ien!) unmöglich ist. Dennoch 
darf TA diesen Anspruch auf umfassen­
de Analyse aber nicht aufgeben. Vor 
diesem Hintergrund sind also mögliche 
künftige Entwicklungen und Alternati­
ven der Technikwahl darzustellen und 
die Auswirkungen im Lichte gesell­
schaftl icher Zielsetzungen bewertbar 
zu machen. An d ieser Stelle hält Tichy 
nochmals und zu Recht fest: "bewert­
bar gemacht, n icht bewertet" (S. 25). 
TA soll nämlich (aufgrund der in  der 
Regel implizierten Wertvorstellungen in 
technologischen Fragestellungen) nicht 
Entscheidungen treffen,  sondern hel­
fen ,  diese quasi durch eine analytische 
Vorleistung,  fundierter zu gestalten. Da 
aber bereits die Beschreibung von 
technischen Sachverhalten und mehr 
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noch die Analyse ihrer Konsequenzen 
äußerst wertsensibel ist, ist die Offenle­
gung der gewählten Methode und not­
wendigerweise getroffenen Werturteile 
umso notwendiger. 

Mit d iesem Anspruch trägt TA auch 
seinen Tei l  zu einer mündigen Gesell­
schaft bei. Denn als impliziten Prozeß 
hat es die Abschätzung von Folgen 
neuer Technologien ja immer gegeben 
- und sei es nur insofern , als die Ent­
scheidungsträger "alles laufen ließen". 
Eine l nstitutionalisierung macht diesen 
Entscheidungsfindungsprozeß al ler­
dings bewußter und transparenter - in 
d iesem Sinne auch ein demokratiepoli­
tischer Fortschritt. 

Walter Peissl und Helge Torgersen 
stellen sich in ihrem gemeinsamen Bei­
trag konsequenterweise daher die Auf­
gabe, Eckpfeiler einer optimalen lnsti­
tutional isierung von TA zu finden. Denn 
"als Instrument der Politikberatung ist 
es für die Wirksamkeit von TA in einer 
Gesellschaft von elementarer Bedeu­
tung, wie die TA-Institutionen im politi­
schen System verankert sind" (S. 30). 
Dies ist eine umso schwierigere Pro­
blemlage, als TA ja um eine möglichst 
umfassende und detail l ierte Darstel­
lung bemüht sein  muß, aber auch in ei­
ner der nächsten Stufen zu einer mög­
l ichst politiknahen (und daher bereits 
quantitativ auf wenige Seiten be­
schränkten) Übersetzung der Resultate 
kommen muß. 

Die vorgestel lten TA-Institutionen 
zeigen den sehr stark an den Parla­
menten orientierten Zugang in Form 
von - vor allem in Europa - politiknahen 
TA-Sekretariaten. 

Ausgangsmodell und - wie die Auto­
ren schreiben - "Mekka" der TA-betrei­
benden Wissenschafter war das bereits 
erwähnte Office of Technology As­
sessment (OTA), das 1 972 gegründet 
und dem Kongreß unterstellt wurde. 
Heute arbeiten beim OTA 200 Wissen­
schafter mit einem Budget von über 20 
Mio $. Bis heute erfreut sich das OTA 
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einer außerordentlichen internationalen 
Anerkennung,  aber auch, n icht zuletzt 
aufgrund der Ausgewogenheit seiner 
Berichte, einer wirksamen Kooperation 
mit dem Kongreß. 

Erst M itte der achtziger Jahre fand in 
Europa die Gründung erster mit ähnli­
chen Aufgabenstellungen betrauter In­
stitutionen statt - wobei diese teilweise 
nach völl ig anderen Konzepten vorge­
hen, jedenfalls aber bedeutend kleiner 
und finanzschwächer sind. Diese wer­
den in der Folge kurz dargestellt. So 
führt das 1 986 gegründete und von ei­
nem Ministerium finanzierte n iederlän­
d ische Institut (bis 1 994: NOTA - Ne­
therlands Organ ization for Technology 
Assessment, seit 1 994: Rathenau lnsti­
tuut) keine Eigenforschung durch , son­
dern vergibt in der Regel Untersu­
chungsaufträge und erarbeitet in der 
Folge Optionen u nd Empfehlungen. 

Das ebenfalls 1 986 gegründete däni­
sche Institut h ingegen besteht aus ei­
nem vom Parlament aus allen gesell­
schaftl ich relevanten Organisationen 
ernannten Rat und einem vom Parla­
ment finanzierten Sekretariat. Konzep­
tionell liegt bei der Arbeit der Schwer­
punkt auf der Unterstützung eines Dis­
kussionsprozesses unter breiter Öffent­
lichkeitsbetei l igung. Als international 
bekanntestes dänisches Instrument wer­
den dabei die sogenannten "Consensus­
Konferenzen" vorgestellt (S. 39), für wel­
che auch ein ähnlicher, von der Gewerk­
schaft unterstützter Vorschlag für Öster­
reich vorliegt: Eine bestimmte Technolo­
gie wird anhand von Zeugen (den Ex­
perten) und von Richtern (den Laien) ab­
gehandelt, wobei die Laien ein breites 
Meinungsspektrum der Bevölkerung ab­
decken sollen und die Experten genötigt 
sind , sich einer allgemein verständli­
chen Sprache zu bedienen. Als Ab­
schluß der öffentlichen Veranstaltung 
wird ein Bericht von den Laien erstellt, 
der oftmals einen wesentlichen Input für 
die technologiepolitische Diskussion 
darstellt. 
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Als weitere institutionalisierte Lösun­
gen werden das "Technikfolgenab­
schätzungsbüro Deutscher Bundestag" 
- TAB, das "Office Parlementaire d'Eva­
luation des Choix Scientifiques et Tech­
nologiques" - OPECST in Frankreich, 
das "Parliamentary Office of Science 
and Technology" - POST in Großbritan­
nien und das "Scientific and Technolo­
gical Options Assessment Programme" 
- STOA der EU näher vorgestellt. Alle 
Einrichtungen (außer dem OTA) haben 
zwischen fünf und zwanzig M itarbeiter 
und ein Budget von 1 0 - 30 Mio öS 
(POST nur 4 Mio öS). ln weiteren euro­
päischen Ländern ist die Diskussion 
bzw. der Aufbau von TA unterschiedlich 
weit fortgeschritten. 

Die Darstellung und Beurteilung der 
TA- Institutionen wird von den Autoren 
weitgehend hinsichtlich der Nähe zu 
den Parlamenten vorgenommen - kon­
sequenterweise wird daher laufend von 
PTA - "Parlamentarisches Technology 
Assessment" gesprochen. Dies wirkt in­
sofern irritierend, als ja von Tichy und 
auch von Peissi/Torgersen die Haupt­
aufgabe von TA in der Politikberatung 
gesehen wird - sprich: in der Verbesse­
rung von Entscheidungen. Die Erfül­
lung dieser Funktion hängt natürlich im 
erheblichen Ausmaß davon ab, wie 
sehr die TA- Institution Zugang zu den 
jeweiligen bestimmenden politischen 
Entscheidungsträgern bekommt - was 
nicht in allen Fällen unbedingt in erster 
Linie das Parlament sein muß, wie 
auch Peissi/Torgersen konstatieren. 
Dies ergibt sich schon aufgrund der 
Quantitäten: Tichy spricht von 20% der 
Gesetze, die zumindest implizit Tech­
nologiebewertung vornehmen - ganz zu 
schweigen von der großen Menge an 
Verordnungen, welche das Parlament 
gar nicht passieren. Eine Überprüfung, 
inwieweit das im Grundsatz als primär 
angesehene Ziel der Technologiebera­
tung in den verschiedenen nationalen 
Ausprägungsformen erreicht werden 
konnte, wäre äußerst interessant, fehlt 
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aber weitgehend. Aufschlußreicher 
wird hingegen die ebenfalls wichtige 
Fragestellung behandelt, inwieweit die 
auch demokratiepolitische Rolle erfüllt 
wird, interessierte Bürger in die techno­
logiepolitische Diskussion einzubezie­
hen bzw. bei bestimmten Technologien 
das Interesse des Parlaments an derar­
tigen Fragestellungen zu erhöhen. 

Im zweiten Teil des Beitrages werden 
die TA-Aktivitäten in Österreich darge­
stellt, d ie ebenfalls bis zur Mitte der 
achtziger Jahre zurückgehen und letzt­
lich auch zur Gründung des ITA an der 
Akademie der Wissenschaften geführt 
haben. Wie Peissi/Torgersen schrei­
ben, stellt die derzeitige Lösung zwar 
eine weitgehende inhaltliche Unabhän­
gigkeit sicher, bringt aber andererseits 
eine chronische Mittelknappheit und 
eine mangelnde Nähe zu politischen 
Entscheidungsträgern mit sich . Dies 
hat sich durch die weitgehend positiven 
Erfahrungen im Zuge einer in Öster­
reich erstmals an einem konkreten Bei­
spiel (Gentechnik) eingesetzten Enque­
te-Kommission des Parlaments (die 
vom ITA betreut wurde) kaum verän­
dert. Wie die Autoren richtig bemerken, 
hat daran auch die Etablierung eines 
Rats für Technologieentwicklung unter 
Vorsitz des Wissenschaftsministers mit 
rund 40 Mitgliedern aus Ministerien, 
Parlament, Ländern, Verbänden usw. 
nichts geändert. 

Unabhängig von der in diesem Zu­
sammenhang auftretenden Frage der 
Arbeitsfähigkeit von Gremien stellt sich 
das grundsätzliche Problem der Nach­
frage. ln den meisten Fällen ist eine 
sinnvolle unabhängige Beratung ja nur 
dann möglich, wenn die zu Beratenden 
auch tatsächlich beraten werden wol­
len. Fehlt dieses Moment, dann werden 
nur in Ausnahmesituationen (etwa eine 
politisch akut werdende Frage) dynami­
sche Entwicklungen in diese Richtung 
möglich. 

Die Autoren legen für die Entwick­
lung von TA in Österreich einen sehr zu 
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unterstützenden Katalog von quantita­
tiv-inhaltlichen Vorschlägen vor. Die 
Frage der stärkeren institutionellen Ver­
ankerung wird mit dem Satz eingeleitet: 
"Soll nun am Parlament Technikfolgen­
Abschätzung nachhaltig betrieben wer­
den, wäre .... ". Genau an d ieser Stelle 
wäre die Frage zu beantworten gewe­
sen, ob - angesichts der quantitativen 
Ressourcen des Österreichischen Par­
laments und der faktischen Machtver­
tei lung zwischen Exekutive und Legis­
lative - ein parlamentarischer Ansatz 
die effektivste l nstitutionalisierung von 
TA als Entscheidungsverbesserer dar­
stellen kann. 

Im zweiten (quantitativ weit umfang­
reicheren) Teil des Bandes wird anhand 
von auch den interessierten Laien ver­
ständlichen Beiträgen, eine Reihe von 
Untersuchungsergebnissen des Insti­
tuts aus den letzten Jahren vorgestellt. 
Die Palette deckt dabei weitgehend die 
"großen" Schwerpunkte des Institutes 
ab: Telekommunikationstechnologie, 
Umwelttechnologie, Biotechnologie so­
wie Medizintechnologie. Im Rahmen 
einer kurzen Buchvorstellung wäre es 
meiner Meinung nach unseriös, zu je­
dem der elf technologiebezogenen 
Fachbeiträge eine Zusammenfassung 
und Bewertung zu versuchen - sind sie 
doch selbst Zusammenfassungen um­
fassender Studien. Ich möchte mich 
daher an dieser Stelle damit begnügen, 
den Leser auf die einzelnen behandel­
ten Themen hinzuweisen und zu einer 
jedenfal ls lohnenden Lektüre der je­
weils interessierenden Beiträge einzu­
laden. 

Helge Torgersen befaßt sich mit den 
Möglichkeiten eines verantwortungs­
vollen Umganges mit den Chancen und 
Risiken der Gentechnik: ein Thema, 
das seit Jahren auch die öffentlichen 
Diskussionen, jüngst auch in Öster­
reich , mitdominiert. 

Torgersen wagt sich mit der Gentech­
n ik an ein heikles Thema. Die vorhan­
dene Ablehnung bzw. Skepsis gegen-
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über der Gentechnik stellt möglicher­
weise ledigl ich die Kristallisation einer 
in breiten Bevölkerungskreisen vorhan­
denen allgemeinen diffusen Technikkri­
tik dar. Ein gesellschaftl icher Zustand, 
der bei einem kleineren Teil der Bevöl­
kerung zu einer ausgeprägten Polari­
sierung zwischen Skeptikern und Eu­
phorikern führt, bei einem größeren Teil 
aber wohl durch eine Mischung von 
Faszination und Resignation (ob der als 
unbeeinflußbar empfundenen Schnel­
l igkeit und Richtung der Entwicklung), 
gekennzeichnet ist. Dieser Zustand 
drückt sich mittelfristig kaum in der Ab­
lehnung bereits breit eingeführter Pro­
dukte aus - bei diesen konkreten Mani­
festationen und den ihnen zugrundelie­
genden neuen Technologien stößt man 
meist auf breite Zustimmung bzw. ak­
zeptierte Verwendung -, sondern viel­
mehr durch eine tiefsitzende Skepsis 
gegenüber Neuerungen und Verände­
rungen. Das Schwerpunktthema Tele­
kommunikation wird in der Folge auf 
drei verschiedenen Ebenen durch Bei­
träge von Johann Cas ("Ökonomische 
Effekte der Telekommunikation : Aus­
wirkungen auf Wachstum,  Wirtschafts­
struktur und Wettbewerbsfähigkeit") ,  
Johann Cas und Paul Pisjak ("integrier­
te Breitbandnetze - eine Technologie 
sucht ihren Markt") sowie Walter Peissl 
und Paul Pisjak ("Kartenspiele im Zah­
lungsverkehr - und wie sind die Re­
geln? Probleme des kartengestützten 
Zahlungsverkehrs in Österreich") be­
handelt. 

Beim Themenblock Umwelt steht die 
Technolog iefolgenabschätzung einer 
breiten öffentlichen Unterstützung ge­
genüber, wobei die tatsächl ichen Kon­
sequenzen der verschiedenen Konzep­
te in weiten Bereichen nicht strukturiert 
untersucht wurden. M ichael Nentwich 
und Christian Rakos ("Die Umweltver­
träglichkeitsprüfung von Politiken, Plä­
nen und Programmen: ein strategi­
sches Instrument der Umweltvorsor­
ge"), Sebastian Alber und Markus Mikl 
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("Nachwachsende Rohstoffe - Chance 
für eine grüne Zukunft?") und Christian 
Rakos ("NFF Nebenstrom-Feinstölfilter. 
Technikbewertung einer Abfallvermei­
dungstechnologie") geben Beispiele auf 
verschiedenen Konkretisierungsstufen. 

Der Bereich Medizin- und Sozialtech­
nologie wird von Claudia Wild ("Medical 
Technology Assessment: Die sozialen 
Folgen der Technisierung der Medizin"), 
Walter Kriedl und Helge Torgersen ("Me­
dical Technology Assessment in Öster­
reich. Auf der Suche nach Ansatzpunk­
ten"), Walter Peissl und Claudia Wild 
("Patienten-Karten: Eine Technikfolgsn­
Abschätzung einer Anwendung der ln­
formationstechnologie im Gesundheits­
bereich") und Claudia Wild ("Gerontech­
nologien: Autonomie im Alter mit Hi lfe 
der Technologie") behandelt. 

138  

24 .  Jahrgang ( 1 998) ,  Heft 1 

Die Artikel d ieses Buches stellen in  
ihren jeweil igen Fachbereichen exzel­
lente Beiträge zur Diskussion dar. Sie 
sind daher für die von den entsprechen­
den Fragestellungen betroffenen Ent­
scheidungsträger und interessierten 
Gruppen/Personen eine unbedingt 
empfehlenswerte Lektüre. Die Stärke 
der E inzelbeiträge ist g leichzeitig wohl 
die Schwäche des Bandes als ver­
kaufsfähiges Buch : Es gibt keine große 
Lesergruppe, die an allen vorgelegten 
Themen gleich stark i nteressiert ist. 
Diese gewissermaßen als Sammel­
band herausgegebene Arbeitsdoku­
mentation (und das ist das Schicksal 
vieler ähnl icher Werke) fordert daher 
geradezu zum Kopieren einzelner Tei le 
heraus. 

Roland Lang 
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Gerechtigkeit aus soziologischer 

Perspektive 

Rezension von: Hans-Peter Müller, 

Bemd Wegeuer (Hrsg.), Soziale 

Ungleichheit und soziale Gerechtigkeit, 

Leske und Budrich, Opladen 1995, 

335 Seiten, öS 321,- .  

Dieser Tagungsband bietet Lesern , 
die nicht mit soziologischer Literatur 
vertraut sind, zunächst eine Überra­
schung: Soziologie hat sich bisher nur 
wenig mit Gerechtigkeit und Ungerech­
tigkeit von Gesellschaften und sozialen 
Strukturen beschäftigt. Es geht also um 
wissenschaftl iches Neuland. Die Ursa­
che dafür ist, daß Gerechtigkeitsvor­
stellungen normative Ideen sind und 
daher von Ungleichheit n icht ohne wei­
teres auf Ungerechtigkeit geschlossen 
werden kann. Zwar nimmt die soziologi­
sche Ungleichheitsforschung ihren Im­
petus oft von Vermutungen der damit 
verbundenen Ungerechtigkeit, wie im 
Vorwort betont wird , aber ein d irekter 
Zusammenhang kann n icht ohne weite­
res hergestellt werden. 

Ein zentraler Aspekt fast aller Beiträ­
ge in diesem Buch ist daher die Frage, 
was die Soziologie, insbesondere die 
quantitativ-empirisch arbeitende Sozio­
logie, zur Diskussion von Gerechtigkeit 
beitragen kann. Im Einleitungsbeitrag 
der Herausgeber wird d iese Frage an­
hand der Gegenüberstellung der Ge­
rechtigkeitstheorien von Rawls und de­
nen der Kommunitaristen ,  allen voran 
der von Michael Walzer, d iskutiert. 
Rawls ging, vor allem i n  seiner frühen 
Theorie, von abstrakt gedachten Indivi­
duen aus, und stellte die Frage, wie 
eine gerechte Gesellschaft beschaffen 
sein müßte , die von diesen Individuen 
als solche akzeptiert werden könnte. Es 
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war die Frage nach einer Universalisti­
schen Theorie der Gerechtigkeit, also 
unabhängig von jeder konkreten Ge­
sellschaft. Von kommunitaristischen 
Kritikern wurde darauf h ingewiesen ,  
daß dieser Ausgangspunkt unzulässig 
sei. Individuen müssen nämlich immer 
als Teilnehmer einer bestimmten Ge­
sellschaft gedacht werden. Daher kön­
nen deren Gerechtigkeitsvorstellungen 
n icht unabhängig von dieser Gesell­
schaft gedacht werden. 

Für die Soziologie hat d iese Diskus­
sion große Bedeutung, und kaum einer 
der Beiträge in diesem Band bezieht 
sich nicht darauf. Wenn es nämlich kei­
ne universelle Gerechtigkeitsvorstel­
lung geben kann, dann sind empirisch 
gegebene Gerechtigkeitsvorstellungen 
n icht bloß Meinungen von Personen 
über gesellschaftliche Verhältnisse, 
sondern sie sind selbst ein Element der 
Struktur der Gesellschaft. Die Schwie­
rigkeit ist, daß Soziologen auch mit 
dem marxistischen Konzept des "fal­
schen Bewußtseins" arbeiten, daher die 
von Personen geäußerten Vorstellun­
gen von den möglicherweise ungerech­
ten Strukturen geprägt sind. Auf d iese 
Vorstel lung und die Schwierigkeiten,  
die sich daraus für soziologische For­
schung zur Gerechtigkeit ergeben ,  wird 
in einigen Beiträgen hingewiesen. 

Die Problematik dieser Forschung 
wird an den empirischen Beiträgen in 
d iesem Buch deutlich. Es werden Ein­
stellungen zu Fragen, die üblicherweise 
mit Gerechtigkeitsproblemen in Zu­
sammenhang gebracht werden, erho­
ben und mit gesellschaftlichen Struktu­
ren und anderen Aspekten gesell­
schaftl ich relevanter Ideologien in Be­
ziehung gesetzt. Es werden zwei ver­
gleichende Studien über die USA und 
BRD referiert, wobei sich eine mit Ver­
gleichen zwischen einigen OECD-Län­
dern beschäftigt, während die andere 
Einstellungsunterschiede zwischen der 
alten BRD und den neuen Bundeslän­
dern behandelt. 
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Die dabei gewonnenen Ergebnisse 
sind nicht un interessant, aber fraglich 
ist, ob sie die von den jeweiligen Auto­
ren aufgestellten Behauptungen stüt­
zen. So können die Unterschiede in den 
Einstel lungen zu sozialstaatlichem Ein­
kommensausgleich zwischen der BRD 
und der USA n icht einfach als Überwie­
gen des Individualismus in den USA 
und des Etatismus in der BRD gedeutet 
werden, nur weil Einkommensungleich­
heit wegen unterschiedlicher Leistung 
in den USA stärkere Zustimmung er­
fährt als in der BRD. Man könnte das 
schließlich auch so deuten, daß man in 
den USA Gleichheit mehr mit Chancen­
gleichheit, in der BRD aber mehr mit 
Gleichheit der Ergebnisse i n  Verbin­
dung bringt. Man kann es auch nicht als 
eine Widerlegung der Walzer'schen 
Behauptung nehmen - daß nämlich ein 
politisches Gemeinwesen durch weit­
gehend einheitliche Gerechtigkeitsvor­
stellungen geprägt sein muß - ,  wenn es 
erhebliche Unterschiede in bezug auf 
Gerechtigkeitsvorstellungen zwischen 
Ostdeutschland und Westdeutschland 
gibt. Walzer meint doch wirklich politi­
sche Einheiten und nicht vor kurzem 
zusammengeklebte Staaten. 

Aber auch für die normativen Fragen 
sind die in dieser Konferenz behandel­
ten Themen von großer Bedeutung. 
Dies wird deutlich in  dem Beitrag von 
Beate Rössler "Geschlechterverhältnis 
und Gerechtigkeit". Es wird die Forde­
rung vertreten ,  daß es für Frauen n icht 
gleiche Rechte, sondern gleichwertige 
Rechte geben soll. Das setzt aber ak­
zeptierte soziologische Erkenntnisse 
über nach Geschlecht unterschiedliche 
Möglichkeiten und Aufgaben in der Ge­
sellschaft voraus. Ich glaube n icht, daß 
es so eine Erkenntnis jemals geben 
wird . Schließlich ist es für die sich än­
dernde Stellung von Frauen in der Ge-
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sellschaft wesentlich , daß es heute kei­
ne allgemein akzeptierte "Erkenntnis" 
über die Rolle der Frauen in der Gesell­
schaft gibt. Aber man kann  die von 
Beate Rössler aufgeworfene Frage 
nicht einfach beiseite schieben.  Viele 
Erkenntnisse des Verfassungsgerichts­
hofes zum Prinzip der Gleichheit sind in  
erster Linie Festlegungen von Gleich­
wertigkeiten. 

Daß wesentlich mehr Arbeit auf d ie­
sem Gebiet notwendig ist, und zwar so­
wohl theoretische als auch empirische, 
um zu wirklich gehaltvollen Aussagen 
zu kommen, wird vor allem dann deut­
l ich ,  wenn  der Zusammenhang zwi­
schen anderen gesellschaftlichen Vor­
stellungen und denen von Gerechtig­
keit untersucht wird. ln einigen Arbeiten 
wird der Zusammenhang m it religiösen 
Traditionen hergestel lt. Das ist sicher 
naheliegend, insbesondere seit den Ar­
beiten von Max Weber. Aber die Be­
hauptung eines Zusammenhangs zwi­
schen Calvinismus und eher leistungs­
orientierte Gerechtigkeitsvorstellungen 
ist für meinen Geschmack etwas zu 
voreilig. Bemerkenswerterweise wer­
den i n  einem Aufsatz etatistische Vor­
stellungen mit dem Katholizismus in  
Verbindung gebracht, in  einem anderen 
aber mit lutherisch-protestantischen 
Ideen. Das muß kein Widerspruch sein ,  
aber d ie Herausgeber hätten das be­
achten sollen. Wie passen im übrigen 
die skandinavischen Länder in d iese 
Einteilung? 

Wer von den Beiträgen des Buches 
eine ausgefeilte, von Empirie gestützte 
Theorie zur Soziologie  von Gerechtig­
keit und Ungerechtigkeit erwartet, wird 
enttäuscht werden. Wer aber sehen 
will , wie ein neues Gebiet der soziologi­
schen Forschung eröffnet wird ,  wird 
diesem Buch viel abgewinnen. 

Peter Rosner 
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Wirtschaftspolitische 
Weichenstellungen 

Rezension von: Karl Socher (Hrsg.), 

Wolfgang Schmitz -

Wirtschaftspolitische Weichenstellungen 

1963- 1973, Verlag Orac, Wien 1996, 160 

Seiten, öS 460,-; Günter Bischof, Anton 

Pelinka (Hrsg.), Austro-corporatism. 

Past, Present, Future; Contemporary 

Austrian Studies, Vol.4, Transaction 

Publishers, New Brunswick und London 

1 996, 428 Seiten. 

Das erste h ier besprochene Buch 
wil l ,  dem Vorwort des Herausgebers 
zufolge, keine Festschrift sein - eine 
solche ist bereits zum 60. Geburtstag 
des früheren Finanzministers und Na­
tionalbankpräsidenten Dr.Wolfgang 
Schmitz 1 983 erschienen. Die in  dem 
Band versammelten Beiträge geben ei­
nen Rückblick auf wirtschaftspolitische 
Weichenstellungen, welche unter maß­
geblicher Mitwirkung von Schmitz in  
den zehn Jahren 1 963 (Gründung des 
Beirats für Wirtschafts- und Sozialfra­
gen, dessen erster Vorsitzender 
Schmitz war) bis 1 973 (Übergang zur 
später so genannten "Hartwährungspo­
litik" nach dem Zerfall des Systems fe­
ster Wechselkurse) erfolgten und 
Österreichs Wirtschaftspolitik meist 
nachhaltig prägten. 

Hans Seidel g ibt in seinem Aufsatz 
über den Beirat für Wirtschafts- und 
Sozialfragen eine Charakteristik dieser 
Einrichtung der wissenschaftl ichen Po­
litikberatung, wobei er das Augenmerk 
vor allem auf die ersten zehn Jahre 
richtet. Wenn bei der Gründung des 
Beirats angesichts von häufiger zutage 
tretenden Entscheidungsschwächen 
der damaligen Großen Koalitionsregie­
rung mancherorts die Erwartung be-
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standen hatte, daß die Experten die 
Wirtschaftspolitik selbst i n  die Hand 
nehmen würden, so stellte s ich dies 
schon nach kurzer Zeit als überzogen 
heraus. Die hauptsächliche Bedeutung 
der Gutachten und Empfehlungen des 
Beirats sieht Seidel darin ,  daß Öster­
reich damit wieder Anschluß fand an  
d ie  internationale Entwicklung einer 
Fundierung der Wirtschaftpolitik auf Er­
kenntnissen der modernen Prognose­
technik und der damals auf dem Höhe­
punkt ihres Ansehens stehenden Ma­
kroökonomie. ln einer Krisensituation 
sieht Seidel den Beirat 1 973, als er an­
gesichts einer Inflationrate von 10 Pro­
zent seine Stimme n icht erhob. Seidel 
schreibt dies nicht nur politischen Be­
schränkungen zu , sondern auch einer 
bescheidener werdenden Einschätzung 
der Leistungsfähigkeit wirtschaftswis­
senschaftlicher Politikberatung. So be­
trachtet war die seither beobachtbare 
selektive Vorgangsweise bei der Be­
stimmung der Themen von Beiratsstu­
dien mit Augenmerk auf die Möglich­
keiten der Erarbeitung eines Sozialpart­
nerkonsenses durchaus folgerichtig ,  
wobei auch ein ige schwere politische 

"Brocken" in Studien behandelt wurden 
(z.B.  Arbeitszeitpolitik, EU-Beitritt, Pen­
sionsversicherung). 

Eines der meistgehandhabten Instru­
mente der modernen Makroökonomie, 
die mittelfristige Prognose des Staats­
budgets, wurde von Schmitz als Fi­
nanzminister 1 965 in Österreich einge­
führt. Mit ihrer wechselvollen Geschich­
te, die zwischen ,,Vorschau" und "Pro­
gramm" schwankt, beschäftigt sich der 
Beitrag Manfried Gantners. Zunächst 
wurden "Budgetvorschauen" über einen 
Zeitraum von vier Jahren vom Finanz­
ministerium,  später in etwa zweijähri­
gem Abstand fünfjährige Vorschauen 
vom Beirat für Wirtschafts- und Sozial­
fragen erstellt. Die Bezeichnung "Vor­
schau" sollte deutlich zu verstehen ge­
ben, daß es sich bei d iesen Rechnun­
gen um bedingte Prognosen handelt, 
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die die Entwicklung aufgrund des jewei­
ligen status quo ("Rechtslage", wenn 
auch n icht im ganz strengen Sinne) für 
die nächsten Jahre aufzeigen. Die poli­
tische Gefährl ichkeit von solcherart er­
rechneten steigenden Defiziten ,  die 
sich fast immer ergaben, mußte der Fi­
nanzminister Schmitz bereits selbst er­
leben. Wenn die späteren Finanzmini­
ster auf die diszipl inierende Wirkung ei­
nes auf Basis der gesamtwirtschaftl i­
chen Entwicklung abgeschätzten Bud­
getrahmens (Gantner spricht im An­
schluß an Schmitz von einem "Ernüch­
terungseffekt") n icht verzichten wollten, 
hatten sie aufgrund der politischen Am­
bivalenz des Instruments immer wieder 
ihre Schwierigkeiten damit, woran auch 
der U mstand, daß die Vorschau nach 
1 986 wieder vom Min isterium erstellt 
wurde,  nichts änderte. I m  Gegenteil ,  
Gantner sieht die "Zwitterstel lung" des 
Min isteriums als problematisch an :"So 
ist es als Prognoseersteller sowohl 'au­
ßenstehender On-locker' als auch we­
sentl icher Akteur bei allen Entschei­
dungen."($. 25) 

Die nicht zuletzt auf den Beirat bzw. 
seine budgetpolitische Arbeitsgruppe 
zurückgehende Umwandlung der Vor­
schau in  ein normatives "Budgetpro­
gramm" durch die Novelle 1 994 zum 
Bundeshaushaltsgesetz ist in  d ieser 
Sicht folgerichtig. Dieses Budgetpro­
gramm muß zu Beginn jeder Legislatur­
periode erstel lt werden und ist jährlich 
durch einen Bericht zu ergänzen. Die 
erste Erprobung des Instruments in 
Form des Budgetprogramms 1 995-
1 998 bewertet Gantner, dessen Beitrag 
vor dem Scheitern der damaligen Re­
gierung abgeschlossen wurde, durch­
aus skeptisch - und wie sich bald zeigen 
sollte, mit Recht. Gantner zieht aus der 
Evaluierung den Schluß, daß grundle­
gende budgetpolitische Leitl inien und 
insbesondere Ausgabenprioritäten im 
Regierungsübereinkommen festgelegt 
werden müßten,  wenn e in einigerma­
ßen solides und aussagekräftiges Bud-
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getprogramm erstellt werden soll. Aus 
heutiger Sicht läßt sich wohl sagen, 
daß diesbezüglich das zweite, 1 996 er­
stellte Budgetprogramm einen gewis­
sen Fortschritt brachte, ohne daß damit 
die Zweifel ,  ob das Instrument einmal 
den finanzwissenschaftl iehen Qualti­
tätskriterien wird genügen können, aus­
geräumt wurden. 

Der Band enthält weiters einen Bei­
trag von Horst Knapp zur Frage der 
konjunkturellen Ausrichtung der Bud­
getpolitik 1 964 bis 1 968. Es ist heute 
schwer, die Rückgänge der B IP­
Wachstumsraten 1 965 und 1 967 als 
Abschwungsphasen zu betrachten. 
Wenn man d ies tut, so war das Budget 
des Jahres 1 965 prozyklisch, jenes von 
1 967 ausgeprägt antizyklisch. Später 
hat sich Schmitz in seinem Buch über 
die antizyklische Konjunkturpolitik 
( 1 976) von der Möglichkeit einer sol­
chen lnstrumentalisierung des Budgets 
d istanziert. 

Karl Secher beschäftigt sich in  sei­
nem Beitrag mit der Entstehungsge­
schichte der später als "Hartwährungs­
politik" bezeichneten währungspoliti­
schen Orientierung der Gesterreichi­
schen Nationalbank. Als Notenbank­
präsident stand Schmitz 1 969, als die 
DM gegenüber dem US-Dollar aufwer­
tete, auf der Seite der Sozialpartner, so 
daß der Generalrat der Nationalbank 
sich gegen die Meinung des damaligen 
Finanzmin isters Koren gegen ein Mit­
ziehen mit der DM entschied. Ange­
sichts zunehmender Spannungen im 
internationalen Währungssystem plä­
dierte Schmitz für eine Flexibil isierung 
der Wechselkursbildung zur Bewälti­
gung der notwendigen Anpassungen. 
Bei der DM-Aufwertung 1 971 zog der 
Schilling bereits mit. Die Bindung an ei­
nen aus mehreren Währungen zusam­
mengesetzten I ndikator erwies sich 
bald als unpraktikabel. Bei gegebener 
Struktur des Außenhandels bot die Bin­
dung an die DM ein Höchstmaß an 
Währungsstabi l ität, die frei l ich immer 
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wieder durch Abwertungen anderer 
Währungen erschüttert wurde. - Weite­
re Beiträge beschäftigen sich mit der 
Geschichte der Famil ienbesteuerung 
(Christian Smekai/Rupert Sausgruber), 
mit den 1 966 beschlossenen Kapital­
markt- und Wachstumsgesetzen (Franz 
Helbich) und mit dem Katastrophen­
fonds (Dietmar Pi lz). 

Der abschl ießende Beitrag des Bu­
ches stammt von Wolfgang Schmitz 
selbst. Die Überwindung des von ihm in 
Anlehnung an Mi lton Friedman und Ar­
min Gutowski so bezeichneten "Tyran­
nei des Status Qua",  daß I nteressen der 
Wahrung partikulärer Besitzstände so 
oft als notwendig erkannte Veränderun­
gen verhindern , sei die eigentliche Auf­
gabe der wissenschaftl ichen Politikbe­
ratung. Von der Politikberatung müßten 
die sorgfältig durchdachten Konzepte 
kommen, welche "die Interessen mög­
lichst vieler an grundlegenden Reform­
anl iegen erkennen lassen." (S. 1 04) 
Hier sieht Schm itz auch die Bedeutung 
der Österreichischen Sozialpartner­
schaft und insbesondere des Beirates 
für Wirtschafts- und Sozialfragen. 

Mit Entwicklung und Zukunft der So­
zialpartnerschaft in Österreich beschäf­
tigt sich der erste Teil von Band 4 der 
von Günter Bischof und Anton Pelinka 
herausgegebenen Contemporary Au­
strian Studies. Andrei Markovits geht in 
seinem Beitrag der Frage nach, worin 
das starke Interesse im Bereich der Po­
litikwissenschaft für neokorporatisti­
sche Systeme wie Österreich und 
Schweden war. Es handelte sich dabei 
wesentlich um ein politisch motoviertes 
Interesse von Autoren,  die sich als l inke 
Politökonomen verstanden. Österreich 
und Schweden mit ihrer außenpoliti­
schen Neutralität und mit ihren lnstitu­
tionensystemen, welche den Arbeitneh­
mern verhältn ismäßig großen Einfluß 
auf die Wirtschafts- und Sozialpolitik 
ermöglichten , wurden als Modelle an­
gesehen, welche für die von den Polit­
ökonomen befürworteten Systemrefor-
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men am ehesten Ansatzpunkte boten. 
Dieses Interesse war häufig auch mit 
fundamentaler Kritik gepaart: "Corpora­
tism ... was nothing less than a structu­
ral arrangement to stymie working­
class power on behalf of capitalist 
interests."(S. 1 8) Die große Verände­
rung in Richtung zum europäischen 
Durchschnitt, also das Ende des Son­
derweges sieht Markovits verursacht 
durch den Zusammenbruch des Kom­
munismus in Osteuropa, der das Ende 
der großen Polarisierung auch im We­
sten mit sich brachte. Die stärkere Dif­
ferenzierung der Österreichischen Par­
teienlandschaft konnte n icht ohne Fol­
gen für Funktion und Struktur der Sozi­
alpartnerschaft bleiben. 

Diese Entwicklung ist zwar n icht d ie 
einzige Ursache der Veränderung - die 
gestiegene Arbeitslosigkeit erscheint 
hier mindestens ebenso bedeutsam -, 
sie wird aber sicher langfristig ein we­
sentlicher Faktor bleiben. Wie Hans 
Seidel in seinem Beitrag über den Aus­
tro-Keynesianismus zeigt, begann die 
Reorientierung der makroökonomi­
schen Politik in Österreich und in  Euro­
pa schon zu Beginn der achtziger Jah­
re, also geraume Zeit vor dem Ende 
des Kommunismus. 

Zwei Österreichische Beiträge (Talos/ 
Kittel und Karlhofer) beschäftigen sich 
mit der Entwicklung der Sozialpartner­
schaft in Österreich nach 1 945 und mit 
den jüngsten Veränderungen. Der ame­
rikanische Politikwissenschaftler Rand­
all Kindley geht einer in der Literatur 
bisher vernachlässigten oder besten­
fal ls oberfächl ich gestreiften Frage 
nach : inwieweit es sich bei der Österrei­
chischen Sozialpartnerschaft um ein 
"bipartites" oder um ein "tripartites" (un­
ter Einschluß der Regierung) System 
handelt. Seine Schlußfolgerungen sind 
bemerkenswert: gescheiterte Versuche 
in  der Zwischenkriegszeit und vor 1 957, 
dem Gründungsjahr der Paritätischen 
Kommission, "were more tripartist, non­
autonomaus and more narrow in  scope, 
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and ... the success of the 1 957 regime 
was due to its more bipartist, autono­
maus and encompassing orienta­
tion."(S. 59) Die Ursache für das Schei­
tern von Anläufen sieht Kindley in meh­
reren Fällen in der Instabilität des Partei­
und Regierungssystems. Auch das 
Scheitern des schwedischen Modells 
führt Kindley in diesem Zusammenhang 
an: "Reliance on the state to shore up in­
stitutional weaknesses among producer 
groups soon runs awry. lt burdens the 
state with more extensive expenditures, 
and relatedly, it fashions an incentive for 
bargainers not to settle in hopes of bid­
ding more from the state."(S. 75) 

Vier Beiträge beschäftigen sich mit 
dem Verbändewesen und mit dem Ent-
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stehen korporatistischer Strukturen in 
der Tschechischen Republik, in der Slo­
wakei, in Ungarn und in Slowenien. 
Grob enttäuscht werden jedoch jene 
Leser, die von den Beiträgen zumindest 
ein näheres Eingehen auf die in der 
Überschrift zu d iesem Abschnitt ge­
stellte Frage erwarten, ob Österreich 
ein Modell für seine östlichen Nachbar­
länder sein kann. Deskriptive Darstel­
lungen dieser Art mögen als Konferenz­
beiträge ihren informativen Wert ha­
ben, jedoch hätte man sie wenigstens 
nicht unter der anspruchsvolleren Fra­
gestellung veröffentlichen sollen. 

Günther Chaloupek 
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Zur Außenwirtschaftspolitik 

der EU 

Rezension von: Moritz Röttinger, 

Claudia Weyringer (Hrsg.), Handbuch 

der europäischen Integration, 2. Auflage, 

MANZ Verlag, Wien 1 996, 1 154 Seiten, 

öS 2. 1 80,-. 

Die vom MANZ Verlag herausgege­
benen Handbücher, deren Beiträge sich 
fast durchwegs durch hohe Qualität 
auszeichnen, sind mittlerweile für Öko­
nomen, Sozialwissenschafter, Politolo­
gen, Historiker u nd Juristen in Öster­
reich zu unentbehrlichen Arbeitsmitteln 
geworden. 

1 991 erschien d ie erste Auflage des 
'Handbuchs der europäischen Integrati­
on'. (Eine Besprechung erfolgte im Heft 
4 ( 1 992) dieser Zeitschrift.) Die vorlie­
gende zweite Auflage enthält neben ak­
tualisierten Beiträgen aus der ursprüng­
lichen Version auch zwei neue Beiträ­
ge, auf die sich d iese Rezension kon­
zentriert. 

Der Artikel 'Die Beziehungen der EG 
zu den osteuropäischen Staaten' von 
Peter Kalbe und l ngrid Bachmann be­
ginnt mit einem historischen Rückblick 
über die Zeit vor der Wende und skiz­
ziert die Entwicklungen der Beziehun­
gen zwischen der EG und den einzel­
nen mittel- und osteuropäischen Län­
dern sowie den neuen unabhängigen 
Staaten. 

Solange der EG ein Block von 
Staatshandelsländern gegenüberstand, 
beschränkte sich die Außenwirtschafts­
politik der EG auf den einseitigen 
Schutz des Gemeinsamen Marktes vor 
Störungen aus Staatshandelsländern, 
zu dem vereinzelt bilaterale und sekto­
riell begrenzte Absprachen - über Stahl , 
Textilien und Agrarerzeugnisse - hinzu-
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traten. Heute stehen die Beziehungen 
zu den östl ichen Nachbarn der EU im 
Zeichen der Partnerschaft und der Zu­
sammenarbeit bei deren Annäherung 
an und Eingliederung in ein umfassen­
des pan-europäisches Sicherheits- und 
Währungssystem auf al len Ebenen eu­
ropäischer und internationaler Zusam­
menarbeit. Abgestützt werden diese 
Beziehungen durch eine Reihe von Ab­
kommen. 

Bei allen landesbezogenen Eigenhei­
ten ,  die das bilaterale Verhältnis kenn­
zeichnen, werden die Schwerpunkte 
dieser gemeinsamen Außenwirt­
schaftspolitik durch eine Reihe von ln­
teressensgebieten vorgegeben, die al­
len östl ichen Partnerländern gemein­
sam sind: der gegenseitige Marktzutritt 
und die entsprechende Öffnung des 
Gemeinsamen Marktes, Finanz- und 
Zahlungsbilanzhilfen, Investitionsförde­
rungen sowie technische Hilfe und Zu­
sammenarbeit bei der Schaffung der 
notwendigen institiutionellen , rechtl i­
chen, wirtschaftlichen und sozialen Vor­
aussetzungen für eine erfolgreiche Zu­
kunft. 

Andererseits bestehen Unterschiede 
in Zielrichtung und Intensität dieser Be­
mühungen zwischen den Ländern Mit­
tel- und Osteuropas und den neuen un­
abhängigen Staaten .  Für die ersteren 
strebt die bestätigte Strategie "struktu­
rierter Beziehungen" und multi- wie bi­
lateraler Zusammenarbeit den späteren 
Beitritt der durch sog. Europa-Abkom­
men asoziierten Partnerländer Polen ,  
Ungarn, Tschechien, Slowakei ,  Bulgari­
en und Rumän ien an, doch bildet sie 
darüber hinaus auch Grundlage und 
Vorbild für die Gestaltung der Bezie­
hungen zu den anderen Ländern Mittel­
und Osteuropas. Nach ausdrücklicher 
Weisung des Essener Gipfels werden 
auch mit den baltischen Republiken 
und Slowenien derartige Assozierungs­
abkommen abgeschlossen. 

M it den neuen unabhängigen Staa­
ten wird demgegenüber ein beiderseits 
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gedeihliches und gut nachbarschaftl i­
ches, aber weniger weitgehendes Ver­
hältnis angestrebt, als dessen Krönung 
nicht der Beitritt, sondern allenfalls eine 
Freihandelszone und ein ausgedehnter 
gemeinsamer Wirtschaftsraum  ins 
Auge gefaßt wird. Grundlage und Rah­
men dieser gegenseitigen Beziehun­
gen bi lden die Verträge über Partner­
schaft und Zusammenarbeit. 

Mit ihrem PHARE-Programm leistet 
die EU den weltweit bedeutendsten 
Beitrag zur Reform von Staat, Wirt­
schaft und Gesellschaft in diesen Län­
dern. Es wurde nicht als kommerzielles 
Förderprogramm zugunsten der heimi­
schen Wirtschaft in der Union konzi­
piert; es ist vielmehr ein entscheiden­
der Bestandteil gemeinschaftl icher Au­
ßenwirtschaftspolitk. PHARE ist das 
grundlegende Finanzinstrument zur 
Umsetzung der Europa-Abkommen 
und der in ihnen begründeten Politik 
strukturierter Beziehungen mit dem 
Ziel, die Partnerländer auf den Beitritt 
vorzubereiten. Das Schwergewicht der 
PHARE-Hilfe l iegt in der Bereitstellung 
technischer Hi lfe, von Know-how, aber 
auch und vor allem in der berufl ichen 
Aus- und Fortbildung. 

Auf dem Essener Gipfel wurden neue 
Ziel vorgegeben: Vorzugsweise sol lte 
PHARE zur Vorbereitung des Beitritts 
verwendet werden. Das bedeutet, daß 
technische Hilfe über den bisherigen 
Wirkungskreis hinaus vor allem zur An­
gleichung der nationalen Gesetzge­
bung an das Gemeinschaftsrecht gelei­
stet wird und der wirtschaftl iche Re­
formprozeß vermehrt durch Investitio­
nen und Stärkung der Infrastrukturen 
vorangetrieben werden soll. 

Das TACIS Programm der EU (Tech­
nical Assistance for the Commonwealth 
of Independent States) bildet das Pen­
dent zu PHARE zugunsten der neuen 
unabhängigen Staaten und der Mongo­
lei. Diesen Staaten wird ebenfalls 
Know-how und technische Hilfe zur 
Verfügung gestellt, um den Übergang 
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zur Marktwirtschaft zu erleichtern und 
den Aufbau demokratisch und rechts­
staatlich verfaßter Staats- und Gesell­
schaftsformen zu fördern. 

Ein weiterer neuer Beitrag in der vor­
l iegenden zweiten Auflage, verfaßt von 
Berhard Jansen, befaßt sich mit dem 
Thema EG und WTO (GATT). 

Zum Abschluß der Uruguay-Runde 
im April 1 994 in Marrakesch wurde die 
Schlußakte unterzeichnet, der das Ab­
kommen zur Gründung der WTO nebst 
Anlagen beigefügt ist. Das Vertrags­
werk ist Anfang 1 995 für ursprünglich 
81 M itglieder in Kraft getreten; heute 
sind es über 1 25. 

Die Hauptaufgabe des WTO-Abkom­
mens ist es die im Anhang enthaltenen 
multi lateralen Handelsabkommen zu 
verwalten und deren Zielsetzungen zu 
fördern. Das GATT 94 beruht, ebenso 
wie das GATT 47, auf dem Grundge­
danken, daß die Liberalisierung des 
Welthandels zu einer Verbesserung der 
Ausnutzung der Weltressourcen durch 
erhöhten internationalen Wettbewerb 
und eine günstigere Arbeitsteilung zwi­
schen den beteiligten Volkswirtschaften 
führt. 

I m  Rahmen des GATT wurde verein­
bart, den für die einzelnen Mitgliedstaa­
ten d ifferenzierten Außenschutz durch 
ein möglichst transparentes Instrument, 
nämlich durch Einfuhrzölle, zu errei­
chen. Weitere Liberalisierungsschritte 
können dann durch die Verringerung 
der Zolltarife erreicht werden. Andere 
Handelsbarrieren müssen die GATT­
Vertragsparteien daher beseitigen, so­
weit sie sich auf den Außenhandel aus­
wirken können. Darüber hinaus ver­
pfl ichtet das GATT die Vertragspartei­
en, sich gegenseitig die Meistbegünsti­
gung zu gewähren, um so im internatio­
nalen Wettbewerb jeder Vertragspartei 
die gleichen Ausgangsbedingungen 
einzuräumen. 

Eine weitere Grundregel des GATT 
liegt in der strikten Beachtung der Tarif­
bindungen, die die einzelnen Vertrags-
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parteien in ihren individuellen Konzes­
sionen zugestanden haben. Die in den 
Konzessionslisten enthaltenen Zolltari­
fe dürfen grundätzlieh nicht überschrit­
ten werden. Von dieser Regel g ibt es 
eine verhandlungtechnisch schlaue 
Ausnahme: Vertragsparteien,  die sie in 
Anspruch nehmen wollen , können ihre 
Konzessionslisten zwar ändern, müs­
sen aber dafür bezahlen. Für die Erhö­
hung gebundener Zolltarife müssen sie 
als Kompensation Tarifsenkungen bei 
anderen Produkten gewähren. 

Eine al lein den Entwicklungsländern 
zugute kommende Sonderregelung 
sieht vor, daß d iese bei Zahlungsbi­
lanzschwierigkeiten Handelsbeschrän­
kungen vorsehen können, die anderen­
falls mit dem GATT unvereinbar wären. 

Das Abkommen über den Handel mit 
Dienstleistungen gehört zu den wichtig­
sten Neuerungen , die durch die Uru­
guay-Runde in  das WTO-Abkommen 
aufgenommen wurde. Angesichts der 
ständig wachsenden Bedeutung der 
Dienstleistungen in der volkswirtschaft­
l ichen Gesamtrechnung, insbesondere 
der i ndustrialisierten Staaten,  ist der 
Abschluß des GATS als ein großer 
Fortschritt bei der Liberal isierung des 
Weltha ndels zu werten.  Das GATS ist 
ein Rahmenabkommen, das selbst kei­
ne konkreten Einzelverpflichtungen 
enthält. Diese Einzelverpflichtungen er­
geben sich vielmehr erst aus den Kon­
zessionsl isten für die einzelnen Dienst­
leistungsbereiche, in denen Marktzu­
gang bzw. Inländerbehandlung für aus­
ländische Dienstleistungserbringer zu­
gesagt werden kann. 

Eine weitere ganz neue Dimension 
hat das TRIPS (Übereinkommen über 
handelsbezogene Aspekte geistigen 
Eigentums) in die WTO eingebracht. 
Der S inn des TRIPS-Abkommens be­
steht darin ,  alle WTO-Mitgl iedstaaten 
zur Beachtung eines Mindestschutzes 
auf dem Gebiet des geistigen E igen­
tums zu verpfl ichten. Es bleibt den Mit­
g l iedern unbenommen, einen weiterge-
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henden Schutz zu gewähren. Das 
TRI PS bezieht sich u.a. auf folgende 
Bereiche: Urheberrechte, Patente, Ge­
schmacksmuster. 

E ine wesentliche Stärke in der WTO 
bildet das sehr gut ausgebaute Streit­
beilegungsverfahren. Es bietet auch 
schwächeren Mitgl iedstaaten, deren 
Rechte durch stärkere Handelspartner 
beeinträchtigt sind, Mittel und Wege zur 
Durchsetzung ihrer Interessen. Ob al­
lerd ings solche WTO-Mitgl ieder zur 
Anwendung von Handelssanktionen 
bereit und in der Lage sind, wird erst die 
Praxis zeigen . 

Die Rolle der Gemeinschaft in der 
WTO ist sowohl für das äußere Er­
scheinungsbild der Gemeinschaft als 
auch für ihren inneren Zusammenhalt 
von n icht zu unterschätzender Bedeu­
tung. Unter den internationalen Organi­
sationen ist die WTO diejenige, die die 
größte Überschneidung mit dem Kern­
bereich der Gemeinschaftstätigkeit auf­
weist. Die Gemeinschaft muß daher in 
der WTO eine wichtige Rolle spielen, 
wenn sie Wert auf eine Einbindung in 
den internationalen Kontext legt. Ange­
s ichts des vielbeschworenen Bedeu­
tungszuwachses des Welthandels kann 
an der Notwendigkeit h ierfür kein Zwei­
fel bestehen. 

Die Bedeutung Europas als wichtiger 
Handelspartner (neben den USA und 
Japan) ist nur auf Gemeinschaftsebe­
ne, n icht auf nationaler Ebene zu ver­
teidigen. 

Der EUGH hat in  mehreren Urteilen 
entschieden ,  daß die Gemeinschaft im 
GATT Rechtsnachfolgerin ihrer Mitglie­
der geworden ist und in die GATT­
Rechte und -Pflichten der Mitglieder 
aufg rund der Kompetenzübertragun­
gen im Außenhandelsrecht eingetreten 
ist. l n  der Praxis ist die Gemeinschaft 
im GATT wie eine Vertragspartei be­
handelt worden. Die Kommission ist 
grundsätzlich Sprecherin der Gemein­
schaft und wird nur in Ausnahmefällen 
und nach Vereinbarung mit ihr durch 
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Mitgliedstaaten zur Stärkung der Ge­
meinschaftsposition unterstützt. 

Es handelt sich hier um die deutlich­
ste Demonstration dessen, was die Ge­
meinschaft erreichen kann,  wenn  sie 
geschlossen auftritt. Insoweit ist die 
Rolle der Gemeinschaft i n  der WTO 
gleichzeitig Kitt für ihren inneren Zu­
sammenhalt, da es keinen Zweifel ge­
ben kann, daß einzelne Mitgliedstaaten 
n icht in der Lage wären,  i n  den Ver­
handlungen mit anderen WTO-M itgl ie­
dern ähnliche Ergebnisse zu ihrem Vor­
tei l  zu erzielen ,  wie die Gemeinschaft 
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das vermag. Die Gemeinschaft ist so­
mit der Garant für eine Fortführung der 
wesentlichen Rolle, die Europa im Rah­
men der Uruguay-Runde spielen kann. 

Abschl ießend sei festgestellt, daß 
die Europäische Gemeinschaft ein ein­
zigartiges Gebilde ist und bleibt, des­
sen i nnerer Zusammenhalt n icht ohne 
weiteres auf Dauer gewährleistet ist 
und das daher immer wieder e ine ge­
wisse Selbstbestätigung benötigt, um 
die Legitimation für ihren Fortbestand 
aufrechtzuerhalten. 

Eva Dessewffy 
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Das Kapital geht dorthin, wo ... 

Rezension von: Peter J. Buckley, Jean­

Louis Mucchielli (Hrsg.), Multinational 

Firms and International Relocation, 

Edward Elgar, Cheltenham 1 997, 272 

Seiten, f 55,-. 

Wenn von der Globalisierung ge­
sprochen wird , meint die Mainstream -
Debatte fast ausschließlich die Globali­
sierung der Finanzmärkte, wobei impli­
zit davon ausgegangen wird , daß sich 
die Globalisierung des Realkapitals, 
oder genauer: der Unternehmen, über 
Handel und Direktinvestitionen ähnlich 
vollzieht. Dabei werden jedoch u.a. die 
folgenden - falschen - Argumentationen 
entworfen. Erstens haben die Globali­
sierung der Finanzmärkte und die 
Transnationalisierung der Unterneh­
men unterschiedliche quantitative Aus­
maße erreicht, was das involvierte Ka­
pital betrifft. So erreichen etwa die welt­
weiten D irektinvestitionsbestände mit 
8,5 % (1 991 ) nur einen Anteil am B IP, 
welcher sich kaum von jenem von 1 9 1 3  
(9 %) unterscheidet. Die Direktinvestiti­
onsflüsse hatten ein Wachstum von der 
Basis 1 00 ( 1 972) auf 1 .780 (1 995), 
während die Finanzmärkte auf 4.226 
"explodierten". Zweitens hat sich die 
Qualität der I nternationalisierung der 
Unternehmen, also der transnationalen 
Konzerne, bedeutend verändert, so 
daß sie heute anders zu beurteilen ist. 
Die aktuellen Konzernstrukturen und 
Spezialisierungsmuster der Tochterge­
sellschaften vertiefen die internationa­
le Arbeitsteilung in  einem zuvor n icht 
erreichten Ausmaß. Drittens gibt es nur 
wenige wirklich global agierende Unter­
nehmen, so daß wohl eher von einer 
Regionalisierung zu sprechen ist. 

Diese und andere Argumente legen 
nahe, daß die Motivation, die Ausge-
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staltung und die Effekte der Internatio­
nalisierung des Realkapitals sich - an­
ders als die Diskussion unterstellt - von 
jenen der Globalisierung der Finanz­
märkte wesentlich unterscheiden. Die 
Mechanismen etwa, welche strukturel­
le Anpassungsprozesse auf den Ar­
beitsmärkten auslösen,  sind im ersten 
Fall viel direkter, wenn auch wahr­
scheinl ich quantitativ unbedeutender, 
als im letzten. Einem Aspekt dieser An­
passungsprozesse ist das hier bespro­
chene Buch gewidmet, das sich mit 
Aspekten der Verlagerung beschäftigt. 

Etwas genauer betrachtet, handelt es 
sich um Beiträge höchst unterschiedli­
cher Art, die nun im folgenden kurz 
skizziert werden. Danach greife ich 
zwei Beiträge heraus, nämlich den von 
Mucchielli und Saueier zu theoreti­
schen und politischen Aspekten der 
Verlagerung in Niedriglohnländer und 
jenen von Hatzichronoglou zu den Aus­
wirkungen ausländischer Direktinvesti­
tionen auf die heimischen Produktion in 
OECD-Ländern. 

Die Autoren (Autorinnen sind im In­
ternational Business-Bereich nach wir 
vor stark unterrepräsentiert) haben 
durchwegs einen universitären H inter­
grund und/oder sind in Wirtschaftsfor­
schung bzw. Politikberatung tätig. Alle 
haben einen empirischen Zugang zur 
Problematik der Verlagerungen ge­
wählt. Ich möchte noch darauf hinwei­
sen, daß der Begriff der Verlagerung 
eng m it dem Begriff der Restrukturie­
rung der Unternehmen insgesamt ver­
bunden ist und somit weit über die reine 
Produktionsverlagerung hinausgeht. 
Jede Art geographischer Restrukturie­
rung von Unternehmen ist somit hier 
über "Verlagerung" defin iert, was wie­
derum den Einbezug horizontaler und 
vertikaler I ntegration impliziert. 

Der Beitrag von Mucchielli und Sau­
eier ist der Strukturierung der Thematik 
gewidmet. Sie stellen den statischen 
und den evolutionären Ansatz einander 
gegenüber und interpretieren Verlage-
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rungen als "Schumpeter'sche Innovati­
on". Eine aktive lnnovationspolitik, wel­
che auch Verlagerungen einbezieht, sei 
daher wachstums- und beschäftigungs­
fördernd. 

Im Kapitel "Multinationale Unterneh­
mensstrategien und ihr  Einfluß auf 
Standortentscheidungen" beschäftigt 
sich Buckley mit der Entscheidung von 
Firmen über die optimale Form der 
Auslandsmarktbearbeitung. Er verwen­
det dazu nach wie vor das mit Casson 
in den achtziger Jahren entwickelte 
Modell unterschiedlicher Fixkosten und 
variabler Kosten von Export, vertragli­
cher Investitionsform oder d irekter Aus­
landsproduktion . 

I m  Zentrum des Kapitels von Bui­
gues und Jacquemin mit dem Titel 
"N iedriglohnländer und der Handel der 
EU" stehen jene Branchen, die durch 
N iedriglohnkonkurrenz ( Importe aus 
dem Ausland) besonders gefährdet 
s ind. Die Autoren schlagen Strategien 
vor, wie die Restrukturierung solcher 
Branchen mittels der EU-Strukturpolitik 
beschleunigt und somit auch deren 
Wettbewerbsfähigkeit gesteigert wer­
den kann. Wie in anderen Beiträgen 
auch, kommt dem Aspekt der regiona­
len Integration und der Tatsache, daß 
die Ziele multinationaler Unternehmen 
und jene der regionalen Integrations­
blöcke weitgehend kongruent sind, be­
sonderer Stellenwert zu . 

Balcet analysiert vor al lem die Moti­
ve und Entwicklungslinien der Restruk­
turierung italienischer Unternehmen in  
der  Arbeitstei lung m i t  den zentral- und 
osteuropäischen Ländern. Die Konse­
quenzen von Verlagerungen und ihrer 
Veränderungen werden sehr komplex, 
so daß sich komplementäre und substi­
tutive Effekte überlagern , der Nettoef­
fekt also nur empirisch ermittelt werden 
kann. Die Beurteilung der Direktinvesti­
tionen als Instrument des Technologie­
transfers, sowohl herein als auch hin­
aus, läßt Parallelen und Unterschiede 
zu Österreich erkennen. Die von Balcet 
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eingeleitete regionale Fokussierung 
wird auch im Kapitel von Graham fort­
gesetzt, der die Substitutions- und 
Komplementaritätshypothese zwischen 
Außenhandel und Direktinvestitionen 
anhand der amerikan ischen Daten 
überprüft. Er findet auf aggregiertem 
Niveau die letztere bestätigt und 
schließt daraus auf per Saldo positive 
Beschäftigungseffekte. 

Sazanami und Ching stellen schließ­
lich die I nternationalisierung Japans 
und regionale Verschiebungen inner­
halb der Triade dar. Eine einfache Re­
gression von Standortfaktoren auf das 
japanische Direktinvestitionsniveau in 
den einzelnen Handelsblöcken der 
Triade läßt erwartungsgemäß unter­
schiedliche Motive (u.a. markt- und ko­
stenorientierte) erkennen. 

Die unterschiedlichen Beschäfti­
gungseffekte, welche aufgrund der Ver­
schiedenheit der Typen der Direktinve­
stitionen zu erwarten sind,  klassifiziert 
schließlich Hatzichronoglou (siehe un­
ten). Hier wird insbesondere deutl ich , 
wieviele offene Fragen nach wie vor 
bestehen. U.a. sind alle indirekten Be­
schäftigungseffekte ausgeklammert, 
wobei andere Untersuchungen aber 
zeigen, daß diese quantitativ bedeut­
sam sein können. 

Eine Branchenstudie der Automobil­
industrie wird von Ozawa dargestellt. 
Dieser Autor, der aus Japan stammt 
und in den USA lehrt, beschäftigt sich 
laufend mit den Wirkungen, die von ak­
tiven und passiven Direktinvestitionen 
auf die Restrukturierung von Ur­
sprungs- und Gastländern ausgehen. 
Ozawa erläutert, warum die japanische 
Autoindustrie "Lean Production" einge­
führt hat und welche kompetitiven Vor­
teile dadurch gegenüber den dominan­
ten Anbietern entstanden sind. Die In­
ternationalisierung der Branche wurde 
wesentl ich durch die U mstellung der 
Produktionsweise ermöglicht. Insbe­
sondere seine Sicht der Gestaltungspo­
tentiale einer steuernden lndustriepoli-
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tik zur Steigerung der Marktdurchdrin­
gung im Ausland kann zwar n icht aus 
dem konkret historisch-politischen Kon­
text Japan isoliert werden, bietet jedoch 
zahlreiche Denkanstöße auch für ande­
re Länder. 

Die Rolle von multinationalen Unter­
nehmen als lnnovatoren und Akteure 
der Technologiediffusion wird schl ieß­
l ich explizit von Harianto und Safarian 
mit Bezugnahme auf die südostasiati­
schen Erfahrungen aufgegriffen. Der 
Beitrag der Technologie zur wirtschaft­
l ichen Entwicklung ist unbestritten. 
Eine der Kernfragen ist dabei die Ge­
staltung des wirtschaftspolitischen Um­
feldes, insbesondere inwieweit " lm­
portsubstitution" zu "exportgeleitetem 
Wachstum" transformiert wird ,  wenn  
Länder e i n  höheres Entwicklungsni­
veau erreichen. Vielfältige Vergleiche 
zeigen, daß diese Strategie einer der 
Erfolgsfaktoren Asiens gegenüber La­
teinamerika war. 

Einen empirischen Test des Markt­
austritts japanischer Unternehmen prä­
sentiert Yamawaki. Als wichtigstes Er­
gebnis hält er fest, daß es einen Zu­
sammenhang zwischen der Marklein­
trittsstrategie und der Wahrscheinl ich­
keit, aus dem Markt wieder auszutre­
ten, gibt. Akquisitionen zum Zweck der 
Diversifikation und Joint-ventures seien 
besonders "austrittsgefährdet". Gerade 
in den neuen und unsicheren Märkten 
der post-kommunistischen Staaten tritt 
Rückzug vom Markt zwar relativ häufig 
auf, ist aber noch so gut wie gar n icht 
untersucht. 

Im folgenden gehe ich auf die Beiträ­
ge von Mucchielli und Saueier sowie je­
nen von Hatzichronoglou näher e in ,  
wei l  s ie mir  besonders interessant er­
scheinen. 

"Relocation" wird von Mucchiell i und 
Saueier zunächst einmal als Produkti­
onsverlagerung definiert, sogleich aber 
um Formen des Subcontracting, OPT 
("outward processing trade" , Lohnver­
edelung) und sogar Handel erweitert. 
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Als überragendes Motiv für Verlagerun­
gen werden dankenswerterweise ein­
mal n icht die absoluten Lohnkosten ge­
sehen (1 ), sondern der Markteintritt 
( Ich möchte dazu anmerken, daß d ies 
vor allem Direktinvestitionen zwischen 
gleich entwickelten Ländern betrifft. Al­
lerdings geben Unternehmen auch bei­
spielsweise bezüglich ihrer I nvestitio­
nen in Transformationländern meist 
das Marktmotiv an,  obwohl die Han­
delsstruktur d ieser Unternehmen - ein 
hoher Anteil des Re-exportes - auf eine 
Effizienz- und Kostenorientierung hin­
deuten. )  Verlagerung kann aber auch 
eine Clusterung von Aktivitäten in Form 
strategischer Allianzen unter Technolo­
g ieführern sein .  

Gleichzeitig wird Verlagerungen der 
richtige Stellenwert zugewiesen. N icht 
Verlagerungen per se, sondern "the ac­
celerated development of new indu­
strializing areas and the cerrelative shift 
in  camparalive advantage of develo­
ped countries" (S. 20) ist die Hauptursa­
che des Strukturwandels. Deshalb wird 
auch die ricardianische gleichgewichts­
theoretische Erklärung von Verlagerun­
gen verworfen und als Schumpe­
ter'sche I nnovation interpretiert. Nach 
ersterer würden Unterschiede in den 
Faktorausstattungen und damit in den 
relativen Faktorkosten eine Reallokati­
on der Ressourcen und damit eine An­
gleichung der relativen Preise bedeu­
ten bzw. müßten als Ungleichgewicht 
aufgrund von Marktimperfektionen in­
terpretiert werden. 

l n  der Schumpeter'schen Erklärung 
würde eine Verlagerung - wie eine tech­
nologische Innovation auch - Monopol­
gewinne erlauben. "These two para­
digms have common characteristics. 
They both rest on hypotheses of profit 
maximization under various constraints 
l inked to market imperfections. They 
both explain the phenomenon of relo­
cation and some of their predictions are 
compatible with observable real ity. Yet 
on the speed of adjustment, on the tran-
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sition effects and even more on the 
Iang-term consequences of worldwide 
economic integration ,  they give diffe­
rent explanations." (S. 23) 

Das Faktorpreisausgleichstheorem 
wird dreifach kritisiert: Erstens sind 
Gleichgewichtszustände - für die allein 
Aussagen getroffen werden können -
unrealistisch, und zweitens können 
kurzfristige Wirkungen der " transition" 
n icht beschrieben werden, und drittens 
zeigen sich empirisch keine Preisan­
g leichungen (2). Auch das "specific-fac­
tors-modef' wird kritisiert, da die durch 
eine Verlagerung ausgelöste Verände­
rung des komparativen Vorteils nur 
durch Preissenkungen des spezifischen 
Faktors ( im Klartext: Lohnsenkungen 
des Faktors Arbeit) bzw. protektionisti­
sche Maßnahmen des Ursprungslan­
des verhindert werden kann. Eine der­
artige Politik ist jedoch unrealistisch, 
und d ie Autoren sind - woh l  richtiger­
weise - der Meinung, daß Lohnsenkun­
gen allein das aus dem Verlagerungs­
problem entstehende Beschäftigungs­
problem n icht lösen. Als Erklärung bie­
ten sie die Schumpeter'sche Argumen­
tation , daß der Preisausgleich durch 
den Aufwertungsdruck der Währung im 
Aufholprozeß eines Landes (Beispiel :  
Japan) hergestellt wird. "This is  not the 
result of factor reallocation but rather of 
technological catch-up which equalized 
labour productivity." (S. 30) Dies bedeu­
tet, daß ein l nnovationsprozeß (ver­
standen als Technologieschaffung, -ad­
aption und -diffusion, Anm .  C.B.) die 
Veränderung des komparativen Vorteils 
kompensieren kann ,  während Lohnsen­
kungen etwa in zu hohen Ausmaß erfol­
gen müßten oder eine branchenweise 
Lohnsenkung n icht möglich ist. 

Die Gegenüberstellung dieser beiden 
theoretischen Ansätze bietet wichtige 
Erkenntnisse gerade auch für die Öster­
reichische Debatte über Verlagerungen 
nach Osteuropa: Erstens sind die Lohn­
unterschiede zum Teil durch Produktivi­
tätsunterschiede gerechtfertigt. Zwei-
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tens würde der Verlust eines kompara­
tiven Vorteils wohl nur hinausgezögert 
und Beschäftigungsverluste nur zeit­
verzögert eintreten. Drittens deutet die 
theoretische Argumentation darauf hin, 
daß eine aktive lnnovationspolitik, also 
die Beschleunigung des Strukturwan­
dels, positive Nettoeffekte von Verlage­
rungen erzeugen würden. Diese hätte 
zwei Vorteile, nämlich eine intersekto­
rale Verschiebung der Ressourcen statt 
einer internationalen und eine Steige­
rung der Attraktivität des in ländischen 
Standorts. Sie darf jedoch nicht als All­
heilmittel angesehen werden und ande­
re Industriepolitik ersetzen - eine Ten­
denz, die in vielen OECD-Ländern zu 
beobachten ist. Denn erstens ist unge­
wiß, ob sie den quantitativen Ausgleich 
schafft, und zweitens ist Arbeit eben ein 
spezifischer Faktor, der trotz technolo­
gischer Entwicklungen wenig intersek­
toral mobil ist. Diese Debatte wird leider 
im folgenden Teil des Buches nicht wie­
der aufgenommen. 

Einen konzeptuell-empirischen Zu­
gang wählt Hatzichronoglou für sein 
Kapitel über die Beschäftigungswirkun­
gen passiver Direktinvestitionen (Kapi­
tel S). Hauptsächlich werden die Perfor­
mance, das Wachstum ,  die Exporte 
etc. von heimischen Unternehmen und 
von Tochterunternehmen ausländi­
scher Multis verglichen. U nterschiedli­
che Trends in  der Beschäftigungsent­
wicklung, der Produktivität etc. sollen 
Aufschluß über die Auswirkungen pas­
siver Direktinvestitionen geben. Eine 
kritische Evaluation der Unterschiede, 
die sich z. T. automatisch aus den un­
terschiedlichen Unternehmensstruktu­
ren ergeben ,  unterbleibt jedoch. Der 
Schlußfolgerung, nämlich, daß "such 
investment is very important to hast 
country economies because it brings 
tangible and intangible assets which 
make it possible to mobilize those 
countries own resources - in particular 
man power'' (S. 1 58) scheint gerade aus 
österreichischer Sicht relevant, wo oft 



24. Jahrgang ( 1 998) ,  Heft 1 

gegen ausländische Direktinvestitionen 
argumentiert wird. Besonders interes­
sant ist das konzeptuelle Schema, wel­
ches Direktinvestitionsströme und de­
ren Beschäftigungswirkungen verein­
facht darstel lt. Demnach ergeben sich 
positive Beschäftigungswirkungen aus 
"greenfield investments" , Take-overs 
und Erweiterungsinvestitionen bzw. ei­
ner Reduktion von Unternehmensver­
käufen, Liquidationen und Rationalisie­
rungsinvestitionen. 

Abgesehen davon, daß ausländische 
Übernahmen nur dann einen positiven 
Beschäftigungseffekt haben, wenn die 
Alternative einer inländischen Über­
nahme nicht gegeben ist, genügt ein 
solches Schema durchaus, um - die 
notwendigen Daten vorausgesetzt - als 
Grundlage für wirtschaftspolitische Vor­
schläge zu dienen. Wie wenig über sol­
che Fragen aus empirischen Studien 
abzuleiten ist, zeigen die Darstellungen 
aus der "OECD Subsidiaries Databa­
se". Im Vergleich zum allgemeinen 
Strukturwandel, von welchem Verlage­
rungen ein Nebeneffekt sind,  nehmen 
sich die Beschäftigungswirkungen be­
scheiden, wenn auch nicht vernachläs­
sigbar, aus. 

Der wirtschaftspolitisch entscheiden­
den Frage, welchen Kosten und Nutzen 
Verlagerungen denn haben, widmet 
sich ausschließlich in bekannt ehrlicher 
Weise John Dunning. Seine Einschät­
zung, daß sich an der Anwort der Öko­
nominnen in den letzten dreißig Jahren 
nicht viel geändert hat ("it all depends", 
S. 238) ist zwar für einen Wirtschafts­
politiker frustrierend, zeigt aber, daß 
sinnvolle und relevante Anworten - wie 
übrigens das Buch insgesamt deutlich 
macht - nicht leicht zu finden sind. 
"Wenn sich irgendetwas während der 
letzten 30 Jahre geändert hat, waren es 
nicht die Fra9.en, oder etwa die Anwor­
ten ,  die die Okonomlnnen interessier­
ten ,  sondern vielmehr die Charakteristi­
ka der Multinationalen Unternehmen 
und das globale wirtschaftl iche und po-
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litische Umfeld, in welchem sie agie­
ren". (S. 238) (Übers. C.B.) 

Meine abschließende Beurtei lung 
bezieht sich vor allem auf den Aspekt 
der Notwendigkeit und der Beurtei lung 
des Buches für die herrschende wirt­
schaftspolitische Debatte. Die wirt­
schaftspolitischen Schlußfolgerungen 
der Autoren per se, aber auch die unter­
schiedlichen Ebenen der Verlagerun­
gen (mikro- und makroökonomische) ,  
machen deutlich, daß jede wirtschafts­
politische Maßnahme - wie auch in an­
deren Bereichen der Strukturpolitik - al­
lokative und distributive Konsequenzen 
hat, die den Widerstand einzelner 
Gruppen hervorrufen können. 

Einer der wesentlichsten Aspekte ge­
rade für die Österreichische Diskussion 
bezüglich der Verlagerungen österrei­
chischer Firmen nach Osteuropa sind 
meiner Meinung nach die Kosten von 
Verlagerungen. Im Gegensatz zu Port­
folioinvestitionen sind Direktinvestitio­
nen langfristig orientiert, um den I nve­
stitionsertrag zu maximieren , und U n­
ternehmensverlagerungen verursa­
chen daher hohe Kosten. Der Mythos, 
der von Unternehmern wie etwa Claus 
Raidl gepflegt wird ("Das Kapital geht 
dorthin ,  wo es sich am besten ver­
zinst") ,  entbehrt jeder theoretischen 
(Stichwort: Transaktionskosten)  u nd 
empirischen (vgl. oben die geringe 
Bedeutung der Direktinvestitionen) 
Grundlage. 

Das Manko dieses Buches liegt dar­
in ,  daß es die Konsequenzen für bzw. 
Strategien des Faktors Arbeit, der die 
Hauptlast der Verlagerung trägt, n icht 
explizit berücksichtigt (3). Das Buch hat 
eine "Schlagseite" zugunsten der Un­
ternehmensstrategie und der Wettbe­
werbsfähigkeit Ein Kapitel, das den 
Zusammenhang zwischen der Entwick­
lung korporatistischer Systeme u nd 
Verlagerungen herstellt, wäre nützlich 
gewesen. Dies hätte möglicherweise zu 
interessanten Vorschlägen für die natio­
nale Industriepolitik bzw. internationale 
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Strategien von Gewerkschaften gegen­
über Verlagerungen geführt und das 
herrschende Ideenvakuum vermindert. 
Noch ein abschließender Hinweis: Die 
einzelnen Kapitel lassen sich auch sehr 
gut getrennt lesen ,  da sie eine Samm­
lung von Vorträgen einer Konferenz 
darstellen und keiner einheitlichen Linie 
folgen. 

Christian Bellak 
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Anmerkungen 

( 1 )  Sonst müßte die gesamte Weltprodukti­
on in Madagaskar liegen . . .  

(2)  Unterschiede in  den Faktorpreisen sind 
natürlich teilweise durch Produktivitäts­
unterschiede bzw. unterschiedliches 
Humankapital erklärbar. 

(3) Dies ist u. a. mit dem Übergewicht der 
Autoren aus dem anglo-amerikanischen 
Raum zu erklären (aber nicht zu recht­
fertigen), in deren Forschungstradition 
die Gewerkschaften keine große Rolle 
spielen. 
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"Small is beautiful" 

Rezension von: Hermann Simon, Die 

heimlichen Gewinner. Die 

Erfolgsstrategien unbekannter 

Weltmarktführer, Campus Verlag, 

Frankfurt!Main 1996, 237 Seiten, 

öS 577,-. 

Ob die heimlichen Gewinner wirklich 
so unbekan nt und hinter einem Nebel 
von Unauffäl l igkeit und Verschwiegen­
heit verborgen ihren Erfolgskurs fah­
ren ,  wage ich - insbesondere aus öster­
reichischer S icht - zu bezweifeln!  Bei 
der Größenstruktur der Österreichi­
schen Unternehmen im internationalen 
Vergleich l iegt es auf der Hand, daß 
die, die weltweit erfolgreich sind, kleine 
und mittlere U nternehmen sind. Und 
diese Erkenntnis ist in  der heimischen 
wirtschaftspolitischen Diskussion ein 
Gemeinplatz. Daher kann ich das gro­
ße Aha-Erlebnis mit dem Autor des Bu­
ches n icht teilen. Nichtsdestotrotz ist 
das Buch i nhaltlich aufschlußreich . Es 
wendet sich an die Praktiker des Wirt­
schaftslebens, wie Unternehmensbera­
ter und Großunternehmen, mit der Auf­
forderung, die "Großunternehmen-Syn­
drome" wie zum Beispiel I nflexibil ität, 
Bürokratie,  übertriebene Arbeitsteilung 
oder Kundenferne zu vermeiden . 

Der Untersuchung liegt Datenmateri­
al von rund 500 kleinen und mittleren 
deutschen Unternehmen, die sich als 
"hidden champions" auszeichnen, zu­
grunde. Das Gewinner-Kriterium ist die 
weltweite Marktführung in einer Markt­
nische, Jahresumsätze von weniger als 
1 0 Mrd öS und geringer Bekanntheits­
grad. Ausgewertet wurden veröffent­
l ichte Informationen, Firmeninformatio­
nen, eine Fragebogen-Erhebung und 
persönl iche I nterviews. Die praktischen 
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Erfahrungen der Unternehmen sind der 
Untersuchungsgegenstand. 

Die Erfolgsgeschichten der Unter­
nehmungen sind systematisch, geglie­
dert nach den wichtigsten Akteuren, de­
ren Selbstverständnis,  Strategien und 
Vermarktungskonzepten,  dargestellt. 
Die Feststel lungen über die Erfolgs­
komponenten der heimlichen Gewinner 
werden exemplarisch anhand von zahl­
reichen Schilderungen aus Firmenge­
schichten und den Ergebnissen der 
qualitativen Interviews belegt. Das 
Buch ist handlich aufgebaut, da die am 
Ende jedes Kapitals stehende Zusam­
menfassung die wichtigsten Feststel­
lungen wiedergibt. 

Die heimlichen Gewinner der deut­
schen Wirtschaft zeichnet folgende 
Gemeinsamkeiten,  durch die sie sich 
auch gleichzeitig von den multinationa­
len Großunternehmen unterscheiden, 
per Defin ition aus: Sie sind kleine und 
mittelständische Unternehmen, die den 
Weltmarkt häufig mit Marktanteilen von 
über 50 Prozent beherrschen und Pro­
dukte haben , die oft "unsichtbar" oder 

"unauffäl l ig sind. Sie beweisen eine be­
merkenswerte Überlebensfähigkeit und 
haben einen beachtlichen ExportanteiL 
Sie sind überwiegend Famil iengesell­
schaften,  die erfolgreich global agieren. 

Die Erfolgsunternehmen verfolgen 
und erreichen das Ziel der Marktführer­
schaft, wobei Marktführerschaft für sie 
mehr als nur Marktanteile bedeutet. Sie 
haben den Anspruch , der Beste auf 
dem Markt zu sein ,  da diese Stellung 
Vorteile hinsichtlich Kosten,  Marketing, 
Kommunikation und Motivation bringt. 
Unternehmensziel, welches der Unter­
nehmensführer auch vorlebt, ist die 
Marktführerschaft zu erlangen bzw. zu 
behalten. Erfolgskonzept bei der Ziel­
verfolgung sind die langfristige Orien­
tierung und Beharrl ichkeit sowie Ein­
fachheit und Klarheit bezüglich des 
Ziels. 

Die Erfolgsunternehmen defin ieren 
ihre Märkte , die sie gut kennen , eng 
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und bearbeiten diese Märkte hochspe­
zialisiert. Es werden sowohl die Kun­
denbedürfnisse als auch die Perspekti­
ven des Produktes und der Technologie 
berücksichtigt. Die bediente Wert­
schöpfungskette ist eng, jedoch lang, 
um Spezial isierungsgrad und Perfekti­
on zu erreichen, die Wettbewerbsvor­
teile gewährt. Wenn die Unternehmen 
einen Markt ausgewählt haben, bleiben 
sie dabei und fühlen sich diesem Markt 
auf lange Zeit verpflichtet. Neue Ab­
grenzungen erfolgen ungefähr so sel­
ten für Märkte wie für die grundlegen­
den Technologien. Sie gehen bewußt 
das Risiko, "alles auf ein Pferd zu set­
zen", ein, weil d ies g leichzeitig auch 
Grundlage ihrer Wettbewerbsstärke ist. 

Die Internationalisierung entspringt 
aus verschiedenen Motiven, doch ist 
sie dann erfolgsversprechend, wenn sie 
so früh und so schnell wie möglich voll­
zogen wird. Oft ist das Motiv die Kun­
denbeziehung, die direkt durch eigene 
N iederlassungen wahrgenommen und 
nicht an fremde Firmen delegiert wird. 
Die Wettbewerbsaspekte sind bei der 
Internationalisierung genau zu beach­
ten ,  einerseits sind Frontalzusammen­
stöße mit starken Konkurrenten zu ver­
meiden, andererseits können Wettbe­
werber in ihrer lokalen Festung ange­
griffen oder in Schach gehalten wer­
den. Auf Zukunftsmärkten ist es wich­
tig , der erste Anbieter zu sein, da Markt­
positionen früh verteilt werden. Fremd­
sprachenkenntnisse, Reiseerlebnisse 
und Erfahrungen in anderen Ländern 
bilden die geistigen Grundlagen für den 
globalen Erfolg. 

Die Kundennähe ist ein Dreh- und 
Angelpunkt der Strategie der heimli­
chen Gewinner. ln der Unverwechsel­
barkeit und Unersetzlichkeit der Pro­
dukte für die Kunden liegt ein Großteil 
des unternahmarischen Erfolgs. Die 
Kundennähe hat meist eine Interakt­
ions-Dimension, die am besten durch 
ein direktes Verkaufssystem und eine 
flache Organisation gegenüber den 
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Kunden sowie hohe Kontaktintensität 
der N icht-Verkaufsmitarbeiter erreicht 
wird. Die Kunden dienen als lnformati­
onsquelle, wobei auch das Top-Mana­
gement die Kontakte pflegt. Verkaufs­
strategien, die eindeutig wertorientiert 
sind, sind erfolgversprechend. Sie sind 
geprägt von den Elementen Kunden­
treue, überlegene Leistung und Service 
sowie räumliche Nähe. 

Die Erfolgsunternehmen operieren 
meist in Oligopolistischen Märkten mit 
intensivem Wettbewerb. Im allgemei­
nen sind sie sehr harte Wettbewerber, 
d ie eine bewußte und spezialisierte 
Wettbewerbsstrategie verfolgen und 
sich ihrer Wettbewerbsvorteile bewußt 
sind. Ihre Vorteile beruhen eher auf Dif­
ferenzierung als auf Kostenvortei len, 
wobei die Grundlage eine überlegene 
Kenntnis der Kundenanforderungen ist. 
Innovation ist eines der Fundamente, 
auf denen die Marktführerschaft be­
gründet ist. Viele von ihnen verwandel­
ten ihre Pionier-Stellung in eine lang 
andauernde Überlegenheit. 

Abschließend fordert der Autor auf, 
die "traditionelle Einbahnstraße des 
Lernans von groß nach klein umzudre­
hen" und von den heimlichen Gewin­
nern zu lernen: Größe sei wenigerwich­
tig als Fokussierung; Großunterneh­
men, insbesondere solche, die stark di­
versifiziert sind, sollten ernsthaft über­
legen, ob sie sich nicht in unabhängige 
Firmen zerschlagen, die sich viel bes­
ser auf ihre Märkte ausrichten können; 
zumindest sollten sich die Großunter­
nehmen rigoros von Randgeschäften 
trennen, die die Managementkapazitä­
ten überproportional beanspruchen. -
Ein Plädoyer für "sma/1 is beautifuf' .  

Mit zunehmender Beschäftigung mit 
dieser Spezis "Unternehmen" stellt der 
Autor fest, daß das Phänomen der 
"hidden champions" auch gar nicht ty­
pisch deutsch, begründet in einer Tradi­
tion von handwerklichem Können und 
Stolz auf die eigene Arbeit, sei. Er hat 
solche erfolgreichen Klein- und M ittel-
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unternehmen in fast allen Teilen der 
Welt gefunden und mußte feststellen, 
daß sie sich über die Ländergrenzen 
hinweg verblüffend ähnlich sind. - Hier 
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trifft sich wieder die Wahrnehmung des 
Autors mit der der Rezensentin!  

Elisabeth Beer 
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Osteuropas Wirtschaft in der 

Nachkriegszeit 

Rezension von: Ivan T. Berend, Central 

and Eastern Europe 1 944 - 1993. Detour 

from the Periphery to the Periphery, 

Cambridge University Press, Cambridge 

1996, 414 Seiten, f 45,-. 

Kaum jemand dürfte für die Abfas­
sung einer solchen Studie geeigneter 
sein als lvan Berend. Der ungarische 
Wirtschaftshistoriker setzt sich schon 
seit vielen Jahrzehnten mit d iesem 
Thema auseinander, also bereits zu 
Zeiten ,  als es die Forschungsgemein­
schaft nur am Rande behandelte. Seine 
zusammen mit G. Ranky verfaßte Ar­
beit "The European Periphery and lndu­
strialization 1780 - 1914" (1982) wurde 
zu einem Standardwerk auch für den 
Westen. 

Berend nahm in der kommunisti­
schen Periode hohe Funktionen in der 
ungarischen Gesellschaft ein; so be­
kleidete er die Posten eines Universi­
tätsrektors und eines Präsidenten der 
Akademie der Wissenschaften. Aller­
dings zählte er immer zum l iberalen , 
stets Reformen vorantreibenden Flügel 
der StaatsparteL Konsequenterweise 
wurde er auch zum Vorsitzenden der 
Kommission für die Reform der ungari­
schen Wirtschaft berufen. Heute lehrt 
er an der University of California, Los 
Angeles. Berücksichtigt man die Rolle, 
welche Ungarn für die Auflösung des 
kommunistischen Systems spielte, 
dann wird man wohl sagen können, daß 
Berend zu den Wegbereitern der geisti­
gen Wende im Osten zählte. 

Diese persönlichen Elemente prägen 
auch den Aufbau des Buches. ln einem 
kurzen Einleitungskapitel behandelt er 
die historische Entwicklung des ostmit­
teleuropäischen Wirtschaftsraumes, wel-
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eher durch ökonomische und soziale 
Rückständigkeit gekennzeichnet war. 
Die politische Konstante dieser Region 
sieht er darin ,  daß deren Länder, in 
Frontstellung gegen den Westen ,  des­
sen Niveau zu erreichen trachteten .  

Dieser Hypothese wird man nicht zur 
Gänze folgen können, weil eine solche 
Frontstellung nur gegenüber den "Un­
terdrückerstaaten", der Doppelmonar­
chie und Deutschland, bestand, in kei­
ner Weise jedoch gegenüber den West­
mächten, wie England und Frankreich, 
welche im Gegenteil während der Zwi­
schenkriegszeit sozusagen als Schutz­
mächte betrachtet wurden. Dennoch 
findet sich dieser Gedanke des Autors 
später in der Beurteilung des kommuni­
stischen Systems wieder. 

Die Studie beginnt eigentlich mit der 
kommunistischen Machtergreifung in 
Osteuropa. Berend sieht darin eine 
Konsequenz des Kalten Krieges, in 
dem er das große historische Drama 
des gegenseitigen Mißtrauens aus­
macht, wiewohl er als eine wesentliche 
Ursache dafür den Verfolgungswahn 
Stalins diagnostiziert. Er stellt d ie rheto­
rische Frage, was geschehen wäre, hät­
te sich die Kooperation aus der Zeit des 
Zweiten Weltkriegs fortgesetzt. 

Hier könnten abermals die Meinun­
gen auseinandergehen. Denn die So­
wjetunion wurde ja zunächst tatsächlich 
in alle Nachkriegsinstitutionen , wie 
etwa die UNO, integriert. Auf der ande­
ren Seite bleibt offen ,  wie sich die Zu­
sammenarbeit des Krieges zwischen 
einer demokratischen Welt und einem 
System hätte vollziehen können, das 
nicht nur totalitär war, sondern auch 
eine - um es vorsichtig auszudrücken -
missionarischen Charakter an den Tag 
legte. Eine Frage ,  zu welcher Berend 
im folgenden Kapitel über den kommu­
nistischen Terror selbst die Basis liefert. 

ln  dieser Phase erfolgte in allen ost­
mitteleuropäischen Staaten die totale 
Umstellung aller Lebensbereiche auf 
das sowjetische Modell ,  auch auf die 
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vollständig verstaatlichte und geplante 
Wirtschaft. Diese ermöglichte außeror­
dentlich hohe l nvestitionsquoten,  wel­
che zu einer forcierten Industrialisie­
rung führten, freilich auf Kosten von 
Qualität und technischer Entwicklung 
sowie konzentriert auf die Rüstungsin­
dustrie. 

Die totale Vernachlässigung des pri­
vaten Konsums und der permanente 
Terror führten schon in den fünfziger 
Jahren zu den notorischen Aufständen, 
welche schließlich in  der zweiten Hälf­
te des Jahrzehnts eine neue Periode 
des Kommunismus entstehen ließen, 
jene der "friedlichen Koexistenz". Darin 
wurde die Rüstungsproduktion zugun­
sten der Konsumgüterindustrie und der 
Landwirtschaft restringiert, und es ge­
lang, den Lebensstandard der Bevölke­
rung signifikant zu steigern. 

Berend sieht diese Phase vergleichs­
weise positiv. Darin wären jene sozialen 
und ökonomischen Strukturverände­
rungen vor sich gegangen, welche die 
ostmitteleuropäischen Gebiete an das 
Niveau entwickelter Industriestaaten 
herangeführt hätten. l nfolge der nach 
wie vor sehr hohen I nvestitionsquote 
wären diese Länder viel schneller ge­
wachsen als sämtliche andere Regio­
nen der Welt. Letztere Aussage er­
scheint allerdings diskussionswürdig, 
weil sie sich teilweise auf die Daten von 
Bairoch (1) stützen,  welcher das BIP­
Wachstum dieser Staaten weit über­
schätzte. Danach wäre das Pro-Kopf­
Einkommen sowohl der DDR als auch 
der CSSR 1973 um mehr als 1 0% hö­
her gelegen als das österreichische! (2) 

Sei dem wie immer. Diese "Moderni­
sierung" hätte, nach Meinung des Au­
tors, die westeuropäische Entwicklung 
des 19.Jahrhunderts nachgeholt. Die in 
den siebziger Jahren einsetzende neue 
technische Revolution der I nformatik 
konnte jedoch, auf Grund der dem Pla­
nungssystem inhärenten Schwächen, 
überhaupt nicht mitvollzogen werden. 
Die auf Importsubstitution gerichtete 
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Politik der sechziger Jahre vermochte 
eine Richtungsänderung auf Einbin­
dung in den internationalen Handel 
n icht zu verwirklichen. Der Versuch, 
durch massive Importe die technische 
Stagnation zu überwinden ,  führte 
schließlich zu einer massiven Verschul­
dung - und in manchen Fällen zur Zah­
lungsunfähigkeit; in allen jedoch zur 
ökonomischen Stagnation. 

Die siebziger Jahre wurden schließ­
lich entscheidend für die Formierung 
von Oppositionsgruppen in diesen Län­
dern. Hatten sich, nach Auffassung Be­
rands, in den sechziger Jahren noch 
viele Intellektuelle mit dem System 
identifiziert, weil sie den sozialen Wan­
del vorantreiben wollten, kam es nun­
mehr zum totalen Bruch, zum Entste­
hen einer "Zweiten Gesellschaft". 

Da auch die Sowjetunion, die um die 
Mitte der siebziger Jahre noch ein Drit­
tel aller Staaten kontrolliert hatte, im­
mer schwächer wurde - sie vermochte 
infolge ihrer ökonomischen U nzuläng­
lichkeit nicht mehr in den Rüstungs­
wettlauf einzutreten - und schließlich 
unter Gorbatschow selbst die Liberali­
sierung einleitete, brach das System 
letztl ich unter dem Druck der aktiv ge­
wordenen Bevölkerung zusammen. 

Der Wandel wurde in Ost und West 
emphatisch begrüßt. Hohe Erwartun­
gen entstanden da wie dort, welchen 
die Realitäten nicht entsprechen konn­
ten. Die hohen Hilfszusagen des We­
stens wurden nur zu einem Bruchteil 
realisiert, und die Transformation er­
wies sich weit schwieriger als erwartet. 
Berend zitiert alle Argumente, welche 
den schweren Rückschlag der osteuro­
päischen Volkswirtschaften erklären 
wollen und billigt ihnen auch einige Re­
levanz zu, sieht aber letztlich die 
Hauptursache in einem ideologischen 
Faktor. Viele der Wirtschaftspolitiker 
des neuen Osten seien "Gläubige" ge­
wesen. Sie hätten einer "Marktwirt­
schaft ohne Adjektive" vertraut. Weder 
die skandinavischen Systeme, noch die 
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Österreichische "Sozialpartnerschaft", 
noch die erfolgreiche Politik der asiati­
schen "Tigerstaaten" sei für sie ein Mo­
dell gewesen. Dieses naive Herange­
hen an die Transformationsprobleme, 
das überdies von den internationalen 
Organisationen empfohlen wurde,  ent­
blößte weite Wirtschaftsbereiche jegl i­
chen Schutzes und zwang ihnen ein 
Veränderungstempo auf, das weit über 
die Kapazitäten der Wirtschaftsubjekte 
hinausging. 

Nirgendwo erwies sich der neoklassi­
sche Ansatz derart verhängnisvoll wie 
in der Transformation Osteuropas. Man 
mag es als tragisch betrachten, daß in­
dessen die Neue Institutionenökonomie 
n icht nur die Bedeutung der Institutio­
nen und des institutionellen Wandels, 
der "governance structure", für die Wirt­
schaftsentwicklung herausgearbeitet 
hat, sondern immer wieder auf die lan­
ge Dauer dieses Wandels, "path depen­
dence", hinweist. Davon scheint kaum 
etwas in die internationalen Wirt­
schaftsorganisationen gedrungen zu 
sein ,  ebensowenig wie die Erfahrungen 
der europäischen Transformation nach 
1945. 

Daher betrachtet Berend die langfri­
stigen Entwicklungsperspektiven der 
osteuropäischen Volkswirtschaften mit 
einiger Skepsis. Zwar sei die "kleine 
Privatisierung" weitgehend gelungen, 
aber die Umstrukturierung des Blocks 
der industriellen Großbetriebe steckt 
bestenfalls in den Ansätzen. Die histo­
rische Erfahrung zeige, daß es d iesen 
Regionen bereits in den Krisen von 
1870 und 1930 nicht gelungen sei, ihre 
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I ndustriestruktur den neuen Erforder­
nissen anzupassen, worauf sich deren 
ökonomische Stagnation zurückführen 
lasse. Nunmehr könnte sich eine ähnli­
che Konstellation ergeben. 

Auch wenn man nicht unbedingt die­
sem Argument folgen will und den ost­
europäischen Rückstand einfach aus 
der regional und zeitlich sequentiellen 
Entwicklung der Industrial isierung ab­
leitet, wie sie Hoffmann und Rostow 
statuiert haben, besteht sicherlich eini­
ger Grund ,  die osteuropäische Wirt­
schaftslage mit Zurückhaltung zu be­
trachten. 

Berends Buch verdient n icht nur vom 
Inhalt her große Aufmerksamkeit, es ist 
auch farbig und stellenweise mitrei­
ßend geschrieben. (3) Vor allem dort, 
wo er die politischen Ereignisse in den 
ostmitteleuropäischen Ländern schil­
dert. Offensichtlich hat viel Autobiogra­
phisches den Duktus dieser Studie be­
stimmt. 

Felix Butschek 

Anmerkungen 

(1 ) Bairoch, P. , Europe's gross national pro­
duct 1 800-1 975, i n :  The Journal of Eu­
ropean Economic History 5 (1976). 

(2) Butschek, F., External Shocks and 
Long-Term Patterns of Economic 
Growth in Central and Eastern Europe, 
in: Good, D.F. (Hrsg .) ,  Economic Trans­
formation in East Central Europe, Lega­
cies from the Past and Palieies for the 
Future (London 1994). 

(3) Leider gibt es vor a llem im ersten Teil 
des Buches zahlreiche Schreibfehler, 
besonders in deutschsprachigen Begrif­
fen. 
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Kooperation und Konkurrenz 

Alice Teichova, Herbert Matis (Hrsg.), 
Österreich und die Tschechoslowakei 

1918-193 8. Die wirtschaftliche 

Neuordnung in Zentraleuropa in der 

Zwischenkriegszeit (Studien zur 

Wirtschaftsgeschichte und 

Wirtschaftspolitik, Bd. 4), Böhlau Verlag, 

Wien 1996, 420 Seiten, öS 636,-. 

Lange Jahre hat sich die Österreichi­
sche Zeitgeschichtsforschung vor al­
lem mit den deutsch-österreichischen 
Beziehungen befaßt. Der Zusammen­
bruch des Ostblocks wirkte als "exter­
ner Schock", mit der Folge, daß d iese 
Deutschlandzentriertheit zugunsten der 
Beschäftigung mit dem MOE-Raum 
aufgegeben wurde. Gerade die Etablie­
rung neuer Staaten auf dem ehemali­
gen Monarchiegebiet mußte dabei eine 
besondere Faszination auslösen. So ist 
es n icht verwunderl ich, daß es zu ei­
nem raschen Anschwellen rezenter Li­
teratur und Forschungsprojekte kam. 
Der vorliegende Band ist das Ergebnis 
eines solchen Forschungsprojektes zur 
wirtschaftl ichen Rolle Österreichs i n  
Mitteleuropa in der Zwischenkriegszeit 
Der Schwerpunkt der elf, meist von ei­
nem tschechoslowakisch-österreichi­
schen Autorenpaar verfaßten Beiträge 
l iegt auf dem Vergleich der Wirtschafts­
entwicklung Österreichs und der Tsche­
choslowakei und den bi lateralen Bezie­
hungen. 

Zunächst beschreibt Z. J indra den 
"wirtschaftl ichen Zerfal l  Österreich-Un­
garns" anhand der Berichte des "reichs­
deutschen" (1 ) Bevollmächtigten in  
Wien, Ludwig Freiherr von Nordeneck 
zu Rabenau, aus den Jahren 1 9 1 6  bis 
1 9 1 8. Es erscheint n icht unproblema­
tisch, den ökonomischen Niedergang 
der Monarchie al lein auf der Basis von 
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Diplomatenberichten zu beschreiben. 
ln gewisser Weise wird dies von K. Ba­
chinger und V. Lacina ausgeglichen, die 
sich mit den wirtschaftlichen Ausgangs­
bedingungen in Österreich und der 
Tschechoslowakei befassen und mit 
dem Stand der Forschung weitestge­
hend vertraut machen (S. 51 - 90). Al­
lerd ings hätte man sich ein Eingehen 
auf die jüngeren Einkommensberech­
nungen von David Good (2) gewünscht. 
I nteressant am Beitrag von Bachinger 
und Lacina ist die Würdigung jener Pro­
bleme, die sich etwa für die Tschecho­
slowakei daraus ergaben, daß sie mit 
dem ungarischen und dem Österreichi­
schen Rechtssystem zwei unterschied­
l iche rechtl iche Rahmenbedingungen 
für die Wirtschaft hatten, welche die In­
tegration des tschechischen und des 
slowakischen Landesteiles erschwer­
ten. Bei der Rechtsvereinheitl ichung 
gingen die Prager Zentralstellen i . d. R. 
so vor, daß sie die altösterreichischen 
Rechtsnormen in nur wenig modifizier­
ter Form auf das gesamte Gebiet des 
neuen Staates ausdehnten. 

Die Beiträge von K. Bachinger und V. 
Lacina und von F. Butschek und V. 
Prucha (S. 309 - 328) streichen die 
deutlich unterschiedl iche wirtschaftl i­
che Entwicklung der beiden industrial i­
sierten Nachfolgestaaten Österreich­
Ungarns heraus, die das besondere In­
teresse am Vergleich Österreichs und 
der Tschechoslowakei mitbegründet 
Letztere behielt während der gesamten 
zwanziger Jahre gegenüber Österreich 
einen "Wachstumsvorsprung" (S. 84 ff. ). 
Der Tschechoslowakei gelang diese po­
sitive Wirtschaftsentwicklung , obgleich 
sie die Integration der zurückgebliebe­
nen Slowakei und der entwickelten ln­
dustriezonen bewältigen mußte. Die 
wirtschaftl iche Integration der Landes­
teile traf auf vielfältige Schwierigkeiten , 
d ie n icht nur  durch den unterschiedl i­
chen Modernisierungsgrad verursacht 
wurden, sondern auch durch die diffe­
rierenden, ehedem in  der Doppelmo-
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narchie nebeneinander bestehenden 
Normierungen und Institutionen. Dazu 
gehörten die Rechtssysteme, das 
Bank- und Versicherungswesen sowie 
die Infrastruktur. Diese den neuen An­
fordernissen anzupassen, war von we­
sentlicher Bedeutung. Folgt man den 
einzelnen Beiträgen, so kann man für 
diesen Bereich eine eher positive Bi­
lanz ziehen. Daß die institutionelle und 
wirtschaftliche Konsolidierung der 
Tschecheslowakei durchaus pragma­
tisch angegangen wurde, zeigt 
Jakubec's Beitrag über "die Regelung 
der Verkehrsfragen" (S. 91- 1 1 2). 

J. Novotny, J. Sousa und D. Verdank 
ziehen einen Vergleich zwischen der 
Kreditpolitik des Wiener Bankvereins 
und der Zivnostenska banka (S. 235 -
252). Die Kreditpolitik des Bankvereins 
zielte auf die Weiterführung seiner tra­
ditionellen Kreditbeziehungen vor al­
lem zu Ungarn, Rumänien und Jugosla­
wien, wie wir dies auch von anderen 
Wiener Banken kennen. p) Dagegen 
konzentrierte sich die Zivnostenska 
banka auf das Inlandsgeschäft Aller­
dings kommen die Autoren zu dieser 
Schlußfolgerung allein auf der Basis 
der Anzahl der gewährten Kredite. Eine 
abschließende Würdigung des Aus­
landskreditgeschäfts der beiden Ban­
ken kann aber wohl erst nach der Ein­
beziehung der jeweiligen Kreditvolumi­
na und -konditionen erfolgen. Dies gi lt 
auch für die Bewertung der Kreditver­
teilung nach Branchen. (4) Auch hier 
operieren die Autoren nur mit der Zahl 
vergebener Kredite, über Kredithöhen 
und -konditionen erfahren wir auch hier 
nichts. Daß sich "in den Kreditbezie­
hungen der beiden Banken zu den ver­
schiedenen Industriebranchen . . . die 
jeweiligen wirtschaftlichen Herausfor­
derungen und Strukturprobleme" spie­
geln (S. 252), mag richtig sein. Aber um 
dies tatsächlich beurteilen zu können, 
müßten wir zunächst noch etwas über 
die Summen, mit denen gehandelt wur­
de, und über die jeweilige Konzern-
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struktur erfahren. Ohne diese Informa­
tionen können die allgemeine wirt­
schaftl iche Lage und Verpfl ichtungen 
aus der Konzernstruktur als Einflußfak­
toren auf die Kreditpolitik nicht hinrei­
chend gewichtet werden. Ein deutlicher 
Unterschied im Geschäftsgebaren er­
schließt sich jedoch aus der dargeleg­
ten Deckung des jeweilig_en Kreditge­
schäfts: Während die Zivnostenska 
banka in den zwei präsentierten Stich­
jahren eine Kreditdeckung von über 90 
Prozent aufweisen konnte, arbeitete 
der Bankverein mit deutl ich geringerer 
Deckung. Auf ein vergleichbares Ge­
schäftsgebaren bei der Creditanstalt 
hat 1 991  A. Schubart in einer auf ho­
hem analytischem Niveau stehenden 
Studie über die Ursachen der Creditan­
stalt-Krise von 1 931 hingewiesen. 

F. Butschek und V. Prucha ('Einkom­
mensniveau und Wirtschaftsstruktur in 
der Zwischenkriegszeit' ) arbeiten die 
unterschiedliche wirtschaftliche Ent­
wicklung in beiden industriellen Nach­
folgestaaten der Monarchie und deren 
Ursachen deutlich heraus: Obgleich die 
CSR einen wirtschaftlich unterentwik­
kelten Landesteil zu integrieren hatte, 
konnten gegenüber der Vorkriegszeit 
deutliche Wohlstandssteigerungen rea­
lisiert werden. Dagegen konnte Öster­
reich bis 1 937 nicht einmal das Ein­
kommensniveau des Jahres 1 91 3  errei­
chen. Diese Malaise drückte sich in ho­
hen Arbeitslosenzahlen und rückläufi­
gen Investitions- und Exportquoten 
aus. Ursächlich für die schlechte Per­
formance war, daß Österreich durch 
den Ersten Weltkrieg und den Zerfall 
der Monarchie weitaus stärker als an­
dere europäische Industriestaaten in 
seinem Produktionsniveau zurückge­
worfen worden war. Als wachstums­
hemmend wirkten sich nach dem Krieg 
jene von Felix Butschek an anderer 
Stelle (5) aufgezählten Faktoren aus: 
vor allem die Fehlentwicklungen im 
Österreichischen Bankensystem, die 
Wechselkursentwicklung und die deut-
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I ichen Verschiebungen bei der Vertei­
lung des Volkseinkommens zugunsten 
der Löhne und des Staates, welche in  
der Unternehmerschaft zu pessimisti­
schen Zukunftserwartungen und ent­
sprechender Zurückhaltung führten. 
Dagegen konnte die Tschecheslowakei 
mit im Vergleich zu Österreich n iedrige­
ren Lohnkosten aufwarten ,  und die I n­
dustrie erlebte seit Beginn der zwanzi­
ger Jahre einen Modernisierungsschub. 
Diese Faktoren begünstigten neben 
adäquateren Betriebsgrößen die i nter­
nationale Konkurrenzfähigkeit der 
Tschechoslowakei ,  die ihre Exporte in  
der zweiten Hälfte der zwanziger Jahre 
um ein Fünftel steigern konnte, wäh­
rend Österreich sich mit 1 1 %  begnügen 
mußte (S. 89). 

Von Bedeutung für das Verhältnis der 
beiden Staaten waren auch die Per­
spektiven für die Entwicklung der Han­
delsbeziehungen und Initiativen zur 
wirtschaftlichen und politischen Reinte­
gration Zentral- und Südosteuropas. A. 
Resch und Z. Sladek ( ' Integrations- u nd 
Desintegrationstendenzen. Die Han­
delsbeziehungen 1 921 - 1 937'; S. 255-
308) führen bereits vorl iegende Studien 
zu den tschechoslowakisch-österreichi­
schen Handelsbeziehungen zeitlich bis 
1 937 fort. (6) Sie bestätigen jene The­
se, daß nach dem Ersten Weltkrieg 
trotz des Aufbaus nationaler Volkswirt­
schaften und deutlicher Abgrenzungs­
tendenzen noch ein hohes Maß an öko­
nomischer Integration bestanden hat, 
die erst im Gefolge der Weltwirtschafts­
krise einen deutlich wahrnehmbaren 
Einbruch erlebte. Bestätigt wird von 
den Verfassern auch der schon von 
Zeitgenossen d iagnostizierte starke 
Rückgang beim Außenhandelsvolu­
men , was sich ja besonders für die 
Österreichische Wirtschaft negativ aus­
wirkte. 

ln nationalstaatl iehen Kategorien ge­
dacht, mußte sich aus den neuen staat­
lichen und wirtschaftl ichen Strukturen 
auch ein außenwirtschaftl iches Konkur-
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renzverhältnis entwickeln. Im Verhält­
n is zwischen den beiden Ländern stell­
te sich aber sehr bald ein Pragmatis­
mus e in ,  der weder Konkurrenz noch 
Kooperation ausschloß. Die Verquik­
kung dieser beiden Strategien zeigt 
sich in der tschechoslowakischen Kre­
ditpolitik gegenüber Österreich, die in  
einem lesenswerten Beitrag von P. Bar­
ger, J .  Novotny und J. Sousa entfaltet 
wird (S. 1 69 - 21 0). Prag, das sich bei 
den Kreditaktionen für Österreich stär­
ker engagierte, als es die Größe des 
Landes erwarten ließ, verfolgte h ier v.a. 
zwei Ziele: ein größeres Gewicht unter 
den Völkerbundmächten und eine Um­
kehrung der ökonomischen Kräftever­
hältnisse. Der Zugriff des Wiener Fi­
nanzkapitals auf die mährische und 
böhmische Industrie sollte beseitigt, 
umgekehrt die Österreichische I ndustrie 
unter eigene Dominanz gebracht wer­
den. Pragmatismus kennzeichnete 
auch den Aufbau eines eigenen tsche­
choslowakischen Versicherungswe­
sens. H ier setzte sich eine "pragmati­
sche Auslegung des nationalen I nteres­
ses" durch. So wurde den Österreichi­
schen Unternehmen soviel Bewe­
gungsfreiheit gelassen, daß sie zu 
"heimlichen Partnern" beim Aufbau ei­
nes eigenen tschechoslowakischen 
Versicherungswesens avancierten. (M. 
Marvan und A. Messer, 'Die Neuord­
nung der versicherungswirtschaftlichen 
Beziehungen, 1 91 8  bis 1 927', S. 229). 

Jancik und Matis stellen mit ihrem 
profunden Beitrag über "mitteleuropäi­
sche Wirtschaftskonzeptionen in der 
Zwischenkriegszeit" (S . 329-387) die 
bilateralen Betrachtungen i n  d iesem 
Buch in einen gesamteuropäischen 
Kontext. Sie vertreten die These, daß 
der Gedanke einer Donauföderation in 
den späten zwanziger Jahren bei den 
Agrarproduzenten in M ittelosteuropa 
auf Resonanz stieß, nachdem er zuvor 
von allen Sukzessionsstaaten vehe­
ment bekämpft worden war. Das retar­
dierene Element auf dem Weg zu einer 
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Konsolidierung des MOE-Raumes sei 
in erster Linie der Unwillen der großen 
westl ichen Industriestaaten gewesen, 
ihre Märkte für die mit den Weltmarkt­
preisen nicht konkurrenzfähigen Ge­
treideexportländer Ostmittelsuropas zu 
öffnen. Dieses Dilemma habe sich die 
deutsche Politik mit ihrer Expansions­
strategie zunutze gemacht. Der Be­
fund, daß "der komplexe Zusammen­
hang von Finanzfragen, Verkehrs-, Ab­
satz- und Produktionsproblemen und 
Zollpolitik mit der Politik der europäi­
schen Großmächte" die Lösung der 
"mitteleuropäischen Frage" so schwie­
rig gemacht habe (S. 387), ist wohl zu­
treffend. Aus den Aufsätzen von Jancik 
und Matis sowie Berger, Novotny, 
Sousa wird aber auch klar, wie wichtig 
adäquate internationale Institutionen, 
wie sie gegen Ende des Zweiten Welt­
kriegs und danach geschaffen worden 
sind, für die wirtschaftliche Entwicklung 
Europas nach 1 9 1 8  gewesen wären. 

Jürgen Nautz 
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Anmerkungen 

( 1 )  Den Rezensenten wundert die Titulie­
rung "reichsdeutsch" nicht wenig. 

(2) Erstmals: The Economic Lag of Central 
und Eastern Europe: Evidence from the 
Late Nineteenth-Century Habsburg Em­
pire (=Center for Austrian Studies, Wor­
king Paper 93-7, Minneapolis 1 993). 

(3) Vgl. z.B.  Schubert, Aurel, The Credit­
Anstalt Crisis of 1 93 1  (Cambridge 
1 99 1  ) ;  Eigner, Pater; Weigel, Andreas, 
Außer Streit gestellt. Die Österreichische 
Postsparkasse als Modell geldwirt­
schaftlicher Integration Mitteleuropas 
1 883-1 938 (Wien 1 992). 

(4) Interessanterweise rubrizieren in  die­
sem Beitrag auch Transport, Banken 
und Landwirtschaft als lndustriebran­
chen. Siehe Tabelle 5, S. 243. 

(5) Butschek, Felix, Vom Konflikt zur Kon­
sensorientierung. Die Kammer für Ar­
beiter und Angestellte und die Wirt­
schaftspolitik Osterreichs 1 920-1 995 
(Wien 1 996) 39 ff. 

(6) Der auf S.  255 genannte deutsche Anteil 
an den österreichisch-ungarischen Ex­
porten von "gegen 30 Prozent" ist deut­
lich zu niedrig. Vgl .  Tessner, Magnus, 
Der Außenhandel Österreich-Ungarns 
von 1 867 bis 1 91 3  (Köln 1 989), nennt 
41 ,7% (Tabelle 1 8, S. 94). 
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Dampflokomotiven, 
Fliehkraftregler, Thlpenmanie, 

Katastrophen und 

Trittbrettfahrer 

Rezension von: Gerhard Aschinger, 

Börsenkrach und Spekulation. Eine 

ökonomische Analyse, Verlag Franz 

Vahlen, München 1 995, 361  Seiten, 

öS 499,-. 

"Ende des letzten Jahrhunderts führ­
te die Entwicklung größerer und schnel­
lerer Dampflokomotiven mit besseren 
Kugellagern zu einer Instabilität des Re­
ge/systems (Fiiehkraftregler), wodurch 
der Bewegungsablauf erheblich gestört 
wurde. Dieses Phänomen konnte nur 
durch die Einführung neuer Reibung 
beseitigt werden. " (S. 335f) 

Da Finanzmärkte im allgemeinen als 
Märkte gelten, wo die Bedingungen für 
einen "perfekten" Markt am ehesten zu­
treffen, liegt es auf der Hand, daß die 
Beschäftigung mit dem Markt als Re­
gelmechanismus anhand eben dieser 
Finanzmärkte eine besondere Heraus­
forderung darstellt. Leider stehen im 
Zuge der Auseinandersetzung oft Sze­
narien unheilbringender internationaler 
Spekulationswellen, welche die Wirt­
schaftspolitik lähmen, Bildern der be­
sten aller Welten gegenüber, die nur 
durch staatliche Drangsalierung daran 
gehindert werden, allen Wohlfahrtsstei­
gerungen zu bringen. Zudem wird die 
Debatte dann noch in Aufsätzen und 
Büchern geführt, die entweder in der 
anekdotischen Evidenz stecken blei­
ben oder aber in Texten,  die anschei­
nend Unlesbarkeit zu einer akademi­
schen Tugend erhoben haben (eine 
Marktabschottungsstrategie, die sich 
im übrigen ökonomisch recht gut erklä­
ren läßt). 
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Das (mitunter krampfhaft anmuten­
de) Verteidigen von Glaubenssätzen 
findet hingegen in Asehingers Buch 
ebensowenig Platz wie "akademische 
Marktabschottungsstragien" einerseits 
oder die Herleitung von Hypothesen 
aus bloßer anekdotischer Evidenz ohne 
analytischem Rahmen andererseits, 
was meist eher in Denk- als in andere 
Fallen führt. Genau darin liegt die Stär­
ke des Buches, das ohneweiters als 
"textbool<' für "intermediate finance" 

und als Nachschlagewerk für Speziali­
sten dienen kann: 

Ausgehend von historischen Finanz­
krisen wie der Tulpenmanie im Holland 
des siebzehnten Jahrhunderts, der 
französischen "Mississippi-Bubble" und 
der englischen "South-Sea-Bubble" im 
achtzehnten Jahrhundert bis zu den 
beiden großen Börsen-Crashs 1 929 
und 1 987 versteht es Aschinger, mit 
großer Akribie nicht nur die Fakten, 
sondern auch die dahinterliegenden 
Zusammenhänge darzulegen. 

Er bleibt aber keineswegs dabei ste­
hen, sondern entwickelt einen analyti­
schen lnstrumentenkasten, der ausge­
hend von der Spekulationstheorie nach 
Kaldor über die "Bubble-Theorie" bis in 
die modernere Mathematik der Chaos­
theorie führt. Wenn das Buch eine 
Schwäche hat, dann jene, daß über ei­
nige Strecken der Bezug zwischen den 
Kapiteln auf den ersten Blick etwas lok­
ker ist (vor allem zwischen analytisch/ 
theoretischem und historisch/empiri­
schem Teil) , und daß man manchmal 
das Gefühl hat, manche Themen könn­
ten etwas gestraffter behandelt werden, 
während die Herleitung einiger nicht tri­
vialer Modelle noch mehr Detailliertheit 
vertragen hätte. Dies vor allem, weil die 
Anschaulichkeit der Darstellung (bei 
den zahlreichen Diagrammen der cha­
ostheoretischen Modelle ist d ies wört­
lich zu nehmen) zum Nachprogram­
mieren animiert. Vielleicht wäre es hier 
geschickter gewesen, einige Teile in ei­
nen Anhang zu stellen (so zum Beispiel 
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die Herleitung der spekulativen Blasen 
oder des Chaosmodells und die detail­
reiche Schilderung der Regulierungs­
struktur der amerikanischen Finanz­
märkte). 

Weiters - aber das ist nicht eine 
Schwäche Aschingers, sondern eine 
der gesamten Ökonomik - fehlt die Be­
handlung eines Problems, auf das noch 
kein Modell eine befriedigende Antwort 
geben konnte: die zunehmende Asyn­
chronizität zwischen Finanz- und Gü­
termärkten. 

Gewissermaßen als Ouverture für 
die Theorie spekulativer Blasen und der 
Chaosmodelle am Finanzmarkt bietet 
Asehinger eine gelungene Zusammen­
fassung der theoretischen Literatur zur 
Spekulation. Die Feststellung Fried­
mans, Spekulation sei stabilisierend, 
wenn sie Gewinn brächte, ist dabei 
nicht nur problematisch, weil sie eine 
reine ex-post Bedingung darstellt. Auch 
ohne die Modelle spekulativer Blasen 
oder der Chaostheorie kann gezeigt 
werden ,  daß diese Bedingung weder 
notwendig noch hinreichend ist. 

Kaldor erklärt in seinem Modell der 
Spekulation vor allem über das Verhält­
nis von "Spekulanten" und "Nichtspeku­
lanten" am Markt, ob es sich um stabi­
lisierende oder destabilisierende Spe­
kulation handelt. Der wesentliche Un­
terschied zwischen beiden ist, daß die 
Spekulanten in ihrer Erwartungsbildung 
die Erwartungsbildung der anderen 
Marktteilnehmer einbeziehen. Andere 
Ansätze gehen von Gruppen mit unter­
schiedlicher Risikoaversion (Keynes 
und Hicks) oder von einem unter­
schiedlichen Informationsstand der 
Markttei lnehmer aus. 

ln dynamischen Modellen und mit der 
Erweiterung um Derivative läßt sich 
durch unterschiedlichen Informations­
grad bzw. unterschiedliche Grade der Ri­
sikoaversion sowie deren Veränderung 
über die Zeit (Feldstein) destabilisierende 
Spekulation zeigen. Die Möglichkeit de­
stabilisierender Spekulation ist somit 
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auch theoretisch besser erklärbar als de­
ren Ausschluß. Daß die Spekulation im 
"Normalfall" wichtige (und stabilisieren­
de) Funktionen der Informationsverarbei­
tung sowie der Risiko- und Fristentrans­
formation erfüllt, bleibt dabei unbestritten.  

Die Bubbles und Crashs, die Aschin­
ger behandelt, lassen sich im wesentli­
chen in einem Phasenschema in Anleh­
nung an Kindleberger und Minsky be­
schreiben, wobei einige der Phasen na­
türlich auch parallel auftreten können: 
1 . ) Zu Beginn wirkt ein exogener 

Schock auf das System ein (techni­
sche Innovationen und der damit 
verbundene Produktivitätsfortschritt 
oder ähnliches). 

2 . )  Dadurch kann eine Boomphase ent­
stehen, die zunächst noch auf rea­
len Fundamenten beruht (profitable­
re lnvestitionsmöglichkeiten). 

3.) Die Kredittätigkeit wird angebots- wie 
nachfrageseitig ausgedehnt und 
möglicherweise durch die Schaffung 
neuer Instrumente mit großer Hebel­
wirkung verstärkt. Gerade im Crash 
von 1 987 läßt sich dieses Phänomen 
anhand der relativ neuen Instrumen­
te der verschiedenen Portfolio-lns­
urance-Techniken zeigen, welche die 
spekulative Blase zwar nicht ausge­
löst, aber verstärkt haben. 

4.) Die Spekulation tritt durch das ver­
mehrte Auftreten von Mitläuferspe­
kulanten in die Phase der Euphorie. 
Ab diesem Zeitpunkt wird es bereits 
schwierig, diskretionär einzugreifen , 
weil die Spekulation zinsunelastisch 
wird; viele sind sich der fundamen­
talen Ungleichgewichte bewußt, 
glauben aber, noch rechtzeitig aus­
steigen zu können. 

5.) Im Laufe der Entwicklung einer spe­
kulativen Blase werden irrationale 
( massenpsychologische) Phänome­
ne immer bedeutsamer. ln Phase 4 
und 5 ist das erwartete Verhalten der 
Mitspekulanten wichtiger als die Re­
lation zwischen Fundamentalwert 
und Marktpreis. 
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6 . )  Durch das Steigen der Zinssätze, 
die Abflachung der Preissteigerun­
gen und das Eintreffen unbedeuten­
der Informationen können die Er­
wartungen kippen. 

7 . )  Es bildet sich eine Panik: Die speku­
lative Blase platzt, und die Preise 
fallen auf oder unter den Funda­
mentalwert zurück. 

Die Simulationen des Börsenkrachs 
von 1 987 mit (stochastischen) Bubble­
Modellen und (deterministischen) Kata­
strophenmodellen sind jenen überle­
gen, die von effizienten Märkten ausge­
hen und eine zufallsbestimmte Ent­
wicklung unterstellen (Brown/Wiener­
Prozeß), die Preissprünge nur beim 
Auftreten neuer bedeutender Informa­
tionen zuläßt (Wiener/Poisson-Pro­
zeß). Die Chaosmodelle beruhen dabei 
im wesentlichen auf einer Faltung der 
Gleichgewichtsfläche (im dreidimensio­
nalen Raum einer Meereswelle nicht 
unähnlich) ,  was zu Abschnitten mit in­
stabilen Gleichgewichtspfaden führt, 
die übersprungen werden (=Katastro­
phe). ln seinem Modell macht Aschin­
gar die Veränderung des Indizes von 
der (positiven oder negativen) Über­
schußnachfrage der an Fundamental­
werten orientierten Anleger und vom 
Anteil der Spekulanten an der Gesamt­
nachfrage abhängig. 

ln einer detail l ierten Chronologie 
zeigt er schließlich die Rolle der deriva­
tiven Instrumente im Crash von 1 987, 
nachdem er deren Bedeutung für die 
effiziente Verwaltung eines Porte­
feuil les im vorhergehenden Kapitel dar­
gelegt hat. Während die Diversifikation 
von Portefeuilles per se eine Pareto­
Verbesseung darstellt, weil sie das Risi­
ko bei konstanter erwarteter Rendite -
bis zum Markt- oder systemischen Risi­
ko - minimiert (oder eine erwartete 
Rendite bei konstantem Risiko maxi­
miert), sind die Portfolio-lnsurance­
Strategien und die derivativen Instru­
mente differenzierter zu betrachten. Bei 
der Versicherung gegen das Marktrisiko 
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kann es sich immer nur um ein Null­
summenspiel handeln :  Dem Gewinn 
der einen Marktseite muß notwendiger­
weise ein Verlust der anderen Marktsei­
te gegenüberstehen. 

Dieser Umstand unterscheidet die 
Versicherung auf Finanzmärkten noch 
nicht von anderen Versicherungsmärk­
ten. Das Risiko des gehaltenen Porte­
feuil les kann besser mit der Risikonei­
gung der jeweiligen Marktteilnehmer 
zur Deckung gebracht werden und ist 
daher ebenfalls wohlfahrtssteigernd -
wenn es nicht destabilisierende Speku­
lation begünstigen würde. Die hohe He­
belwirkung und die geringen Transak­
tionen begünstigen das Auftreten de­
stabilisierender Spekulation, weil bei 
derivativen Instrumenten ein positives 
Feedback (die Reduktion des Basis­
preises verringert die Nachfrage nach 
dem Basisprodukt) auftreten kann. 

Ein besseres Risikomanagement 
kann diese Risken nur zum Teil abdek­
ken - der Crash von 1 987 ist großteils 
den lneffizienzen im Risikomanage­
ment, Kapazitätsproblemen in den 
Handelssystemen und der mangelnden 
Koordination zwischen den einzelnen 
Märkten zuzuschreiben. 

Das Restrisiko spekulativer Blasen 
ist aber nur durch effizientere Regulie­
rung in den Griff zu bekommen. Die an 
den amerikanischen Märkten einge­
führten Handelsunterbrechungen er­
wiesen sich dabei als wenig geeignet, 
Überreaktionen in den Griff zu bekom­
men. Ist eine Spekulationswelle einmal 
entstanden, kann sie durch Handelsun­
terbrechungen nicht mehr aufgehalten 
werden. Zusätzlich wird der Preisme­
chanismus außer Kraft gesetzt, was 
wiederum zu lneffizienzen führt. 

Die bisher fehlende bzw. nicht effizi­
ente Regulierung der Finanzmärkte 
führt zu einem Trittbrettfahrerverhalten 
der Spekulanten : "Die mit einer Finanz­
krise verbundenen Liquiditätsprobleme 
werden durch die Zentralbanken als 
Jender of last resort' entschärft, mögli-
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eherweise werden in gewissen Situatio­
nen auch die Steuerzahler zur Kasse 
gebeten, um gesamtwirtschaftl iche 
Schäden begrenzen zu können ." 
(S. 351 ) Zudem können Zinsschritte, 
die der Spekulation Einhalt gebieten 
sollen, oft auch die Realwirtschaft tref­
fen.  Sich dessen bewußt, werden Ver­
treter von Finanzinstitutionen, denen ja 
eine gewisse Volatil ität der Renditen 
sehr entgegenkommt (einerseits durch 
asymmetrische Lags in der Zinsanpas-
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sung, die ihre Zinsmargen verbessern, 
und andererseits durch häufigere Posi­
tionswechsel ,  die ihre Dienstleistungs­
spanne erhöhen), nicht müde auf die 
Ineffizienz und/oder Unmöglichkeit der 
Regulierung hinzuweisen. 

Eine neue "Reibung" ist dennoch 
dringend angezeigt, welche das Regel­
system der Finanzmärkte wieder ver­
bessert, weil die Fliehkraft ohne Haf­
tung bekanntlich schwerwiegende Fol­
gen haben kann. 

Themas Zotter 
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Vorteile der Kooperation 

Rezension von: Friedhelm Hengsbach, 

Abschied von der 

Konkurrenzgesellschaft. 

Für eine neue Ethik in Politik, Wirtschaft 

und Gesellschaft, Droemer Knaur, 

München 1 995, 240 Seiten, öS 1 10,-. 

Der Autor kündigt die Struktur seines 
Buches im Vorwort folgendermaßen 
an: 

Das erste Kapitel beschreibt die Er­
eignisse rund um die Ölplattform "Brent 
Spar" . Bemerkenswert empfindet 
Hengsbach dabei vor allem die Verhal­
tens- und Kooperationsform der beiden 
Hauptbeteiligten Greenpeace und 
Shel l .  Um zu untersuchen, unter .wel­
chen Bedingungen die kooperative Vor­
gehansweise für alle Beteiligten vorteil­
hafter ist, befaßt sich das zweite Kapi­
tel mit spieltheoretischen Ansätzen. Im 
dritten Kapitel werden diese spieltheo­
retischen Reflexionen auf die Gesell­
schaft übertragen. Im nächsten Ab­
schnitt entwickelt Hengsbach für 
Deutschland einen politischen Koope­
rationsraum, indem er drei Dimensio­
nen definiert: das Verhältnis der Ar­
beitsleistungen und sozialen Siche­
rungssysteme, das Verhältnis der Ge­
schlechter und das Naturverhältnis der 
Gesellschaft und der Wirtschaft. Der 
Grundsatz der Kooperation wird im letz­
ten Kapitel in folgenden vier Hand­
lungsfeldern getestet: Beschäftigungs­
pakt, Währungsabkommen, Generatio­
nenvertrag und Zeitbündnis. 

Nachdem das Buch das Ende der 
Konkurrenzgesellschaft wenn nicht ver­
kündet, so zumindest in Aussicht stellt, 
soll dargestellt werden, wie der Autor 
die Begriffe Kooperation und Konkur­
renz verwendet. 
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Hengsbach findet mehrere Koopera­
tionsansätze, wobei er die Bemühun­
gen, die Polarisierung und Konfrontati­
on zu überwinden, im Bereich der Um­
weltpolitik als am stärksten ausgeprägt 
empfindet. ln der Automobilindustrie 
(z.B.  Arbeitszeitregelung bei VW) fin­
den sich Beispiele für Kooperationen 
auf Unternehmensebene, wobei das 
Zusammenspiel von staatlicher Be­
schäftigungspolitik, öffentlicher Arbeits­
marktpolitik und betrieblicher Personal­
politik ein Novum darstellt. Hengsbach 
findet noch Beispiele für Kooperationen 
auf lokaler und nationaler sowie auf in­
ternationaler Ebene. Aber auch die Ko­
operation der Notenbanken findet Be­
achtung. 

Der Grundsatz der Konkurrenz ruht 
gemäß dem Autor auf einem ursprüng­
lich originellen Denkstil ,  der das Indivi­
duum, die individuelle Leistung und den 
marktwirtschaftl iehen Wettbewerb in 
den Mittelpunkt rückt. Diese Revolution 
des Denkens, die in der Neuzeit be­
gann, führt dazu, daß der Mensch we­
der Teil einer kosmischen Ordnung, 
noch Glied einer kirchlichen Hierarchie 
noch Element einer festgefügten Ge­
sellschaft ist. Die bürgerlichen Verfas­
sungen erklären die menschliche Per­
son zum Träger von Grundrechten, die 
jede staatliche Macht binden. ln der 
neoklassischen Wirtschaftstheorie wur­
de daraufhin versucht, das komplexe 
Wirtschaftsgeschehen als Resultat 
souveräner Entscheidungen unzähliger 
Individuen zu erklären, die wohlinfor­
miert und darauf bedacht sind, unter 
gegebenen Bedingungen den eigenen 
Nutzen zu erhöhen. Neben der indivi­
duellen Leistung rückt auch der markt­
wirtschaftliche Wettbewerb in den Mit­
telpunkt. 

Die Beschreibung des "krankhaften 
Fiebers der Konkurrenzgesellschaft" 
zeigt einige der Mißstände des lndivi­
dualisierungsschubs, welcher während 
der achtziger Jahre erfolgte, in den 
westl ichen Industriegesellschaften auf. 
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So zum Beispiel die individuelle Zu­
schreibung kollektiver Risiken.  Die 
Wirtschaftswissenschafter sprechen 
von "freiwilliger" oder auch "natürlicher" 
Arbeitslosigkeit. l n  der politischen Dis­
kussion stößt man immer wieder auf 
M ißbrauchsvorwürfe, sei es in Richtung 
der Langzeitarbeitslosen, der Sozialhil­
feempfänger oder der chronisch Kran­
ken. Individuelle Leistung scheint sich 
als hervorragender Maßstab gesell­
schaftlicher Anerkennung durchgesetzt 
zu haben. Obwohl dieser "Leistungs­
wahn" egalitär scheint, diskriminiert er 
jedoch auch. Neben den bereits oben­
genannten Gruppen vor allem Kinder 
und alte Leute. 

Weiters weist Hengsbach auf die ver­
schiedenen Meß- und Definitionspro­
bleme der individuellen Leistung h in .  
Wird doch wirtschaftliche Leistung 
nicht danach definiert, ob dringende 
Bedürfnisse befriedigt werden oder au­
ßergewöhnliche Anstrengungen er­
bracht wurden, sondern mehr durch die 
kaufkräftige Nachfrage und damit 
durch die Ausgangsverteilung der Kauf­
kraft. Und dies vor dem Hintergrund ,  
daß individuelle Leistungszurechnung 
in einem arbeitsteiligen Produktions­
prozeß kaum möglich ist. Natürlich 
werden Scheinlösungen über gewichte­
te Komponenten (körperl iche oder psy­
chische Belastung, Arbeitsumfeld, Ar­
beitszeit etc.)  der gesamten Arbeitslei­
stung vorgenommen, doch die Frage, 
wie die vom Markt bewertete Gesamt­
leistung unter den Leistungsträgern 
aufgeteilt werden soll ,  bleibt weiterhin  
eine Frage des Ermessens, der  Ge­
wohnheit sowie der wirtschaftlichen und 
politischen Macht. 

Die Merkmale der Kooperation wer­
den zu Beginn an Hand eines ökonomi­
schen Grundmodells, des Gefangenen­
dilemmas, u ntersucht. Daraus abgelei­
tet folgen vertragliche und ethische Ko­
operationsmodelle. 

Der Autor erkennt folgende Bedin­
gungen kooperativen Handelns:  Die 

170 

24. Jahrgang ( 1 998) ,  Heft 1 

Spieler müssen erstens an der Koope­
ration interessiert sein und Kooperation 
erwarten .  Sie müssen sich zweitens am 
Grundsatz einer behutsamen Gegen­
seitigkeit orientieren. Sie müssen drit­
tens einen weiten Zeithorizont gelten 
lassen. Sie müssen viertens in der Lage 
und daran interessiert sein, ihre Gegen­
spieler wiederzuerkennen. Und sie 
müssen fünftens die Vorteile der Ko­
operation in einer Kosten-Nutzen-Kal­
kulation abwägen (S. 60ff). 

Um diese Bedingungen sicherstellen 
zu können, werden vertragliche Koope­
rationsformen gewählt, da diese freiwil­
l igen kollektiven Vereinbarungen die 
Spielsituation überschaubar machen 
und dazu beitragen , daß die Gegen­
spieler wiedererkannt und deren Hand­
lungen verläßlich werden. Außerdem 
reichen sie weit in die Zukunft und sind 
auf dauerhafte Beziehungen angelegt. 
Im Abschnitt "Ethik der Kooperation" 
meint Hengsbach, daß der Ansatz, Ko­
operation einzig und allein aus einem 
eingeninteressierten Vorteilskalkül her­
aus zu erklären, in eine Sackgasse 
führt. Er konstatiert die Beeinflussung 
der real existierenden Menschen durch 
zwei Faktoren, nämlich dem Streben 
nach Vergnügen und moralische Pfl ich­
ten . Jede Gruppe der Faktoren gehört 
zu einer eigenständigen Kategorie und 
wird nur teilweise von der anderen be­
stimmt; moralische Handlungen zeich­
nen sich dadurch aus, daß sie einem 
Imperativ gehorchen, verallgemeinert 
werden können, symmetrisch angelegt 
und internalisiert sind. Die Beziehung 
zwischen den beiden Gruppen von 
Faktoren,  die das Handeln bestimmen, 
können gleichsinnig, einander ergän­
zend, jedoch auch konflikthaltig und wi­
dersprüchlich sein (S. 69). 

Verläßliche Kooperation folgt zwei 
Spuren,  einer ökonomisch-rationalen 
Kalkulation und einer moralischen Ver­
pflichtung. Diese Dualität trifft weithin 
für menschliches Handeln und soziale 
Systeme zu. Sie folgen den beiden Im-
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pulsen , den eigenen Vorteil wahrzuneh­
men und moralischen Regeln zu ent­
sprechen. Das Kapitel schl ießt mit den 
Sätzen :  E ine Kooperation, in der einer 
der Beteil igten ausgenutzt wird oder die 
zu Lasten Dritter geht, ist ethisch n icht 
zu rechtfertigen. Wenn eine bestimmte 
Kooperation n icht im I nteresse aller Be­
teiligten ist, muß nach einer neuen Ko­
operationsform gesucht werden oder 
aber ein begrenzter Raum der Konkur­
renz eröffnet werden (S. 86). 

Um M ißverständnisse zu vermeiden, 
betont der Autor, daß das Paradigma 
der Kooperation kei nesfalls das Kon­
kurrenzparadigma einfach ablösen sol­
le. Auch wenn die Konkurrenz nicht zur 
universellen Handlungsnorm erhoben 
werden kann ,  g i lt doch unbestritten ,  
daß in  dem gesellschaftl ich zugewiese­
nen partikulären Handlungsbereichen 
der Marktwirtschaft eine Kooperation 
der Anbieter zu Lasten Dritter ausge­
schlossen und der Konkurrenzgrund­
satz entschieden durchgesetzt werden 
sollte. Dennoch beruht die Leistungsfä­
higkeit des marktwirtschaftl iehen Wett­
bewerbs darauf, daß dieser einer politi­
schen Regelung unterstellt bleibt. 
Im folgenden werden zwei Träger einer 
Kooperation im allgemeinen Interesse 
vorgestellt und geprüft: Staat und Zivil­
gesellschaft. 

Hangsbach beantwortet die Frage: 
" Ist der moderne Staat, wie er einer plu­
ralen Gesellschaft entspricht, dieser 
Aufgabe, allein und souverän eine nor­
mative Kooperation herzustellen , ge­
wachsen?" negativ. Als Begründung 
führt er an: Die Anziehungskraft der re­
präsentativen Demokratie auf junge Er­
wachsene hat in Deutschland ( 1 )  abge­
nommen. Zweitens hat sich die parla­
mentarische Demokratie der Bundesre­
publ ik (2) i n  eine Verbändedemokratie 
deformiert. Drittens ist eine präzise Ar­
beitstei lung zwischen den Wirtschafts­
subjekten ,  d ie sich den gesetzlichen 
Bestimmungen und demzufolge einem 
rigorosen Wettbewerbsdruck unterwer-
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fen ,  und den politischen Entschei­
dungsträgern, die für die Rahmenord­
nung zuständig s ind,  kaum möglich 
(S. 92ft). 

Mit dem Begriff "Zivilgesellschaft" 
wird kein abstraktes Referenzsystem 
bezeichnet, sondern d ie Menge freiwil­
liger nichtstaatlicher und nichtökonomi­
scher Zusammenschlüsse, in  denen 
sich Bürgerinnen organisieren, um sich 
an der öffentlichen Meinungs- und Wil­
lensbildung zu betei l igen , die gesell­
schaftl iche Öffentlichkeit zu beeinflus­
sen und für ihre I nteressen und Erfah­
rungen öffentliche Zustimmung zu fin­
den . Diese neuen sozialen Bewegun­
gen , die seit den siebziger Jahren auf­
treten , haben sich als Entstehungsorte 
neuer Formen der Solidarität unter ver­
änderten Bedingungen, als bedeutende 
Motoren gesellschaftlicher Veränderun­
gen und als markante zivilgesellschaft­
liche Akteure erwiesen. Soziale Bewe­
gungen können aus einem gemeinsa­
men Leidensdruck entstehen und eine 
Solidarität entstehen lassen, die n icht 
von oben her als Fürsorge der Starken 
für die Schwachen aufgebaut wird, son­
dern den kollektiven Widerstand der 
Benachteil igten trägt (S. 1 02). 

Das Kapitel endet mit der Erkenntnis, 
daß "eine politisch-normative Koopera­
tion , eine Kooperation im allgemeinen 
Interesse, ohne das Zusammenspiel 
kollektiver Akteure in  Staat, Wirtschaft 
und Zivilgesellschaft n icht vorstellbar 
ist" (S. 1 07). 

Um dieses Zusammenspiel auch ge­
währleisten zu können, müssen politi­
sche Kooperationsräume geschaffen 
werden. Da die Ziele und Strategien der 
Akteure von Leitbildern geprägt sind, 
gi lt es gemeinsame Leitbilder, einen 
Gesellschaftsvertrag,  zu entwickeln. 
Drei politische D imensionen der zu­
künftigen Lebens- und Arbeitsnormen 
bilden das hervorstechende Thema des 
zu formu lierenden Gesellschaftsvertra­
ges: das Leistungs-, das Geschlechter­
und das Naturverhältnis (S. 1 30). 

1 7 1  



Wirtschaft und Gesellschaft 

Im fünften Kapitel werden einzelne 
Handlungsfelder abgesteckt, in denen 
der Bestand an Spielregeln daraufhin 
überprüft werden muß, ob diese den 
zukunftsfähigen Leitbildern des Koope­
rationsraums entsprechen. Demgemäß 
müssen auch sie neu ausgehandelt 
werden. So werden beispielhaft vier po­
litische Kooperationsfelder (Beschäfti­
gungspakt, Generationenvertrag, Zeit­
bündnis und Währungsabkommen), die 
ein erhebliches Konfliktpotential enthal­
ten ,  erkundet (S. 149). 

Die vier "Wege aus der Arbeitslosig­
keit'' sind unterschiedlich nachvollzieh­
bar. Der erste Weg sieht die steuerliche 
Entlastung des Faktor Arbeits vor und 
wird zur Zeit allgemein ernsthaft d isku­
tiert. Ein zweiter Weg setzt bei der prä­
ventiven Tarifpolitik an und empfiehlt 
den Tarifpartnern, speziell den Gewerk­
schaften ,  den Tariflohn in einen festen 
Sockelbestandteil und in einen erfolgs­
abhängigen Bestandteil zu differenzie­
ren. Weiters wird die Beteiligung der 
unselbständig Beschäftigten am Pro­
duktionsvermögen auf der Grundlage 
von Tarifverträgen und Tariffonds vor­
geschlagen . Der dritte Weg verläuft 
entlang dem strukturellen Umbau der 
Industriegesellschaft zur Dienstlei­
stungswirtschaft oder Erlebnisgesell­
schaft. Als vierten Weg sieht der Autor 
einen Abbau des Exportfiebers und 
eine Präferenz des Binnenmarkts (S. 
1 63ff). 

Es sind auch vier Gründe, die den 
Kooperationsbedarf der Notenbanken 
mit zunehmender Globalisierung stei­
gen läßt. Erstens engt die Internationa­
lisierung der Finanzmärkte den geldpo­
litischen Handlungsspielraum für natio-
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nale Alleingänge ein. Zweitens sind 
Zentralbanken heute allenfalls dann in 
der Lage, den Außenwert ihrer Wäh­
rung dauerhaft gegen spekulative At­
tacken zu verteidigen, wenn den Markt­
teilnehmern die Bereitschaft mehrerer 
Zentralbanken, den Wechselkurs kon­
zertiert zu verteidigen, glaubhaft ver­
mittelt werden kann. Drittens drohen 
durch die internationalen Verflechtun­
gen Krisenerscheinungen wie Banken­
zusammenbrüche und Kursstürze in ei­
nem Land viel schneller und häufiger 
die Finanzinstitutionen und -märkte an­
derer Länder "anzustecken". Viertens 
ist mit der Globalisierung der Finanz­
märkte die Gefahr gestiegen, daß Kre­
ditinstitute ihren Hauptsitz in Ländern 
mit einer schwach ausgebildeten Ban­
kenaufsicht und besonders geringer 
Regulierungsdichte suchen oder ris­
kante Transaktionen durch komplizier­
te internationale Filialstrukturen von 
der Aufsichtsbehörde des Konzernsit­
zes verbergen (S. 1 76ff). 

ln den Abschnitten "Generationen­
vertrag" und "Zeitbündnis" finden sich 
nicht nur viele interessante Anregun­
gen, Hinweise und auch Datenmaterial , 
sondern auch einiges an Datenmaterial. 

Zum Abschluß sei auf den Preis hin­
gewiesen, denn es ist bemerkenswert, 
ein ökonomisches Sachbuch zu einem 
derart günstigen Preis erwerben zu 
können. 

Roland Marcon 

Anmerkungen 

( 1 )  Dies gilt wohl für die meisten westlichen 
Industrienationen .  

(2)  Dieser Vorwurf wird auch in  anderen 
Staaten erhoben. 

--------- --- - ---------------- ------
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Fritz Klenner t 

Am 29. Dezember 1 997 ist Fritz Klenner, der dem Redaktionsbeirat d ie­
ser Zeitschrift vom Beginn an angehört hat, im 92.  Lebensjahr verstorben.  
Das Besondere seiner Persönl ichkeit bestand dar in ,  daß er in mehreren 
Bereichen des öffentlichen Lebens außerord entlich erfolgreich tätig war: 
als Publizist und Autor vielbeachteter Bücher und Zeitschriftenartikel , als 
Funktionär der Gewerkschaftsbewegung in leitender Stel lung und als Po­
litiker, schließlich als Vorstandsmitglied der Bank für Arbeit und Wirtschaft. 
Es kann an dieser Stel le n icht daru m  gehen ,  d ie  vielfältige Tätigkeit Fritz 
Klenners umfassend darzustel len. Zu gedenken ist hier seiner Leistungen 
auf dem Gebiet der Wirtschafts- und Gesellschaftspol itik ,  dem auch ein 
Großteil seiner publ izistischen Tätigkeit zuzurechnen ist, sowie als Histo­
riker und Theoretiker der Gewerkschaftsbewegu ng.  

1 906 in Wien geboren ,  gehörte Klenner jener Generation an,  deren gei­
stig ambitionierte Vertreter sich ein fundierteras und umfassendes Wissen 
im zweiten Bildungsweg erwarben .  Für Klenner, der nach Absolvierung 
der Unterrealschule und einer kaufmännischen Fortbildungsschule bereits 
1 921  in die Länderbank als Lehrl ing eintrat, waren es die Gewerkschafts­
schule und die Parteischule der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei ,  wel­
che diese Bi ldungsmöglichkeiten eröffneten .  Man kann  auch annehmen, 
daß sich bei Fritz Klenner damals schon paral lel  zur gewerkschaftl ichen 
Tätigkeit, in  der er sich früh engagierte, das I nteresse an theoretischer Er­
kenntnis und Weiterverarbeitung von Erfahru ngen der praktisch-politi­
schen Tätigkeit entwickelte. Nach U nterbrechungen der gewerkschaftli­
chen und politischen Tätigkeit durch Ständestaat und Mi l itärd ienst im 
Zweiten Weltkrieg war Fritz Klenner bald nach seiner Rückkehr aus der 
Kriegsgefangenschaft in der gewerkschaftlichen Publizistik tätig . Er leite­
te die Verlagsunternehmungen des ÖGB und war insbesondere entschei­
dend am Aufbau des Europa-Verlages betei l igt, der in den sechziger Jah­
ren als sozialwissenschaftl iches Publikationsmedium eine Bedeutung in­
nehatte, für die es seither in Österreich kein zweites Beispiel gibt. 

Klenners eigene publ izistische Tätigkeit war zunächst gewerkschafts­
politischen Themen gewidmet. U mfang und Breite der Veröffentl ichungen 
Klenners sind umso erstaunlicher und bemerkenswerter, als seine Funk­
tionen im ÖGB, dessen stel lvertretender Generalsekretär er von 1 956 bis 
1 959 war, für sich schon ein intensives Tagespensum beinhalteten .  Die 
beiden ersten Bände von "Die Österreichischen Gewerkschaften" erschie­
nen 1 951 und 1 953, zusammen mit dem 1 979 erschienenen dritten Band 
sind sie auch heute noch Standard- und wichtiges Quellenwerk zur Öster­
reichischen Gewerkschaftsgeschichte. Von d ieser Gewerkschaftsge­
schichte gibt es auch mehrere kürzere, einbändige Versionen. 

ln der Zeit seiner unmittelbar politischen Tätigkeit a ls Nationalratsab­
geordneter der SPÖ ( 1 958 bis 1 961 ) und danach als Vorstandsmitgl ied 
und bald darauf Generald i rektor der Bank für Arbeit und Wirtschaft AG 
( 1 963 bis 1 972) widmete sich Klenner intensiv der U ntersuchung von 
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gesellschafts- und wirtschaftspolitischen Fragen ,  zu denen er vielbeach­
tete Bücher, Buchbeiträge und Zeitschriftenartikel veröffentlichte. Stellver­
tretend für die große Zahl  von Publikationen auf d iesem Gebiet seien ge­
nannt das Buch mit der wohl  stärksten Resonanz, "Das Unbehagen in der 
Demokratie", erschienen 1 956, in mehrere andere Sprachen übersetzt; 
eine erweiterte Version der dort dargelegten Gedanken "Das große Unbe­
hagen" ( 1 960) ;  sein Aufsatz zur Sozialpartnerschaft in dem Band "Be­
standsaufnahme Österreich 1 945-1 963"; sein Buch zur Frage der Arbeit­
nehmer-Mitbestimmung "Chance oder I l lusion?" ( 1 970). Mit d iesen und 
anderen Publikationen hat Fritz Klenner einen wesentlichen Anteil an den­
jenigen geistig-theoretischen Strömungen, welche der Gewerkschaftsar­
beit und darüber hinaus der pol itischen Arbeit der Sozialdemokratie eine 
neue, zeitgemäße Orientierung gaben . l n  Abkehr von den Vorstel lungen 
einer "Gegenwelt des Sozialismus" plädierte Klenner für eine Wirtschafts­
und Sozialpolitik auf der G rundlage der Marktwirtschaft, für deren Mitge­
staltung sowohl  unter Beachtung ihrer Funktionsprinzipien und Gesetz­
mäßigkeiten als auch der reformerischen Veränderungsansprüche der 
wirtschaftlich und politisch partizipierenden Arbeitnehmerschichten.  

Ein besonderes Anliegen war Fritz Klenner stets die Pflege einer freien 
und intel lektuell anspruchsvollen Diskussion , für welche die zah l reichen 
Publikationen des Europa-Verlages aus den von einer geistigen Aufbruch­
stimmung auf vielen Gebieten geprägten sechziger und siebziger Jahren 
auch heute noch ein faszinierendes Zeugnis ablegen. Zusammen mit Edu­
ard März, Phil ipp Rieger, Heinz Kienzl und anderen war Fritz Klenner auch 
einer der Mitbegründer des Arbeitskreises Dr. Benedikt Kautsky (gegr. 
1 961  ) . An die Anfangszeiten dieses wirtschaftspol itischen Diskussion­
forums erinnert sein 1 982 erschienener Aufsatz. Auch die Gründung d ie­
ser Zeitschrift - der erste Jahrgang von "Wirtschaft und Gesellschaft" er­
schien 1 975 - wurde von Fritz Klenner unterstützt. Die ersten Bände der 
Zeitschrift sind im Europa-Verlag erschienen , der zum 70. Geburtstag 
Klenners die u mfangreiche Festschrift "Wirtschaft und Politik" heraus­
brachte. 

Klenner war einer der letzten Repräsentanten eines Typus von Intellek­
tuellen in der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung,  welcher sowohl im 
schriftstellerisch-publizistischen Bereich a ls  auch in der politischen Praxis 
und in seinem Fall auch noch im wirtschaftlichen Bereich erfolgreich ge­
wirkt und dauerhafte Spuren h interlassen hat. Mit zunehmender Speziali­
sierung und D ifferenzierung der Lebensbereiche und Wissenschafts­
diszipl inen gehören solche Biographien der Vergangenheit an.  

Günther Chaloupek 
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Erwähnte Veröffentlichungen von und über Fritz Klenner 

Die Österreich ischen Gewerkschaften .  Band I bis 1 1 1 .  Wien 1 951 , 1 953, 
1 979, Verlag der Österreichischen Gewerkschaftsbundes. 

Hundert Jahre Österreichische G ewerkschaftsbewegung. Entstehung 
und Entwicklung .  Wien 1 981 , Verlag des Österreichischen Gewerk­
schaftsbundes. 

Das Unbehagen in der Demokratie .  Wien 1 956, Verlag der Wiener 
Volksbuchhandlung . 

Das große Unbehagen.  Wien 1 960, Europa-Verlag . 
Die Sozialpartner, i n :  Jacques Hannak (Hrsg . ), Bestandsaufnahme 

Österreich 1 945-1 963. Wien 1 963, Forum-Verlag , S 1 42-1 59. 
Chance oder I l lusion? Zum Problem der betrieblichen wirtschaftlichen 

Mitbestimmung . Wien 1 970, Europa-Verlag . 
Benedikt Kautsky und der Arbeitskreis, der seinen Namen trägt, in :  Wirt­

schaft und Gesellschaft 8.  Jgg. ( 1 982) ,  S 547-561 .  
Wirtschaft und Pol itik .  Festschrift für Fritz Klenner, Wien 1 976, Europa­

Verlag. 
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"Materialien zu Wirtschaft und Gesellschaft" sind unregelmäßig erschei­
nende Hefte, in denen aktuelle Fragen der Wirtschaftspolitik behandelt werden. 
Sie sollen in erster Linie Informationsmaterial und Diskussionsgrundlage für an 
diesen Fragen Interessierte darstellen. 

Heft 1 -51 : vergriffen 
Heft 52: Beschäftigung und wirtschaftliche Dynamik in Europa; Oktober 1 994 
Heft 53: Aspekte der Arbeitsmarktintegration von Lehranfängern; September 

1 994 
Heft 54: Saisonale Muster von Beschäftigung und Arbeitslosigkeit in Öster­

reich; September 1 994 
Heft 55: Interessenssysteme und Politik, Versuch einer Evaluierung; Jänner 

1 995 
Heft 56: vergriffen 
Heft 57: Anmerkungen zum Verhalten börsenemittierender Unternehmen aus 

einzel- und gesamtwirtschaftlicher Sicht; Juni 1 995 
Heft 58: Kosten und Finanzierung der Lehrlingsausbildung - Empirische und 

konzeptionelle Probleme; Oktober 1 995 
Heft 59: Entwicklung und Zukunft der Österreichischen Sozialpartnerschaft; 

Dezember 1 995 
Heft 60: Argumente zur Pflichtmitgliedschaft in den Kammern; Dezember 

1 995 
Heft 61 : Zwischen Erwerbstätigkeit und Familie; Die Verteilungssituation un� 

selbständig beschäftigter Frauen in Österreich; März 1 996 
Heft 62: 75 Jahre Wirtschaftspolitik der Arbeiterkammer; Juni 1 996 
Heft 63: Vermögen, Erben und Erbschaftssteuer in Österreich; Februar 1 997 
Heft 64: Das EU-Budget; April 1 997 
Heft 65: Internationaler Wettbewerb: Herausforderung für Lohn- und Beschäf­

tigungspolitik; Mai 1 997 
Heft 66: Beschäftigungs- und Budgetpolitik: Erfahrungen in Irland, den Nie­

derlanden, Dänemark - und was daraus zu lernen ist; Juni 1 997 
Heft 67: Die betrieblichen Kosten der Lehrlingsausbildung; Juni 1 997 
Heft 68: Grundsätze und Wirkungsweise der europäischen Beschäftigungs­

und Arbeitsmarktpolitik; Juli 1 997 

Eigentümer, Verleger, Herausgeber und Vervielfältiger: Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien; 

Alle: 1041 Wien, Prinz Eugen-Straße 20-22, Postfach 534 
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